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Editorial                                                                                                  Seite 1                                                                                    

 

Editorial: Haltung zeigen!  Von Reinhard M. W. Hanke 

 

Themen global, die uns auch bewegen                                     Seiten 2 ï 24 

 
01) Der Weltverfolgungsindex 2021 ï Wo Christen am stärksten verfolgt werden 
02) USA: ĂZigeunerfalterñ und ĂZigeunerameisenñ sollen umbenannt werden 
03) Zu ĂStatolatrieñ auf der rechten Seite. Von Daniele Scalea 
04) Prof. Patrick Deneen: ĂDer Liberalismus ist nicht nachhaltig, weil er sich selbst die  
      Wurzeln abschneidetñ. Das Ziel der heutigen LGBT-Ideologie ist die Liquidierung der  
      heterosexuellen Norm. Von Imre CsekŖ 
05) Indiens Aadhaar, oder warum die Freiheit f¿r den Ădigitalen Leninismusñ aufgegeben  
      Wird. Von Agnieszka Stelmach 
06) Die Privatisierung der weltpolitischen Macht ist das Vorspiel zur globalen Tyrannei. 
      Von José Papparelli 
07) Wenn die Heimat über allem steht. Von Álvaro Peñas 
 

Sonderthema Corona-Pandemie                                               Seiten 25 - 67 
 
01) Russische Restaurant-Kette bietet Kunden temporär tätowierte QR-Codes  als Corona- 
      Impfnachweis an! 
02) Covid-Impfzwang ist weder rechtlich noch medizinisch gerechtfertigt.  
      Von Dr. Nicole Delépine 
03) Corona: So geht Manipulation ï wie Kurz Österreich zum Narren hält 
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04) USA: Laut Dr. McCullough gibt es nach Anti-Covid-Impfung zehnmal mehr  
     Todesfälle als offiziell zugegeben 
05) RKI-Chef gibt zu: FFP2-Masken schützen nicht besser als OP-Masken 
06) Unis decken auf: Impfstoffe Ăverunreinigtñ ï auch menschliche Rückstände (!) dabei 
07) Portugal und Covid: Gericht bestätigt, dass nur 152 Todesfälle auf Covid        
      zurückzuführen sind und nicht 17.000 
08) Kollektive Immunität nach Anti-Covid-Pseudoimpfstoff-Injektionen: Mythos versus  
      bewiesene Fakten. Von Dr. Gérard Delépine 
09) Virologe spricht sich live gegen Kinder-Impfungen aus, Moderator gerät in Panik  
      (VIDEO) 
10) Tausende Flüge fallen aus, weil geimpfte Piloten erkranken oder sterben 
11) Zwangsimpfung? Von Philippe Ségur 
12) Public Health England: Geimpfte Menschen sterben dreimal häufiger an der  
      Deltavariante 
 

Wanderungen und Einwanderungen                                                            Seiten 68 - 92 

 
01) Wo Recht zu Unrecht wird: Über die Genfer Konvention und den Asylmissbrauch. 
      Von Andreas Mölzer 
02) D: Die Mehrheit der syrischen Migranten braucht staatliche Unterstützung. 
      Von Zoltán Wittich 
03) Über Doppelmoral 
04) Francis Fukuyama: ĂDie Einwanderung muss aufhºrenñ 
05) Libyen: Gemeinde Zuwara weist Migranten aus 
06) ĂMohammedñ wurde aus einer ¦bersetzung von Dantes Inferno entfernt, um nicht zu  
      Ăbeleidigenñ 
07) Das Ende der weißen Rasse? Im Jahr 2100 wird jeder dritte Bewohner der Erde  
      dunkelhäutig sein 
08) NGOs und Schlepper bringen abgeschobene Vergewaltiger nach Italien zurück 
09) Wien: Linksextremist*innen stürmen oe24-Büro, weil TV-Sender Nationalität der  
      Mädchenmörder nannte 
10) EU richtet Fonds zur ĂEntwicklung regulªrer Migrationñ ein 
11) ĂEuropa hat keine Ahnung, womit es es zu tun hatñ. Von Loretta Tóth 
12) Die tiefe Dimension der Einwanderung, die Europa nicht versteht, aber Erduldet 
      Von Lorenzo Bernasconi 
 

Politische Themen in Europa (ohne Deutschland)             Seiten 93 - 235 
 
01) Die stille Zensur des technoglobalen Zeitalters. Von José Papparelli 
02) Vielfalt ï mit zweierlei Maß. Von Martin Josef Böhm 
03) Moskau warnt vor den Gefahren der Verwestlichung 
04) Das Europa der Patrioten ist geboren. Von Alvaro Peñas und José Papparelli 
05) Bill Ravotti: Im Kampf gegen den EU-Moloch ist die mitteleuropäische        
      Zusammenarbeit entscheidend. Von Bill Ravotti 
06) Mitteleuropa: Die wichtigsten Nachrichten vom 12. bis 18. Juli 2021 
07) Mitteleuropa: Die wichtigsten Nachrichten vom 5. bis 11. Juli 2021 
08) Mitteleuropa: Die wichtigsten Nachrichten vom 28. Juni bis 4. Juli 2021 
09) Tamás Menczer: Die V4 ist heute das stärkste Bündnis in der Europäischen Union 
10) Polnisches Verfassungsgericht: EUGH hat kein Recht, seine Zuständigkeit zu erweitern 
11) Stellungnahme des Ordo Iuris Instituts zur Justizreform in Polen 
12) Polen stellt sich offen gegen LGBTQ-Propaganda 
13) Warschau und Brüssel haben einen schwierigen Waffenstillstand erreicht 
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14) Warschau sagt, dass nationales Recht Vorrang haben soll 
15) Ordo Iuris: EuGH versagt beim Test der Rechtsstaatlichkeit und der Achtung des Rechts  
      auf einen Prozess 
16) Polen: ĂHALT der sanitªren Segregationñ 
17) David Engels: Brief aus Warschau ï Ein schwieriger Spagat 
18) Collegium Intermarium: eine neue Universität, die Akademiker aus Mitteleuropa  
      Verbindet 
19) CZ: Senat stimmt einer Änderung zu, die es Frauen erlaubt, das Suffix  ová    
      Wegzulassen 
20) Tschechischer Präsident kritisiert Transgender-Propaganda und LGBT-Parade in Prag 
21) Die Verteufelung Ungarns und die Fakten. Von Dr. Andreas Unterberger 
22) Direkte Demokratie in Ungarn ï von der EU verachtet. Von Elmar Forster 
23) ĂDie Ungarn wollen nicht wie Mitglieder zweiter Klasse in der EU behandelt werdenñ 
      Von Álvaro Peñas 
24) Französischer Historiker: Orbán versteht die Herausforderungen des neuen  
      Jahrhunderts 
25) Wirtschaftsexperte: EU-Unterstützung ist nicht kostenlos. Von Gergely Kiss 
26) Ungarn: Soros finanziert aggressive LGBTQ-Kinder-Propaganda 
27) Die EU droht Ungarn mit einem Vertragsverletzungsverfahren, Budapest schlägt zurück:  
      ĂWir werden nicht zulassen, dass LGBT-Aktivisten unsere Schulen und Kindergärten  
      betretenñ 
28) Viktor Orbán besuchte einen Zeitungskiosk, um zu sehen, wie es um die        
      Pressefreiheit in Ungarn steht 
29) Orbán mit ganzseitigem, EU-kritischen Inserat in der ĂPresseñ 
30) Erklärung zum Schutz der Nationen und der christlichen Traditionen 
31) ĂFidesz hat sich dem Aufruf angeschlossenñ (Video) 
32) ĂDie Beziehungen zwischen Ungarn und der Slowakei waren noch nie so gutñ 
33) Bischof Andreas Laun zum ungarischen Anti-Gender-Gesetz: Orbáns Kritiker sollten  
      sich schämen! 
34) George Sorosó Sohn steht hinter Mark Ruttes anti-ungarischen Angriffen 
35) Viktor Orbán: Einheit in Vielfalt ï das ist die Zukunft der EU 
36) Die Familienpolitik der ungarischen Regierung. Von Szabolcs Ritó 
37) Álvaro Peñas: Wir müssen die Geschichte akzeptieren und den Toten auf allen Seiten  
      Tribut zollen. Von Leo Mariĺ 
38) Herr Kommissar Timmermans, Sie haben keine Ahnung, wovon Sie reden! 
      Von Janez Remġkar 
39) Slowenien übernimmt zum zweiten Mal die EU-Ratspräsidentschaft 
40) Der slowenische Ministerpräsident ist in Brüssel nicht willkommen 
41) Sloweniens EU-Ratspräsidentschaft startete mit starkem Gegenwind. Von Judi Tamara  
      (Brüssel) 
42) Linke Hysterie über die slowenische EU-Ratspräsidentschaft. Von Peter Truden 
43) ĂPrideñ ist auch in Kroatien nicht willkommen 
44) Ungarn hat Interesse an Serbiens EU-Beitritt. Von Éva Harangozó 
45) Die Ăoffene Gesellschaftñ wird in Albanien durchgesetzt. Von Álvaro Peñas 
46) Anti-Rassismus-Wahn im Fussball: EM-Sieger Italien Ăzu weiÇñ und Ărechtsñ 
47) Salvini: Ă āIch habe die Charta der Souverªnisten unterschrieben, aber ich bleibe bei  
      Draghiñ. Von L. Monticelli (La Stampa) 
48) Draghi will 4 islamische Länder in der EU 
49) Francesco Giubilei: Eine Kultur der Auslöschung würde alles monochrom machen.  
      Von György Kerékgyártó 
50) Schweizer Ăreformierenñ die franzºsische Sprache 
51)  Frankreich: ĂZemmour Pr®sidentñ-Plakate in mehreren Städten 
52) GB wird Länder sanktionieren, die sich weigern, ihre Migranten zurückzunehmen 
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53) Großbritannien will nach Dänemark und Australien seine Asylbewerberzentren nach  
      Afrika verlagern 
54) London: Kritik an Kolonialismus und ĂTransphobieñ auf dem Trafalgar Square 
55) Eine neue islamisch inspirierte Partei in Schweden 
 

Politik in Deutschland und in nahen Staaten                      Seiten 236 - 264 

 
01) Wieso wir jetzt unbedingt Elektroautos brauchen ï oder auch nicht 
02) Ge(nde)rmania. Von András Kelemen 
03) Und am Ende hat Deutschland Europa erobert. Von Fabio Bozzo 
04) Deutschlands Verbot der Hamas-Flagge: eine oberflächliche Maßnahme.  
      Von Soeren Kern 
05) Migrationsforscher: Deutschland hat ein Islamismus-Problem. Von David Berger 
06) Österreich ist erstes europäisches Land, das die Muslimbruderschaft offiziell verbietet 
07) Im Schatten des Halbmondes ï Islam in Österreich. Von EP 
08) Österreich: Reformenstau hemmt Start-ups im Sprung. Von Dr. Johann Hüthmair 
09) Migranten töten wieder, dieses Mal in unserer Nachbarschaft. Von Andrej Sekuloviĺ 
10) Österreich: FPÖ-Chef Herbert Kickl fordert Konsequenzen nach Mord an 13-jährigem  
      Mädchen 
11) Südtirol: Skandal um Freiheitliche, die gegen Amnestie für Freiheitskämpfer stimmten 
 

Diese Themen wurde auf unsere Leitseiten gesetzt: 
 
A)  Hat das Regionalmuseum in Krockow/Krokowa in der Nordkaschubei mit  
      der Außenstelle des Westpreußischen Landesmuseums eine Zukunft? 
      Von Dr. Jürgen Martens 
Seite IV zum AGOMWBW-Rundbrief Nr. 792 vom 17.06.2021 
 
B)  Ist das Regionalmuseum in Krockow/Krokowa - Außenstelle des  
      Westpreußischen Landesmuseums ï am Ende? 
      Von Dr. Jürgen Martens 
      <http://www.westpreussen-berlin.de/AWR-    
      Leitseiten/20200810_Leitseiten_Krockow_Regionalmuseum.pdf> 
 
 

Pfarrer Steffen Reiche, Kirchengemeinde Berlin-Nikolassee    S. 265 - 271                                                                                                   

 
Hinweise und Andachten 
 
 

Aufruf zur Unterstützung                                                     Seiten 272 ï 274 

 

1) Finanzielle Unterstützung der Landsmannschaft Westpreußen e.V. Berlin     

2) BdV: Ewige Flammeñ in Berlin-Charlottenburg braucht Ihre Unterstützung 

3) Aufruf des Leibniz-Instituts für Länderkunde: Heimatzeitschriften erbeten! 

 

ĂZum Wohle des deutschen Volkeséñ, Grundgesetz, Artikel 64 und 56                Seite 275 

Du musst denken é.                                                                                              Seite 276 
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A.  a) Leitgedanken                                                                             Seite 277 
 

ĂVerletze niemanden, vielmehr hilf allen, soweit du kannst.ñ Arthur 

Schopenhauer 

Was wir heute tun, entscheidet darüber, wie die Welt von Morgen aussieht! 

Marie von Ebner-Eschenbach (1830-1916) 

ĂHeimat gestalten und nicht nur verwalten!ñ  LW Berlin 

 

A.  b)  Forderungen und Grundsätze                                               Seite 278 

 

Diese Themen finden Sie jetzt auf unseren Leitseiten: 

 
<http://www.westpreussen-berlin.de/AWR-

Leitseiten/20200810_Leitseiten_Forderungen-Grundsaetze.pdf> 

 

1)  Rettet die kulturelle Vielfalt ï rettet den Sonnabend! ĂRote Karteñ f¿r die   

     Berliner Verkehrsbetriebe (BVG) 
 

2)  Der Begriff ĂVandalismusñ ist zu brandmarken! 

 

A. c) Mitteilungen                                                                     Seiten 279 - 285  
 
01) 71. Sudetendeutscher Tag in München ï Einladung und Programmvorschau 
 

A.  da) Berichte                                                                        Seiten 286-   317 

 
01) Würdige Gedenkfeier für das zweite Todesopfer des Bozner Blutsonntag/Straßen- 
      benennung nach Daprà wäre starkes Zeichen gegen Straßenmob, Gewalt und  
      Faschismus 
02) Marc P. Halatsch: Gedenktag für die Opfer von Flucht und Vertreibung: ĂGewaltsamer  
      Heimatverlust war und ist ein schweres Verbrechenñ 
03) 6. Vergabe des Hessischen Landespreises ĂFlucht, Vertreibung, Eingliederungñ:  
      Schwerpunkt aktuelle Gedenktage 
04) Franz-Werfel-Menschenrechtspreis an Bundespräsidenten a.D. Joachim Gauck  
      Verliehen 
05) Hohe Auszeichnung für Herta Müller 
06) Neuer Band ĂVertriebene in SBZ und DDRñ. Kulturstiftung der deutschen Vertriebenen  
      und Deutsche Gesellschaft stellen Buch vor 
07) Kulturelle Leistung der Zisterzienser. Im Haus Schlesien fand im Juni 2021 das      
      Einstiegsseminar statt 
08) ĂVersºhnung, Freiheit, Erneuerungñ. Egon Primas bei der St. Annaberg-Wallfahrt in  
      Oberschlesien 
09) Langjährige Vorsitzende in Waldenburg mit dem Verdienstkreuz an Bande gewürdigt 
10) FUEN-Präsident Vincze setzt sich für Abschaffung der Beneġ-Dekrete ein 
11) Generationenwechsel am Heiligenhof. Umfangreiche Veränderungen im Vorstand und  
      im Stiftungsrat. Von Gustav Binder 
12) Der ĂR¿bezahlñ der Formel 1 
13) Ergänzung zu den Wahlen der SL-Spitze 

http://www.westpreussen-berlin.de/AWR-Leitseiten/20200810_Leitseiten_Forderungen-Grundsaetze.pdf
http://www.westpreussen-berlin.de/AWR-Leitseiten/20200810_Leitseiten_Forderungen-Grundsaetze.pdf
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14) Von Maas ernannt: Posselt wieder im Beirat 
15) Komenský-Schule in Wien konnte die weiße Fahne hissen 
 

A.  db) Berichte von Fachtagungen                                       Seiten 318 - 332                                      

 
01) Tagungsbericht: transmortale X ï Neue Forschungen zum Tod 
02) Tagungsbericht Migration and Racism in the United States and Germany in the  
      Twentieth Century 
03) Tagungsbericht Nostalgie und Erinnerung. 17. Doktorandenforum des Leibniz- 
       Zentrums für Zeithistorische Forschung Potsdam 
 

A.  ea) Dokumentationen, Projekte, Diskussionen              Seiten 333 - 362 

 

01) Merkel: ĂW¿rdiger Raum der Erinnerungskulturñ. ĂDokumentationszentrum Flucht,  

      Vertreibung, Versºhnungñ erºffnet 

02) Schatztruhe für Wünsche und Erwartungen. Zur Eröffnung des       

      Dokumentationszentrums in Berlin 

03) Aus Unrecht zur Versöhnung. Dr. Christean Wagner zur Dokumentationsstätte in Berlin 

04) Zentrum gibt Aufarbeitung neuen Impuls. Dokumentationszentrum ist Meilenstein der  

      Erinnerungspolitik 

05) Aus Unrecht zur Versöhnung ï Dokumentations- und Erinnerungsstätte zu Flucht und  

      Vertreibung in Berlin eröffnet. Pressemitteilung des Zentrums gegen Vertreibung 

06) Dr. Fabritius: Wichtiger Baustein in der Erinnerungslandschaft der BdV-Präsident zur  

      Eröffnung des Dokumentationszentrums Flucht, Vertreibung, Versöhnung 

07) Zentrum Flucht und VertreibungDer schwierige Umgang mit einem Trauma  

      der Deutschen. Von Victoria Eglau 

08) éªndert nichts daran, dass die Vertreibung ein Unrecht war! Von Jenny Schon 

09) Auch dieses Erinnern tut gut ï und weh 
      Die ĂPresseñ berichtet hier ¿ber das nach jahrelangem Streit k¿rzlich erºffnete    
      Dokumentationszentrum der Vertreibung Millionen Deutscher in Berlin 
10) ĂAus Sicht der Fl¿chtlinge die Welt betrachtenñ. Die Friedrich-Ebert-Stiftung im  
      Gespräch mit Andreas Kossert 
 

A.  eb) Dokumentationen, Projekte, Diskussionen: Veränderung der   

     Geschichtslandschaft durch Umbenennung von Straßen S. 363 - 368  

 

Die Berichte über die Umbenennungen von Mohrenstraße und Kaiser-Wilhelm-Platz 

in Berlin werden zurzeit für die Veröffentlichung in unseren Leitseiten vorbereitet! 

01) Die Fronten bleiben. Streit um die Umbenennung der Mohrenstraße in Mitte geht  

      weiter 

02) Widerspruch kann teuer werden. Bezirk Mitte weist auf Verwaltungskosten bei  

      Eingaben gegen Straßenumbenennung hin. Von Dominik Bardow und Elmar Schütze 

03) é und auch in anderen Bezirken StraÇenumbenennungen, beispielsweise in  

      Tempelhof-Schöneberg 

 

 

Dieses Thema finden Sie jetzt auf unseren Leitseiten: 
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      Von der Geschichtsklitterung zur Geschichtsfälschung:  

      Straßenumbenennungen für eine andere Republik, für eine andere  

      Gesellschaft ï für ein anderes Volk?  
 

 

      Das Beispiel Steglitz-Zehlendorf in Berlin: Paul von Hindenburg, Max von  

      Gallwitz, Georg Maercker 

 

http://www.westpreussen-berlin.de/AWR-

Leitseiten/20200810_Leitseiten_Geschichtslandschaft_Strassen_Gede

nktafeln_%20Ehrengraeber.pdf  

 

A. f) Ehrungen, Gedenken, Nachrufe                                   Seiten 369 - 370 
 

01) Gustav Freytag zum 205. Geburtstag. Von R.  Maywald 

 

A. g) Fördermöglichkeiten                                                              Seite 371 

 

Diese Themen finden Sie jetzt auf unseren Leitseiten: 

01)  Preise & Stipendien des Deutschen Kulturforums östliches Europa e. V.  
       und weiterer Einrichtungen 
02) Förderpreise und Förderstipendium der Copernicus-Vereinigung für  
      Geschichte und Landeskunde Westpreußens e. V.                                                                                                                    
03) Bund der Vertriebenen: Beratungsstellen für Finanzielle Förderungen und  
      Heimatsammlungen nehmen Tätigkeit auf 

 

<http://www.westpreussen-berlin.de/AWR-

Leitseiten/20200810_Leitseiten_Foerdermoeglichkeiten.pdf>  

 
 

A. h) Beiträge zur geschichtlichen und geographischen Landeskunde   

         Seiten 372 - 417                                                                                           

 
01) Raumforschung und Raumordnung, Band 79, Heft 3/2021. 
       Institut für Länderkunde Leipzig. Newsletter IfL-Publikationen 8/2021 
02) Unseren Stolz und den Regenbogen zurückgewinnen. Von José Papparelli 
03) Ein Viertel aller estnischen Wörter stammt aus dem Deutschen 
04) Die Br¿cke bei CzerwiŒsk ï ein Meisterwerk altpolnischer Ingenieurskunst 
      Dank des Brückenbaus haben die Polen die Schlacht bei Grunwald (Tannenberg)  
      Gewonnen. Von Marcin Bak 
05) Wie schlimm ist das aktuelle Hochwasser in Deutschland? 
06) Hochwasser in Deutschland: nur Behördenversagen oder bewusst in Kauf        
      genommene Katastrophe? 
07) Ein starkes Stück Landesgeschichte. Rüdiger Scholz MdL zur Landesaufnahme Unna- 
      Massen 
08) Ausbau erneuerbarer Energien könnte Milliarden einsparen 

http://www.westpreussen-berlin.de/AWR-Leitseiten/20200810_Leitseiten_Geschichtslandschaft_Strassen_Gedenktafeln_%20Ehrengraeber.pdf
http://www.westpreussen-berlin.de/AWR-Leitseiten/20200810_Leitseiten_Geschichtslandschaft_Strassen_Gedenktafeln_%20Ehrengraeber.pdf
http://www.westpreussen-berlin.de/AWR-Leitseiten/20200810_Leitseiten_Geschichtslandschaft_Strassen_Gedenktafeln_%20Ehrengraeber.pdf
http://www.westpreussen-berlin.de/AWR-Leitseiten/20200810_Leitseiten_Foerdermoeglichkeiten.pdf
http://www.westpreussen-berlin.de/AWR-Leitseiten/20200810_Leitseiten_Foerdermoeglichkeiten.pdf
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09) Erfolgreiche Spurensuche in Trautenau 
10) Unbekannte verschandeln Prager Karlsbrücke 
11) Kleines Wunder in Südmähren: vom Tornado unter Trümmern begrabener Hund gerettet 
12) Neunzig Prozent des Tornado-Gebietes vom Schutt befreit 
13) ñUgros eliminandos esseò (Die Ungarn m¿ssen ausgerottet werden). 
      Von László Domonkos 
14) Die Burg Visegrád soll restauriert werden 
15) Neue Anti-Ungarn-Kampagne gegen Hotel-Projekt in Kroisbach (FertŖr§kos) 
      Von Elmar Forster 
16) 40 Jungstörche in Rust 
17) Die Wasserbüffel vom Ökopark Sándorfalvi 
18) Ungarische Kleinbahnen: Von Lenti bis nach Kistolmács. Von Rainer Ackermann 
19) Deutsche Straßennamen in der Stadt Subotica 
 

A. i) Plattform des Arbeitskreises für ostdeutsche Landsmannschaften  

        u.ä. (Historisches Ostdeutschland und östliches Mitteleuropa) 

Seiten 418 - 420                                                                                     

 
01) Zentrale Festveranstaltung zum Tag der Heimat 2021 
02) Aktuell: Der Westpreußen / Unser Danzig ï in zwei Ausgaben 
03) Landsmannschaft Schlesien ï Nieder- und Oberschlesien e.V. Berlin-Brandenburg  
      vervollständigt Vorstand durch Briefwahl 
 

A. i) Plattform des Arbeitskreises für landsmannschaftliche ostdeutsche  

       Heimatkreise (Historisches Ostdeutschland und östl. Mitteleuropa  

Seite 421 - 427 

 
01) Heimatkreis Wirsitz: Einladung zur 30. Weißenhöher Himmelfahrt, 24. bis 31. Juli 2021 
02) Sommertage an Netze und Brahe mit einem ĂKleinen Treffenñ, 14. bis 21.08.2021 
03) Heimatkreis Schneidemühl: Patenschaftstreffen in Cuxhaven abgesagt, neuer Heimat- 
      brief 
 

B. a) Vortragsveranstaltungen                                             Seiten 428 ï 433 

 

Da zurzeit weitgehend Präsenzveranstaltungen noch nicht möglich sind, verzichten 
wir hier auf repräsentativ zu nennende Ankündigungen! 
 

01)  31.07.2021, Literaturhaus Berlin: Familienlesung »Emil und die Detektive«. Mit Rainer  

       Strecker  Junges Literaturhaus - Familienveranstaltung im Garten 

02) 10,08.2021, Literaturhaus Berlin: »Asking the Archive«: Über 35 Jahre Li-Be Archiv 

       Lesung und Diskussion  

03) 19.08.2021, Literaturhaus Berlin, im Garten:Eva Menasse »Dunkelblum«.         

      Buchpremiere. Die Autorin im Gespräch mit Alexandru Bulucz 

04) 26.08.2021, Literaturhaus Berlin: Gedankenflieger Berlin: Wie geht Gerechtigkeit? 

      Junges Literaturhaus. Mit Ina Schmidt 

05) 27.08.2021, LIteraturhaus BerlinDürrenmatts »Stoffe«. Jubiläum.  

      Zum 100. Geburtstag des Schriftstellers sprechen Peter Erismann und Ulrich Weber mit  

      Eva Pfister über Dürrenmatts Spätwerk. Es liest Martina Gedeck. 

06) 31.08.2021, Literaturhaus Berlin: Natascha Wodin »Nastjas Tränen« 

      Buchpremiere. Im Garten. Die Autorin im Gespräch mit Dmitrij Kapitelman 
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05) 23.09.2021, Klaus-Zernack-Colloquium 2021 online: Völlig vergessen ï die  

      oberschlesische Kämpferin Agnes Wabnitz, Vortrag von Roswitha Schieb, Borgsdorf b.  

      Berlin; Stets gegenwärtig ï die jüdische Intellektuelle Rosa Luxemburg.  Vortrag von 

      Holger Politt, Rosa-Luxemburg-Stiftung 

 

 B. b) Vorlesungsreihen, Podiumsdiskussionen, Seminare u.ä.                                

                                                                                                Seiten 434 ï 504 

 

01) 23.07.2021, Bund der Danziger, in Düsseldorf: Danziger Kulturtagung in Düsseldorf,  

02) 30.07.ð01.08.2021, Frauenverband des BdV, Bad Kissingen: Frauen bewätigen  

      Extremsituationen. Einladung zur internationalen Begegnungstagung 

03)  03.  bis 04.08.2021, Heiligenhof, Bad Kissingen: Kultureinrichtungen  im Dialog.  

       Landsmannschaften und Kultureinrichtungen der  Vertriebenen im Dialog  mit Bund,   

       Ländern und Wissenschaft 

04)  25. bis 28.08.2021, Deutsches Polen-Institut gefördert durch Sanddorf-Stiftung  

       Regensburg: Interdisziplinäre Sommerakademie des Deutschen Polen-Instituts  

05) 06. ï 11.09.2021, Universität Greifswald, digital: Cieszyn, TŊġ²n, Teschen. One region,  

      one culture?  

06) 05. bis 08.10.2021, München, Historikertag 2021: Epochenübergreifende Sektionen  

07) 05. bis 08.10.2021, München, Historikertag 2021: Mittelalterliche Geschichte 

08) 05. bis 08.10.2021, München, Historikertag 2021: Frühe Neuzeit  

09) 05. bis 08.10.2021, München, Historikertag 2021: Neuere und Neueste Geschichte 

10) 05. bis 08.10.2021, München, Historikertag 2021: Sozial- und Wirtschaftsgeschichte 

11) 05. bis 08.10.2021, München, Historikertag 2021: Kulturgeschichte 

12) 05. bis 08.10.2021, München, Historikertag 2021: Podiumsdiskussionen 

13) 13.  bis  15.10.2021,  Zentrum Mittleres und Östliches Europa (TU Dresden); Museum    

       für Kohlebergbau in Zabrze / Hindenburg OS. Veranstaltungsort Digital; Zabrze     

       /Hindenburg OS; Dresden: Industrialisierung in Oberschlesien im āZeitalter der  

       Extremeó. Eine Kulturgeschichte der Wirtschaft am Beispiel des Ballestrem-Konzerns  

       ca. 1890-1950  

14)  14. bis  15.10.2021, Lehrstuhl für Militärgeschichte / Kulturgeschichte der Gewalt,  

       Alex J. Kay, Historisches Institut, Universität Potsdam: Nachwuchskolloquium zur  

       Militärgeschichte  

15)  25. bis  26.10.2021, Forschungsverbund Neue Universität (Universität Kassel):  

       Stadterweiterung in Zeiten der Reurbanisierung ï neue Suburbanität?  

       Online-Abschlusstagung des Forschungsverbunds Neue Suburbanität (Universität  

       Kassel) 

16)  November in Soest, Tagung der BAG für Ostdeutsches Kulturerbe im Unterricht e. V.: 
       Der große Aufbruch 1968 ï ein Mythos von gestern 
17) 05.11.2021, Dr. John Gallagher (University of Leeds, UK) und Prof. Ulrike Krampl  
      (université de Tours/CeTHiS, Frankreich), Online: Die mehrsprachige Stadt (ca. 125 bis  
      ca. 1800) 
18) 11. bis 14.11.2021, Collegium Carolinum in Kooperation mit dem Lehrstuhl für  
       Geschichte Ost- und Südosteuropas der Ludwig-Maximilians-Universität München:  
       Ungleichzeitigkeiten und Divergenzen in der Entwicklung Ostmitteleuropas seit 1989  
       83730 Fischbachau  
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19) 18 .bis 21. Nov. 2021, Herrnhut, University of Gothenburg, Johannes Gutenberg  
       Universität Mainz, Herrnhuter Brüdergemeine (Prof. Dr. Christer Ahlberger, Prof. Dr.  
       Wolfgang Breul, Dr. Peter Vogt, Ausrichter Prof. Dr. Christer Ahlberger, Prof. Dr.  
       Wolfgang Breul, Dr. Peter Vogt: Die Herrnhuter Brüdergemeine als Impulsgeber für  
       religiöse und kulturelle Innovation im 18. Jahrhundert 
20)  26.11.2021, Geschichte und Zukunft e.V. und Konrad-Adenauer-Stiftung  
       Veranstaltungsort Akademie der Konrad-Adenauer-Stiftung, Tiergartenstraße 35:  
       Wie bekommt man das Völkische aus den Köpfen? Reeducation und Reorientation im  
       besetzten Deutschland 1945 bis 1955. Der Stellenwert völkischer Ideologien für  
       Alliierte, deutsche Länder und die Bundesregierung  
21)  02.12.2021 - 03.12.2021, Institut für Landesgeschichte, Landesamt für Denkmalpflege  
       und Archäologie Sachsen-Anhalt, Veranstaltungsort Landesmuseum für Vorgeschichte  
       06114 Halle (Saale): Nachgeholte Historisierung? Der Braunkohlenbergbau als  
       Herausforderung für Geschichtswissenschaft und -vermittlung  
22)  13. bis 14.01.2022, Wissenschaftliche Tagung der AG Landesgeschichte des Verbands  
       der Historiker Deutschlands: Zeit in der Landesgeschichte  
23)  19. ï 20.01.2022, Deutsches Historisches Institut Paris, Veranstaltungsort Institut  
       historique allemand: Strategien der Verhinderung. Der Zugang zu Archivalien in  
       Frankreich und Deutschland im internationalen Vergleich  
24)  31.03.  bis  01.04.2022, Deutsches Historisches Institut Warschau: Das   
       "Bibliomigratorische" im deutsch-polnischen Kontext seit dem Zweiten Weltkrieg  
25) 06. ï 08.04.2021, Zentralinstitut für Kunstgeschichte München, Kunsthalle der Hypo- 
      Kulturstiftung M¿nchen, Universitªt der K¿nste in Posen/PoznaŒ, Deutsch-Polnische  
      Gesellschaft München, Deutsches Polen-Institut in Darmstadt, Veranstaltungsort  
      Zentralinstitut für Kunstgeschichte München: Un/Sichtbarkeit. Die polnische  
      Kunst(geschichte) und Deutschland  
26) 08. ï 10.08.2021, Veranstalter Schwabenakademie Irsee, Veranstaltungsort Irsee:   
      Deutsche Gartenkunst der Frühen Neuzeit (circa 1550 bis 1640).  IV. Philipp-Hainhofer- 
      Kolloquium. Gefördert durch DFG-Langzeitvorhaben ĂKommentierte digitale Edition der  
     Reise- und Sammlungsbeschreibungen Philipp Hainhofers (1578ï1647)ñ; Trierer    
     Arbeitsstelle für Künstlersozialgeschichte (TAK); Zentralinstitut für Kunstgeschichte,  
     München  
27)  11.05.2022 - 13.05.2022, Veranstalter Heinrich-Heine-Universität Düsseldorf:   
        "Fließende Räume" - Der Fluss als Generator räumlicher Dynamiken  
28)  21.09.2022 - 24.09.2022, Veranstalter Verband der deutschen Slavistik (Ruhr- 
       Universität Bochum): Slavistiktag 2022  
 

C. a) Ausstellungen usw. in Berlin und Umland                  Seiten 505 - 518 

 

01)  Programme der Museen von Tempelhof-Schöneberg 

02)  Enthüllte Schätze. 101 Jahre Schöneberger Kunstdepot.  

       Kunstausstellung, 24.04. bis 06.08.2021 

03) ĂKommt Schwimmenñ. Das Seebad Mariendorf 1876 ï 1950 

       Tempelhof-Museum, 07.05. bis 10.10.2021 

04)  Fritz Bauer. Der Staatsanwalt. NS-Verbrechen vor Gericht 

       28.04. bis 17.10.2021, Topographie des Terrors 

05)  Brandenburg-Preußen Museum: ĂVom Eise befreit sind Strom und Bªcheéñ  

       Brandenburg-Preußen Museum Wustrau:       Ausstellung Ă[K]Ein Kinderspiel: Spielzeug    

       als Spiegel der Industrialisierung vom 21.03. bis 05.12.2021  
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C. b) Ausstellungen usw. außerhalb des Raumes von Berlin S.  519 - 529                

 

01)  01. Juli bis 17. Oktober 2021, Westpreußischen Landesmuseum, Warendorf: Die  
       schönsten Wochen des Jahres. Reise(n) einst und jetzt 
02) 08.07. ï 30.09.2021, Westpreußisches Landesmusuem, Warendorf: Natur in Farbe  
      und Struktur. Malerei und Zeichnung von Friedrich Kreuzberg 
03) 22.07. ï 31.10.2021, Schlesisches Museum zu Görlitz: Streifzüge / Wňdr·wki ï  
      Fotografien von Jacek JaŜko 
04) Noch bis 01.08.2021, Schlesisches Museum, Görlitz: Nicht nur romantisch.  
05) Museum für Russlanddeutsche Kulturgeschichte in Detmold 

06) Einblicke ins Depot des Sudetendeutschen Museums 

07) 29. 06. bis 07.08.2021, Evang. Reglerkirche Erfurt: Zwei Häuser eines Herrn Kirchen  

       und Synagogen in der Slowakei. Fotoausstellung von Monika und ōubo Stacho  

 

E. a) Neuerscheinungen auf dem Bücher- und Zeitschriftenmarkt                                                                              

                                                                                                Seiten 530 ï 550 

 

A.   Besprechungen (Seiten 530 - 548) 

 
01)  Maria Werthan (Hrsg.): Heimat in bewegten Zeiten. Beiträge der verständigungs-   
       politischen Tagung Frauen schaffen Heimaten in Europa, 14. ï 16. August 2020,  
       Heiligenhof. Frauenverband im Bund der Vertriebenen e. V. (mehrere SW-Abb.).  
       (Berlin) OsteuropaZentrum Berlin Verlag (2021).  128 Seiten. 
       ISBN 978-3-89998-371-5. ú 9.90. 
       Rezensent: Reinhard M. W. Hanke, Berlin 
 
02)  Alexander-Kenneth Nagel: Corona und andere Weltuntergänge. Apokalyptische  

       Krisenhermeneutik in der modernen Gesellschaft.  

       (Bielefeld) [transcript] (2021). 209 Seiten. 

       = Kulturen der Gesellschaft.48. 

       Print-ISBN 978-3-8376-5595-7. ú 30,00. 

       PDF-ISBN 978-3-8394-5595-1.  

       Rezensent: Dr. Gerd Klöwer, Berlin 

 

B.   Besprechungen in Arbeit (Seite 548) 
 

01)   Svenja Kück: Heimat und Migration. Ein transdisziplinärer Ansatz anhand  
        biographischer Interviews mit geflüchteten Menschen in Deutschland.  
        (3 Abb., 2 Tab.). (Bielefeld) transcript (2021). 293 Seiten. 
        ISBN 978-3-8376-5511-7 (Print), 978-3-8394-5511-1 (pdf). ú 48,00. 
        Rezensentin: Frau Dr. Maria Werthan, Langerwehe 

02)  Breslau ï Freizeit und Konsum. (zahlreiche historische und aktuelle Abb. im Text,  
       Abb. auf den Klapp-Umschlagseiten). Hg. von Heinke Kalinke, Tobias Weger, Ğukasz  
       Bieniasz  
       (Berlin/Boston) de Gruyter (2021). 313 Seiten. 
       = Schriften des Bundesinstituts für Kultur und Geschichte der Deutschen im östlichen  
       Europa. Band 81. 
       ISBN 978-3-11-070298-9. ú 49,95. 
      Rezensent: Reinhard M. W. Hanke, Berlin 
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03)  Arne Frank unter Mitarbeit von Katrin Schulz: Das schlesische Elysium. Burgen,  
       Schlösser, Herrenhäuser und Parks im Hirschberger Tal. (mit zahlreichen mehrfarbigen  
       und SW-Abbildungen im Text, 2 mehrfarbigen Karten auf den Innenseiten). 
       Fünfte, überarbeitetete und erweiterte Auflage. 
       (Potsdam) Deutsches Kulturforum östliches Europa (2021). 307 Seiten. 
       ISBN 978-3-9361168-90-7. ú 19,80. 
       Rezensent: Peter Börner, Siegburg 
 

C.  Zur Besprechung in der Redaktion eingegangen (Seiten 548 ï 550) 

 
01)  Ziko van Dijk: Wikis und die Wikipedia verstehen. Eine Einführung. (13  

       Abb., 18 Tab.). (Bielefeld) [transcript] (2021). 338 Seiten.  

       ISBN 978-3-8376-5645-9. ú 35,00. 

       E-Book (EPUB) Open Access PDF-ISBN 978-3-8394-5694-3. ú 38,99?  

 

02)  Steffen Reiche: Tief träumen und hellwach sein. Politiker und Pfarrer mit  

       Leidenschaft. Ein autobiografischer Essay.  (22 SW-Fotos im Text).  

       (Bonn) Dietz (2020). 261 Seiten. ISBN 978-3-8012-0461-7. ú 24,00. 

 

03)   Manfred Kittel: Stiefkinder des Wirtschaftswunders? Die deutschen  

        Ostvertriebenen und die Politik des Lastenausgleichs (1952 bis 1975). 

        (Düsseldorf) Droste Verlag 2020. 671 Seiten.  

        = Beiträge zur Geschichte des Parlamentarismus und der politischen  

        Parteien. Band 182.  ISBN 978-3-7700-5349-0. ú 68,00.                                         

 

04)   Handbuch Landesgeschichte.  (43 Abb., darunter einige mehrfarbige  

        Abb.). Hrsg. von Werner Freitag, Michael Kißener, Christine Reinle  
        und Sabine Ullmann.  
        (Berlin) De Gruyter Oldenbourg. (2018). XII, 706 Seiten. = de Gruyter  
        Reference.  
        Gebunden ISBN 978-3-11-035411-9. ú 99,95.          
 

05)  Handbuch qualitative und visuelle Methoden der Raumforschung. 
       (zahlreiche Abbildungen, Tabellen).  
       Hg. von Anna Juliane Heinrich, Séverine Marguin, Angela Million, Jörg Stollmann. 
       Bielefeld: Transcript Verlag (2021). 464 Seiten.  = utb. Band 5582. 
       Print-ISBN 978-3-8252-5582-4. ú 29,90. PDF-ISBN 978-3-8385-5582-9. 
 
06)   Das Museum der Zukunft. 43 neue Beiträge zur Diskussion über die  
        Zukunft des Museums. Hrsg. von schnittpunkt und Joachim Baur. (mit  
        mehrfarb. und SW-Abb.). (Bielefeld) transcript (2020).  
        313 Seiten. ISBN 978-3-8376-5270-3. ú 29,00. 
 
07)   Judith Heß: Europäisierung des Gedenkens? Der Erste Weltkrieg in deutschen  
        und britischen Ausstellungen. (15 SW-Abbildungen).  
        (Bielefeld) transcript (2021). 356 Seiten. 
        Print-ISBN 978-3-8376-5619-0. ú 60,00. 
        PDF-ISBN 978-3-8394-5619-4. ú 59,99. 
 
 
 

https://www.degruyter.com/view/product/373313?format=G&rskey=j8SiQd&result=79
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08)   Nicht nur Bauhaus. Netzwerke der Moderne in Mitteleuropa / Not just  

        Bauhaus. Networks of Modernity in Central Europe. Herausgegeben von  

        Beate Stºrtekuhl und Rafağ Makağa. (mit zahlreichen schwarz-Weißen und  

        mehrfarbigen Abb.). (Berlin / Boston) de Gruyter/Oldenbourg (2020).  

        400 Seiten.  

        = Schriften des Bundesinstituts für Kultur und Geschichte der Deutschen  

        im östlichen Europa. Band 77. ISBN 978-3-11-065876-7.  ú 59, 59.   

 

09)  Christofer Herrmann / Kazimierz Pospieszny / Ernst Gierlich (Hrsg.): Spiegel der  
       Fürstenmacht. Residenzbauten in Ostmitteleuropa im Spätmittelalter ï Typen,  
       Strukturen, Ausschmückung. (zahlreiche Farbfotos, zahlreiche mehrfarbige und  
       einfarbige Abb.). (Bonn) Kulturstiftung der Vertriebenen (1921). 289 Seiten.  
       ISBN 978-3-88557-243.5.  ú 24,90. 
     

10)  Hans-Jürgen Kämpfert: Naturwissenschaft am Unterlauf der Weichsel.  

       Einrichtungen und Persönlichkeiten. (zahlreiche Abb., Stadtplan Danzigs  

       von 1822 auf den Umschlaginnenseiten vorn, Landkarte Westpreußen auf  

       den Umschlaginnenseiten hinten). 

       Münster / Westfalen: Nicolaus-Copernicus-Verlag 2020. XI, 396 Seiten. 

       = Quellen und Darstellungen zur Geschichte Westpreußens. Nr. 42. 

       ISBN 978-3-924238-58-2. ú 40,00. 

 

11) Christhardt Henschel (Hg.): Ostpreußens Kriegsbeute. Der Regierungsbezirk Zichenau  

      1939 ï 1945. (19 SW-Abbildungen im Text). (Osnabrück) fibre (2021). 416 Seiten. 

      = Einzelveröffentlichungen des Deutschen Historischen Instituts Warschau.42. 

      ISBN 978-3-944870-75-5. ú 58,00.  

 

12)  Arno Mentzel-Reuters und Stefan Samerski (Hg.). Castrum sanctae    

       Mariae: Die Marienburg als Burg, Residenz und Museum. (mit 102 Abb.).  

       Göttingen: V & R Unipress 2019. 505 Seiten.  

       = Vestigia Prussica. Forschungen zur Ost- und Westpreußischen  

       Landesgeschichte. Band 1. ISBN 978-3-8471-0883-2. ú 59.99. 

 

13)  Peter Bahl: Belastung und Bereicherung. Vertriebenenintegration in Brandenburg ab  
       1945. (Berlin) Berliner Wissenschaftsverlag (2020). XVII, 1.718 Seiten. 
       = Bibliothek der brandenburgischen und preußischen Geschichte. Im Auftrag des  
       Brandenburgischen Hauptarchivs und der Historischen Kommission zu Berlin  
       herausgegeben von Mario Glauert und Michael Wildt. Band 17. 
       ISBN Print 978-3-8305-5016-7. ú 125,00. 
       ISBN E-Book 978-3-8305-4186-8. Freier Zugang. ú 0,00. 
 
14)  Naturpark Barnim von Berlin bis zur Schorfheide. Eine landeskundliche  
       Bestandsaufnahme. Hg. von Peter Gärtner, Lisa Merkel, Haik Thomas  
       Porada (mit 181 zumeist mehr-farbigen Abb. im Text; 1 Übersichtskarte- 
       Suchpunkte und 1 Tafel mit 4 mehrfarbigen Abb. in Tasche).  
       Wien, Köln, Weimar. Böhlau Verlag (2020). 496 Seiten.  
       = Landschaften in Deutschland. Band 80 (herausgegeben im Auftrag des  
       Leibniz-Instituts für Länderkunde und der Sächsischen Akademie der  
       Wissenschaften zu Leipzig). ISBN 978-3-412-51378-8. ú 30,00.  
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15)  Reinhard Olt: Im Karpatenbogen. Ungarn  und die Diaspora der Magyaren ï  

       Reportagen und Analysen. (mit mehrfarbigen Fotos). Budapest: Freunde von Ungarn  

       Stiftung 2020. 232 Seiten. ISBN 978-615-81674-0-6. ú 179,10. 

 
 
 

Briefe und Leserbriefe                                                           Seiten 551 - 553 

 
01) Einbahnstraße Borstellstraße 

      Brief an das Straßenverkehrsamt von Berlin Steglitz-Zehlendorf 

       

      - Antwort weiterhin Fehlanzeige! -  

 

Impressum                                                                                                             Seite 554 

Mit Bildern unserer Geschäftsstelle in Berlin-Steglitz                                             Seite 554 

Karte GroÇgliederung Europas/Begriff ĂOstmitteleuropañ                                       Seite 555 

2 Karten zur Geschichte Westpreußens                                                                 Seite 556 

Westpreußen in Physisch-geographischen Karten                                                 Seite 557 

Karte des Königreichs Preußen und Karte der Provinz Westpreußen von 1871/78 ï 1920  

                                                                                                                                Seite 558 

 

 

 

 

 

Redaktionsschluss für diesen AWR-Nr. 794 vom 22.07.2021:  

19.07.2021, 12:00 Uhr 

Der Redaktionsschluss musste vorgezogen werden, wir bitten um 

Verständnis! 

 

Der nächste Rundbrief Nr. 795 erscheint voraussichtlich am 

12.08.2021 

(Redaktionsschluss: 10.08.2021, 12:00 Uhr)  
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Editorial:  Haltung zeigen! 
Dieser AWR-794 sollte am 22. Juli 2021 erscheinen. Der Geburtstag unseres Administrators 

und unsere bevorstehende Fahrt nach Westpreußen zur 30. Weißenhöher Himmelfahrt in 

Weißenhöhe /BiağoŜliwie (Kreis Wirsitz/Pow. Wysrzysk) nötigte dazu, den AGOMWBW-

Rundbrief vorher fertig zu stellen. Überdies wuchs die Seitenzahl über alle bisherigen 

Grenzen hinaus an! 

Heute ist nun der 20. Juli 2021. Ein schicksalträchtiges Datum! Wäre das Attentat auf A.H. 

an diesem Tag geglückt, würde unser Land vielleicht anders aussehen. Viele Opfer hätten 

nicht gebracht werden müssen: Menschen und materielle Güter, die Vernichtung ganzer 

Kulturlandschaften auch durch die Willkür der Sieger, die sich nicht scheuten, nach dem 

Ende des Krieges Nazi-Methoden anzuwenden. 

Ich bekomme jeden Tag mehrere Pressemitteilungen von Annette Ahme. Annette Ahme ist 

in Berlin eine Institution, die sich in ihrem Leben nicht gescheut hat, ihre oft gegensätzliche 

Meinung zu vertreten und auch für sie abträgliche Folgen zu tragen, wie dem Bruch mit ihrer 

Partei. Heute stellte Annette in einer ersten Übersicht zur Berliner  Presselandschaft fest: 

ĂÜber den 20. Juli 1944 berichtet nur die ĂBerliner Zeitungñ, das ĂNeue Deutschlandñ ï 

ehemals Zentralorgan der Sozialistischen Einheitspartei Deutschlands (SED), also der 

Staatspartei der ĂDDRñ ï bringe immerhin, so Annette in ihrem Bericht, immerhin einen 

Bericht über die Kinder des 20. Juli; ihre Zeilen lauten so: ĂSoweit ich sehe, geht heute auf 

das heutige Datum des 20. Juli nur die Berliner Zeitung ein mit einem Hinweis auf ein neues 

Buch von Bernhard Schlink "20. Juli. Ein Zeitstück" ï im Diogenes Verlag Zürich erschienen, 

16 Euro) (Berliner Zeitung mittelgroß, Bild; S. 15) ï Das Neue Deutschland immerhin füllt 

die Lücke mit einem Verweis auf die Kinder des 20. Juli 1944: "Eine Ausstellung in Berlin 

(Gedenkstätte Deutscher Widerstand) erinnert an die verschleppten Kinder der Hitler-

Attentäter vom 20. Juli 1944 = ganze Seite 12ñ. 

Im Deutschen Bundestag fand am 06. Juni 2021 ein Gedenken an den ĂÜberfall auf die 

Sowjetunion vor 80 Jahren stattñ*). Am 22. Juni 1941 begann ein ĂVernichtungskriegñ, wie 

ihn die Welt noch nicht erlebt hatte. Darauf wiesen neben dem Bundesaußenminister Heiko 

Maas auch die Redner aller Fraktionen hin. Und der Fraktionsvorsitzende der größten 

Oppositionspartei im Deutschen Bundestag, Dr. Alexander Gauland (früher CDU, jetzt für 

die Alternative für Deutschland AfD im Bundestag) sprach auch von einem Versagen der 

deutschen Eliten und von dem Anstoß, den dieser Vernichtungskrieg bei dem späteren 

Attentäter Claus Schenk Graf von Stauffenberg gegeben hat, sich von einem Anhänger 

Hitlers zu einem Gegner des Nationalsozialismus zu wandeln.  

Carl Schenk Graf von Stauffenberg und viele Andere haben Haltung mit dem Leben bezahlt. 

Sie, wie auch die ermordeten Geschwister Scholl stehen für ein Deutschland, wie wir es 

vertreten und vertreten wollen. Duckmäusertum und Wegschauen muss uns fremd sein. 

Aber die Wirklichkeit der Gegenwart betrübt uns. Der Nebel des Verharrens in 

ĂBequemlichkeitñ (?) durchzieht unsere Gesellschaft von Oben nach Unten, von Unten nach 

Oben. Und es gibt viele Möglichkeiten für dunkle Kräfte, einen notwendigen Aufschrei des 

Volkes zu verhindern: Anfragen werden nicht beantwortet, Ausgrenzen durch Schlagworte 

und unberechtigte Etikettierungen, Ausgrenzen anderer Meinungen (keine 

Bürgerbeteiligung), statt das Gespräch zu suchen é 

Die Politkwissenschaftlerin Ulrike Guérot forderte vor einigen Wochen in einem Interview im 

Deutschlandfunk: Nicht Ausgrenzen durch die Frage, wer sagt das, sondern Diskurs mit der 

Frage, was wird gesagt!  

Mit freundlichen landsmannschaftlichen Grüßen von Ihrem Reinhard M. W. Hanke 
*) Deutscher Bundestag: 

https://www.bundestag.de/mediathek?videoid=7526271#url=L21lZGlhdGhla292ZXJsYXk/dmlkZW9pZD03N

TI2Mjcx&mod=mediathek 
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Themen global, die uns auch bewegen                                     Seiten 2 - 33                                           

 

01) Der Weltverfolgungsindex 2021 ï Wo Christen am stärksten verfolgt  

      werden 
 

 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



Seite 3 zum AGOMWBW-Rundbrief Nr. 794 vom 22.07.2021 
 

02) USA: ĂZigeunerfalterñ und ĂZigeunerameisenñ sollen umbenannt werden 
 
18. 07. 2021  

Lymantria dispar ("Zigeunermotte") · Bildquelle: FDS 

Die Amerikanische Entomologische Gesellschaft kündigte am Mittwoch, 14. Juli, an, dass 
sie eine Reihe von Insekten umbenennen wird, deren volkstümliche Namen als rassistisch 
oder beleidigend angesehen werden könnten, berichtet die New York Times. 
  

In den Vereinigten Staaten sind die Namen Ăgypsy butterflyñ und Ăgypsy antñ gebrªuchlich. 
Dieser Name ist umso abwertender, als er mit der invasiven Natur dieser Insekten 
verbunden ist. 

ĂSo haben sie uns gesehen. Wir fressen die Dinge um uns herum auf und zerstºren sieñ, 
erinnert sich Ethel Brooks, eine amerikanische Wissenschaftlerin mit Roma-Herkunft und 
Spezialistin für Diskriminierung. Sie hatte sich gegen die Verwendung von rassistischen 
Begriffen wie ĂZigeuner-ñ in der Modewelt oder bei amerikanischen Sportparaden eingesetzt 
und freut sich nun, dass auch die wissenschaftliche Welt Selbstkritik übt. 

Quelle: Le Point 

Aus: UNSER MITTELEUROPA. MIT VEREINTEN KRÄFTEN FÜR EIN EUROPA DER 
VATERLÄNDER  
 
 
 
 
 
 

https://www.nytimes.com/2021/07/09/science/gypsy-moth-romani-entomological-society.html?campaign_id=34&emc=edit_sc_20210713&instance_id=35170&nl=science-times&regi_id=95413388&segment_id=63300&te=1&user_id=f5cec146452636acd3c2e6144b53ee86
https://www.lepoint.fr/societe/aux-etats-unis-des-insectes-aux-noms-juges-racistes-vont-etre-rebaptises-16-07-2021-2435655_23.php
https://unser-mitteleuropa.com/
https://unser-mitteleuropa.com/
https://i1.wp.com/unser-mitteleuropa.com/wp-content/uploads/2021/07/moth-1024x674-1.jpg?fit=1024%2C674&ssl=1


Seite 4 zum AGOMWBW-Rundbrief Nr. 794 vom 22.07.2021 

03) Zu ĂStatolatrieñ auf der rechten Seite 

      Von Daniele Scalea 

10. 07. 2021  

Bildquelle: Centro Machiavelli 

In einer Ära, in der der Staat (erfolgreich) behauptet, die wesentlichsten Freiheiten des 
Bürgers einzuschränken, von der Freizügigkeit bis zur Arbeit, indem er Zwangswohnungen, 
Untätigkeit und vielleicht, in naher Zukunft, sogar eine obligatorische 
Gesundheitsversorgung vorschreibt ï nun, in dieser Ära gibt es einen Teil der Rechten, der 
weiterhin nach Ămehr Staatñ ruft. Damit zeigen sie, dass sie nichts von der Phase verstanden 
haben, die wir gerade durchleben. 

Unabhªngig davon nach Ămehr Staatñ zu fragen, ist ein Fehler, der den derjenigen 
widerspiegelt, die sich unabhªngig vom Kontext auf den ĂMindeststaatñ berufen: Sie 
identifizieren eine Lösung, die für jedes Problem und jede Situation perfekt und gültig wäre. 
Das spielt es aber nicht. Der ĂMinimalstaatñ hat es den groÇen Wirtschaftsmªchten 
ermöglicht, Monopole aufzubauen, die, nachdem sie den Wettbewerb erstickt und die 
Mittelschicht niedergeworfen haben, nun in die Politik eingreifen und die Demokratie selbst 
bedrohen. Stattdessen haben wir im j¿ngsten Feuer der Biopolitik den ĂMaximalstaatñ 
gesehen: den Staat, der Ihr Leben nicht mehr in dem Sinne garantiert, dass er es Ihnen 
nicht wegnimmt, sondern dass er es Ihnen Ăgewªhrtñ. Der Staat, der zum Vater wird und die 
Bürger zu Kindern macht, kümmert sich um sie wie um Kinder, aber nicht mit der Liebe der 
Eltern, sondern mit der kalten Strenge des Verwaltungsapparates und der harten Strenge 
eines schlechten Stiefvaters: ĂGeh nicht aus dem Haus!ñ, ĂBleib nicht nach 22 Uhr drauÇen! 
Ă, ĂGeh nicht zur Schule!ñ, Ă¥ffne deinen Laden nicht!ñ, ĂGeh nicht im Park spazieren!ñ, 
ĂSprich andere nicht an!ñ, ĂEntblºÇe dein Gesicht nicht!ñ und eine ganze andere endlose 
Reihe von Verboten, die nur gelegentlich von dem ber¿hmten ĂWir gestehen zuéñ im Stile 
von Giuseppe Conte durchsetzt sind. 

Der Fehler liegt nicht nur darin, dass er nicht mit der Zeit und ihren Prioritäten übereinstimmt; 
er liegt vor allem darin, dass er dem ĂStaatñ eine bewusste Subjektivitªt zugesteht, die einer 
ĂAgenturñ, wie einige Soziologen sagen w¿rden. Die Idee, dass Ăwir der Staat sindñ, mag 
der Realität entsprechen und nicht (wie es der Fall ist) bloße Rhetorik sein, eine einfache 
Metapher. Der Staat ist in Wirklichkeit ein Instrument und als solches neutral: Er kann Gutes 
tun und er kann Böses tun. Heute sind es die großen transnationalen Potentaten und die 
verschiedenen Kasten und Kamarillas, die den Staat als Instrument benutzen. In diesem 
Moment nach Ămehr Staatñ zu fragen, bedeutet, mehr Mºglichkeiten f¿r die Ăstarken Mªchteñ 
zu beschwören, die Bürger zu unterdrücken. Bevor man es in Aktion sehen will, muss der 
Zustand besetzt sein. 

https://i1.wp.com/unser-mitteleuropa.com/wp-content/uploads/2021/07/occhio-provvidenza-dollaro-apparati-deep-state.jpg?fit=1200%2C402&ssl=1
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Die Wahl des Begriffs Beruf ist nicht zufällig. Wir müssen die naive Vorstellung überwinden, 
dass es in einer Demokratie genügt, die Wahlen zu gewinnen und die formale Regierung zu 
übernehmen, um tatsächlich zu regieren. Der Staat sind die Apparate, die Verwaltungen, 
die offiziellen Hierarchien. Der Staat ist wie eine Maschine, ja, aber eine, in der die einzelnen 
Komponenten ein Eigenleben haben. Es reicht nicht, auf dem Fahrersitz zu sitzen, wenn die 
Räder nicht auf das Lenkrad und die Bremsen nicht auf das Pedal reagieren. Der Staat 
handelt nach dem Willen derjenigen, die ihn in diesem Moment besetzen (was, 
insbesondere in einem Land ohne Spoilersystem, gleichbedeutend ist mit der klugen 
Person, die die letzten Wahlen gewonnen hat, und nicht mit der naiven Person, die sich bei 
der letzten Wahl durchgesetzt hat). 

Nun gut: Nehmen wir an, die ĂGutenñ gewinnen die Wahlen und sind intelligent und fªhig 
genug, den Staat zu benutzen, anstatt selbst vom Apparat benutzt zu werden. Dann ist das 
der richtige Moment, um zu fragen: ĂMehr Staatñ? Auch hier lautet die Antwort: ĂNeinñ, wenn 
auch weniger scharf als zuvor. Der Staat dient dem grundsätzlichen Zweck, die 
ĂSchwachenñ vor den ĂStarkenñ zu sch¿tzen, also die einfachen Bürger vor den Potentaten. 
Der Staat dient dazu, das nationale Interesse nach außen hin zu schützen. Aber wir dürfen 
nicht vergessen, dass jede Macht korrumpiert und Gefahr läuft, in Richtung Tyrannei 
abzugleiten: selbst die der Guten und Gerechten, denn der Weg zur Hölle ist mit guten und 
gerechten Absichten gepflastert. Wir d¿rfen auch nicht vergessen, dass eine ĂRepublikñ, 
eine freie Gesellschaft, auf freien und verantwortungsbewussten Menschen beruht. Der 
Exzess des Staates, auch wenn er nicht tyrannisiert, entmündigt unweigerlich. So wie ein 
liebevoller, aber überfürsorglicher Elternteil infantile und unfähige Kinder großzieht, so wird 
ein Staat, der von rechtschaffenen, aber überfürsorglichen Menschen geführt wird, uns 
weiterhin eine unreife Gesellschaft wie die jetzige vorsetzen. 

Also ja: etwas mehr Staat in Zukunft. Aber solange es die ĂBºsenñ sind, die es kontrollieren, 
gilt: Je weniger davon, desto besser. 

 
Daniele Scalea 

Gründer und Präsident des Centro Studi Machiavelli. Er hat einen Abschluss in 
Geschichtswissenschaften (Universität Mailand) und einen Doktortitel in 
Politikwissenschaften (Universitªt Sapienza). Er lehrt ĂGeschichte und Doktrin des 
Dschihadismusñ und ĂGeopolitik des Nahen Ostensñ an der Universitªt Cusano. Von 2018 
bis 2019 war er Sonderberater für Einwanderung und Terrorismus des Unterstaatssekretärs 
für Auswärtige Angelegenheiten Guglielmo Picchi. Sein neuestes Buch (geschrieben mit 
Stefano Graziosi) ist ĂTrump vs. Everyone. Amerika (und der Westen) am Scheideweg.ñ 

Aus: UNSER MITTELEUROPA. MIT VEREINTEN KRÄFTEN FÜR EIN EUROPA DER 
VATERLÄNDER  
 
 

https://unser-mitteleuropa.com/
https://unser-mitteleuropa.com/


Seite 6 zum AGOMWBW-Rundbrief Nr. 794 vom 22.07.2021 
 
 

04) Prof. Patrick Deneen: ĂDer Liberalismus ist nicht nachhaltig, weil er sich  
      selbst die Wurzeln abschneidetñ 
      Das Ziel der heutigen LGBT-Ideologie ist die Liquidierung der  
      heterosexuellen Norm 

      Von Imre CsekŖ 

09. 07. 2021  

Prof. Patrick Deneen · Foto: Mikl·s TeknŖs / Magyar Nemzet 
 

Die Sensibilisierung von Kindern im Bereich der Sexualität ist ein echter Grund zur 
Sorge ï so Patrick Deneen gegenüber der ungarischen konservativen Tageszeitung 
Magyar Nemzet, für den die liberale Elite an der Spitze der Institutionen, die die 
westliche Welt regieren, alle, die an Traditionen festhalten, als Feinde behandelt. Der 
Professor der University of Notre Dame (Indiana, USA), der auf Einladung des Mathias 
Corvinus Collegiums nach Ungarn gekommen ist, macht deutlich, dass Konservative 
Mut, Weisheit und Besonnenheit brauchen und das Gemeinwohl zum Maßstab 
machen müssen. 

ï In einem Ihrer Artikel schreiben Sie, dass der Liberalismus nicht nachhaltig ist. Was 
ist die Grundlage für dieses Urteil? 
ï Der Liberalismus ist in der Lage zu gedeihen, wenn er nicht chemisch rein ist, sondern mit 
nicht-liberalen Elementen vermischt wird. Denn in Wirklichkeit gehören zu den Traditionen, 
auf denen der Liberalismus aufgebaut ist, die Familie, enge Gemeinschaften, die Religion 
und die Nation. Das sind die Voraussetzungen des Liberalismus und die eigentlichen 
Quellen des menschlichen Zusammenlebens. Der Liberalismus schwächt all diese Quellen,  
 

https://i0.wp.com/unser-mitteleuropa.com/wp-content/uploads/2021/07/5647971542327005PatrickDeneenTEK.jpg?fit=839%2C559&ssl=1


Seite 7 zum AGOMWBW-Rundbrief Nr. 794 vom 22.07.2021 

als Institutionen, die unsere Freiheit einschränken. Was den Liberalismus also nicht 
nachhaltig macht, ist, dass er seine eigenen Wurzeln abschneidet, die er bräuchte, um sich 
zu verewigen. 

ï Können wir angesichts der anhaltenden Unruhen in Amerika sagen, dass wir den 
Moment erleben, in dem der Liberalismus zeigt, dass er nicht nachhaltig ist? 
ï Ja. Aber das hat sich mit der Wahl von Donald Trump, dem Brexit und dem Aufstieg des 
Populismus in ganz Europa bereits angedeutet. Das ist es auch, was wir im Fall der 
Gegenreaktion der EU gegen Ungarn und Polen sehen. In der liberalen Ideologie gibt es ein 
sehr starkes Sendungsbewusstsein, einen Wunsch, die Gesellschaft ausschließlich um die 
Idee herum zu reorganisieren, dass unsere Traditionen zufällige Zeichen sind, die die 
soziale Evolution überwinden muss. Die Spaltung, die wir erleben, ist der Tatsache 
geschuldet, dass die liberale Elite an der Spitze der Institutionen, die die westliche Welt 
regieren, alle, die an den Traditionen festhalten, als Feinde behandelt. 

ï Wie ist Ihrer Meinung nach der Zustand der amerikanischen Demokratie heute? 
ï Es ist in keinem guten Zustand, denn es ist schwer zu erkennen, wie der oben erwähnte 
soziale Abgrund überbrückt werden kann. Damit Politik funktioniert, darf es keine Spaltung 
von solchem Ausmaß geben, dass sie jenseits der Reichweite eines möglichen 
Kompromisses unter Menschen guten Willens liegt ï unter denen, die erkennen, dass ihre 
Gegner keine Feinde sind, sondern anders denkende Mitbürger. Im heutigen Amerika sehen 
beide Seiten die andere Seite als den Feind. Seit den Ereignissen vom 6. Januar auf dem 
Capitol Hill ermitteln die staatlichen Sicherheitsbehörden gegen einzelne Bürger wegen 
ihrer politischen Ansichten. In meinem Leben ist das, soweit ich mich erinnern kann, noch 
nie passiert. Es ist ein Phänomen, das an die Sowjetunion erinnert. Einige Bürger werden 
aufgrund ihrer politischen Ansichten als Terroristen, als den inneren Feind angesehen. Es 
herrscht heute eine wirklich schlechte Stimmung in meinem Land, und leider sehe ich keine 
Bereitschaft, dem ein Ende zu setzen. Joe Biden mag davon reden, das Land zu vereinen, 
aber seine Administration spiegelt keine solche Absicht wider. 

ï Donald Trump wurde aus mehreren sozialen Netzwerken verbannt, weil er 
behauptete, es habe Wahlbetrug gegeben, und sich weigerte, seine Niederlage 
einzugestehen. Halten Sie es für denkbar, dass die Wahl mit Unregelmäßigkeiten 
behaftet war? 
ï Was ich mit Sicherheit sagen kann, ist, dass diejenigen, die die Institutionen leiten, deren 
Aufgabe es wäre, möglichen Wahlbetrug zu untersuchen, ein außerordentliches 
Desinteresse an diesen letzten Präsidentschaftswahlen gezeigt haben. Ich kann nicht 
wissen, ob es einen Betrug gab oder nicht, aber sicher ist, dass die Presse und die 
verschiedenen Kontrollorgane praktisch nichts unternommen haben, um dies zu überprüfen, 
weil es nicht in ihrem Interesse lag, da ihre Unterstützung für die Kandidatur von Joe Biden 
offensichtlich war. Es sollte auch beachtet werden, dass dieselben Leute, die die 
Infragestellung der Fairness der Wahlen 2020 verurteilen, dieselben sind, die 2016 
unerbittlich behaupteten, die Wahlen seien durch russische Einmischung manipuliert 
worden. Damals wurden im Kongress parlamentarische Untersuchungen eingeleitet, es gab 
Rufe nach dem Eingreifen der Geheimdienste, und es wurden erhebliche ï wenn auch 
letztlich vergebliche ï Anstrengungen unternommen, die Unregelmäßigkeit der Wahl zu 
beweisen. Ich erwähne all dies, um zu zeigen, wie sich die Parteien im Moment als Feinde 
gegenüberstehen, unfähig zum Kompromiss geworden sind und stark dazu neigen, die 
Legitimität eines jeden Sieges des gegnerischen Lagers in Frage zu stellen. Es handelt sich 
also um ein systemisches Problem, das beide großen Parteien betrifft. 

ï Es scheint, dass wir in Ungarn aufgrund der kommunistischen Klammer um 
Jahrzehnte hinter Amerika zurückgeblieben sind, was den sozialen Fortschritt  
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betrifft. Können wir uns vorstellen, dass wir dank dem nun an der Reihe wären? Dass 
wir Ihnen jetzt vielleicht etwas beibringen können? 
ï Es kann sein, dass eine Krankheit bereits an unserem Körper nagt und unsere Gesundheit 
zerstört, aber der Arzt hat sie noch nicht diagnostizieren können. Vielleicht war es im Jahr 
2016 ï zu einem Zeitpunkt, als die Krankheit bereits im fortgeschrittenen Stadium war ï, 
dass deutlich wurde, dass sich unsere Gesellschaft radikal verändert hat. Um eine Zeit zu 
finden, in der das soziale Denken in unserem Land auf dem gleichen Niveau war, wie es 
heute in Ungarn ist, müssen wir weit zurückgehen, vielleicht bis in die 1950er Jahre. Damals 
gab es noch eine deutliche Mehrheit der Bürger, die der Nation, der traditionellen Familie 
oder auch der Religion gegenüber positiv eingestellt waren. Heute blicken wir auf diese Zeit 
als ein goldenes Zeitalter zurück. Die Arbeiterklasse war sehr stark, Vollbeschäftigung war 
praktisch garantiert, und der Wohlfahrtsstaat hatte ein Sicherheitsnetz um die Arbeiter 
herum geschaffen, wie sie es nie zuvor gekannt hatten. Wenn wir heute auf Ungarn 
schauen, stellen wir fest, dass diese Elemente die Bedingungen für die Wiederherstellung 
des nationalen Zusammenhalts sind. Heute gibt es bei uns eher eine sich vertiefende 
soziale Kluft, die die Gewinner und Verlierer der Globalisierung trennt, und die Wunden 
werden immer größer. Ich hoffe, dass die osteuropäischen Gesellschaften das alles nicht 
durchmachen müssen. 

ï Wie w¿rden Sie das Phªnomen beschreiben, das im Westen als ĂCancel Cultureñ 
bekannt ist? 

ï Es ist sehr ähnlich zu dem, was wir früher in der Sowjetunion gesehen haben, nur dass 
die Menschen noch nicht für ihre Meinung eingesperrt werden. Aber beachten Sie, dass ich 
für meinen Teil sehr besorgt bin, dass es dazu kommen wird. Diejenigen, die die 
Institutionen leiten, die das gesellschaftliche Leben lenken ï und die wirtschaftliche, 
kulturelle und politische Macht repräsentieren ï finden die kleinste Abweichung von der 
liberalen Ideologie unerträglich. Wenn es jemand wagt, zum Beispiel die sexuelle Revolution 
zu kritisieren und der ï bis vor kurzem noch als respektabel geltenden und von einer großen 
Mehrheit geteilten ï Idee zuzustimmen, dass die traditionelle Familie die gesellschaftliche 
Norm darstellen sollte, greifen die selbsternannten Hüter der gesellschaftlichen Ordnung 
diesen Straftäter in den sozialen Netzwerken an. Auf dem Arbeitsmarkt hat dieses 
Phänomen jedoch bereits eine institutionelle Übersetzung. Es kann passieren, dass ein 
Mitarbeiter für Meinungen, die der liberalen Doxa widersprechen, seinen Job verliert und 
seine Karriere ruiniert wird. 

ï Die sogenannte Ăkritische Rassentheorieñ ist auf dem Vormarsch: Was denken Sie? 
ï Bis vor kurzem waren in Amerika alle mit der traditionellen amerikanischen Idee 
einverstanden, dass Gott uns alle gleich geschaffen hat, wie es in unserer 
Unabhängigkeitserklärung heißt. Daher sollte die Schaffung von Bedingungen für einen 
fairen Wettbewerb, ohne Diskriminierung aufgrund von Rasse oder Geschlecht, zu einer 
gerechteren Gesellschaft führen. Es ist diese Tradition, die zur kritischen Rassentheorie 
verkommen ist, die viele marxistische Elemente aufweist, insofern sie die Gesellschaft auf 
der Grundlage bestimmter Unterscheidungsmerkmale in Unterdrücker und Unterdrückte 
unterteilt. In der Vergangenheit wurde dieser Antagonismus auf der Basis von 
Klassengegensätzen geschaffen ï heute ist es die Hautfarbe, die als Kriterium 
herangezogen wird. Wenn Sie weiße Haut haben, dann gehören Sie zur Klasse der Bösen; 
wenn nicht, dann zur Klasse der Tugendhaften. Da die Menschen ausschließlich nach 
äußeren Merkmalen beurteilt werden, haben sich viele zu Recht gefragt, ob es sich dabei 
nicht eigentlich um eine rassistische Theorie handelt, die einen Teil der Bevölkerung als 
inhärent böse abstempelt und ihren Anhängern die Aufgabe überträgt, die Gesellschaft so 
umzugestalten, dass sie von der als tugendhaft dargestellten Gruppe regiert wird und diese 
in der Lage ist, die als böse Dargestellten umzuerziehen. 
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ï Da es sich um eine rassistisch begründete Theorie handelt, wäre eine Parallele zum 
Nationalsozialismus nicht ebenso möglich? 
ï In der kritischen Theorie der Rasse finden wir die Kategorien von rein und unrein. Es ist 
ein manichäischer Ansatz, nach dem die Welt von ihren unreinen Elementen gereinigt 
werden muss, um den paradiesischen Zustand zu erreichen. Dies ist die gemeinsame 
Grundlage aller unheilvollen und unmenschlichen Ideologien. In der Vergangenheit hat das 
Christentum durch die Behauptung, dass wir alle ï unabhängig von Hautfarbe und sozialer 
Schicht ï Sünder sind und dazu verdammt sind, um Erlösung zu betteln, verhindert, dass 
Politiker sich über die Folgen der Erbsünde erhaben glaubten. Es ist daher nicht 
verwunderlich, dass diese neue Ideologie heute, in unserem nachchristlichen Zeitalter, auf 
dem Vormarsch ist. 
 
ï In Ungarn ist in diesen Tagen die Frage der Sexualerziehung für Kinder zu einer 
sehr hitzigen politischen Debatte geworden. Stellt die ĂSensibilisierungñ von Kindern 
Ihrer Meinung nach eine wirkliche Gefahr dar? 
ï Leider ist die Sorge berechtigt. In Amerika hat sich die sexuelle Revolution mit 
Rassenfragen vermischt. Die Homosexuellenbewegung gewann Einfluss, indem sie die 
Bürgerrechtsbewegung huckepack nahm. Aber ich denke, es gibt einen großen Unterschied 
zwischen der Nichtbeurteilung einer Person nach ihrer Hautfarbe und einer ideologisch 
begründeten Herangehensweise an Sexualität und alles, was damit einhergeht. Das sind 
zwei sehr unterschiedliche Dinge. In dem Moment, in dem die Leute begannen, das LGBT-
Phänomen in Bezug auf die Rassenfrage zu sehen, haben wir die Schlacht verloren. Ich 
denke, dass einige unserer grundlegendsten Gegebenheiten einen legitimen Platz in der 
politischen Ordnung haben, während andere Aspekte unserer Identität nicht der 
Anerkennung und Förderung durch den Staat bedürfen. Es ist sehr besorgniserregend, dass 
sich dieses Thema zu einem internationalen ideologischen Kreuzzug entwickelt hat, der 
über die westliche Welt hinwegfegt. Die Pride-Flagge ist zu einem Symbol für Reinheit und 
Tugend geworden. Es geht nicht mehr um Toleranz, sondern um Akzeptanz und sogar 
Anerkennung ï Begriffe, die viel mehr bedeuten als Toleranz (die ich auch unterstütze), 
deren Prinzip darin besteht, dass Menschen ihr Leben so leben können sollten, wie sie 
wollen, frei von Verfolgung. Heute geht es allerdings um die Abschaffung der 
heterosexuellen Norm ï etwas, das eine Bedrohung für die Zivilisation darstellt und daher 
inakzeptabel ist. 

ï Im Westen scheint es, dass die Konservativen seit Jahrzehnten auf dem Rückzug 
seien. Was könnte die Alternative zu dieser immer vollständigeren Kapitulation sein? 
ï Ein Teil des Problems ist die Art und Weise, wie Konservative sich selbst definieren, 
insofern als sie sich traditionell das Ziel gesetzt haben, die liberalen Veränderungen, die zu 
ihrer Zeit stattfanden, zu blockieren. Das ist es, was das Wort Ăkonservativñ selbst 
suggeriert: dass man etwas zu bewahren sucht, von dem man vielleicht nicht einmal sicher 
ist, dass man es genau definieren kann. Vielleicht brauchen wir ein besseres Verständnis 
f¿r das ºffentliche Interesse. Man kºnnte dies als ĂGemeinwohl-Konservatismusñ 
bezeichnen, um deutlicher zu machen, was es ist, das wir zu schützen versuchen. Aber 
heute sind wir so weit davon entfernt, dass ein wahrer Konservativer einfach wie ein 
Revolutionär aussehen würde, der versucht, das bestehende System zu unterwandern. Wir 
müssen uns damit abfinden, dass die ruhige und zurückhaltende Herangehensweise an das 
Problem, die sich radikalen Veränderungen gegenüber als fremd erklärt, sicherlich ein 
Ausdruck des Tugendinstinkts ist, aber sie funktioniert nur in einer gesunden Gesellschaft, 
einer Gesellschaft, die im Besitz von bewahrenswerten Tugenden ist. Der Begriff 
ĂKonservatismusñ ist daher heute insofern irref¿hrend, als unser Ziel jetzt eher eine radikale 
Transformation der westlichen Gesellschaften sein sollte. 
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ï Mut sollte also die Kardinaltugend der Konservativen von heute sein? 
ï Sicherlich ist die Angst, zum Schweigen gebracht zu werden, in den Köpfen der westlichen 
Konservativen vorhanden, und das zu Recht, denn manchmal verliert man wirklich seinen 
Job und seine Existenzgrundlage. Aber neben Mut brauchen wir auch ein besseres 
Verständnis für die Situation, in der wir uns befinden. Was wir brauchen, ist eine 
Kombination aus den Tugenden Mut, Weisheit und Besonnenheit, um zu verstehen, wann 
und wie wir handeln sollen. 

Quelle: Magyar Nemzet 

Aus: UNSER MITTELEUROPA. MIT VEREINTEN KRÄFTEN FÜR EIN EUROPA DER 
VATERLÄNDER  
 

 
05) Indiens Aadhaar, oder warum die Freiheit f¿r den Ădigitalen Leninismusñ   
      aufgegeben wird 
 

      Von Agnieszka Stelmach 
 
08. 07. 2021  

Bildquelle: PCh24.pl 

Alles begann mit einer einfachen Annahme: den Menschen einen universellen, 
zuverlässigen, digitalen Personalausweis zur Verfügung zu stellen, der das 
Funktionieren der größten Demokratie der Welt erleichtern würde. Indiens Bill Gates 
ï Milliardär Nandan Nilekani ï begann drei Jahre nach der Einführung des 
Ăinnovativenñ Social Credit Systems in China (2006) mit der Arbeit an einem 
ähnlichen System für Indien ï Aadhaar. Was ursprünglich als freiwillig gedacht war, 
wird heute zum Zwang, der die Widerspenstigen werden zum zivilen Tod verurteilt. 

Nilekani ist der Mitbegründer von Infosys, dem Big-Tech-Unternehmen, das die IT-
Revolution in Indien einleitete. Der Milliardär wechselte für ein paar Jahre in die Regierung  

https://magyarnemzet.hu/vpgerman/der-liberalismus-ist-nicht-nachhaltig-weil-er-seine-eigenen-wurzeln-durchschneidet-10045235/
https://unser-mitteleuropa.com/
https://unser-mitteleuropa.com/
https://i2.wp.com/unser-mitteleuropa.com/wp-content/uploads/2021/07/tenn.jpg?fit=800%2C460&ssl=1
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und leitete die Unique Identification Authority of India (UIDAI), die für die Umsetzung des 
weltweit größten biometrischen Identifikationsprogramms Aadhaar verantwortlich ist. Die 
eindeutige verifizierbare Identität der Bürger sollte dem indischen Wohlfahrtsstaat helfen, 
Wohlfahrtsprogramme umzusetzen, Ressourcen zu sparen und Korruption zu bekämpfen. 

Aadhaar ist eine 12-stellige eindeutige Identifikationsnummer, die auf demografischen und 
biometrischen Daten basiert. Ursprünglich sollte das neue Identifikationssystem freiwillig 
sein. Sogar der Oberste Gerichtshof hat bestätigt, dass von den Menschen nicht verlangt 
werden kann, eine Aadhaar-Nummer zu haben und anzugeben. Mit der Zeit hat sich die 
Situation jedoch geändert. Ohne eine Aadhaar-Nummer verlieren Menschen heute den 
Zugang zu Geld, Rente, medizinischer Versorgung, Sozialhilfe usw. 

Eine ID-Nummer wird auf der Grundlage von Wohnsitzdaten (wenn keine Adresse 
vorhanden ist, wird sie von einer anderen Person verbürgt) und biometrischen Daten 
vergeben: 10 Fingerabdrücke, Iris-Scans und Vollgesicht. Die Daten werden von der Unique 
Identification Authority of India (UIDAI) gesammelt, einer Einrichtung, die im Januar 2009 
von der Regierung unter der Zuständigkeit des Ministeriums für Elektronik und 
Informationstechnologie gegründet wurde. 

Medienberichten zufolge waren bis Ende 2017 fast 99 Prozent der Bevölkerung registriert. 
Die Regierung bezeichnet Aadhaar als Ăein strategisches politisches Instrument f¿r die 
soziale und finanzielle Eingliederung, die Reform des öffentlichen Sektors, die Verwaltung 
des Steuerhaushalts, die Verbesserung des Komforts und die Förderung einer nahtlosen, 
auf den Menschen ausgerichteten Verwaltungñ. (UIDAI.gov, n.d., Abs. 4). 

Das Projekt zielte offiziell darauf ab, die Korruption bei der Weitergabe von Leistungen an 
die Bevölkerung zu reduzieren, indem Zwischenhändler ausgeschaltet werden und den 
Menschen, insbesondere den Armen, ein direkter Zugang zu einer Reihe von 
Dienstleistungen im Sozialsystem ermöglicht wird. Doch trotz der Behauptung, die 
Teilnahme sei freiwillig, wurde im Laufe der Zeit Zwang eingeführt, der den Zugang zu 
verschiedenen öffentlichen und finanziellen Dienstleistungen (Bankkonten, 
Versicherungspolicen, Steuerzahlungen, Rentenbezug usw.) vom Besitz einer Aadhaar-
Nummer abhängig macht. 

Das weltweit größte biometrische Identifikationssystem ist laut dem ehemaligen Weltbank-
Chefºkonom Paul Romer Ădas ausgekl¿geltste ID-Programm der Weltñ. AuÇerdem bietet es 
die größte Datenbank mit Identifikationsdaten. Diejenigen, die sich geweigert haben, sich 
dem System anzuschließen, finden sich am Rande der Gesellschaft wieder. 

Trotz Gerichtsurteilen, die bestätigen, dass niemand gezwungen werden kann, eine 
Aadhaar-Nummer zu haben oder vom Zugang zu bestimmten Dienstleistungen 
ausgeschlossen zu werden, wenn er keine hat, hat die Zentralregierung konsequent ein 
Kernziel verfolgt: so viele Daten wie möglich über die Bürger zu sammeln und ihnen den 
Zugang zu Dienstleistungen zu verweigern, wenn sie sich nicht der Behörde unterwerfen. 

Es gibt Ideen, Aadhaar mit dem Wahlsystem zu korrelieren. Die Regierung würde enorme 
Manipulationsmöglichkeiten erhalten, indem sie widerspenstigen Bürgern das Wahlrecht 
entzieht. Der Oberste Gerichtshof hat sich bereits in den Fall eingemischt. 

Eine eindeutige Nummer ist erforderlich, um Sozialhilfe von verschiedenen staatlichen 
Programmen zu erhalten, um Kauf- und Verkaufsverträge abzuschließen, um zu 
investieren, um überhaupt ein Bankkonto zu eröffnen, um Transaktionen durchzuführen, um 
Kinder in der Schule anzumelden usw. 

https://de.wikipedia.org/wiki/Aadhaar
http://uidai.gov/
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Und obwohl noch keine Pläne angekündigt wurden, das Verhalten der Bürger zu benoten 
und den Zugang zu bestimmten Lebensbereichen davon abhängig zu machen, ist klar, dass 
dies geschieht. 

Aufbau eines technokratischen Überwachungsstaates 

Indien, das dem chinesischen Modell folgt ï und damit den Regierungen anderer westlicher 
Länder, die immer mehr Daten über ihre Bürger sammeln und in eine große Datenbank 
integrieren ï bewegt sich auf einen Überwachungsstaat zu, wie Edward Snowden, ein 
ehemaliger Mitarbeiter der US National Security Agency, warnte, der 2013 gegenüber 
Medienvertretern geheime Dokumente enthüllte, die das Ausmaß der Überwachung von 
US-Bürgern und Einwohnern anderer Länder zeigen. 

Der indische Milliardªr Nilekani, der den ber¿hmten Satz Ăthe world is flatñ geprªgt hat, 
wurde mit dem Aufbau einer Datenbank beauftragt, die die Daten von 1,3 Milliarden 
Menschen enthält. Angesichts zahlreicher Klagen und gerichtlich geäußerter Bedenken, 
dass Aadhaar die Privatsphäre bedroht, schrieb Nilekani einen Artikel, in dem er die 
Sammlung persºnlicher Daten mit der ĂFreiheit der individuellen Entscheidungñ rechtfertigte. 
Er argumentierte, dass Ădie Anmeldung bei Aadhaar freiwillig ist, und die Zustimmung 
derjenigen, die der [Datenerfassung] für ihre eigene Bequemlichkeit und ihren eigenen 
Nutzen zustimmen, kann kaum als Verletzung ihres Rechts auf Privatsphäre qualifiziert 
werden.ñ 

Der Inder, der regelmäßig an den Treffen des Weltwirtschaftsforums teilnimmt, stellte in 
einem Artikel in Foreign Affairs fest, dass Daten der ĂTreibstoffñ der modernen Wirtschaft 
sind, eine wertvolle Ware, die man kaufen und verkaufen kann, und eine Ăstrategische 
Ressource der Nationenñ, wie die chinesischen Kommunisten es ausdr¿cken. Digitale 
Ressourcen sind heute wertvoller als physische. Er erinnerte an die Worte von Tom 
Goodwin, der feststellte: ĂUber, das grºÇte Taxiunternehmen der Welt, besitzt keine eigenen 
Fahrzeuge. Facebook, der beliebteste Medieninhaber der Welt, erstellt keine Inhalte. 
Alibaba, der wertvollste Einzelhändler der Welt, hat kein Inventar. Und Airbnb, der größte 
Unterkunftsanbieter der Welt, besitzt keine Immobilien.ñ 

Er fügt hinzu, dass der heutige Markt diejenigen großzügig belohnt, die am geschicktesten 
im Erfassen, Sammeln und Verarbeiten von Daten sind. 

Nilekani ermutigte die Menschen, die Aadhaar-Nummer zu beantragen, da sie sicherstellen 
würde, dass die Sozialhilfe die Bedürftigsten erreicht und das Problem der korrupten 
Mittelsmänner gelöst wird. 

Misshandlungen, Todesfälle aufgrund fehlender Aadhaar-Nummer 

Ist das die Realität? In den indischen und ausländischen Medien kursieren immer wieder 
Informationen über ausgehungerte Menschen, die durch die Einführung des Systems den 
Zugang zu jeglicher Sozialhilfe verloren haben. NGOs sammeln akribisch Beweise für die 
mangelhafte und illegale Funktionsweise des Systems. Viele Fälle werden vor Gericht 
gebracht. 

Kürzlich wurde von einer fünfköpfigen Familie in Aligarh berichtet, die nicht in das Aadhaar-
System aufgenommen wurde und deshalb keine Lebensmittelkarten erhalten konnte. Eine 
45-jährige Frau und ihre vier Kinder landeten im Krankenhaus, nachdem sie über zwei 
Monate lang mit Hunger gekämpft hatten. Eine NGO hat schließlich geholfen. 
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Guddi, deren Ehemann letztes Jahr während des Lockdowns, der aufgrund der ersten Welle 
von Covid verhängt wurde, starb, war zusammen mit ihren vier Kindern von der Verhängung 
des Lockdowns schwer betroffen. Ihr 20-jähriger Sohn, ein Maurer ï der einzige Ernährer 
der Familie ï verlor seine Arbeit während der zweiten Welle des Ausbruchs. Extrem 
erschöpft und abgemagert, erholen sie sich nun langsam unter der Obhut von Sanitätern. 

- Es war nichts im Haus. Das war drei Monate lang so. Wir wurden sowohl von Hunger als 
auch von Krankheiten geplagt. Wir gingen zu den Nachbarn, um Essen zu bekommen, aber 
sie sagten, sie könnten uns für ein oder zwei Tage ernähren, aber nicht jeden Tag. Dann 
haben wir aufgehºrt, sie um Hilfe zu bittenñ, erzªhlt die Frau. 

Die Witwe fügte hinzu, dass sie sich an die örtlichen Behörden wandte, um Hilfe zu erhalten, 
aber sie wurde abgewiesen, genau wie der Laden, in dem sie um 5 kg Reis bat. Aligarh 
District Magistrate Chandra Bhushan Singh war überrascht, dass die Familie keine Aadhaar-
Nummer hatte. Er schlug vor, dass sie wahrscheinlich nie einen Antrag auf Aufnahme in das 
System gestellt haben. 

Die Frau erklärte jedoch, dass sie die Nummer bereits vor dem Ausbruch über einen lokalen 
Vertreter, der mit der Regierung zusammenarbeitet, beantragt und sogar 350 Rupien 
bezahlt hatte. Der Agent weigerte sich später, ihre Anfrage zu bearbeiten, nachdem sie ihre 
SIM-Karte verloren hatte. Eine funktionierende Handynummer ist für die Erstellung einer 
Aadhaar-Karte unerlässlich. Daher war sie nicht in der Lage, es einzurichten, und im 
Gegenzug ist die Sozialhilfe davon abhängig, es zu haben. 

Als Parash, ein HIV-positiver Mann, vor einigen Monaten in ein staatliches Krankenhaus in 
Delhi ging, um Medikamente zu bekommen, wurde er mit einer Quittung abgewiesen. Er 
hatte keine Aadhaar-Karte, obwohl er einen Führerschein und eine Wählerkarte besaß, was 
zur Authentifizierung und Beantragung der Medikamente hätte ausreichen müssen. Er 
beklagte gegenüber Reuters, dass man ohne Aadhaar-Karte für den Staat ein Niemand sei. 

Die weltweit größte biometrische Datenbank, die ursprünglich geschaffen wurde, um 
Sozialzahlungen zu rationalisieren und Verschwendung und Korruption zu reduzieren, hat 
sich seit 2009 schrittweise zu einem komplexen Überwachungssystem entwickelt. Die 
Regierung von Premierminister Narendra Modi erzwingt die Verwendung von Aadhaar, um 
öffentliche Dienstleistungen in Anspruch zu nehmen, Steuern zu begleichen, Fahrkarten zu 
buchen, zu telefonieren, Transaktionen zu tätigen, Kinder in der Schule und an der 
Universität anzumelden, medizinische Hilfe zu erhalten und neuerdings auch, um auf die 
angesammelten Gelder auf den eigenen Rentenkonten zuzugreifen und ganz allgemein, um 
Renten zu erhalten. 

Es ist offensichtlich, dass es eine massive Verletzung des Rechts auf Privatsphäre gibt, und 
häufige Datenlecks und Hackerangriffe bedrohen die Sicherheit der Bürger. Die technischen 
Mängel im System treffen die Menschen direkt, die von heute auf morgen ï manchmal 
monatelang ï aufgrund von Authentifizierungsproblemen den Zugang zu Dienstleistungen 
und ihren eigenen Geldern verlieren. Die Daten werden auch in großem Umfang genutzt, 
um Bürger für die Überwachung zu kartieren und zu profilieren und um Dissidenten, 
Journalisten und alle Kritiker der Regierung anzugreifen, die des ĂVerrats an der Nationñ 
beschuldigt werden. 

Im Januar entdeckte die Enthüllungsjournalistin Rachna Khaira, dass die Laptops einiger 
Anwerber des Aadhaar-Systems ï diejenigen, die die Iris scannen und Fingerabdrücke 
nehmen ï gehackt worden waren. Khaira hat es geschafft, den Zugang zu den Aadhaar- 
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Daten von einer Milliarde Menschen zu kaufen é f¿r weniger als 7 Dollar. Nach ihrem 
Bericht leitete die Unique Identification Authority rechtliche Schritte ein und beschuldigte sie 
der Cyberkriminalität. 

Prof. Reetika Khera, Spezialistin für Wirtschaft und öffentliche Systeme am Indian Institute 
of Management, Ahmadabad, beschrieb nur einige der Probleme mit dem System. 

Sie wies darauf hin, dass das System von Anfang an die administrative Effizienz von 
Sozialhilfeprogrammen verbessern sollte, indem es die Korruption reduziert und die 
Inklusion in solche Programme erhöht. Im Gegensatz zu diesen Behauptungen ist sie jedoch 
zu einem Hindernis für den Zugang zu bestehenden Leistungen geworden. 

Es gibt zwei sich überschneidende Probleme mit der in Aadhaar verwendeten Technologie. 
Das eine ist die Frage der Robustheit und das andere ist die Implementierung. 

Schon bei der Erfassung der biometrischen Daten gibt es ein Problem, wenn die Qualität 
der Daten unzureichend ist. Theoretisch gibt es ein System von Ăbiometrischen 
Ausnahmenñ, in der Realität ist dieses vor Ort oft nicht verfügbar und sehbehinderten 
Kindern oder älteren Menschen werden Leistungen verweigert. 

Manche Menschen ï auch wenn sie gerne eine Aadhaar-Karte vorlegen würden, weil sie 
diese für die Einschreibung in die Schule oder die Inanspruchnahme von Sozialhilfe 
benötigen ï können aufgrund von Krankheit keine Karte erhalten. Wer zum Beispiel seine 
Karte verliert, kann oft kein Duplikat bekommen. 

Manchmal werden gefälschte Aadhaar-Nummern generiert. Es gibt auch Fälle, in denen 
gefälschte Duplikate ausgestellt wurden. 

Gerade die Korrelation, die Integration von Aadhaar ï die für eine Reihe von staatlichen 
Dienstleistungen und Vergünstigungen obligatorisch geworden ist ï ist in vielen Fällen aus 
verschiedenen Gründen umständlich oder unmöglich. 

Durch verpasste Termine, z. B. wegen Krankheit, verloren Menschen den Zugang zu 
Dienstleistungen. 

Fehler, die durch die Korrelation von Daten mit neuen Diensten entstehen, führen dazu, 
dass manche Menschen ohne Rente, Zugang zu Bankkonten usw. dastehen. Es braucht 
nur eine Ungenauigkeit, einen Tippfehler in den korrelierten Datenbanken und schon gibt 
es Probleme. 

Es ist auch nicht klar, wie sich Personen, die unter der biometrischen Ausnahmeklausel 
registriert wurden, routinemäßig authentifizieren sollen, wenn sie Zugang zu Leistungen, 
Versorgungseinrichtungen usw. haben. Selbst unter denjenigen, die sich mit allen 
biometrischen Merkmalen registrieren konnten, haben viele Probleme mit der 
Authentifizierung per Fingerabdruck (Verwischung der Fingerabdrücke durch harte 
körperliche Arbeit). 

Die Regierung hat vor dem Obersten Gerichtshof zugegeben, dass es ein ernsthaftes 
Problem mit der fehlenden Authentifizierung gibt. Ältere Menschen sind anfälliger für Fehler 
bei der biometrischen Authentifizierung. Biometrische Daten sind nicht über die gesamte 
Lebensdauer stabil. Daher werden die Personen gebeten, sich zu aktualisieren/neu zu  
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registrieren. Dies kostet oder kann Zeit in Anspruch nehmen und in manchen Fällen 
wiederholte Bemühungen erfordern (z. B. wenn es nicht einfach ist, ein 
Rekrutierungszentrum zu finden). 

In dem Maße, in dem Aadhaar ein wesentliches Merkmal des Bankensystems wird, gibt es 
Probleme beim Zugriff auf Gelder und bei der Weiterleitung von Zahlungen: Die Architektur 
der Aadhaar Payments Bridge (APB) verwendet die UID-Nummer als Finanzadresse. 
Aufgrund des Prinzips des ĂLast Aadhaar Linked Accountñ (LALA), wenn Menschen mehr 
als ein Konto haben, erhält das zuletzt mit Aadhaar verknüpfte Bankkonto automatisch alle 
Zahlungen, auch solche, die an andere, zuvor mit Aadhaar verknüpfte Konten gerichtet 
waren. 

Zunächst wurden Bankkonten mit Aadhaar-Nummern verknüpft. Dies geschah oft, ohne 
dass die betroffene Person überhaupt informiert wurde. Spªter mussten die Banken Ăe-KYCñ 
ausfüllen und die Erlaubnis der Kunden einholen, um Bankkonten mit Aadhaar unter 
Verwendung biometrischer Authentifizierung zu verknüpfen. Bis die e-KYC-Formalitäten 
nicht abgeschlossen sind, kºnnen Bankkonten Ăeingefrorenñ werden. Die E-KYC-
Verifizierung dauert manchmal mehrere Monate, bis sie erfolgreich abgeschlossen ist. 

Durch die Eingabe einer falschen Aadhaar-Nummer oder wenn die demografischen Daten 
auf der Aadhaar-Karte nicht mit den Details übereinstimmen, die mit dem Bankkonto 
verknüpft sind, verlieren Menschen den Zugang zu Geld. Einige Menschen haben den 
Zugang zu ihrer Rente verloren. Diejenigen, die Glück hatten und deren Leistungen 
wiederhergestellt wurden, bekamen ihre Rückstände viele Monate lang nicht zurück, selbst 
wenn ihre Namen fälschlicherweise aus dem System gelöscht wurden. Es gibt viele 
Verzögerungen und abgelehnte Zahlungen. 

Junge Menschen können sich nicht in der Schule anmelden, weil sie keine Aadhaar-
Nummer haben. Aus dem gleichen Grund haben Frauen manchmal Babys auf dem 
Parkplatz eines Krankenhauses entbunden. 

In Geschäften, in denen Lebensmittel auf der Grundlage des Regierungsprogramms 
rationiert werden, haben sich die Warteschlangen aufgrund des 
Authentifizierungsprozesses erheblich verlängert. 

Bestechung wurde nicht ausgerottet, da Mittelsmänner weiterhin eine Rolle bei der 
Beschaffung der Aadhaar-Karte und deren Verknüpfung mit immer mehr Datenbanken 
spielen. Außerdem nutzen sie Schlupflöcher im System zu ihrem eigenen Vorteil aus. 

Auch Betrug und Identitätsdiebstahl sind keine Seltenheit. Aadhaar-Karten werden mit 
Finanzdaten (Bankkontonummern, Mobiltelefonnummern und Steuererklärungen) 
verknüpft. 

Am schlimmsten ist jedoch die steigende Zahl der dokumentierten Hungertoten (2017 waren 
es mindestens 45), die dadurch verursacht wurden, dass es verpflichtend ist, eine Aadhaar-
Nummer zu haben, um von Sozialhilfeprogrammen zu profitieren. Andere starben, als ihnen 
die medizinische Versorgung in Krankenhäusern verweigert wurde. 

Jeder muss einen Ădigitalen FuÇabdruckñ hinterlassen 

Einmal mehr bestätigt sich, dass eine übermäßig zentralisierte technologische Architektur, 
gepaart mit keiner oder geringer Verantwortlichkeit seitens der Verwaltung, die Sicherheit 
der Menschen bedroht. 
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Ein Programm, das eigentlich freiwillig sein sollte, wird nun zur Pflicht und mischt sich in 
immer mehr Bereiche des täglichen Lebens ein. ï Wir schaffen ein Ökosystem, in dem wir 
keine Kontrolle über unsere eigenen Daten haben und in dem ein einziger Identifikator ï 
Aadhaar ï alle Datenbanken miteinander verbindet und zu einem Werkzeug für Profiling 
und ¦berwachung wirdñ, glaubt Prof. Reetika Khera. Im Gesprªch mit Reuters f¿gte sie 
hinzu: ĂEs gibt eine weit verbreitete Verknüpfung von sensiblen Datenbanken ohne 
Datenschutz.ñ 

Die Regierung verteidigt das System ständig mit dem Argument, dass es die 
Verschwendung eindämmt. Banken, Mobilfunkanbieter und Fluggesellschaften können auf 
die Aadhaar-Datenbank zugreifen, um Identitäten zu überprüfen. Außerdem können 
Unternehmen Informationen über die Ausgaben- und Konsumgewohnheiten einer Person 
weitergeben und die Daten mit öffentlichen Aufzeichnungen, einschließlich des 
Wählerverzeichnisses, verknüpfen. Die Regierung kann die Daten ohne die Zustimmung 
und das Wissen des Einzelnen zur Profilerstellung und Überwachung verwenden. 

- Der Staat macht Aadhaar allgegenwärtig und übt Druck auf die Menschen aus, ihre 
Identität nachzuweisen. So werden auch diejenigen, die nicht digital präsent sind, 
gezwungen, einen digitalen Fußabdruck zu hinterlassen, erklärt Anwältin Usha 
Ramanathan. ï Dies ist nicht nur ein Eingriff in die Privatsphäre, sondern die Schaffung 
eines Überwachungsstaates: Jeder wird gezwungen, diese Nummer zu bekommen, und 
jede Agentur wird zu einem Organ des Staates, fügte sie hinzu. 

Obwohl der Oberste Gerichtshof bekräftigt hat, dass die Privatsphäre des Einzelnen ein 
Grundrecht und Teil der von der Verfassung garantierten Freiheiten ist, wird dies von der 
Regierung nicht respektiert. 

Der Minister f¿r Informationstechnologie sagte, dass die Privatsphªre Ăvern¿nftigen 
Einschrªnkungenñ unterliegt und die Daten der B¿rger ohne deren Zustimmung verarbeitet 
werden können. 

Die Anwältin Mishi Chaudhary weist darauf hin, dass sie nicht in einem ĂPanoptikumñ leben 
möchte, in dem sogar ein FedEx-Mann nach einer Aadhaar-Nummer fragen kann. Sie 
verwies auf Chinas Social Credit System (SCS) als Beispiel für die dystopische Zukunft, auf 
die Indien mit dem Aadhaar-System zusteuert. 

Das chinesische System entstand als Folge des gesunkenen Vertrauens der Kommunisten 
in die Marktwirtschaft und des Zusammenbruchs der Moral der Bürger. Es ist eine 
Kombination aus Konfuzianismus und Kommunismus. 

Die SCS sammelt Informationen über die Konsumaktivitäten und das soziale Verhalten der 
Bürger, um unter anderem die Wahrscheinlichkeit vorherzusagen, dass sie Rechnungen mit 
Kreditkarten bezahlen, um Andersdenkende loszuwerden usw. 

Beide Projekte stehen beispielhaft für den weit verbreiteten Glauben, dass Big Data ï das 
Sammeln, Speichern und Analysieren riesiger Mengen digitaler Informationen ï 
ĂMarktzusammenbr¿chen, ethnischer und religiºser Gewalt, politischem Stillstand, weit 
verbreiteter Korruption und gefªhrlichen Machtkonzentrationenñ ein Ende setzen kann 
(Pentland, 2014). 

Nur ist es genau dieses System, das zu viel Missbrauch und Ăgefªhrlicher 
Machtkonzentrationñ durch die Regierung und Unternehmen f¿hrt, und das sogar formal den 
Respekt vor dem Recht auf Privatsphäre sicherstellt. 
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In China ist das Recht auf Privatsphäre als Grundrecht in der Verfassung verankert. Im Jahr 
2000 wurden Vorschriften zum Schutz der Sicherheit und der Privatsphäre von 
Informationen im Internet erlassen. Mit den Fortschritten in der Technologie und den neuen 
Möglichkeiten hat die Regierung in den letzten Jahren jedoch ihre Kontrolle über die 
Internet-Service-Provider verschärft und verlangt von ihnen, dass sie eine große Menge an 
Daten herunterladen, aufzeichnen und speichern. 

Nach Angaben der SCS schlägt die chinesische Regierung vor, jedem Bürger ein soziales 
Kreditrating zu geben, das seine ĂVertrauensw¿rdigkeitñ reprªsentiert, basierend auf seinen 
täglichen sozialen und wirtschaftlichen Aktivitäten. Die Idee wurde bereits Anfang 2000 in 
offiziellen und inoffiziellen Kreisen diskutiert. In einem 2014 veröffentlichten Plan hieß es, 
dass sich die SCS auf vier Hauptbereiche konzentrieren würde: Integrität in 
Regierungsangelegenheiten, kommerzielle Integrität, soziale Integrität und Glaubwürdigkeit 
gegen¿ber der Justiz. Das Ziel wiederum war es, Ădas Bewusstsein f¿r Integritªt und den 
Grad der Glaubw¿rdigkeit in der Gemeinschaft zu erhºhen.ñ 

Also implementierte die Regierung ein System, um Bürger in Echtzeit zu verfolgen und 
kontinuierlich zu bewerten. Die Bewertungen bestimmen ihre Glaubwürdigkeit. Die Behörde 
entscheidet, ob eine Person z. B. für eine Hypothek oder einen Job in Frage kommt, ob sie 
in den Urlaub fahren oder ihr Kind in einer bestimmten Schule anmelden kann. 

Der Schöpfer des indischen Überwachungssystems argumentiert, dass es die Grundlage 
f¿r eine Ăinnovative Wirtschaftñ ist, und das erste Ziel hinter Aadhaar war Inklusivitªt 
(Inklusion ï ein heutiges Modewort). 

- Wenn wir eine Identitätsplattform schaffen können, die im ganzen Land übertragbar ist, die 
digital ist, werden die Menschen in der Lage sein, ihr Leben voranzubringen, sagte er. Das 
zweite Ziel war steuerlicher Natur. 

Der indische Milliardär weist darauf hin, dass die Anwendungsmöglichkeiten von Aadhaar 
riesig sind. Es kann mit einem digitalisierten Gesundheitssystem verbunden werden, das 
medizinische Aufzeichnungen aus Krankenhäusern, Laboren und Apotheken miteinander 
verknüpft. Es hat potenzielle Anwendungen im Bildungswesen, um die akademischen 
Leistungen der Schüler zu verfolgen und zu authentifizieren, usw. 

Nilekani ist optimistisch. Er sieht Aadhaar als eine Plattform für Innovationen, ähnlich wie 
das Internet und GPS. ï GPS beantwortet die Frage: Wo bin ich? Und Aadhaar beantwortet 
die Frage: Wer bin ich? Es gibt heute so viele Innovationen in der Welt, die eine Kombination 
aus dem Internet und GPS sind. Unternehmen wie Google, Facebook, Uber und Apple. 
Bestehen wegen dieser Kerntechnologienñ, argumentierte er. ï Ich glaube, dass Aadhaar 
eine Plattform für enorme Innovationen sein wird, und wir werden in den kommenden Jahren 
viele innovative Anwendungen sehen, kommentierte er. 

Aadhaar soll Indien dabei helfen, ins nªchste Jahrhundert Ădurchzustartenñ. 

Letztes Jahr hatte die Regierung darauf bestanden, eine Aadhaar-bezogene App, Aarogya 
Setu, zu installieren, um die Benutzer über Bedrohungen, bewährte Praktiken und Tipps zu 
Coronaviren zu informieren. 

Die App wurde in kurzer Zeit von über 60 Millionen Menschen heruntergeladen. Die Leute 
waren nicht einmal durch die Information im Kleingedruckten beunruhigt, dass die 
Regierung Daten mit nicht spezifizierten Ăanderen Agenturenñ f¿r nicht spezifizierte Ăandere 
Zweckeñ teilen kºnnte. 
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Wir haben uns daran gewöhnt, das Konzept der Datenschutzrechte zu trivialisieren, was 
Technokraten und Regierungen zugute kommt, die davon träumen, fast jeden Bereich des 
Lebens der Bürger zu kontrollieren. 

Das Argument: ĂDies ist ein Kampf auf Leben und Tod, also hºren Sie auf, über Privatsphäre 
zu reden, laden Sie einfach diese App herunter und sch¿tzen Sie sichñ tªuscht die Leute 
effektiv. Eine neue Interpretation des Transaktionsrechts wird durchgesetzt: Wenn Sie 
etwas wollen, müssen Sie Ihre Privatsphäre aufgeben. Es gibt keine unveräußerlichen 
Rechte mehr, sondern Rechte, die man sich verdienen muss é durch staatlich gew¿nschtes 
Verhalten. Es gibt Belohnungen für gehorsame, keine Fragen stellende Bürger, die bereit 
sind, Ădie Augen und Ohren der Autoritªtñ zu sein. Sie sind bereit, ihre Nachbarn zu 
beobachten, zu belauschen, zu verfolgen und die Autorität bei jedem Anzeichen von 
ĂUngehorsamñ oder Dissens zu alarmieren. 

Die Bürger werden wie Tiere abgerichtet, um zu gehorchen und ihre Rechte im Namen von 
ĂWohlstand und Sicherheitñ aufzugeben. 

Kürzlich blockierte die SN in Indien Pläne, die Volkszählung mit Aadhaar zu verknüpfen. Im 
Jahr 2015. Die Wahlkommission startete ein Pilotprojekt mit dem Namen National Electoral 
Roll Cleansing and Authentication Program, um das Aadhaar-System zu nutzen, um 
doppelte Namen aus den Wählerlisten zu entfernen. Das Projekt wurde jedoch einige 
Monate später auf Eis gelegt, als der Oberste Gerichtshof als Antwort auf eine Petition von 
KS Putta Swami, einem pensionierten Richter des Karnataka High Court, festlegte, wofür 
Aadhaar verwendet werden kann. 

ĂDigitaler Leninismusñ ï wie der deutsche Politikwissenschaftler Sebastian Heilmann das 
chinesische System und ähnliche biometrische Identifikationssysteme beschreibt ï wird 
nicht nur in Indien oder China, sondern auch bei uns und vielen anderen Big-Tech-basierten 
Volkswirtschaften mit der unverständlichen Passivität der Bürger umgesetzt, die im 
Austausch für die versprochenen Annehmlichkeiten ihre Identität, einen Teil ihrer selbst, 
aufgeben und zu einer Marionette in den Händen der technokratischen Macht und der IT-
Konzerne werden. In einiger Zeit, wenn wir die Folgen der beispiellosen Überwachung 
aufgrund der Einführung neuer Vorschriften zur Cybersicherheit direkt erleben werden, wem 
werden wir dann die Schuld geben? 

Quelle: PCh24.pl 

Aus: UNSER MITTELEUROPA. MIT VEREINTEN KRÄFTEN FÜR EIN EUROPA DER 
VATERLÄNDER  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

https://pch24.pl/opinie/indyjski-aadhaar-czyli-dlaczego-rezygnujemy-z-wolnosci-na-rzecz-cyfrowego-leninizmu/
https://unser-mitteleuropa.com/
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06) Die Privatisierung der weltpolitischen Macht ist das Vorspiel zur globalen    
      Tyrannei 
 
      Von José Papparelli 
 
01. 07. 2021  

Klaus Schwab · Bildquelle: El Correo de España 

Jemand hat einmal gesagt, wenn etwas wie eine Ente quakt, wie eine Ente läuft und sich 
wie eine Ente verhält, dann ist es sicherlich eine Ente. Und das ist ganz selbstverständlich. 
Die westliche Zivilisation, oder das, was von ihr übrig geblieben ist, scheint jedoch von einer 
betäubenden Blindheit umhüllt zu sein, die ihre eigene Rationalität bis zum Punkt des 
induzierten Komas betäubt. Eine Zivilisation, die in Europa geboren wurde, deren 
Grundpfeiler der Glaube und die Vernunft waren, scheint sich heute selbst zerstören zu 
wollen, indem sie zuerst Gott und dann die Rationalität und die menschliche Natur selbst 
abschafft. 

In einem auf der Website des Weltwirtschaftsforums veröffentlichten Artikel vom 15. Februar 
2017 mit dem Titel ĂAcht Vorhersagen f¿r die Welt 2030ñ sowie in dem Video mit demselben 
Titel vom 6. März desselben Jahres auf dem offiziellen YouTube-Kanal der Agentur wird der 
Fahrplan des auch als Davos-Forum bekannten Forums explizit wiedergegeben. In diesen 
Dokumenten heißt es ï es schadet nie, sich daran zu erinnern ï Folgendes: 

Ă1. Im Jahr 2030 werden Sie nichts haben und gl¿cklich sein. Sie werden in der Lage sein, 
alles zu mieten, was Sie brauchen, und eine Drohne wird es zu Ihnen nach Hause liefernñ. 

Ă2. Die Vereinigten Staaten werden nicht mehr die f¿hrende Weltmacht sein. Eine Handvoll 
Lªnder werden die USA ersetzen.ñ 

Ă3. Sie m¿ssen nicht auf einen Organspender warten. Organtransplantationen werden nicht 
gemacht, sie werden geschaffen.ñ 

 

https://i2.wp.com/unser-mitteleuropa.com/wp-content/uploads/2021/07/44274_klaus_schwab_davos_globalismo.jpg?fit=640%2C360&ssl=1
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Ă4. Sie werden weniger Fleisch essen. Fleisch wird kein Grundnahrungsmittel mehr sein, 
der Umwelt und Ihrer eigenen Gesundheit zuliebe.ñ 

Ă5. Eine Milliarde Menschen werden wegen des Klimawandels umziehen m¿ssen. Wir 
werden diese Fl¿chtlinge besser aufnehmen und integrieren m¿ssen.ñ 

Ă6. Unternehmen werden f¿r den AusstoÇ von Kohlendioxid zahlen m¿ssen. Es wird einen 
standardisierten globalen Preis für Kohlenstoff geben. Das wird den Ausstieg aus der 
Nutzung fossiler Brennstoffe beschleunigen.ñ 

Ă7. Die Menschheit kºnnte zum Mars reisen. Die Wissenschaftler werden daran arbeiten, 
einen gesunden Aufenthalt im Weltraum zu ermöglichen, was die Forschung 
erleichtern kann.ñ 

Ă8. Westliche Werte werden auf den Pr¿fstand gestellt. Die Werte, die unsere Demokratien 
untermauern, m¿ssen ber¿cksichtigt werden.ñ 

Die Vorhersagen (sic), ihre Absichten und ihre totale und absolute Integration in die 17 Ziele 
für nachhaltige Entwicklung der Vereinten Nationen oder die Agenda 2030 sind so beredt, 
dass sie keiner weiteren Analyse bedürfen. So sehr, dass eine Elite von Geschäftsleuten, 
Finanzspekulanten, Intellektuellen, Journalisten, Wissenschaftlern und Politikern 
unterschiedlichster Ausrichtung den Weg zu einem supranationalen Gremium weist, dem 
die Nationalstaaten angehören, welche diese wiederum unkritisch als ihre eigenen 
Absichten annehmen, ohne sie der Volksmeinung zu unterwerfen. Wir sind mit der 
Privatisierung der politischen Macht, dem Verlust der Souveränität und damit der 
demokratischen Freiheiten konfrontiert. Wenn etwas sich wie eine Tyrannei ausdrückt, sich 
wie eine Tyrannei bewegt und sich wie eine Tyrannei verhält, dann ist sie sicherlich eine 
Tyrannei. 

In der Apotheose des triumphierenden Kapitalismus angesichts des Zusammenbruchs des 
Sowjetblocks am Ende des letzten Jahrhunderts begann der Westen einen Weg 
einzuschlagen, der dazu führte, dass er nicht mehr das ist, was er war, und sich schließlich 
in eine globalistische Macht verwandelte. Selbst der neue chinesische Antagonist war am 
Ende eine Art totalitärer Hybrid aus Einheitspartei und sozialer Kontrolle mit dem wildesten 
Turbokapitalismus. Das ist genau das Modell, das der Globalismus anstrebt, der natürliche 
Nachfolger des degradierten Westens. 

Die planetarische Hegemonie dieser neuen Werte, die von der UNO in ihrer mit der des 
Davos-Forums homologierten Agenda gefördert werden, sind diejenigen, die, auch wenn es 
nicht so scheint oder wir es nicht sehen wollen, Tag für Tag und ohne Unterbrechung in 
unserem täglichen Leben durchgesetzt werden. Es genügt, sich die Fernsehprogramme, 
die Nachrichtenmeldungen, die Werbung in all ihren Formaten, die bezahlten 
Unterhaltungsplattformen, die Bildungsinhalte auf allen Ebenen und sogar die Perversion 
des Gebrauchs der Ăinklusivenñ Sprache, die allmählich zur Normalität wird, anzusehen, um 
zu verstehen, warum die Vorschläge und die Politik der Parteien, die Regierungsprojekte 
und die Budgets nur eine Richtung kennen: die Tyrannei der globalistischen politischen 
Korrektheit. 

Es besteht kein Zweifel, dass sich die Welt verändert, und in dem neuen aktuellen Szenario 
gibt es zwei Akteure, die um die Hauptrolle konkurrieren. Einer von ihnen ist der Anführer 
der von den Eliten propagierten grenzenlosen Globalisierung und gesichtslosen Uniformität. 
Der andere, sein einziger Gegner, ist derjenige, der Freiheit, Souveränität und die nationale 
Identität der Völker verkörpert. 
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Bildquelle: El Correo de España  

Cicero warnte uns schon vor mehr als zweitausend Jahren: ĂEs gibt keinen besseren Beweis 
als den Augenscheinñ und nur Narren kºnnen das leugnen. Wenn es in Sicht ist, nicht 
versteckt und unermüdlich verkündet wird, was die Art von Gesellschaft ist, in der die 
Mächtigen uns ï um Diego Fusaro zu paraphrasieren ï als neue Diener der ĂGlebalisierungñ 
(ĂLeibeigenschaftñ) leben lassen wollen, wir uns aber weigern, dies zu sehen, wird uns 
vielleicht derselbe rºmische Weise die Antwort auf das geben, was uns erwartet: ĂWenn ein 
Volk zum Sklavendasein entschlossen ist und sich erniedrigt hat, ist es eine Torheit, in ihm 
den Geist des Stolzes und der Ehre, der Freiheit und der Liebe zu den Gesetzen wieder zu 
erwecken, denn es umarmt eifrig seine Ketten, wenn man es ohne eigene Anstrengung 
ernªhrt.ñ Die Menschen von heute, die noch frei sind, sind die einzigen, die das Dilemma 
noch aufklären können. 

 

Dieser Beitrag erschien zuerst bei EL CORREO DE ESPAÑA, unserem Partner in der 
EUROPÄISCHEN MEDIENKOOPERATION. 

Aus: UNSER MITTELEUROPA. MIT VEREINTEN KRÄFTEN FÜR EIN EUROPA DER 
VATERLÄNDER  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

ttps://elcorreodeespana.com/amp/politica/338926073/La-privatizacion-del-poder-politico-mundial-es-la-antesala-a-la-tirania-global-Por-Jose-Papparelli.html
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07) Wenn die Heimat über allem steht 

      Von Álvaro Peñas 

02. 07. 2021  

Bildquelle: El Correo de España 

Vor fast 20 Jahren gab der Footballspieler der Arizona Cardinals, Pat Tillman, seine 
Profikarriere auf, um nach dem Bombenanschlag auf das World Trade Center am 11. 
September 2001 in die US-Armee einzutreten. Tillman wurde 1998 von den Cardinals 
gedraftet und wurde zu einem ihrer beliebtesten Spieler. Im Mai 2002 lehnte Tillman eine 
Vertragsverlängerung mit den Cardinals um drei Jahre und 3,6 Millionen Dollar ab und 
meldete sich zusammen mit seinem Bruder Kevin, einem Baseballspieler der Minor League, 
bei der Armee. Die Tillman-Brüder waren dem 75. Ranger-Regiment zugeteilt und wurden 
2003 in den Irak und im Jahr darauf nach Afghanistan entsandt. Am 22. April 2004 wurde 
Tillman auf einer Patrouille im Osten Afghanistans nahe der pakistanischen Grenze 
erschossen. Das Militär behauptete zunächst, dass Tillman und seine Einheit in einen 
Hinterhalt von feindlichen Kräften geraten seien. Tillman wurde als Nationalheld gefeiert, 
erhielt den Silver Star und das Purple Heart und wurde posthum zum Corporal befördert. 
Eine spätere Untersuchung ergab jedoch, dass Tillman dem Beschuss der eigenen Truppen 
zum Opfer gefallen war und dass das Pentagon die Nachricht von seinem Tod erst am 28. 
Mai veröffentlicht hatte, um das Image der Streitkräfte zu schützen, was in den Vereinigten 
Staaten eine enorme Kontroverse auslöste. Trotz der schlechten Leistung der Armee ist 
Tillman weiterhin ein Bezugspunkt für den Patriotismus in den Vereinigten Staaten und ein 
Beispiel in einer Welt, in der materielle Dinge Vorrang vor allen anderen Werten haben. 

Tillmans Fall ist außergewöhnlich, aber er ist nicht der einzige, der ein Leben mit Ruhm und 
Reichtum aufgegeben hat, um sein Leben für sein Land zu geben. Ein noch näheres 
Beispiel haben wir in der Ukraine, wo sich am vergangenen Dienstag der Todestag von 
Wasyl Slipak zum fünften Mal jährte, einem weltberühmten Opernsänger, der die Bühne 
verließ, um im Donbass-Krieg zu kämpfen. 

 

https://i2.wp.com/unser-mitteleuropa.com/wp-content/uploads/2021/07/44328_ce96d67cd1ccfe7efc7db19f5a9078d67315da652a9218da9fpimgpsh_fullsize_distr.jpg?fit=709%2C398&ssl=1
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Wassyl Slipak an der Pariser Oper  

Slipak, 1974 in Lemberg geboren, wurde am Konservatorium ausgebildet und war von 1983 
bis 1994 Solist im Chor seiner Heimatstadt. Im Alter von 14 Jahren gab er als Countertenor 
Konzerte in Kanada und den Vereinigten Staaten. Während seines Studiums gewann er 
einen Wettbewerb in der französischen Stadt Clermont und trat zwei Jahre lang in 
verschiedenen Städten Frankreichs auf. 1996 erhielt er das Angebot, auf unbestimmte Zeit 
in Frankreich zu bleiben und an der Bastille-Oper und an der Pariser Oper aufzutreten. Er 
war Finalist bei Wettbewerben in Budapest, Los Angeles, New York und Paris. 2011 gewann 
er den Preis für den besten männlichen Darsteller beim Armel Opera Competition and 
Festival in Szeged (Ungarn), für seine Interpretation des Liedes Toreador aus der Oper 
Carmen. 

Während der Maidan-Revolution organisierte Slipak, der einen Vertrag mit der Pariser Oper 
hatte, in der französischen Hauptstadt Aktionen zur Unterstützung der Ukraine und wurde 
einer der Gründer der Organisation Fraternité ukrainienne. Doch das war Wasyl nicht genug. 
Nach Meinung von Anna Chesanovska, mit der er bei diesen Aktivitäten 
zusammenarbeitete: ĂEr war hier, in Frankreich,sehr n¿tzlich f¿r die Ukraine. Er war ein 
echter Intellektueller und sprach sieben Sprachen. Nach dem Tod von Natalka Pasternak, 
der Leiterin der ukrainischen Gemeinde in Frankreich, war er die einzige Person, die das 
Potenzial hatte, uns zu vereinen, sich für ukrainische Interessen auf internationaler Ebene 
einzusetzen.é Aber er hatte das Bed¿rfnis, an vorderster Front dabei zu sein, wo die 
moderne ukrainische Geschichte geschrieben wurde. Also gab er die Arbeit auf, suchte nicht 
mehr nach Aufträgen und sang nur noch ab und zu, damit er etwas Geld in die Ukraine 
schicken konnte.ñ 
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Wassyl Slipak an der Front mit dem traditionellen ukrainischen Kosaken-Haarschnitt  

Slipak kehrte 2015 in die Ukraine zurück, schloss sich dem 7. Bataillon der DUK an, dem 
ukrainischen Freiwilligenkorps des Právyi Séktor (Rechter Sektor), einer radikal-
nationalistischen Bewegung, und wªhlte die Kennung ĂMifñ als seinen nom de guerre 
(ĂMythñ, eine Abk¿rzung von Mephistopheles aus seiner Lieblingsoper Faust). Wasyl Slipak 
wurde am 29. Juni 2016 während eines ukrainischen Gegenangriffs auf Stellungen der 
prorussischen Separatisten von einem Scharfschützen erschossen. Sein Tod sandte 
Schockwellen durch die Ukraine und Frankreich, wo mehrere Medien Artikel über ihn 
schrieben und der Direktor der Pariser Oper sein Beileid zum Tod ausdrückte. Er wurde am 
20. Februar 2017 posthum als ĂHeld der Ukraineñ ausgezeichnet. Wenige Tage nach seinem 
Tod schrieb der damalige Infrastrukturminister Wolodymir Omelyan eine Laudatio zu seinen 
Ehren: ĂEr starb wie der wahre Kosake, der er sein wollte, was er auch war, mit einem 
Gewehr in der Hand kªmpfend.ñ 

 

Dieser Beitrag erschien zuerst bei EL CORREO DE ESPAÑA, unserem Partner bei der 
EUROPÄISCHEN MEDIENKOOPERATION. 

Aus: UNSER MITTELEUROPA. MIT VEREINTEN KRÄFTEN FÜR EIN EUROPA DER 
VATERLÄNDER  
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Sonderthema Corona-Pandemie                                                                   Seiten 34 - 68 

 
01) Russische Restaurant-Kette bietet Kunden temporär tätowierte QR-Codes    
      als Corona-Impfnachweis an! 
 
17. 07. 2021  

 

Vor Monaten noch dunkelste Verschwörungstheorie, heute (leider) einmal mehr Realität: 
Corona-Impfnachweise könnten bzw. werden künftig über QR-Codes direkt an der Haut von 
Menschen angebracht, um deren ĂImpfstatusñ leichter ablesen zu kºnnen. In Russland hat 
eine Restaurant-Kette nun diesen Schritt öffentlich gewagt. Der nächste Schritt wird dann 
wohl zum implantierten Mikrochip führen, der sämtliche biometrischen und medizinischen 
Daten des Menschen in Echtzeit an staatliche Stellen übermittelt. Natürlich alles nur zum 
Wohle der B¿rgeré 

 
Temporäres QR-Code-Tatto soll zum impfen animieren 

Während man in den USA Donuts, in Deutschland McDonalds-Menüs und in Österreich 
Badevergnügen oder Museumskarten als Köder für die Corona-Impfung erhält, sind es in 
Russland Ăpraktischeñ QR-Codes, die man sich auf die Haut machen lassen kann und die 
für zwei Wochen lang halten. Sogar wasserfest und in sechs verschiedenen Designs 
kommen die Nachweise daher. 

Mit dieser mehr als fragwürdigen Aktion ï die Menschen mittlerweile zu markiertem Vieh 
degradiert ï will das Unternehmen Delivery Club vor allem junge Menschen zu einer 
Corona-Impfung drängen. Denn in Moskau sind ebenfalls Covid-19-Impf, Test- oder 
Genesenennachweise notwendig, um Restaurants, Bars und dergleichen besuchen zu 
dürfen. Überprüft werden diese eben mittels QR-Code. 

 

https://www.msn.com/en-us/money/companies/russian-food-delivery-service-launches-qr-code-tattoos-for-restaurant-access/ar-AAM9hnT
https://i1.wp.com/unser-mitteleuropa.com/wp-content/uploads/2021/07/E6PfCqgXIAM9L_f.jpg?fit=733%2C434&ssl=1
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ĂMit unseren temporªren Tattoos wollen wir die aktuelle Situation etwas entschªrfen und 
ganz nebenbei die Präsentation von QR-Codes bei städtischen Einrichtungen diversifizieren 
und interessanter gestaltenñ, heißt es in einer Mitteilung des Delivery Clubs. 

Aus: UNSER MITTELEUROPA. MIT VEREINTEN KRÄFTEN FÜR EIN EUROPA DER 
VATERLÄNDER  
 
 

02) Covid-Impfzwang ist weder rechtlich noch medizinisch gerechtfertigt 

      Von Dr. Nicole Delépine 

14. 07. 2021  

 

 
Impfzwang würde auch unsere Demokratie einem wahnsinnigen politischen Risiko 
aussetzen. 

Covid ist fast aus dem Land verschwunden, auch wenn unsere Politiker und die 
Medien es verbergen 

Laut WHO und OurWorldinData ist die Zahl der täglichen Neuinfektionen in Frankreich seit 
April 2021 rückläufig. In den letzten drei Wochen hat diese Zahl 2000 pro Tag nicht 
überschritten, was einer täglichen Inzidenz von 0,000 03 entspricht. 

https://unser-mitteleuropa.com/
https://unser-mitteleuropa.com/
https://i1.wp.com/unser-mitteleuropa.com/wp-content/uploads/2020/09/COVID-19-vaccine-768x576-1.png?fit=768%2C576&ssl=1
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Im Vergleich dazu liegt Großbritannien trotz der hohen Durchimpfungsrate und der jüngsten 
Eingrenzungen bei 20.000 Fällen täglich. 

 

 

Warum also will die Regierung das sogenannte Gesundheitsnotstandsgesetz für eine 
verschwundene Epidemie verlängern? 

Die Strategie aller Impfstoffe ohne frühzeitige Behandlung ist ein großer Fehlschlag 

Die Regierung und die Medien versuchen, die Öffentlichkeit in Angst zu halten, indem sie 
die Ăvierte Welleñ sch¿ren. 

Dieses ist nur ein schlechtes Szenario, das aus einer neuen Modellierung resultiert, deren 
vorherige sich immer als falsch erwiesen haben und der Vorwand für libertizidale 
Maßnahmen (Einschluss, Verbot der Frühbehandlung) waren, die die globale Sterblichkeit 
stark verschlechtert haben. 

Sie haben uns in die Spitzengruppe der höchsten europäischen Sterblichkeit pro Million 
Einwohner gebracht, wie die anderen großen Länder, die ihre Ärzte blindlings eingeengt 
und ihnen teilweise verboten haben, die Kranken frühzeitig zu behandeln. 
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Weißrussland (im Diagramm Belarus) hat keine verpflichtenden Hygienemaßnahmen 
praktiziert und hat weit weniger Todesfälle pro Million Einwohner und in absoluten Zahlen 
als die meisten anderen europäischen Länder. Weißrussland und sein gewählter Präsident 
werden von den hiesifen Medien sehr negativ dargestellr, obwohl seine Covid-Politik 
offensichtlich die beste in Europa war. 

Das bittere Scheitern der bisherigen Strategie der Angst und der Vollimpfung sollte unseren 
Politikern zu denken geben und sie zu einem demokratischeren Ansatz anstiften, der sich 
in anderen Ländern als viel effektiver erwiesen hat. 

Aktuelle Pseudo-Impfstoffe sind nicht wirksam gegen die Delta-Variante 

Bei der Grippe, einem weiteren RNA-Virus, wissen wir seit langem, dass jedes Jahr ein 
neues Virus auftaucht, was zur Folge hat, dass der Impfstoff des Vorjahres zumindest relativ 
unwirksam ist. 

Das Gleiche gilt für Covid; Varianten entstehen und gedeihen, weil sie gegen die aktuellen 
Pseudo-Impfungen resistent sind. 

Die Impfbefürworter behaupten, dass die Impfung die beste Vorbeugung gegen die Delta-
Variante wäre, obwohl die Erfahrungen der am meisten geimpften Länder das Gegenteil 
zeigen. 

Die aktuellen Pseudo-Impfstoffe sind gegen die Delta-Variante nicht wirksam, wie das 
aktuelle Wiederaufleben der Epidemie in Großbritannien und Israel, den Champions von 
Astra Zeneca und Pfizer, zeigt. 

In Israel kam es nach der Impfkampagne zu einem starken Anstieg der täglichen Infektionen 
und Todesfälle im Januar und Februar 2021, die monatliche Rekorde für Fälle und 
Todesfälle aufstellten. 

Dann, nach einer zweimonatigen Flaute und trotz hoher Durchimpfungsrate,[1] kam es zu 
einem Wiederaufleben der Epidemie mit der Delta-Variante. 
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Pfizer und die verantwortlichen Gesundheitsbehörden behaupten, dass die Anti-Covid-
Spritze gegen die Delta-Variante wirksam wäre, liefern aber weder Rohdaten, die dies 
belegen, noch eine glaubwürdige Erklärung für das exponentielle Fortschreiten der 
Krankheit unter den Geimpften. 

Denn die Unwirksamkeit der Gen-Behandlung von Pfizer wird durch den ehemaligen 
israelischen Gesundheits-Generaldirektor bestªtigt, der feststellte, dass Ă40ï50% der neuen 
Fªlle bei vollstªndig geimpften Menschen auftraten.ñ[2] 

 

Gleiche Ausfallkinetik in Großbritannien. 

Nach der Nachinjektionskatastrophe, die in drei Monaten so viele Opfer forderte wie in den 
zehn Monaten zuvor, gab es eine zweimonatige Flaute, die zu der Annahme führte, dass 
eine vorbeugende Behandlung wirksam gewesen wäre. 

In Wirklichkeit haben die Geninjektionen aber nur das Auftreten der Delta-Variante 
beschleunigt, deren Häufigkeit seit Ende Mai exponentiell zunimmt. 

Und der Schweregrad der Delta-Variante der Infektion scheint durch die Pseudo-Impfung 
sogar erhºht zu werden, denn das Sterberisiko der ĂGeimpftenñ ist dreimal so hoch wie das 
der nicht Geimpften, was die ständig wiederholte Mär von einem geringeren Schweregrad 
nach der experimentellen Anti-Covid-Injektion widerlegt. 
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Das offensichtliche Versagen der pseudo-genetischen Impfstoffe in diesen beiden Ländern, 
den Verfechtern dieser Strategie, beweist unbestreitbar, dass die derzeitigen genetischen 
Injektionen nicht in der Lage sind, die Übertragung der Delta-Variante zu begrenzen. 

Es ist daher unverständlich, dass Forscher des Institut Pasteur wie Olivier Schwartz 
behaupten kºnnen, dass die Injektion Ăimmer noch sehr wirksam gegen die indische 
Variante wªreñ, mit Ăeiner leicht verminderten Wirksamkeit, laut Labortests ist der Impfstoff 
von Pfizer wahrscheinlich sch¿tzendñ. 

Wie also sollte eine Behandlung, die in den am meisten geimpften Ländern gegen die 
Übertragung der Krankheit unwirksam ist, in Frankreich wirksam sein? 

Die aktuellen Gen-Injektionen sind keine Pasteur-Impfstoffe 

Ein Pasteurimpfstoff enthält Antigene (eine abgetötete oder abgeschwächte Mikrobe oder 
meist ein einfaches Fragment davon), die eine Immunreaktion auslösen sollen, die durch 
die Bildung von Antikörpern in ausreichender Menge gekennzeichnet ist, um die 
Zielkrankheit zu verhindern. 

Aktuelle Pseudo-Covid-Impfstoffe enthalten kein Antigen, sondern gentechnisch veränderte 
Boten-RNA. Ihre Hersteller geben sie als Impfstoffe aus, um vom guten Ruf echter 
Impfstoffe in Frankreich zu profitieren und ihre Kunden durch geschicktes Marketing nach 
der Diphtherie- oder Gelbfieberimpfung (mit einem abgeschwächten, aber lebenden Virus) 
zu täuschen und ihnen vorzugaukeln, dass sie vollkommen gegen die Covid-Seuche 
geschützt sind. 

Das ist bei den aktuellen Anti-Covid-Injektionen nicht der Fall, deren tatsächliche 
Wirksamkeit in der Bevölkerung sehr gering ist und in keinem Verhältnis zu den kolossalen 
Werbelügen (85% bis 95%!) steht, die in den Pressemitteilungen der Hersteller und ihrer  
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Komplizen wiederholt werden. Und die von den Labors und dem Ministerpräsidenten 
befürwortete zusätzliche Injektion (die 3.!) bei Menschen mit einer schwachen 
Immunantwort wird nicht viel ändern (außer den Profiten von Big Pharma). 

Der Schutz von Pflegern und gebrechlichen Personen kann nur durch eine frühzeitige 
Behandlung gewährleistet werden 

Indien ist ein riesiges, armes Land mit einem Krankenhaussystem, das noch maroder ist als 
unseres. Es besiegte die erste Covid-Welle, indem es ihr Gesundheitspersonal und 
Kontaktpersonen der Erkrankten vorbeugend mit Chloroquin behandelte. Zum 1. Januar 
2021 hatte es neunmal weniger Todesfälle pro Million Einwohner als Frankreich. 

 

Im Januar 2021 wurde mit der Impfung begonnen und die routinemäßige Frühbehandlung 
in einigen Bundesstaaten aufgegeben. 

Zwei Monate später kam es zu einem starken Anstieg der Fälle und Todesfälle, der erst 
nach der weit verbreiteten Wiederaufnahme der frühen Behandlung mit 
Chloroquin/Ivermectin unter Kontrolle gebracht werden konnte. 
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Ab dem 10. Juli 2021 hat es 5,5 Mal weniger Todesfälle pro Million Einwohner als Frankreich 
(312 vs. 1690). 

Eine frühzeitige Behandlung ist daher eine viel effektivere Lösung als die Geninjektion. 

Für die Abkehr von einer tyrannischen, auf Angst basierenden Politik 

Die autoritäre Politik der Einschränkung von Freiheiten (Lockdowns) und die 
Wirkungslosigkeit der Covid19-Strategie der Angst und der wissenschaftlich unbegründeten 
Auflagen sind eine sinnlose Gefahr für unsere Demokratie. 

Bis jetzt waren die Franzosen bemerkenswert geduldig. Sie haben die unwirksamen 
Einschränkungen der Freiheit ohne große Reaktion ertragen, betäubt durch das Ausgießen 
von Geld nach dem Prinzip Ăwas immer es auch kosteñ, die allgegenwªrtige terrorisierende 
Propaganda der Elysee-geführten Medien und die heftige Zensur der Gegner. So beschrieb 
es La Boétie[3]: 

ĂDas Volk hat die Freiheit verworfen und das Joch angenommenñ. 

Aber die ständigen Lügen des Gesundheitsministeriums und die sehr schlechten 
Ergebnisse seiner angeblich sanitären Politik wecken sie allmählich auf. Die Verfolgung 
einer totalitären Politik mit der Fortführung des Ausnahmezustands und den jetzt 
aufgedeckten nutzlosen Restriktionen schafft eine Situation des zunehmenden 
Unverständnisses zwischen dem Volk und seinen offiziellen Vertretern, was zu einem 
großen Teil die Rekordenthaltung bei den jüngsten Regionalwahlen erklärt. 

Professor Delfraissy und vier weitere Mitglieder des wissenschaftlichen Ausschusses haben 
dies deutlich gemacht[4]: 
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ĂEs ist an der Zeit, angstbasierte Ansªtze, die auf allgemeiner Eindämmung basieren, 
aufzugebené Es ist nicht mehr mºglich, allgemeine Lockdowns nach dem Sto-Start-Prinzip 
als Hauptantwort auf die COVID-19-Pandemie zu verwenden. Obwohl sie für viele 
Wissenschaftler attraktiv und eine Standardmaßnahme für politische Führer ist, die 
befürchten, für langsame oder unentschlossene nationale Reaktionen rechtlich 
verantwortlich gemacht zu werden.ñ 

ĂDie Bevºlkerung war bisher relativ zur¿ckhaltend, aber ihre Zweifel und ihr Misstrauen sind 
in Protestbewegungen in mehreren Ländern sichtbar. Die Auswirkungen der allgemeinen 
Lockdowns auf ganze Volkswirtschaften waren verheerend, wobei das Schlimmste in Bezug 
auf die Arbeitslosenquote und die Staatsverschuldung noch bevorstehté Grundsªtzlich 
sollte der neue Ansatz auf einem klaren und transparenten Gesellschaftsvertrag basieren, 
der in den verfügbaren Daten verankert istéñ 

In der Geschichte, über die unsere Herrscher nachdenken sollten, hat das Regime von 
Tyrannen nirgendwo sehr lange überlebt und bestand nur so lange, wie es die Unterstützung 
des Volkes hatte. Auf den Tyrannen, der von der Menge gefordert wird, folgt Ernüchterung, 
dann Wut, denn je weniger nützlich die Tyrannei ist, desto bedrückender wird sie. Dies 
erklärt das blutige Ende vieler Tyrannen wie Alexander der Tyrann von Phönizien, Nero, 
Caligula, Vitellius, Gallerius römische Kaiser, Ludwig XVI, Mussolini, Trujillo, Gaddafi, 
Saddam Husseiné 

Das zunehmend totalitäre Abdriften einer Regierung, die ein Notstandsgesetz ohne 
wirkliche Rechtfertigung missbraucht, die permanente Propaganda, die Zensur, die 
Vervielfachung von Drohungen und Einschüchterungen gegen Gegner und die täglichen 
Lügen spalten das Land noch mehr, lassen unsere Demokratie, das Volk und seine Führer 
sinnlose politische Risiken eingehen. 

Schlussfolgerungen 

Eine verpflichtende Verabreichung eines Medikaments, das kein Impfstoff ist, sondern eine 
experimentelle RNA-Injektion (deren Ergebnisse in Großbritannien und Israel offensichtlich 
schlecht sind und die, wie der französische Gesundeheitsminister einräumt, weder die 
Krankheit noch ihre Übertragung verhindern kann), wäre nicht nur medizinisch nutzlos und 
völlig unlogisch (wer glaubt, dass diese Behandlung ihn schützt, hat keinen Grund, sich vor 
anderen zu fürchten), sondern auch illegal, da sie gegen die Oviedo-Konvention verstoßen 
würde. Darüber hinaus hat kein Land der Welt sie eingeführt. 

Nein zur Verpflichtung von Pseudo-Impfstoffen gegen Covid für Pflegende und für 
den Rest der Bevölkerung! Die experimentelle Behandlung darf nur an gut 
informierten Freiwilligen durchgeführt werden. 

Präambel der Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte vom 10. Dezember 1948: 

ĂEs ist wesentlich, dass die Menschenrechte durch den Rechtsstaat gesch¿tzt 
werden, damit der Mensch nicht gezwungen ist, als letztes Mittel zur Rebellion gegen 
Tyrannei und Unterdr¿ckung zu greifen.ñ 

Anmerkungen: 

[1] mit 57,2 % der Bevölkerung vollständig geimpft (am 2. Juli 2021) 
[2] Israel ist ein Ăhyperñ geimpftes Land und leidet ebenfalls unter der Delta-Variante. Was 
ist der Nutzen einer Impfung? Nice Matin am 07.05.202 

https://www.nicematin.com/sante/israel-est-un-pays-hyper-vaccine-et-il-subit-aussi-le-variant-delta-a-quoi-sert-la-vaccination-699923
https://www.nicematin.com/sante/israel-est-un-pays-hyper-vaccine-et-il-subit-aussi-le-variant-delta-a-quoi-sert-la-vaccination-699923
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[3] La Bo®tie, ĂDiskurs der freiwilligen Knechtschaftñ 
[4] Laetitia Atlani-Duault, Bruno Lina, Franck Chauvin, Jean-François Delfraissy, Denis 
Malvy: Immune evasion means we need a new COVID-19 social contract, 
www.thelancet.com/public-health Vol 6 April 2021, 
www.thelancet.com/action/showPdf?pii=S2468-2667%2821%2900036ï0 

Quelle: MPI 

Aus: UNSER MITTELEUROPA. MIT VEREINTEN KRÄFTEN FÜR EIN EUROPA DER 
VATERLÄNDER  

 

03) Corona: So geht Manipulation ï wie Kurz Österreich zum Narren hält 

13. 07. 2021  

 
Der österreichische Bundeskanzler Sebastian Kurz mit dem Gründer und Chef des WEF, 
Klaus Schwab. Foto: Bundeskanzleramt. 

Kurz lªsst Katze aus dem Sack: ĂCorona wird uns noch Jahre beschªftigenñ 
 
Der österreichische Bundeskanzler Sebastian Kurz lieferte im online-Portal des TV-Senders 
Ăoe24ñ ein Paradebeispiel ab, wie Manipulation gepaart mit Leugnen von Tatsachen, 
Menschen weiter in Angst versetzt werden, um sich auch in Zukunft impfen zu lassen. 

Die Ausführungen des vormals beliebten Kanzlers, strotzen nur so vor Unwahrheiten und 
Widersprüchen, sodass sich der Verdacht aufdrängt, Kurz ist nur mehr eine Sprechpuppe 
der Pharmaindustrie und jemand, der die Bevölkerung ohne jeglichen Skrupel zum Narren 
hält. 

http://www.thelancet.com/public-health
https://www.thelancet.com/action/showPdf?pii=S2468-2667%2821%2900036-0
https://www.medias-presse.info/la-vaccination-obligatoire-anti-covid-ne-serait-justifiee-ni-legalement-ni-medicalement-dr-nicole-delepine/144359/
https://unser-mitteleuropa.com/
https://unser-mitteleuropa.com/
https://www.oe24.at/coronavirus/kurz-fuer-jeden-der-nicht-geimpft-ist-ist-das-virus-ein-massives-problem/483860537
https://i2.wp.com/unser-mitteleuropa.com/wp-content/uploads/2021/07/Kurz-und-Schwab.png?fit=574%2C377&ssl=1
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Versuchen wir den Inhalt seiner Wortspenden, die er u. A. auch auf einer Pressekonferenz 
von sich gab, zu analysieren: 

Kurz: ĂF¿r jeden, der nicht geimpft ist, ist das Virus ein massives Problemñ 

Falsch. Das Virus ist nur für die ein Problem, bei denen Corona als Krankheit ausbricht. 
Nicht für jeden der nicht geimpft ist. Zum Problem kann es auch für Geimpfte werden, sollte 
bei ihnen Corona ausbrechen ï und das kommt eben mehr als oft vor. Inklusive Todesfälle. 
Für Probleme für Nichtgeimpfte sorgt allerdings nicht das Virus, sondern die Politik. 

ĂF¿r jeden, der geimpft ist, ist die Pandemie vorbei.ñ 

Falsch. Eine glatte Lüge, wie jeder weiß. 

ĂDas Virus wird nicht verschwinden, es wird bleiben. Es wird uns noch Jahre 
beschªftigen.ñ 

Richtig. Corona gibt es schon seit Jahren (fragen Sie Drosten), was allerdings vertuscht 
wird. Es drªngt sich nªmlich die Frage auf, warum erst jetzt die ĂPandemieñ? Und nicht 
schon vor ein paar Jahren? Es wird auch nicht verschwinden, sondern weiter zur Umsetzung 
diverser Agenden instrumentalisiert werden. 

Im Vergleich zu den früheren Wellen gebe es nun aber die Impfung als 
ĂGamechangerñ, sagte Kurz. Diese sch¿tze auch gegen alle bisherigen Varianten 
einschließlich der Delta-Variante. 

Da weiÇ Kurz offensichtlich mehr als beispielsweise die Israelis. Beim ĂImpfweltmeisterñ 
explodieren gerade die Infektionszahlen, auch bei Geimpften. 

Wenn die Ansteckungszahlen wieder steigen, gehe er davon aus, dass das 
Impfangebot auch von jenen Menschen angenommen werde, die bisher die Hoffnung 
hatten, dass das Virus Ăverschwindetñ. 

Doppelter Widerspruch: Sollten die Ansteckungszahlen trotz Impfung weiter steigern, (so 
wie bei den ĂImpfweltmeisternñ Israel oder Chile), beweist das hºchstens, dass die 
Impfungen nicht das halten, was man uns vorgaukelt. Impfskeptiker wird das wohl kaum 
animieren, sich ebenfalls als Versuchskaninchen für die experimentellen Impfungen zur 
Verfügung zu stellen. 

ĂIch bin doppelt geimpft und lasse mich trotzdem testenñ 

Mit dieser Aussage bestätigt Kurz höchstens, dass er wohl selbst nicht an die Wirksamkeit 
der Impfungen so recht glauben will. 

ĂWir wollten immer eine ¦berforderung der Spitªler verhindern, und das muss weiter 
das Ziel seinñ 

Standardvorwand, um Maßnahmen durchzuziehen, wenn sonst nichts von einer 
ĂPandemieñ zu bemerken ist. Verlogen deshalb, weil wªhrend der ĂPandemieñ 
Intensivbetten abgebaut wurden, anstatt Vorkehrungen zu treffen, dass das 
Gesundheitssystem eben nicht zusammenbricht, sollte tatsächlich eine Pandemie ins Land 
ziehen. 

https://www.youtube.com/watch?v=NA6GVvIELq4
https://unser-mitteleuropa.com/interview-2014-als-drosten-noch-corona-leugner-war/
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Zusammenfassend ist festzuhalten, dass Kurz sich der altbekannten Propagandamethode 
bedient, nämlich Unwahrheiten so lange zu wiederholen, bis sie als wahr empfunden 
werden. Dass er wirklich das glaubt was er sagt, nimmt ihm keiner ab. Zumindest niemand, 
der noch geradeaus denken kann. 

 

Aus: UNSER MITTELEUROPA. MIT VEREINTEN KRÄFTEN FÜR EIN EUROPA DER 
VATERLÄNDER  

 

04) USA: Laut Dr. McCullough gibt es nach Anti-Covid-Impfung zehnmal mehr  
     Todesfälle als offiziell zugegeben 
 
11. 07. 2021  

Dr Peter McCullough · Bildquelle: MPI 

In einem Interview mit dem deutschen Völkerrechtler Reiner Fuellmich erklärt Dr. Peter 
McCullough, was er als ĂBioterrorismus, verbreitet durch Injektionñ bezeichnet, und ªuÇert 
die Befürchtung, dass die derzeitigen experimentellen Impfstoffe gegen COVID-19 junge 
Menschen sterilisieren und Krebs fördern könnten und wahrscheinlich bereits 50.000 bis 
70.000 Todesfälle in den Vereinigten Staaten verursacht hätten. 

In dem brisanten Interview, das am 11. Juni aufgezeichnet wurde, begann Dr. McCullough, 
ein Kardiologe, Professor für Medizin und Herausgeber zweier bedeutender medizinischer 
Fachzeitschriften, seine Analyse mit der Aussage: ĂIch glaube, wir befinden uns unter der 
Anwendung einer Form von Bioterrorismus, die weltweit ist, [und] es scheint seit vielen 
Jahren geplant worden zu sein.ñ 

https://unser-mitteleuropa.com/usa-laut-dr-mccullough-gibt-es-nach-anti-covid-
impfung-zehnmal-mehr-todesfaelle-als-offiziell-zugegeben/ 

https://unser-mitteleuropa.com/
https://unser-mitteleuropa.com/
https://www.bitchute.com/video/pImhi9Zm3X7j/
https://www.cardiometabolichealth.org/peter-mccullough.html
https://rcm.imrpress.com/EN/column/column171.shtml
https://www.ajconline.org/
https://unser-mitteleuropa.com/usa-laut-dr-mccullough-gibt-es-nach-anti-covid-impfung-zehnmal-mehr-todesfaelle-als-offiziell-zugegeben/
https://unser-mitteleuropa.com/usa-laut-dr-mccullough-gibt-es-nach-anti-covid-impfung-zehnmal-mehr-todesfaelle-als-offiziell-zugegeben/
https://i2.wp.com/unser-mitteleuropa.com/wp-content/uploads/2021/07/Dr-Peter-McCullough-Sentate-2.png?fit=768%2C432&ssl=1
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Dr. McCullough glaubt, dass dieser Bioterrorismus in zwei Phasen stattfand, von denen 
ĂPhase Iñ aus einem ĂAtemwegsvirus bestand, das sich auf der ganzen Welt verbreitete und 
relativ wenige Menschen betraf, etwa ein Prozent vieler Bevölkerungen, aber große Angst 
erzeugte.ñ 

Diese Angst führte zu einer staatlichen Politik der gesundheitlichen Einschränkungen auf 
mehreren Ebenen, einschlieÇlich SchlieÇungen, Maskenpflicht und Massentests. ĂJede 
einzelne Maßnahme, die in der Reaktion des öffentlichen Gesundheitswesens auf die 
Pandemie unternommen wurde, hat sie verschlimmertñ, sagte er. 

Als Reaktion darauf begannen Dr. McCullough und eine Gruppe von Kollegen mit der 
Erforschung, Entdeckung und Veröffentlichung von Behandlungen für das Virus in den von 
ihm herausgegebenen medizinischen Fachzeitschriften und begannen, Ăauf allen Ebenen 
auf Widerstand zu stoÇenñ, obwohl ihre Ergebnisse Ăeine etwa 85-prozentige Reduzierung 
der Krankenhausaufenthalte und der Sterblichkeitñ zeigten. 

Trotz seiner eminenten Referenzen entfernte YouTube eine Präsentation, die er auf seiner 
Plattform eingestellt hatte, während andere Medien praktisch alle Informationen über die 
frühe Behandlung von Patienten aktiv unterdrückten. 

ĂWas wir also entdeckt hatten, war, dass die Unterdr¿ckung einer fr¿hen Behandlung eng 
mit der Entwicklung eines Impfstoffs verbunden warñ, erklªrte McCullough. ĂUnd das ganze 
Phase I Bioterrorismus-Programm é war wirklich darauf ausgerichtet, die Bevölkerung in 
Angst und Isolation zu halten und sie darauf vorzubereiten, den Impfstoff zu akzeptieren, 
der als Phase II einer Bioterrorismus-Operation erscheint.ñ 

Dr. McCullough wºrtlich: ĂSie wollen jedem Menschen messenger RNA oder adenovirale 
DNA injizieren.ñ. 

Im Hinblick auf das Ende der experimentellen COVID-19-Impfkampagnen bei Kindern 
erklªrte er: ĂWir haben jetzt 800 Fªlle von Jugendlichen, die eine Myokarditis, also eine 
Entzündung des Herzens, entwickeln. Und weil ich ein Kardiologe bin, habe ich hier eine 
Position der klinischen Autorität, und ich denke, dass dass sogar ein Fall zu viel ist, weil es 
keinen klinischen Nutzen bei jungen Menschen gibt, den Impfstoff zu erhaltenen.ñ 

Dr. McCullough sagte, dass die Zahl der Todesfälle im Zusammenhang mit der Covid-
Impfung zehnmal hºher sei als die offiziellen Zahlen. ĂWir wussten aus den Harvard-Daten 
von 2016, dass das Vaccine Adverse Event Reporting System (VAERS) nur etwa 10 % 
dessen meldet, was tatsächlich passiert. Wir mussten also eine andere Datenquelle finden. 
Und wir kennen Insider. Wir haben jetzt einen Whistleblower innerhalb des CMS, und wir 
haben zwei Whistleblower innerhalb der CDC. (é) Wir denken, wir haben 50.000 
amerikanische Tote. 50.000 . Wir haben also tatsächlich mehr Impftote pro Tag, bei 
weitem mehr als wir durch Viruserkrankungen haben.ñ 

Die neuesten Daten aus dem VAERS-System der CDC, die vor einigen Tagen veröffentlicht 
wurden, zeigen Berichte über insgesamt 411.931 unerwünschte Ereignisse in den USA 
nach Injektionen von experimentellen COVID-19-Gentherapie-Impfstoffen, darunter 6.985 
Todesfälle und 34.065 schwere Verletzungen, zwischen dem 14. Dezember 2020 und dem 
25. Juni 2021. 
Quelle: MPI 
Aus: UNSER MITTELEUROPA. MIT VEREINTEN KRÄFTEN FÜR EIN EUROPA DER 
VATERLÄNDER  
 

https://www.lifesitenews.com/news/eminent-doc-media-censored-covid-19-early-treatment-options-that-could-have-reduced-fatalities-by-85
https://www.lifesitenews.com/opinion/why-are-google-facebook-twitter-so-bent-on-censoring-doctors-who-promote-cure-for-covid
https://childrenshealthdefense.org/defender/cdc-vaers-injuries-400000-following-covid-vaccines/?utm_source=salsa&eType=EmailBlastContent&eId=9a3f60dd-044d-4b36-b366-4f476ee79ddf
https://www.medalerts.org/vaersdb/findfield.php?TABLE=ON&GROUP1=CAT&EVENTS=ON&VAX=COVID19%22%20%5Ct%20%22_blank
https://www.medalerts.org/vaersdb/findfield.php?TABLE=ON&GROUP1=AGE&EVENTS=ON&VAX=COVID19&DIED=Yes%22%20%5Ct%20%22_blank
https://www.medalerts.org/vaersdb/findfield.php?TABLE=ON&GROUP1=AGE&EVENTS=ON&VAX=COVID19&DIED=Yes%22%20%5Ct%20%22_blank
https://www.medalerts.org/vaersdb/findfield.php?TABLE=ON&GROUP1=AGE&EVENTS=ON&VAX=COVID19&SERIOUS=ON%22%20%5Ct%20%22_blank
https://www.medias-presse.info/etats-unis-le-dr-mccullough-affirme-que-les-deces-lies-a-la-vaccination-anti-covid-sont-dix-fois-plus-eleves-que-ce-qui-nous-est-dit-officiellement/144291/
https://unser-mitteleuropa.com/
https://unser-mitteleuropa.com/
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05) RKI-Chef gibt zu: FFP2-Masken schützen nicht besser als OP-Masken 

10. 07. 2021  

FFP2-Masken schützen nicht besser als OP-Masken | Bild: Pixabay 

Nachdem das Millionengeschäft mit den FFP2 Masken bereits gelaufen ist, kommt die 
Wahrheit zu Tag. Wir erinnern uns: In Deutschland hatte der Ehemann von Bundesminister 
für Gesundheit Jens Spahn seine Finger im Spiel, in Österreich eine Blase Rund um Kanzler 
Sebastian Kurz. Dar¿ber hinaus best¿nde der Verdacht, dass Ăauch Schrott geliefert wurdeñ, 
so ein SPD-Politiker zu einem Masken-Deal. 

Was ĂVerschwºrungstheoretikerñ ohnehin stªndig postulierten, nªmlich, dass diese Masken 
praktisch eher Nach- als Vorteile für die leidgeprüften Träger bringen, wird jetzt von keinem 
Geringeren, als dem Chef des Robert-KochInstituts (RKI), Prof. Lothar Wieler, indirekt 
bestätigt. 

So zitierte BILD aus einem Brief Wielers an das deutsche Gesundheitsministerium: 

ĂDas Tragen von FFP2-Masken durch Laien (z.B. beim Einkaufen) entfaltet nach aktueller 
fachlicher Einschätzung keine größere Wirkung bei der Eindämmung der Covid-19-
Pandemie als das Tragen von medizinischem Mund-Nasen-Schutz (,OP-Maskeó)ñ 

Derartige Masken bieten vor Tröpfcheninfektionen z.B. bei OPs Schutz, aufgrund der Größe 
der Viren werden allerdings diese am Weg zur Nase des Maskenträger kaum abgehalten. 
Das und ähnliche Tatsachen zählen bei Gehirngewaschenen ohnehin nicht, nicht umsonst  

 

 

https://www.presseportal.de/pm/66749/4961652
https://www.bild.de/politik/inland/politik-inland/rki-chef-lothar-wieler-ffp2-masken-schuetzen-nicht-besser-als-op-masken-77026572.bild.html
https://i0.wp.com/unser-mitteleuropa.com/wp-content/uploads/2021/07/Ffp2-und-op-maske.png?fit=800%2C549&ssl=1
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laufen solche Leute auch nach Wegfall der Trageplicht von FFP2 Masken mit den 
Arbeitsschutzmasken ï als solche wurden sie konzipiert ï weiterhin freiwillig herum. Über 
ein Jahr lang Ăbetreutes Denkenñ hat seine Wirkung nicht verfehlt. 

Die Erkenntnis, dass diese Masken Ansteckungen kaum verhindern können, hätte Wieler 
schon vor Monaten gewinnen können, hätte er den Beipacktext solcher Maske gelesen. Bei 
einer, in einem Penny-Markt vom Verfasser dieser Zeilen gekauften FPP2 Maske konnte 
man dem Beipacktext wörtlich entnehmen: 

ĂDieses Produkt vermeidet das Risiko einer Ansteckung mit der Krankheit oder eine 
Infektion nichtñ 

Waren etwa die Hersteller dieser Masken ebenfalls ĂCovidiotenñ, ĂCorona-Leugnerñ oder 
Verschwörungstheoretiker? Oder wussten sie bloß besser Bescheid um die Wirksamkeit 
ihrer Produkte als Lauterbach und Konsorten? 

Aus: UNSER MITTELEUROPA. MIT VEREINTEN KRÄFTEN FÜR EIN EUROPA DER 
VATERLÄNDER  

 

06) Unis decken auf: Impfstoffe Ăverunreinigtñ ï auch menschliche Rückstände    
      (!) dabei 
 

      Forscher fordern bessere Qualitätskontrolle bei Corona-Impfstoffen  

 
08. 07. 2021  

 

https://unser-mitteleuropa.com/
https://unser-mitteleuropa.com/
https://i0.wp.com/unser-mitteleuropa.com/wp-content/uploads/2021/07/Impfung-verunreinigt.png?fit=909%2C595&ssl=1
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Wissenschaftliche Untersuchungen des Impfstoffs von AstraZeneca, Vaxzevria an der 
Universitäten Ulm und Greifswald zeigen erstaunlich große Verunreinigungen. Die Forscher 
dort haben dabei überraschend große Mengen an Produktionsrückständen festgestellt. Dr. 
Lea Krutzke, Postdoc am Institut für Gentherapie, war an der Studie maßgeblich beteiligt. 
In einem Interview mit Technology Review nimmt die Wissenschaftlerin zu den 
Forschungsergebnissen Stellung. Hier einige Auszüge aus dem Gespräch: 

Überrascht über das Ausmaß der Verunreinigungen 

ĂLea Krutzke: Wir forschen schon seit vielen Jahren mit und an adenoviralen Vektoren und 
haben daher die notwendige Expertise. Aufgrund der Berichte bezüglicher der beobachteten 
Nebenwirkungen mit dem AstraZeneca-Impfstoff haben wir uns diesen ein wenig genauer 
angeschaut und sind dabei ï tatsächlich eher zufällig ï über diese Verunreinigungen 
gestolpert. Wir waren selbst ¿berrascht, in welchem AusmaÇ diese vorzuliegen scheinen.ñ 

Auch menschliche Eiweiße unter den Verunreinigungen 

Frage: Sie hatten drei Chargen untersucht und kamen auf das erstaunliche Ergebnis, dass 
bis zu 2/3 des Protein-Inhalts aus Produktionsrückständen bestanden. Um welche handelte 
es sich? 

ĂEs handelt sich hierbei um eine Vielzahl an menschlichen Eiweiße. Diese entstammen 
den menschlichen Zellen, welche für die Produktion des Impfstoffes verwendet werden. 
Eigentlich sollten diese menschlichen Eiweiße im Anschluss an die Produktion wieder vom 
eigentlichen Impfstoff ï also den adenoviralen Vektorpartikel ï abgetrennt werden. Dies 
scheint im Falle von AstraZeneca allerdings nur sehr unzureichend geschehen zu sein. 
Des Weiteren haben wir auch adenovirale Eiweiße im Impfstoff nachgewiesen, welche zwar 
ebenfalls für die Produktion der Vektorpartikel benötigt werden, allerdings kein Bestandteil 
der reifen Partikel sind und ebenfalls während des Aufreinigungsprozesses hätten 
abgetrennt werden sollen.ñ 

Alle Chargen weisen prozessbedingte Verunreinigungen auf 

Frage: Lässt sich aus Ihren Überprüfungen schließen, dass alle Chargen des Herstellers so 
aussehen? 

ĂWir haben in unserer Studie die Ergebnisse drei von uns untersuchter Chargen gezeigt. 
Mittlerweile hatten wir die Möglichkeit, eine weitere Charge zu untersuchen und in einer 
weiteren Studie der Universität Greifswald, an der wir auch beteiligt sind, wurden noch zwei 
Chargen analysiert. Alle sechs Chargen weisen prozessbedingte Verunreinigungen 
auf. Überraschenderweise variiert der Grad der Verunreinigung zwischen den Chargen, 
was bei einem standardisierten Prozess eigentlich auch nicht der Fall sein sollte. Wir können 
natürlich keine abschließende Aussage bezüglich aller Chargen machen, jedoch ist unsere 
Beobachtung mit sehr groÇer Wahrscheinlichkeit reprªsentativ.ñ 

Anm. der Red.: 
Von wem diese Rückstände stammen, insbesonders das menschliche Eiweiß, wollen wir 
besser gar nicht so genau wissen. Wir ziehen es vor, uns nicht mit derartigen Impfladungen 
zu gefährden. Und in der Rolle von Versuchskaninchen gefallen wir uns auch nicht. 

Aus: UNSER MITTELEUROPA. MIT VEREINTEN KRÄFTEN FÜR EIN EUROPA DER 
VATERLÄNDER  
 

https://www.heise.de/hintergrund/Forscher-fordern-bessere-Qualitaetskontrolle-bei-Corona-Impfstoffen-6120589.html?utm_source=pocket-newtab-global-de-DE
https://unser-mitteleuropa.com/
https://unser-mitteleuropa.com/
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07) Portugal und Covid: Gericht bestätigt, dass nur 152 Todesfälle auf Covid  
      zurückzuführen sind und nicht 17.000 
 
08. 07. 2021  

 

Ein kürzlich ergangenes portugiesisches Gerichtsurteil ist von den Massenmedien 
unbemerkt geblieben, wenn nicht gar verdrängt worden. Dennoch stört es die offizielle 
Darstellung der Covid-Sterblichkeit. 

Laut einem Lissaboner Gerichtsurteil starben nur 0,9 % der Ăverifizierten Fªlleñ an Covid, 
also 152, nicht 17.000, wie die Regierung behauptet. ĂDas Urteil hat bewiesen, dass die 
Regierung die Statistiken über Covid-19-Todesfªlle gefªlscht hatñ, schreibt 
GreatGameIndia, das Medienunternehmen, das den Fall aufgedeckt und das Urteil 
veröffentlicht hat. 

ĂNach einer B¿rgerpetition, so erklªrt der Artikel, wurde ein Lissabonner Gericht gezwungen, 
verifizierte Daten über Covid-19-Todesfälle zu liefern. 

Laut dem Urteil (lesen Sie hier das vollständige Urteil) beträgt die Zahl der verifizierten 
Covid-19-Todesfälle von Januar 2020 bis April 2021 nur 152, nicht etwa 17.000, wie die 
Ministerien behaupten. 

Alle Ăanderenñ sind aus verschiedenen Gr¿nden gestorben, obwohl sie PCR-positiv getestet 
wurden. 

Die Daten stammen aus dem Sistema de Informação dos Certificados de Óbito 
(Sterbeurkunden-Informationssystem ï SICO), dem einzigen System seiner Art in Portugal. 

Der Hinweis auf 152 Sterbeurkunden, die Ăunter der Aufsicht des Justizministeriumsñ 
ausgestellt wurden, ist irreführend, da alle Sterbeurkunden unter der Aufsicht des 
Justizministeriums ausgestellt werden, da es die einzige Institution ist, die sie ausstellt.ñ 

 

https://greatgameindia.com/lisbon-court-death-covid-cases/amp/?__twitter_impression=true&s=09
https://greatgameindia.com/wp-content/uploads/2021/06/Lisbon-Court-Rules-Only-0.9-Of-%E2%80%98Verified-Cases-Died-Of-COVID-Numbering-152-Not-17000-As-Claimed.pdf
https://i1.wp.com/unser-mitteleuropa.com/wp-content/uploads/2021/07/coronavirus.png?fit=986%2C554&ssl=1
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Dies ist nicht das erste Mal, dass die portugiesische Justiz das Management und die 
Handlungen der Regierung des Landes verurteilt hat: 

ĂLetztes Jahr, so erinnert sich GreatGameIndia, entschied ein portugiesisches 
Berufungsgericht, dass PCR-Tests unzuverlässig sind und dass es illegal ist, Menschen 
allein aufgrund eines PCR-Tests unter Quarantäne zu stellen. Das Gericht stellte fest, dass 
die Zuverlässigkeit des Tests von der Anzahl der verwendeten Zyklen und der vorhandenen 
Viruslast abhängt. Unter Berufung auf Rita Jaafar und die Oxford Academy kam das Gericht 
zu dem Schluss, dass Ăwenn jemand durch PCR als positiv getestet wird, wenn ein 
Schwellenwert von 35 Zyklen oder mehr verwendet wird (wie es in den meisten Labors in 
Europa und den Vereinigten Staaten die Regel ist), die Wahrscheinlichkeit, dass die Person 
infiziert ist, weniger als 3% beträgt und die Wahrscheinlichkeit, dass das Ergebnis ein 
falsches Positiv ist, 97% beträgt. 

Quelle: MPI 

Aus: UNSER MITTELEUROPA. MIT VEREINTEN KRÄFTEN FÜR EIN EUROPA DER 
VATERLÄNDER  
 

 
08) Kollektive Immunität nach Anti-Covid-Pseudoimpfstoff-Injektionen: Mythos  
      versus bewiesene Fakten 

      Von Dr. Gérard Delépine 

07. 07. 2021  

Bildquelle: MPI 
 

https://greatgameindia.com/portuguese-court-pcr-tests-unreliable/
https://academic.oup.com/cid/article/72/11/e921/5912603
https://www.medias-presse.info/portugal-et-covid-la-justice-confirme-que-seuls-152-deces-sont-dus-au-covid-et-non-17-000/144209/
https://unser-mitteleuropa.com/
https://unser-mitteleuropa.com/
https://i1.wp.com/unser-mitteleuropa.com/wp-content/uploads/2021/07/non_au_vaccin_covid19_abbe_lang_fsspx_01_2021.jpg?fit=850%2C590&ssl=1
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 Derzeit versprechen uns alle Mitglieder der Regierung und der Medien, dass wir Covid 
loswerden und unsere Freiheit zurückgewinnen werden, sobald wir alle dank kollektiver 
Immunität geimpft sind. Bevor wir ihnen glauben, sollten wir die Fakten in der realen Welt 
überprüfen. 

Vier große Länder (Großbritannien, Israel, Chile, Seychellen) und ein Mini-Staat (Gibraltar), 
Verfechter der Impfung, sind Modelle des ĂImpferfolgsñ mit mehr als 60 % ihrer Bevölkerung 
geimpft und einer durchschnittlichen Verzögerung von sechs Monaten. 

 

 

 

Eine Überprüfung ihres Gesundheitszustands Covid19 auf der Grundlage von WHO- und 
OurWorldinData-Daten liefert ein objektives Maß für die Wirkung einer hohen 
Durchimpfungsrate. 

Explosion von Infektionen und Sterblichkeit nach der Impfung in Gibraltar 

In Gibraltar begann die Impfung im Dezember 2020 und schloss spanische Besucher ein, 
was zu einer Durchimpfungsrate von 115 % führte. 

Sechs Monate nach dieser Impfung zeigen die offiziellen Zahlen der WHO eine Explosion 
der Ansteckungen (multipliziert mit 4) und der Todesfälle, die auf Covid19 zurückgeführt 
werden (multipliziert mit 19). 

 

 

 

https://covid19.who.int/
https://ourworldindata.org/
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Die Gesundheitsbehörden, die die Impfkampagne organisiert haben, behaupten, dass es 
keinen kausalen Zusammenhang gibt, ohne eine alternative Erklärung zu geben. 

Sehr beunruhigende Situation auf den Seychellen nach der Impfung 

Die Inselgruppe mit fast 100.000 Einwohnern war vor der Impfkampagne, die im Januar 
2021 begann, fast vollständig von der Epidemie verschont geblieben. Das Land ist ein 
afrikanischer Champion in Sachen Impfungen und hat derzeit fast 70% seiner Bevölkerung 
vollständig geimpft. 

 



Seite 45 zum AGOMWBW-Rundbrief Nr. 794 vom 22.07.2021 

Laut der Nachrichtenagentur der Seychellen betraf ein Drittel der aktiven Fälle vollständig 
geimpfte Personen. Der Rest hatte eine Einzeldosis erhalten oder war noch nicht geimpft. 

Als Reaktion auf den Ausbruch hat der Archipel die Maßnahmen verschärft. Schulen sind 
geschlossen, Treffen zwischen Mitgliedern verschiedener Haushalte sind nicht mehr erlaubt 
und Telearbeit wird stark gefördert. Außerdem müssen Bars, Restaurants und Geschäfte 
nun früher am Abend schließen und sportliche Aktivitäten werden abgesagt. 

Die 23-Uhr-Sperrstunde bleibt bestehen. Gesundheitsministerin Peggy Vidot spricht sogar 
von einer Ăkritischen Situationñ. Die Tourismussaison 2021 ist nun ernsthaft gefªhrdet. 

Britischer Pyrrhussieg 

In den Medien ist es Mode zu behaupten, dass die Ergebnisse der Impfung in 
Großbritannien, dem Europameister von Astra Zeneca, hervorragend sind. Doch 
kurioserweise zeigen die Daten der WHO und von OurWorldinData das Gegenteil. 

In der Tat sind die Kontaminationen und die Sterblichkeit in den drei Monaten nach der 
Impfung stark angestiegen. Es häuften sich so viele auf Covid-19 zurückzuführende 
Todesfälle wie in den zehn Monaten zuvor. 

 

 

In ähnlicher Weise kam es nach der Impfung zu einem starken Anstieg der täglichen 
Infektionen 
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Vor der Impfung am 7.12.2020, nach zehn Monaten Epidemie, zählte man in Großbritannien 
1 753 599 bestätigte Fälle gegenüber 4 828 467 heute (+175 %) 

Und wenn ein gewisser Rückgang der Kontaminationen, vorübergehend im März und 
Anfang April, die Hoffnung aufkommen ließ, dass der Impfstoff in Zukunft schützen würde, 
ließ das Auftreten einer Variante diese Hoffnung mit starkem Wiederanstieg der 
Kontaminationen seit Anfang Juni verschwinden. 

Am 2. Juli überstieg die Zahl der neu bestätigten Fälle 20.000 Fälle 

 

was den höchsten Wert seit dem 2. Februar 21 darstellt. 
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Diese Entwicklung zeigt, dass nach einem starken Anstieg der Sterblichkeit und einer frühen 
Ansteckung nach der Impfung die Impfstoffe nicht vor einem erneuten Auftreten der 
Epidemie schützen. 

Die chilenische Katastrophe trotz flächendeckender Impfung 

Chile ist Südamerikameister im Impfen, fast zwei Drittel der Bevölkerung sind geimpft. Die 
Impfkampagne gegen das Coronavirus begann am Freitag, 24. Dezember, und bis zum 25. 
Juni 2021 wurden insgesamt 21.966.892 Dosen verabreicht. 

Doch nach dieser Impfung kam es trotz wiederholter Eingrenzungen zu einem starken 
Anstieg sowohl der Infektionen als auch der Sterblichkeit. 

 

 

Die wöchentliche Sterblichkeit ist seit der Impfung um das 2,5-fache gestiegen und scheint 
trotz einer Wiederaufnahme der Eingrenzung nicht zu sinken. 
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In diesem Land kann man wirklich von einer Impfkatastrophe sprechen. Es ist zu hoffen, 
dass die Gesundheitsbehörden aus dem Impfdogma auszusteigen wissen und endlich die 
Frühbehandlungen empfehlen, die unter anderem in Indien und Mexiko erfolgreich 
eingesetzt werden. 

Israels falscher Erfolg 

Israel ist der Champion im Nahen Osten für den Impfstoff von Pfizer. Was die Anzahl der 
geimpften Personen betrifft, ist der Erfolg der Impfkampagne unbestreitbar: 63 % der 
israelischen Bevölkerung haben mindestens eine Impfdosis erhalten. 

Aber aus medizinischer Sicht ist es ein Fehlschlag. 

Nach der Impfung, die am 19. Dezember 2020 begann, kam es zu einem dramatischen 
Anstieg der täglichen Infektionen, die trotz strikter Eindämmung die Spitzenwerte der 
vorherigen Welle übertrafen. 

Bis November 2020 wurden 18.000 neue bestätigte Fälle registriert. Januar (218.000 Fälle) 
und Februar (134.000 Fälle) stellten monatliche Infektionsrekorde seit Beginn der Epidemie 
auf. 

Am 18. Dezember 2020 (dem Tag vor Beginn der Impfung), nach zehn Monaten der 
Epidemie, hatte Israel 366.000 bestätigte Fälle. In den sieben Monaten nach der Impfung 
stieg diese Zahl auf 842.218. 
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Diese Zeit nach der Impfung war auch durch eine noch nie dagewesene Sterblichkeit 
gekennzeichnet. 

 

Impfbefürworter behaupten, dass dieser Anstieg nicht auf die Impfung zurückzuführen sei, 
sondern nur auf den unglücklichen Zufall eines Ausbruchs. Aber wie könnte ein zufälliger 
Ausbruch mit der gleichen Verzögerung in allen Ländern, die stark impfen, auftreten? 
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Und wie in Großbritannien beobachten wir derzeit nach einer vorübergehenden Flaute ein 
Wiederaufflammen der Epidemie seit Mitte Juni 

 

Das andere traditionelle Pro-Impf-Argument ist, dass die Impfung noch keine Zeit hatte zu 
wirken, aber die Beispiele von Chile und den Vereinigten Arabischen Emiraten zeigen, dass 
selbst sechs Monate nach Beginn der Impfung die Zahl der wöchentlichen Kontaminationen 
höher ist als vor der Impfung. 

Schlussfolgerungen 

In allen Impf-ĂSiegerlªndernñ kam es nach der Impfung zu einem signifikanten 
Anstieg der Infektionen und der Sterblichkeit für 8ï24 Wochen. 

Die Flauten von 2 bis 3 Monaten, die manchmal folgten, zeugen nicht von einer 
Impfimmunität, denn sowohl in Großbritannien als auch in Israel erleben wir das 
Wiederaufflammen der Epidemie durch die Varianten, die durch die Impfung begünstigt 
wurden. 

Hoffen wir, dass die Vernunft zu den Verantwortlichen zurückkehrt, damit sie diesen 
irrsinnigen Wettlauf um die Impfung einer Epidemie stoppen, die nicht sehr tödlich ist, außer 
für eine kleine Minderheit der Bevölkerung, und die in Frankreich praktisch vorbei ist. Die 
dramatischen Nebenwirkungen dieser Injektionen, die noch bis 2023 in der therapeutischen 
Erprobung sind, sind ein weiteres Element, das Verordner bei dieser gigantischen globalen 
Studie vorsichtig werden lassen sollte. 

Quelle: MPI 

Aus: UNSER MITTELEUROPA. MIT VEREINTEN KRÄFTEN FÜR EIN EUROPA DER 
VATERLÄNDER  
 
 
 
 

https://www.medias-presse.info/limmunite-collective-post-injection-pseudo-vaccinale-anti-covid-mythe-versus-faits-averes-dr-gerard-delepine/144149/
https://unser-mitteleuropa.com/
https://unser-mitteleuropa.com/
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09) Virologe spricht sich live gegen Kinder-Impfungen aus, Moderator gerät in  
      Panik (VIDEO) 
 
05. 07. 2021  

 

https://unser-mitteleuropa.com/virologe-spricht-sich-live-gegen-kinder-impfungen-
aus-moderator-geraet-in-panik-video/  

In den nahezu weltweit gleichgeschalteten Mainstream-Medien ist es natürlich ein Unding, 
die Wahrheit zu verbreiten oder gar umbequeme Tatsachen anzusprechen. Insbsondere 
seit dem wir uns in der Corona-Diktatur befinden, in der es nur eine vorgegebene Linie 
geben darf: Impfen um jeden Preis. Wenn aber ein Virologe und Epidemologe live auf 
Sendung sich genau dagegen ausspricht, kann schon einmal blankes Entsetzen in den 
Redaktionsstuben ausbrechen. 

Wollte phoenix-Moderator kritischen Virologen abdrehen? 

In der Sendung ĂPhoenix vor Ortñ wurde der Virologe und Epidemologe Prof. Klaus Stºhr 
von phoenix-Moderator Florian Bauer zur derzeit grassierenden und angeblich 
Ăhochgefªhrlichenñ Corona-Delta-Variante interviewt. Unter anderem ging es auch um die 
Impfungen für Kinder. Denn die Variante aus Indien wird plötzlich als willkommener Vorwand 
benutzt, um den Impfdruck und damit die indirekte Impfpflicht auch auf Kinder und bald 
Kleinkinder auszuweiten. Dagegen spricht sich Prof. Stöhr allerdings aus, auch live in der 
Sendung. Es gäbe genügend Daten, u.a. aus Intensivstationen, die klar dagegensprechen. 

Schon während seiner Wortmeldungen zwischen den Minuten 5 und 6 merkt man im 
Hintergrund hektisches Geflüster, offenbar zwischen Moderator und Moderations- und 
Produktionsteam. Dann ein Umschalten der Kamera auf Moderator Bauer, der plötzlich wie 
verrückt herumfuchtelt und offenbar andeutete und verlangte, den Virologen von der Live-
Sendung abzudrehen. Doch Bauer wurde ertappt und tat, also ob nicht geschehen war. Das 
Gespräch wurde zu Ende geführt. Hier das gesamte Interview: 

https://unser-mitteleuropa.com/virologe-spricht-sich-live-gegen-kinder-impfungen-aus-moderator-geraet-in-panik-video/
https://unser-mitteleuropa.com/virologe-spricht-sich-live-gegen-kinder-impfungen-aus-moderator-geraet-in-panik-video/
https://i1.wp.com/unser-mitteleuropa.com/wp-content/uploads/2021/07/Phoenix.png?fit=745%2C417&ssl=1


Seite 52 zum AGOMWBW-Rundbrief Nr. 794 vom 22.07.2021 
 
COVID-19  
Aktuelle, wissenschaftliche Informationen finden Sie bei der Bundeszentrale für 
gesundheitliche Aufklärung.  
 
Weitere Informationen auf Google  
 
Interview mit Prof. Klaus Stöhr (Virologe und Epidemiologe) am 01.07.21 
 
https://www.youtube.com/watch?v=qMwhkG9p6J0  
 
 
 

10) Tausende Flüge fallen aus, weil geimpfte Piloten erkranken oder sterben 
 
05. 07. 2021  

Bild: shutterstock 

Auch wenn es um die Impfungen des Personals bei den verschieden Fluglinien geht, 
herrschen unterschiedliche Auffassungen darüber was gut oder schlecht ist. Negative 
Fogen von Impfungen bei Mitarbeitern werden auch da weggeleugnet ï mit einem Wort: 
auch da kenn sich niemand so recht aus. 

Hier einige Fakten über die das amerkianische Portal THE COLORADO HERALD 
berichtete: 

Delta Airlines verlangt jetzt den COVID-19-Impfstoff für alle neuen Mitarbeiter, was die 
Delta-Mitarbeiter potenziell dem Risiko von Blutgerinnseln und Tod aussetzt. American 
Airlines verlangt den Impfstoff nicht, gibt seinen Mitarbeitern aber einen Tag frei und 50  

 

https://www.infektionsschutz.de/coronavirus-sars-cov-2.html
https://www.infektionsschutz.de/coronavirus-sars-cov-2.html
https://www.infektionsschutz.de/coronavirus-sars-cov-2.html
https://www.infektionsschutz.de/coronavirus-sars-cov-2.html
https://www.google.com/search?kgmid=/g/11j2cc_qll
https://www.google.com/search?kgmid=/g/11j2cc_qll
https://www.google.com/search?kgmid=/g/11j2cc_qll
https://www.google.com/search?kgmid=/g/11j2cc_qll
https://www.google.com/search?kgmid=/g/11j2cc_qll
https://www.youtube.com/watch?v=qMwhkG9p6J0
https://thecoloradoherald.com/2021/thousands-of-flights-cancelled-as-vaccinated-pilots-fall-ill-or-die/
https://i2.wp.com/unser-mitteleuropa.com/wp-content/uploads/2021/07/Fluege-storno.png?fit=681%2C449&ssl=1
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Dollar, wenn sie sich impfen lassen. Das inhärente Risiko für Angestellte, die nicht in der 
Luftfahrt tätig sind, geschweige denn für diejenigen, die viel Zeit in den Wolken verbringen, 
wird weder von Delta noch von American jemals erwähnt. 

Bei British Airways sind in dieser Woche mindestens vier Piloten gestorben, aber die 
Fluggesellschaft will Sie wissen lassen, dass ihre Todesfälle in keinem Zusammenhang 
stehen; Reuterôs und Fact Checkers arbeiten hart daran, alle Ger¿chte zu zerstreuen, dass 
die Piloten an dem COVID-19-Impfstoff gestorben sein könnten. British Airways rühmt sich, 
dass 85% der Mitarbeiter geimpft sind. Die Fluggesellschaften sind so schnell dabei, dem 
COVID-19-Impfstoff-Narrativ zu folgen, dass sie vergessen, dass das Wohlergehen ihrer 
eigenen Mitarbeiter auf dem Spiel steht. 

Ausfälle von Flügen explodieren 

Laut flightaware.com sind 120.000 Annullierungen pro Jahr der Durchschnitt für weltweite 
Flüge. Ein durchschnittlicher Tag würde 329 Annullierungen sehen. Ein 2-Tages-
Durchschnitt würde 658 Annullierungen sehen. Aber zwischen Freitag und Samstag gab es 
3.533 Annullierungen. Das ist ein Anstieg der weltweiten Stornierungen um 580 % in den 
letzten 2 Tagen. 

Piloten mit erhähtem Risiko für Blutgerinsel 

Piloten haben ein erhöhtes Risiko für Blutgerinnsel, ebenso COVID-19-Impfstoff-
Empfänger. Reuterôs und Facktenchecker können die Tatsache nicht verbergen, dass der 
Umstand, wenn ein erhöhtes Risiko auf eine anderes erhöhten Risiko trifft, potentiell eine 
Katastrophe ist, berichtet das genannte online-Portal. So berichtete Medical News Today 
veröffentlichte eine Studie, die ein erhöhtes Risiko für Blutgerinnung und niedrige 
Blutplättchen bei Empfängern des Impfstoffs COVID-19 von AstraZeneca zeigte. Einige 
Wissenschaftler stellen die Hypothese auf, dass die in der Impfung enthaltene 
Ethylendiamintetraessigsäure (EDTA) eine Ganzkörperreaktion hervorruft. 

Piloten müssen nach Impfung pausieren 

In ihrem Safety Information Bulletin (SIB) in englischer Sprache gibt die europäische 
Luftfahrtbehörde EASA Empfehlungen, wie lange Piloten nach einer Impfung gegen Covid-
19 nicht als verantwortliche Luftfahrzeugführer tätig werden sollten. Nach jeder Impfung 
sollte 48 Stunden abgewartet werden, bevor man wieder als Mitglied einer Flugbesatzung 
tätig wird. Im Ein-Piloten-Betrieb, so die EASA, könnte dieses Intervall auf 72 Stunden 
verlängert werden. Sollten Nebenwirkungen einer Impfung über 48 Stunden lang anhalten, 
empfiehlt die EASA eine Rücksprache mit dem Fliegerarzt und eine eventuelle 
Verlängerung des Zeitintervalls, berichtet fliegermagazin.de. 

Aus: UNSER MITTELEUROPA. MIT VEREINTEN KRÄFTEN FÜR EIN EUROPA DER 
VATERLÄNDER  
 

 

 

 

 

https://de.flightaware.com/live/cancelled/today
https://fullfact.org/online/british-airways-pilot-vaccine/
https://www.medicalnewstoday.com/articles/oxford-astrazeneca-vaccine-slight-increase-in-blood-clot-risk
https://www.medicalnewstoday.com/articles/oxford-astrazeneca-vaccine-slight-increase-in-blood-clot-risk
https://ad.easa.europa.eu/ad/2021-06
https://www.fliegermagazin.de/news/easa-empfehlung-zu-piloten-tauglichkeit-nach-impfung/
https://unser-mitteleuropa.com/
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11) Zwangsimpfung? 

      Von Philippe Ségur 

05. 07. 2021  

Projekt "Nicht geimpft" · Bildquelle: MPI 

Die Regeln des Rechts der Europäischen Union sowie die des nationalen Rechts (wie 
etwa in Frankreich) sind in Bezug auf medizinische Experimente eindeutig 

Die Revue des Droits et Libertés Fondamentaux hat eine Analyse von Philippe Ségur, 
Professor für öffentliches Recht, veröffentlicht, die im aktuellen Kontext großer 
Besorgnis über die intensive Propagandakampagne zugunsten der Impfpflicht 
bedeutsam ist. 

 Von Philippe Ségur, Professor für öffentliches Recht an der Universität von 
Perpignan Via Domitia 

Ist es rechtlich möglich, die Impfung gegen Covid zur Pflicht zu machen? In Anbetracht der 
erteilten Zulassungen für Impfstoffe und des geltenden positiven Rechts scheint die Antwort 
nein zu lauten. In der Tat wird die Frage der Zwangsimpfung, obwohl sie oft aufgeworfen 
wird, selten unter dem Blickwinkel betrachtet, unter dem sie betrachtet werden sollte: dem 
der medizinischen Experimente, für die die Regeln des Rechts der Europäischen Union und 
des französischen Rechts eindeutig festgelegt sind. 
 

http://www.revuedlf.com/droit-administratif/sur-la-liceite-dune-obligation-vaccinale-anti-covid/
https://i0.wp.com/unser-mitteleuropa.com/wp-content/uploads/2021/07/ProjetKO-NonVaccine-1024x812-1.jpg?fit=1024%2C812&ssl=1


Seite 55 zum AGOMWBW-Rundbrief Nr. 794 vom 22.07.2021 

In Frankreich sind derzeit vier Impfstoffe gegen bovine spongiforme Enzephalopathie 
zugelassen: der Moderna-Impfstoff, der Impfstoff von Pfizer & BioNTech (Markenname: 
Comirnaty), der Impfstoff von Astrazeneca (Markenname: Vaxzevria) und der Impfstoff von 
Johnson & Johnson (Markenname: Janssen). Die Impfung ï eine medizinische Technik, die 
darin besteht, eine Substanz zu impfen, die Immunität gegen eine Infektionskrankheit 
verleiht ï ist die von den französischen Behörden als vorrangige Reaktion auf die Covid-19-
Pandemie gewählte Maßnahme. Angesichts des Widerstands eines Teils der Bevölkerung 
ist die Frage, ob sie nicht für Beschäftigte im Gesundheitswesen oder sogar für alle 
Franzosen verpflichtend gemacht werden sollte, in die öffentliche Debatte eingegangen[1]. 

Im Allgemeinen basiert die Impfpflicht auf mehreren internationalen und nationalen Texten. 
Der Internationale Pakt über wirtschaftliche, soziale und kulturelle Rechte vom 16. 
Dezember 1966 sieht vor, dass die Staaten zur Gewährleistung des Rechts auf individuelle 
Gesundheit die notwendigen MaÇnahmen ergreifen, um Ădie Verh¿tung und Behandlung 
epidemischer Krankheitenñ sicherzustellen (Art. 12). In Frankreich ist es der f¿r die 
Gesundheit zuständige Minister, der die Impfpolitik und das Gesetz ausarbeitet, das festlegt, 
welche Impfungen obligatorisch sind. Elf davon sind derzeit für Kinder vorgeschrieben (Art. 
L3111-2 CSP)[2]. Für Angehörige der Gesundheitsberufe und Thanatopraktiker gelten 
ebenfalls bestimmte Impfvorschriften, ebenso für Reisende, die Französisch-Guayana 
besuchen wollen. Im ¦brigen ist anerkannt, dass Ăwenn eine geringe Anzahl von 
Todesfällen im Rahmen eines Impfprogramms auftritt, dessen einziger Zweck es ist, die 
Gesundheit der Gesellschaft durch die Beseitigung von Infektionskrankheiten zu sch¿tzenñ, 
dies keine Verletzung des durch die Europäische Menschenrechtskonvention vom 4. 
November 1950[3] geschützten Rechts auf Leben darstellt. Die Vorteile der Impfung sind 
gut dokumentiert: Sie hat zur Ausrottung der Pocken geführt, zu einem Rückgang der 
Poliofälle um 99 % zwischen 1988 und 2016 und zu einem erheblichen Rückgang der Fälle 
von Tetanus, Masern, Diphtherie, Keuchhusten usw.[4]. Umgekehrt wird das 
Wiederauftreten einiger tödlicher Infektionskrankheiten mit dem Rückgang der 
Durchimpfungsrate in Verbindung gebracht, was die Einführung einer Impfpflicht 
rechtfertigen könnte[5]. 

In einem aktuellen Fall schien der Europäische Gerichtshof für Menschenrechte den 
Staaten, die eine solche Verpflichtung im Kampf gegen Covid-19 auferlegen wollen, 
Sicherheiten zu geben. Im VavŚiļka-Urteil vom 8. April 2021 stellte es fest, dass die 
Zwangsimpfung von Kindern zwar ein Eingriff in die Privatsphäre sei, aber in einer 
demokratischen Gesellschaft aus Gründen der sozialen Solidarität notwendig sei[6]. Dieses 
Urteil wurde zusammen mit der Tatsache, dass die französische Regierung dem Verfahren 
beigetreten war, als weiteres Argument für die Verpflichtung gewertet. Dies gilt umso mehr, 
als sich der Verfassungsrat bereits 2015 geweigert hatte, die Pflicht zur Säuglingsimpfung 
gegen Poliomyelitis, Diphtherie und Tetanus für verfassungswidrig zu erklären[7]. 

Die durch die Covid-19-Pandemie entstandene Gesundheitskrise könnte es daher 
rechtfertigen, die Impfung aus Gründen der öffentlichen Gesundheit gesetzlich 
vorzuschreiben. Der außergewöhnliche Charakter der Umstände sollte jedoch nicht den 
außergewöhnlichen Charakter der medizinischen Mittel verdecken, die zur Beendigung der 
Krise eingesetzt wurden, nämlich die Neuartigkeit der eingesetzten Impfverfahren. So ist die 
Zulassung, die die Europäische Arzneimittelagentur (EMA) den Herstellern im 
beschleunigten Verfahren erteilt hat, mit Auflagen verbunden. Laut EMA wird diese Art der 
Zulassung Ăauf der Basis von weniger vollstªndigen Daten als normalerweise erforderlichñ 
erteilt und setzt voraus, dass sich der Hersteller verpflichtet, Ăin Zukunft vollstªndige 
klinische Daten vorzulegenñ. In den Europªischen ¥ffentlichen Beurteilungsberichten 
(EPARs), die innerhalb der Europäischen Arzneimittelagentur für Pfizer[8] und Moderna[9] 
ausgestellt wurden, heiÇt es, dass die Pharmafirmen Ădie Ergebnisse der Hauptstudie, die  

https://hudoc.echr.coe.int/eng#{%22itemid%22:[%22001-209377%22]}
https://www.conseil-constitutionnel.fr/decision/2015/2015458QPC.htm
https://www.ema.europa.eu/en/glossary/conditional-marketing-authorisation
https://www.ema.europa.eu/en/documents/overview/comirnaty-epar-medicine-overview_en.pdf
https://www.ema.europa.eu/en/documents/overview/covid-19-vaccine-moderna-epar-medicine-overview_en.pdf
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seit zwei Jahren lªuft, noch vorlegen m¿ssenñ. Pfizer wurde am 21. Dezember 2020 die 
Marktzulassung bis Dezember 2022 erteilt. Der Ăfinale klinische Studienberichtñ wird im 
Dezember 2023 vorgelegt. Für Moderna wurde die Genehmigung am 6. Januar 2021 bis 
Januar 2023 erteilt. Der ĂFinal Clinical Study Reportñ wird im Dezember 2022 eingereicht. 
Es kann also kein Zweifel daran bestehen, dass es sich um einen Forschungsimpfstoff 
handelt. 

Für die beiden anderen Impfstoffe ist die Zulassung ebenfalls an Bedingungen geknüpft. 
Der Impfstoff von AstraZeneca wurde am 29. Januar 2021 und der Impfstoff von Johnson & 
Johnson am 11. März 2021 zugelassen. Die Firmen, die die Impfstoffe vermarkten, müssen 
weiterhin ĂErgebnisse aus den laufenden klinischen Studien vorlegenñ, wie es in den 
Bewertungsberichten für den ersten und zweiten Impfstoff heißt.[10] Für AstraZeneca sind 
die Ăfinalen klinischen Studienberichteñ am 31. Mai 2022 fªllig.[11] F¿r Johnson & Johnson 
sind die letzten klinischen Studienberichte am 31. Dezember 2023 fällig[12] Der Begriff 
Ăklinische Pr¿fungñ, den die Europäische Agentur verwendet, ist unmissverständlich. Dieser 
Begriff ist in der Richtlinie 2001/20/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 4. 
April 2001 definiert.[13] Nach diesem Text ist eine klinische Pr¿fung eine ĂUntersuchung, 
die am Menschen durchgeführt wird, um die klinischen, pharmakologischen und/oder 
sonstigen pharmakodynamischen Wirkungen eines oder mehrerer Pr¿fprªparate (é) zu 
bestimmen oder zu bestätigen, um deren Unbedenklichkeit und/oder Wirksamkeit zu 
ermittelnñ. So ist festzustellen, dass abgesehen von den Unsicherheiten in Bezug auf ihre 
spezifische Technik ï mRNA oder rekombinante DNA[14] ï für den Moderna-Impfstoff 
Ăkeine Karzinogenitªtsstudien durchgef¿hrt wurdenñ und f¿r die Impfstoffe von Pfizer, 
AstraZeneca und Johnson & Johnson Ăkeine Genotoxizitªts- oder Karzinogenitätsstudien 
durchgef¿hrt wurdenñ. 

All diese Informationen reichen aus, um uns davon zu überzeugen, dass die Covid-19-
Pandemie die Gesundheitsbehörden dazu veranlasst hat, ein groß angelegtes 
Impfstoffexperiment zu genehmigen, wie es in der Geschichte der Medizin noch nie 
dagewesen ist. In Notfällen scheint es kein rechtliches Hindernis zu geben, weder in Bezug 
auf die individuelle Gesundheit, um gefährdete Personen zu schützen, noch in Bezug auf 
die öffentliche Gesundheit, um eine Überlastung der Krankenhäuser zu vermeiden. 
Andererseits lädt der experimentelle Charakter der Impfung den Juristen dazu ein, ihre 
Anwendung neu zu kontextualisieren, denn in dieser Angelegenheit haben sowohl das 
innerstaatliche Recht als auch das Völkerrecht historisch den Begriff der Zustimmung des 
Subjekts als Schutzmaßnahme konstruiert, um jegliches Abdriften zu verhindern (I). Folglich 
scheint dieses Prinzip der Einwilligung ausreichend etabliert zu sein, um ein Hindernis für 
eine Zwangsimpfung darzustellen, solange die klinischen Testphasen nicht abgeschlossen 
sind (II). 

I- FREIE ZUSTIMMUNG, EIN HINDERNIS FÜR MEDIZINISCHE EXPERIMENTE 

A- Der historische Konflikt zwischen Ethik und medizinischen Experimenten 
Seit dem 16. Jahrhundert hat der medizinische Fortschritt das Experimentieren 
gefördert.[15] Es war eines dieser Experimente, das zur Erfindung des Impfstoffs führte. Im 
Jahr 1796 beimpfte Dr. Edward Jenner ein achtjähriges Kind mit Eiter, den er einem an einer 
infektiösen Rinderkrankheit namens Vaccinia leidenden Milchkuh entnommen hatte. Indem 
er ihn einem ansteckenden Patienten aussetzte, bewies er, dass die Injektion das Kind 
gegen Pocken immunisiert hatte. Der Glaube an den Fortschritt und die Verherrlichung 
wissenschaftlicher Entdeckungen fºrderten Experimente an Ăgemeinen Kºrpernñ, die als 
wenig wertvoll galten: Gefangene, Internierte, Sklaven, Eingeborene, Prostituierte. 
Jahrhundert führten Ärzte in den europäischen Kolonien der Westindischen Inseln und  

https://www.ema.europa.eu/en/documents/overview/vaxzevria-previously-covid-19-vaccine-astrazeneca-epar-medicine-overview_en.pdf
https://www.ema.europa.eu/en/documents/overview/covid-19-vaccine-janssen-epar-medicine-overview_en.pdf
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/FR/TXT/HTML/?uri=CELEX:32001L0020&from=fr
https://www.vidal.fr/medicaments/covid-19-vaccine-moderna-dispers-inj-220325.html
https://www.vidal.fr/medicaments/comirnaty-disper-diluer-p-sol-inj-219946.html
https://www.vidal.fr/medicaments/vaxzevria-susp-inj-224260.html
https://www.ema.europa.eu/en/documents/product-information/covid-19-vaccine-janssen-epar-product-information_fr.pdf
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Nordamerikas Experimente an schwarzen Sklaven durch.[16] Vorbeugende Impfungen von 
Krankheiten wie z. B. Pocken wurden an ganzen Bevölkerungen vorgenommen, um eine 
Immunisierung im Rahmen von Massenexperimenten zu versuchen 

Im 19. Jahrhundert vervielfachten sich die Experimente. Einige Ärzte zeigten ein hohes Maß 
an ethischem Bewusstsein. So führte 1833 ein amerikanischer Militärchirurg, William 
Beaumont, Experimente an einem Patienten mit einer Magenfistel durch, allerdings erst, 
nachdem er dessen Einverständnis eingeholt und ihn zu diesem Zweck eingestellt hatte.[17] 
1856 empfahl Claude Bernard bei der Festlegung der Prinzipien der experimentellen 
Methode, dass Ăniemals ein Experiment an einem Menschen durchgef¿hrt werden sollte, 
das ihm nur in irgendeinem Grad schaden könnte.[18] Am 15. Dezember 1859 verurteilte 
das Lyoner Strafgericht jedoch zwei Krankenhausärzte, die einen zehnjährigen Jungen 
absichtlich mit Syphilis geimpft hatten, als dieser wegen einer Ringelflechte in die 
Sprechstunde kam.[19] 1884 schrieb Louis Pasteur selbst an den Kaiser von Brasilien und 
bat um die Erlaubnis, Insassen der Todeszellen mit Cholera zu infizieren, um Behandlungen 
an ihnen zu testen.[20] Die Forderungen des Experimentierens waren also keineswegs 
gleichbedeutend mit Ethik. 1892 wurde in Deutschland ein Arzt und Klinikleiter verurteilt, der 
Prostituierten und Minderjährigen ohne deren Wissen Syphilis injizierte. Im Anschluss an 
diesen Fall erließ das deutsche Gesundheitswesen am 29. Dezember 1900 eine Anweisung 
an die Direktoren von Kliniken, Polikliniken und Krankenhäusern, die sie verpflichtete, für 
Experimente die Ăeindeutige Einwilligungñ des Betroffenen einzuholen.[21] 

Es war ein französischer Arzt, Pierre-Charles Bongrand, der als erster die moderne Idee 
vorbrachte, dass das menschliche Subjekt ï und nicht der Arzt ï im Zentrum des 
experimentellen Systems steht. In seiner Doktorarbeit in Medizin stellte er 1905 fest, dass 
Experimente am Menschen zwar für den medizinischen Fortschritt unverzichtbar, aber 
unmoralisch seien, weil sie das Individuum der Gemeinschaft opferten. Aus diesem Grund 
schlug er vor, eine Vereinbarung zwischen dem Experimentator und der Versuchsperson 
zu treffen, die auf einer Ăvorherigen Zustimmungñ basiert. 22] Dieses Konzept wurde nicht 
sofort in ein Gesetz umgesetzt. 23] Der Grundsatz der informierten Einwilligung des 
Patienten wurde erstmals vom Cour de Cassation am 28. Januar 1942 allein für das 
therapeutische Verhältnis festgeschrieben. 24] Was die medizinische Forschung betrifft, so 
wird weiterhin vorausgesetzt, dass sie humanistisch ist, einfach weil sie darauf abzielt, das 
Los der Gemeinschaft zu verbessern. ĂDie Arbeit genialer Mªnner, selbst wenn sie in die 
falsche Richtung gelenkt wird, stellt sich fast immer zum vollen Vorteil der Menschheit 
herausñ, schrieb Mary Shelley 1818 in Frankenstein. 

Das 20. Jahrhundert hat jedoch die Voraussetzung der humanistischen Ziele aller 
medizinischen Forschung weitgehend widerlegt. So soll die 1932 vom kaiserlichen Japan 
geschaffene Einheit 731 mehr als zehntausend Gefangene getötet haben, die als 
menschliche Labor-Versuchskaninchen eingesetzt wurden.[25] Im August 1944 verursachte 
der oberste Sanitätsoffizier der japanischen Armee, Nakamura Hirosato, den Tod von 
neunhundert Indonesiern, nachdem er die experimentelle Injektion eines Impfstoffs 
angeordnet hatte, der chemisch verändertes Tetanustoxin enthielt. In Deutschland reichten 
weder der Hippokratische Eid noch die Regierungsrichtlinien über neue Therapien und 
wissenschaftliche Experimente vom 28. Februar 1931, in denen festgelegt wurde, dass 
Experimente Ăin allen Fªllen, in denen die Einwilligung fehltñ, verboten sind, aus, um die 
tragischsten medizinischen Missstände zu verhindern. Das Dritte Reich führte groß 
angelegte Experimente an deportierten Juden durch. In Auschwitz, Buchenwald, Dachau 
und Natzweiler setzten NS-Ärzte menschliche Versuchskaninchen ein, die mit Erregern wie 
Typhus, Gelbfieber, Pocken, Typhus, Cholera und Diphtherie geimpft wurden, um nach 
Impfstoffen zu suchen oder Behandlungen zu entwickeln, die eine Immunität ermöglichen 
würden.[27] 

https://archive.org/details/2543009R.nlm.nih.gov/page/n21/mode/2up
https://archive.org/details/2543009R.nlm.nih.gov/page/n21/mode/2up
https://www.irphe.fr/~clanet/otherpaperfile/articles/Bernard/bernard_introduction_etude_medecine_experimentale.pdf
https://www.biusante.parisdescartes.fr/sfhd/ecrits/histoire-de-la-dermatologie-lyonnaise/
http://www.landtag.ltsh.de/infothek/wahl19/umdrucke/05100/umdruck-19-05160.pdf
https://philippeamiel.fr/Bongrand_Experimentation.pdf
https://www.japantimes.co.jp/opinion/2001/06/05/commentary/world-commentary/the-trial-of-unit-731/
https://apjjf.org/2016/01/4-Baird.html#sthash.PxN0hevq.dpuf


Seite 58 zum AGOMWBW-Rundbrief Nr. 794 vom 22.07.2021 

B- Die Weihe der informierten Zustimmung nach 1947 

Nach dem Zweiten Weltkrieg wurden zwanzig NS-Ärzte und drei NS-Funktionäre wegen 
Kriegsverbrechen und Verbrechen gegen die Menschlichkeit angeklagt und vom 9. 
Dezember 1946 bis 20. August 1947 in Nürnberg vor Gericht gestellt. Mit dem Urteil des 
amerikanischen Militärtribunals vom 19. und 20. August 1947[28] wurde eine Liste von zehn 
Kriterien zur Beurteilung der den Angeklagten vorgeworfenen Experimente aufgestellt, die 
heute als ĂNürnberger Kodexñ[29] bekannt ist. Dazu gehºrt das Prinzip der informierten 
Zustimmung des Probanden. Zu ihrer Verteidigung behaupteten die Angeklagten, dass in 
Kriegszeiten der hippokratische Eid nicht mehr gelte und dass der Staat entscheiden könne, 
die Interessen der Wissenschaft über die des Einzelnen zum Wohle der Nation zu stellen. 
Als Antwort auf dieses Argument definierten die Nürnberger Richter Prinzipien, die nicht von 
einer spezifischen rechtlichen Weihe ï also vom Recht dieses oder jenes Staates ï 
abhängen sollten, sondern von einer universellen medizinischen Ethik und sogar vom 
Völkerrecht.[30] Aus diesem Grund sieht auch der Internationale Pakt über bürgerliche und 
politische Rechte, der am 16. Dezember 1966 von der Generalversammlung der Vereinten 
Nationen verabschiedet wurde, vor, dass Ăniemand ohne seine freie Zustimmung 
medizinischen oder wissenschaftlichen Versuchen unterworfen werden darfñ (Art. 7). 

Die Verbrechen der Nazi-Ärzte verleiteten die Menschen aufgrund ihrer Grausamkeit zu 
dem Glauben, sie seien ein monströser Unfall der Geschichte, und ließen sie so vergessen, 
was Hannah Arendt Ădie Banalitªt des Bºsenñ nennt. Doch im Laufe des zwanzigsten 
Jahrhunderts gab es weitere Tragödien, die aus medizinischen Experimenten ohne die 
Zustimmung des Einzelnen resultierten.[31] Die Geschichte der Vereinigten Staaten, wo sie 
gut dokumentiert sind, ist erbaulich: Fütterung von zurückgebliebenen Kindern mit 
radioaktivem Getreide durch MIT-Forscher an der Fernald State School (Massachusetts) in 
den 1940er und 1950er Jahren[32], falsche Behandlungen von Schwarzen mit Syphilis 
durch das Gesundheitsamt in Tuskegee (Alabama) von 1932 bis 1972[33], Verseuchung 
von geistig behinderten Kindern mit Hepatitis durch zwei Universitätsärzte an der 
Wilowbrook State School in New York von 1956 bis 1972[34], die Erprobung von Thalidomid 
ï einem Beruhigungsmittel, das für schwere fötale Missbildungen verantwortlich ist ï an 
20.000 Amerikanern auf einfache Verschreibung durch Allgemeinmediziner Ende der 
1950er Jahre und bis 1961[35], die Injektion von Krebszellen in ältere und mittellose 
Patienten im Jewish Chronicle Disease Hospital in Brooklyn im Jahr 1963[36], usw. 

Diese Beispiele zeigen, dass für manche der Zweck immer die Mittel heiligen kann. Aus 
diesem Grund sah sich der Weltärztebund, eine 1947 gegründete 
Nichtregierungsorganisation von Ärzten, veranlasst, im Juni 1964 die Deklaration von 
Helsinki zu verabschieden. Dies war der erste internationale Text nach Nürnberg, der sich 
mit ethischen Fragen bei Experimenten befasste. Dieser Text bekrªftigt, dass Ădie 
Teilnahme fªhiger Personen an der medizinischen Forschung ein freiwilliger Akt sein mussñ 
(Art. 25). In Frankreich orientieren sich die gesetzlichen Garantien weitgehend an den 
Prinzipien des Nürnberger Kodex. Sie wurden von der Nationalen Beratenden 
Ethikkommission in einer Stellungnahme aus dem Jahr 1984[37] und im Bericht des 
Staatsrats über Biowissenschaften, Ethik und Recht aus dem Jahr 1988[38] aufgegriffen. 
38] Es war jedoch das Gesetz vom 20. Dezember 1988, bekannt als das Huriet-Sérusclat-
Gesetz, das zum ersten Mal eine spezielle Erlaubnis für medizinische Versuche an 
gesunden Freiwilligen vorsah ï was bis dahin verboten war ï und gleichzeitig an die 
Notwendigkeit einer Ăfreien, informierten und ausdr¿cklichen Zustimmungñ erinnerte.[39] 

 

 

https://philippeamiel.fr/DocsCobayes/NurembergTrad.pdf
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https://www.cdc.gov/tuskegee/timeline.htm
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https://www.legifrance.gouv.fr/loda/id/JORFTEXT000000508831/


Seite 59 zum AGOMWBW-Rundbrief Nr. 794 vom 22.07.2021 

II- FREIE ZUSTIMMUNG, EIN HINDERNIS FÜR ZWANGSIMPFUNGEN 

A- Der rechtliche Rahmen für Experimente 

Medizinische Forschung, auch wenn sie einen therapeutischen Zweck hat, wird nun durch 
das Gesetz vom 5. März 2012, bekannt als Jardé-Gesetz, geregelt. Nach dem Gesetzbuch 
für das öffentliche Gesundheitswesen darf keine interventionelle Forschung am Menschen 
durchgef¿hrt werden, Ăohne seine freie und informierte Zustimmung, die schriftlich eingeholt 
wurde, nachdem er die erforderlichen Informationen erhalten hatñ (Artikel 1122ï1-1). 
Interventionelle Forschung ist Forschung, Ădie einen Eingriff an der Person beinhaltet, der 
nicht durch die ¿bliche Versorgung gerechtfertigt istñ (Artikel 1121ï1), d.h. einen Eingriff, 
der nicht frei von Risiken für die daran teilnehmenden Personen ist. Dazu gehört die 
Forschung an Medikamenten, aber auch Zell- oder Gentherapien, wie INSERM anmerkt. 
Aufgrund ihrer Beschaffenheit und ihrer experimentellen Methodik scheinen die vier Anti-
Covid-Impfstoffe in diese Kategorie zu fallen. Was die Vorabinformation betrifft, so muss sie 
Ăvorhersehbare Risikenñ und Ămºgliche medizinische Alternativenñ enthalten (Artikel 1122ï
1). 

Diese interventionelle Forschung erfordert eine positive Stellungnahme eines regionalen 
Gremiums, des Komitees für den Schutz von Personen (CPP), das von der regionalen 
Gesundheitsbehörde (ARS) abhängt, gefolgt von der Genehmigung durch die Nationale 
Agentur für die Sicherheit von Arzneimitteln und Gesundheitsprodukten (ANSM). Die 
Nichteinholung dieser Zustimmung wird nach dem Strafgesetzbuch (Art. 223ï8) 
grundsätzlich mit drei Jahren Gefängnis und einer Geldstrafe von 45.000 Euro bestraft. 
Dennoch hat die Frage des Anti-Covid-Impfstoffs dazu geführt, dass die französischen 
Gesundheitsbehörden die Kontrolle an die Europäische Arzneimittelagentur (EMA) auf der 
Grundlage der Verordnung (EG) Nr. 726/2004 vom 31. März 2004 abgegeben haben. Für 
ĂHumanarzneimittel, die einen neuen Wirkstoff enthaltenñ, insbesondere f¿r die Behandlung 
von Viruserkrankungen, sieht diese Verordnung ein zentralisiertes Zulassungsverfahren auf 
europäischer Ebene vor. Das heißt, diese Arzneimittel müssen von der Europäischen 
Arzneimittelagentur (EMA) eine für alle Mitgliedstaaten der Europäischen Union gültige 
Zulassung erhalten. Diese Zuständigkeitsverschiebung verhindert jede Klage vor den 
französischen Gerichten wegen Nichteinhaltung des Stellungnahme- und 
Genehmigungsverfahrens nach innerstaatlichem Recht, da dieses Verfahren unter dem 
Druck der Umstände durch ein europäisches Verfahren ersetzt wurde. Andererseits 
entbindet sie keineswegs von der Verpflichtung, die Zustimmung des Einzelnen einzuholen. 

Innerhalb des Europarates legt die Empfehlung Nr. R(90)3 des Ministerkomitees über 
medizinische Forschung am Menschen, die am 6. Februar 1990 angenommen wurde, eine 
Reihe von Prinzipien fest. Nach dem dritten darf Ăkeine medizinische Forschung ohne die 
informierte, freie, ausdrückliche und spezifische Zustimmung der Person, die sich ihr 
unterziehen soll, durchgef¿hrt werdenñ, und nach dem dreizehnten d¿rfen ĂPersonen, die 
Gegenstand medizinischer Forschung sein können, nicht dazu gebracht werden, sich ihr in 
einer Weise zu unterziehen, die ihre freie Zustimmung gefªhrdetñ. Dieser Text ist zwar eine 
politische und ethische Verpflichtung, aber rechtlich nicht bindend. Andererseits sieht die 
EG-Verordnung vom 31. März 2004 die Einhaltung bestimmter ethischer Anforderungen 
innerhalb der Europäischen Union bei der Durchführung von klinischen Prüfungen mit auf 
europäischer Ebene zugelassenen Arzneimitteln vor (Punkt 16). Diese Anforderungen sind 
in der Richtlinie 2001/20/EG vom 4. April 2001 vorgesehen, die sich ausdrücklich auf die 
Deklaration von Helsinki bezieht und auch die Einwilligung nach Aufklärung vorsieht (Artikel 
3). Schließlich hatte der Europäische Gerichtshof für Menschenrechte 2002 die 
Gelegenheit, zu entscheiden, dass die Auferlegung einer Behandlung ohne die Zustimmung  

https://www.legifrance.gouv.fr/loda/id/JORFTEXT000025441587/
https://www.inserm.fr/recherche-inserm/recherche-clinique/comprendre-recherche-clinique
https://eur-lex.europa.eu/eli/reg/2004/726/oj
https://philippeamiel.fr/DocsCobayes/041-recR90.pdf
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/FR/TXT/HTML/?uri=CELEX:32001L0020&from=fr
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des Patienten Ăeine Verletzung der kºrperlichen Unversehrtheit der betroffenen Personñ[41] 
darstellt und dass ĂZwangsimpfungen als nicht freiwillige medizinische Behandlung einen 
Eingriff in das Recht auf Achtung des Privatlebensñ[42] darstellen. 

Es bleibt die Frage: Gilt dieser Grundsatz auch, wenn das Experiment aus einem Impfstoff 
besteht? Die Antwort ist positiv, denn die Richtlinie vom 4. April 2001 bezieht sich auf 
Arzneimittel im Sinne eines anderen Textes, der Richtlinie 65/65/EWG vom 26. Januar 
1965. Demnach ist ein Arzneimittel Ăjeder Stoff oder jede Stoffzusammensetzung, der/die 
als Mittel mit Eigenschaften zur Heilung oder zur Verhütung von Krankheiten bei Menschen 
oder Tieren dargestellt wird. Als Arzneimittel gelten auch alle Stoffe oder 
Stoffzusammensetzungen, die zur Erstellung einer ärztlichen Diagnose oder zur 
Wiederherstellung, Besserung oder Beeinflussung der organischen Funktionen bei 
Menschen oder Tieren angewandt werden kºnnenñ (Artikel 1). Covid-Impfstoffe erfüllen 
zweifelsohne diese Definition. Soweit sie sich noch in der Versuchsphase befinden, 
unterliegen sie den ethischen Grundsätzen der Verordnung von 2004. Die Regel der freien 
und informierten Zustimmung zu einem Experiment ist daher im französischen Recht wie im 
Recht der Europäischen Union fest verankert. 

B- Unverletzlichkeit des menschlichen Körpers und der Menschenwürde 

Das VavŚiļka-Urteil des Europäischen Gerichtshofs vom 8. April 2021 schließt eine 
verpflichtende Anti-Kokken-Impfung zwar nicht aus, macht sie aber auch nicht plausibel 
oder rechtlich akzeptabel. In diesem Fall ging es um längst bewährte Impfstoffe, die von 
radikalen Gegnern aller Impfungen nur noch am Rande bestritten werden. Das Gleiche kann 
nicht für Impfstoffe gegen Krebs gesagt werden. Da sich diese, wie die Europäische 
Arzneimittelagentur selbst zugibt, noch in der Phase der klinischen Erprobung befinden, 
erscheint es schwierig, sie angesichts der bestehenden rechtlichen Garantien 
durchzusetzen. Eine Impfpflicht im Rahmen von Experimenten würde Gefahr laufen, vom 
Richter sanktioniert zu werden, zumal das französische Recht auf dem Prinzip der 
Unverletzlichkeit des menschlichen Körpers beruht. Dieses Verbot kommt in dem Spruch 
Noli me tangere, Ăr¿hre mich nicht anñ, zum Ausdruck, der den Worten des auferstandenen 
Christus an Maria Magdalena[43] entnommen ist und den heiligen Charakter des Körpers 
übersetzt. Dieser Grundsatz der Unantastbarkeit ist zwar nicht in der Verfassung verankert, 
zieht sich aber durch unsere gesamte Rechtsordnung und wird vom ĂSchutz der W¿rde der 
Personñ erfasst, einem weiter gefassten Begriff, den der Verfassungsrat in seiner 
Entscheidung vom 27. Juli 1994 zum Gesetz über die Achtung des menschlichen Körpers 
in den Rang eines Verfassungsgrundsatzes erhoben hat.[44] 

Es ist üblich zu sagen, dass medizinische Experimente der Menschheit als Ganzes zugute 
kommen, obwohl sie möglicherweise zum Nachteil der Person durchgeführt werden, die 
ihren Risiken ausgesetzt ist. Mit anderen Worten: Der von den vielen erwartete Nutzen wäre 
die Gefahr wert, die von den wenigen ausgeht. Medizinische Experimente am Menschen 
lassen sich jedoch nicht auf eine Gleichung reduzieren, die sie so offensichtlich machen 
würde wie eine Vorteil/Nachteil-Rechnung. In der Tat postuliert eine solche Argumentation 
ihren uneigennützigen Zweck, indem sie ihre wirtschaftlichen, politischen und sozialen 
Determinanten ignoriert. In der Rechtssache VavŚiļka bemerkte Richter Wojtyczek in einer 
abweichenden Meinung, die im Anschluss an das Urteil verºffentlicht wurde, Ădass dem 
Gerichtshof keine Beweise vorgelegt wurden, die zeigen, dass Staaten, die eine Impfpflicht 
eingeführt haben, bessere Ergebnisse im Bereich der öffentlichen Gesundheit erzielen als 
Staaten, die eine solche Pflicht nicht eingef¿hrt habenñ. Dies ist ein entscheidender Punkt 
mit weitreichenden Auswirkungen. 
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Wir müssen uns vor einer idealisierten Vorstellung von wissenschaftlicher Rationalität 
hüten, die uns dazu verleiten würde, die Machtfragen, finanziellen Interessen und 
institutionellen Strategien, die sie prägen, zu ignorieren. Die medizinische Forschung hat 
ihre eigene Logik des Einsatzes, die nicht unbedingt humanistisch ist und dem Profitstreben 
unterworfen sein kann, wie uns die Mediator-Affäre kürzlich in Erinnerung gerufen hat.[45] 
Es ist auch eine Tatsache, dass die reine Rationalität sich allen moralischen Normen 
entzieht und sich gegen sich selbst zu wenden droht, wie Max Horkheimer gezeigt hat.[46] 
Ein Marker der Zivilisation kann dann nach der Formel von Theodor Adorno in Ăregressiven 
Fortschrittñ umgewandelt werden.[47] 

Wenn die Idee der wissenschaftlichen Neutralität eine Illusion ist,[48] reicht die bloße 
Verwendung des Begriffs Ăethischñ in Gesetzestexten nicht aus, um seine Unbedenklichkeit 
zu garantieren. Selbst wenn die Forschung gesetzlich streng geregelt ist, erscheint das 
Prinzip der freien Einwilligung in der asymmetrischen Beziehung zwischen der 
medizinischen Autorität und dem Probanden oft brüchig. Darüber hinaus ist es schwierig zu 
sehen, wie die Zustimmung bei einem unbekannten Risiko und einer komplexen 
Impfstofftechnik vollstªndig Ăinformiertñ sein kºnnte. Wie Yannick Bardie uns 2016 erinnerte, 
ist eine klinische Studie von Natur aus Ăeine sehr gefªhrliche und unethische ¦bungñ.[49] In 
Anbetracht der vielen Ungewissheiten, die bis zum Ende der Studien zu den Impfstoffen 
bestehen, scheint es, wenn es legitim ist, Freiwilligen, insbesondere schutzbedürftigen 
Menschen, die Möglichkeit zu geben, sie in voller Kenntnis der Sachlage zu erhalten, im 
Widerspruch zum geltenden Recht und zu den Grundsätzen zu stehen, die unser liberales 
System untermauern, sie allen Bürgern aufzwingen zu wollen. 
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12) Public Health England: Geimpfte Menschen sterben dreimal häufiger an  
      der Deltavariante 
 
03. 07. 2021  

Bildquelle: MPI 

Ein Bericht der britischen Regierungsbehörde Public Health England mit dem Titel SARS-
CoV-2 variants of concern and variants under investigation in England untersuchte alle 
derzeit bekannten Varianten von Covid-19. 

Für die ansteckendste Variante, Delta, räumt die britische Regierung ein, dass bereits 
Geimpfte ein 3,25-fach höheres Sterberisiko haben als diejenigen, die den experimentellen 
Impfstoff nicht erhalten haben. 
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Von insgesamt 117 Todesfällen innerhalb von 28 Tagen nach der Infektion waren 44 
ungeimpfte Personen betroffen. 

 

 

Die Grafiken zeigen, dass einer der Verstorbenen seine erste Impfstoffdosis innerhalb von 
21 Tagen vor dem Tod erhalten hatte, und 19 von ihnen erhielten eine Impfstoffdosis mehr 
als 21 Tage vor dem Tod. Nach den neuesten Daten benötigten 2,0 % der geimpften 
Personen, die positiv auf die Delta-Variante getestet wurden, eine Notfallversorgung, 
verglichen mit nur 1,48 % der nicht geimpften Personen. 50 Personen, die an der Delta-
Variante starben, nahmen beide Dosen des Covid-19-Impfstoffs. Insgesamt starben 70 der 
27.192 in der Studie geimpften Personen, was einer Sterblichkeitsrate von 0,26 % 
entspricht. Währenddessen starben 44 von 53.822 ungeimpften Personen, was einer 
Sterblichkeitsrate von 0,08 % entspricht. 
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Die Studie zeigt auch, dass das Risiko, an einer Variante des chinesischen Virus zu sterben, 
außerordentlich gering ist, insbesondere, wenn eine Person nicht geimpft wurde. 

Geimpfte Menschen haben hingegen ein 600% höheres Risiko, an einer der Covid-
Varianten zu sterben als ungeimpfte Menschen. ĂDie aktuellen Daten stimmen mit den 
Daten überein, die letzte Woche von Public Health England veröffentlicht wurden, die 
ebenfalls eine sechsfach höhere Sterblichkeitsrate bei vollständig geimpften Menschen als 
bei ungeimpften und eine 2,3%ige Krankenhauseinweisungsrate bei den vollständig 
Geimpften im Vergleich zu nur 1,2% bei den Ungeimpften zeigtenñ, erklªrt Celeste 
McGovern von LifeSiteNews weiter. 

All dies bestätigt nur, was die Forscherin Stephanie Seneff vom Massachusetts Institute of 
Technology (MIT) gesagt hat, dass die vom Impfstoff abhängige Verstärkung der Antikörper 
(ADE) auch zu einer Schädigung des Immunsystems führt, die es wahrscheinlicher macht, 
dass eine geimpfte Person krank wird: ĂEs ist f¿r mich vorstellbar, dass die Laserstrahl-
Spezifität der induzierten Antikörper durch eine allgemeine Schwächung der angeborenen 
Immunitªt ausgeglichen wirdñ, erklªrt Seneff. ĂIch vermute auch, dass massive 
Impfkampagnen die Geschwindigkeit beschleunigen könnten, mit der mutierte, 
impfstoffresistente Stämme unter allen SARS-Co-V2 [Coronavirus]-Stämmen dominant 
werden. ñ 

Diese Daten werden durch einen Artikel des Wall Street Journal vom Freitag, 25. Juni, 
bestätigt. Der Artikel zeigt vorläufige Ergebnisse der israelischen Gesundheitsbehörden und 
zeigt, dass mehr als die Hälfte der Erwachsenen, die während des Ausbruchs der Delta-
Variante in Israel infiziert wurden, den Impfstoff erhalten haben. 

ĂEtwa die Hªlfte der Erwachsenen, die in Israel mit der Delta-Variante von Covid-19 infiziert 
wurden, waren vollständig mit dem Impfstoff von Pfizer Inc. geimpftñ, schreibt das WSJ. 

Die Delta-Variante ist also für Geimpfte gefährlicher. 

Dennoch drängen die Mainstream-Medien und Politiker die Menschen weiterhin dazu, sich 
impfen zu lassen. So nutzte Joe Biden den Vorwand dieser Delta-Variante, um die 
Amerikaner zur Impfung zu drängen: 

Ă¦ber sechshunderttausend Amerikaner sind bereits gestorben, und mit dieser Delta-
Variante werden es noch mehr sein, das wissen Sie. Sie wissen, dass es passieren wird. 
Wir müssen junge Menschen impfen lassenñ, sagte Biden in einem Gemeindezentrum in 
Raleigh, North Carolina. 

ĂDie Daten kºnnten nicht klarer sein: Wenn Sie geimpft sind, sind Sie sicherñ, f¿gte er hinzu. 
ĂMan ist immer noch dem Risiko ausgesetzt, ernsthaft zu erkranken oder zu sterben, wenn 
man tatsächlich nicht geimpft wurde, das ist einfach die Realität. ñ 

Joe Bidens offizieller Twitter-Account hat am Donnerstag auch ein Video verschickt, in dem 
Dr. Anthony Fauci die Amerikaner dazu auffordert, sich impfen zu lassen, wobei er wieder 
einmal die Delta-Variante verwendet, um den Menschen Angst zu machen, damit sie diese 
experimentellen Injektionen akzeptieren. 
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President Biden 
 
 
@POTUS 
 
 

 
United States government official 
 
Hereôs the deal: The Delta variant is more contagious, itôs deadlier, and itôs spreading quickly 
around the world ï leaving young, unvaccinated people more vulnerable than ever. Please, 
get vaccinated if you havenôt already. Letôs head off this strain before itôs too late. 

https://twitter.com/POTUS/status/1408034982556274688?ref_src=twsrc%5Etfw%7Ctwca
mp%5Etweetembed%7Ctwterm%5E1408034982556274688%7Ctwgr%5E%7Ctwcon%5E
s1_&ref_url=https%3A%2F%2Funser-mitteleuropa.com%2Fpublic-health-england-
geimpfte-menschen-sterben-dreimal-haeufiger-an-der-deltavariante%2F 

Quelle: MPI 

Aus: UNSER MITTELEUROPA. MIT VEREINTEN KRÄFTEN FÜR EIN EUROPA DER 
VATERLÄNDER  

Spenden und als Dankeschön Aufkleber erhalten: 

 
 
 

Aus: UNSER MITTELEUROPA. MIT VEREINTEN KRÄFTEN FÜR EIN EUROPA DER 
VATERLÄNDER  
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01) Wo Recht zu Unrecht wird: Über die Genfer Konvention und den  
      Asylmissbrauch 
 
      Von Andreas Mölzer  
 
17. 07. 2021  

Andreas Mölzer · Foto: Foto-AG Gymnasium Melle, Wikimedia CC BY-SA 3.0, 

Just in den Tagen, da es sich zum 70. Male jährt, dass im Juni 1951 die Vereinten Nationen 
in Genf die Flüchtlingskonvention beschlossen haben, kam es in Deutschland und in 
Österreich zu tragischen Ereignissen, die zumindest als indirekte Folgen des Missbrauchs 
dieser Genfer Konvention bezeichnet werden müssen. Im deutschen Würzburg erstach ein 
Asylant aus Somalia wahllos eine Reihe von Frauen. In Wien wurde ein dreizehnjähriges 
Mädchen von einer Gruppe junger Afghanen, samt und sonders Asylsuchende, bestialisch 
vergewaltigt und zu Tode gebracht. Begangen wurden diese grauenhaften Verbrechen von 
Menschen, die unter Berufung auf die Genfer Konvention und unter Nutzung der 
Europäischen Menschenrechtskonvention zum Schutze vor politischer, rassischer oder 
religiöser Verfolgung Asyl begehren. 

https://i0.wp.com/unser-mitteleuropa.com/wp-content/uploads/2021/07/1280px-Moelzer_Andreas-9395-e1626428843768.jpg?fit=1279%2C1178&ssl=1
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Nun steht absolut außer Zweifel, dass das Gros der Asylsuchenden ï aus welchen Teilen 
der Welt auch immer ï keineswegs Gewaltverbrecher wie die beiden genannten Beispiele 
sind, sondern allenfalls Zuwanderer in unsere Sozialsysteme, und dass viele von ihnen auch 
ganz reale Fluchtgründe haben, die ihnen das Recht auf Asyl auch tatsächlich gewährleisten 
müssten. Gewichtige, nicht zu unterdrückende Fragen tun sich dennoch auf Grund der 
geschilderten Ereignisse auf. 

So etwa die Frage, warum es sein kann, dass allein in Österreich rund 45.000 Afghanen 
leben, die im Zuge ihrer Migrationsbewegung bis hin in die Alpenrepublik mehr als ein 
Dutzend Staatsgrenzen überwinden mussten, und damit längst eine erkleckliche Anzahl von 
sicheren Drittländern passierten. Überdies besagen die Dublin-Bestimmungen, dass in der 
Europäischen Union im ersten EU-Land ein Asylantrag gestellt werden müsste, womit 
Österreich als inmitten des Kontinents liegend von vornherein ausscheidet. Wie kann es 
also sein, dass jene 45.000 in Österreich lebenden Afghanen eine ethnische Gruppe 
darstellen, die ungleich zahlreicher ist als jede der autochthonen Volksgruppen in 
Österreich, als beispielsweise jene der Kärntner Slowenen, die vielleicht noch zehn- bis 
zwölftausend Köpfe zählen? Und wie kann es sein, dass von diesen 45.000 Afghanen 
nahezu 5.000 strafrechtlich auffällig wurden? In überproportionalem Maße durch 
Gewaltverbrechen und Vergewaltigungen. Letzteres ist wohl nur dadurch erklärbar, dass 
hier Menschen zuwandern, die aus einem gewalttätigen Kulturkreis kommen, geprägt von 
einer Religion, in der die Frau nichts zählt, in der Sexualität mit Gewalt verbunden ist und in 
der junge Männer durch Kriegsereignisse traumatisiert sind. 

Nun besagt die Genfer Konvention, dass man Asylsuchende, auch solche, deren Asylgrund 
abgelehnt wird, nicht abschieben dürfe in Länder, in denen sie an Leib und Leben gefährdet 
sind. Für Afghanistan mag dies ï insbesondere nunmehr nach dem Abzug der NATO-
Truppen ï in weiten Teilen zutreffen. Dass aber Menschen, die Asyl mehr oder weniger fern 
ihrer Heimat suchen, sich das Asylland auswählen können, illegal über andere sichere 
Drittländer, die vielleicht keine so große Sozialleistungen bieten, reisen, um dann in der 
Mitte Europas in Österreich und Deutschland Schutz zu suchen, ist unabhängig davon 
absolut unberechtigt. 

Nun hat die grüne Justizministerin noch wenige Tage vor den genannten Gewaltverbrechen 
gemeint, man müsse die Abschiebungen nach Afghanistan überdenken. Nun, nach der 
allgemeinen Empörung im Lande über die Vergewaltigung der Dreizehnjährigen, hat man 
natürlich nun zurückgerudert und allenthalben auch von den grünen Regierungsbänken her 
erklärt, dass, wer Verbrechen begehe, abgeschoben werden müsse. Und im politischen 
Konflikt zwischen den beiden Koalitionspartnern, der türkisen ÖVP, vertreten durch den 
Innenminister, und den Grünen, vertreten durch die Justizministerin, wird darüber gehadert, 
wer dafür verantwortlich wäre, dass jene afghanischen Vergewaltiger, deren Asylgrund 
längst erloschen ist, nicht abgeschoben wurden. Deutlich wird dabei, dass der Rechtsstaat, 
die Asylgesetzgebung und die Handhabung der Asylverfahren zahlreiche Schlupfwinkel 
bieten, um ablehnende Entscheidungen zu unterlaufen. Zum Skandal wird dies immer erst 
dann, wenn entsprechende Verbrechen passieren. 

Verschwiegen wird auch, dass es in den seltensten Fällen tendenzielle Analphabeten 
afghanischer Herkunft sind, die hier die Einsprüche erheben und alle juristischen 
Winkelzüge nützen, sondern dass es weitgehend ultralinke, den Grünen nahestehende 
Anwälte sind, die hier tätig werden. Diese Anwälte sind es auch, die im Falle der vier 
Vergewaltiger von Wien-Donaustadt dafür gesorgt haben, dass dieselben noch im Lande 
sind. Und diese Anwälte werden natürlich auch nicht von ihren afghanischen Klienten 
bezahlt, sondern von den diversen NGOs, die wiederum den Grünen oder anderen 
Linksgruppierungen nahestehen. 
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So sind also die Genfer Konvention und die Europäische Menschenrechtskonvention sowie 
die darauf basierende Asylgesetzgebung im Lande selbst zum Hebel, zur juristischen und 
moralischen Krücke geworden, um unser Land und wohl auch eine Reihe anderer 
europäischer Staaten zum Auffangbecken, zur Endstation für echte und vermeintliche 
Asylsuchende, primär für Zuwanderer in unser Sozialsystem zu machen. Und damit auch 
zum Ziel krimineller Elemente, Gewalttäter, Drogenhändler und andere Kriminelle. Dass 
dies nicht generalisiert werden darf, ist klar, geleugnet aber werden kann es auch nicht. 

Nun wissen wir, dass die Genfer Konvention vor 70 Jahren unter völlig anderen Umständen 
von den Vereinten Nationen verabschiedet wurde und primär zur Hilfestellung für Flüchtlinge 
aus dem kommunistischen Machtbereich gedacht war. Heute hat sie indessen einen quasi-
sakralen Charakter angenommen, der nicht mehr hinterfragt werden darf und der auch jede 
Novellierung und jede Reform auszuschließen versucht. Gerade aber die gegenwärtige 
weltpolitische Lage und die weltweiten Migrationsbewegungen müssen eine grundlegende 
Veränderung dieser Flüchtlingskonvention erfordern. Angeblich sind es über 80 Millionen 
Menschen, die sich gegenwärtig auf der Flucht befinden, davon 20 Millionen nicht im 
innerstaatlichen Bereich, sondern international. Nahezu 500.000 Menschen haben im 
vergangenen Jahr in der EU einen Asylantrag gestellt, viele davon aus Syrien und 
Afghanistan, aus Ländern also, die zweifellos von Krieg und Gewalt geprägt sind, in denen 
es aber in naher Zukunft möglich sein sollte, friedliche Zustände herzustellen. 

In diesem Zusammenhang stellt sich die Frage, warum das Asylrecht im europäischen 
Bereich quasi mit einer Einwanderung auf Dauer gleichgesetzt wird. Bei Wegfallen der 
Asylgründe in den Herkunftsländern müsste das Asylrecht ja erlöschen und eine 
Rückführung der Betroffenen durchgeführt werden. Sowohl Afghanistan als auch Syrien 
würden zweifellos junge Männer für den Wiederaufbau benötigen. Allzumal dann, wenn es 
sich bei diesen jungen Männern um solche handelt, die in ihren europäischen Asylländern 
eine profunde Ausbildung erhalten haben. Dies wäre ganz reale Entwicklungshilfe der Tat, 
weit effektiver als jene Millionenzahlungen an Entwicklungshilfe, die zumeist in den 
Korruptionssümpfen der zu fördernden Länder versickern. 

Es stellt sich im Zusammenhang mit den weltweiten Migrationsbewegungen und 
Flüchtlingsströmen die weitere Frage, warum etwa Flüchtlinge aus Syrien, also aus einem 
arabischen, muslimischen Land, nicht etwa bei ihren arabischen Brüdern gleichen 
Glaubens, etwa in den Golfstaaten oder in Saudi-Arabien aufgenommen werden. Der 
Schutz gegen Gefahren für Leib und Leben wäre ihnen dort zweifellos auch geboten und 
die finanziellen Möglichkeiten der genannten arabischen Bruderstaaten sind dem 
Vernehmen nach ja auch gewaltig. Und auch für Afghanistan lässt sich sagen, dass es eine 
Reihe von Staaten gäbe, die näher als Europa liegen und friedliche, die Sicherheit 
gewährleistende Verhältnisse aufweisen. Aber da scheinen eben jene Faktoren eine Rolle 
spielen, die keineswegs als Asylgründe akzeptiert werden können: Über das Internet ï jeder 
noch so elende Schutzsuchende besitzt eine Handy ï wird den zumeist jungen Männern in 
den Herkunftsländern vorgegaukelt, dass in den EU-Staaten Milch und Honig fließen, dass 
es schöne und willige Frauen sonder Zahl gäbe, verbunden mit großzügigen 
Sozialleistungen, Gratiswohnungen, Autos, Partys und Libertinage. Und all das stehe den 
Migranten gewissermaßen von Gesetzes wegen, eben auf der Basis der Genfer Konvention, 
der Europäischen Menschenrechtskonvention und des jeweiligen Asylrechts 
gewissermaßen legitim zu. 

Und so erweist sich ein guter Teil der Migrationsbewegungen, insbesondere jener in 
Richtung Europa, als unseliger Mix zwischen tatsächlicher politischer Repression, 
militärischer Gewalt, aber auch rein ökonomischen Gründen und überdies absolut 
hedonistscher Motivation, gewissermaÇen auf den Spuren von ĂSex, Drugs and  
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RockônôRollñ. Was im allerbesten Falle noch mit dem Bestreben verbunden ist, die ¿ber das 
Asylrecht verbundene Zuwanderung in unsere Sozialsysteme und 
Wohlstandsgesellschaften zur jeweiligen eigenen Integration und ein Leben in Freiheit und 
Wohlstand zu nützen. 

Die Auflösungserscheinungen, die alle europäischen Nationen durch die Massenmigration 
der letzten Jahre zu erleiden haben, dürften aber weiterhin zunehmen. Unterstützt von 
politisch-korrekten Medien und linken politischen Parteien, mehr oder minder hilflos 
geduldet durch die politischen Kräfte der Mitte und ausgebeutet von hochkriminellen 
Schlepperorganisationen, organisieren sich ständig neue Migrationsströme. Hinzu kommen 
die Familienzusammenführung und die höhere Geburtenrate der Zuwanderungsgruppen, 
was die Relation zur autochthonen Bevölkerung zu sprengen droht. Die Integration der 
Zuwanderer in eine solcherart geschwächte autochthone Bevölkerung ist schlicht und 
einfach nicht mehr möglich, stattdessen wird die Anpassung der europäischen Völker an die 
zahlreichen Zuwanderungs-Parallelgesellschaften gefordert. Eine multiethnische, 
multikulturelle und multireligiöse Konflikt- und Ghettogesellschaft droht dadurch zu 
entstehen, die die traditionellen Sozialsysteme sprengt, die wirtschaftliche Produktion 
untergräbt und den gesamten gesellschaftlichen Frieden gefährdet. 

Um sich diesen Entwicklungen nicht widerstandslos zu beugen und sie ï die ja zum guten 
Teil bereits gesellschaftliche Realität sind ï doch noch korrigieren, wird man das Asylrecht 
und damit auch die Zuwanderungsmodalitäten auf neue Grundlagen stellen müssen. 
Entsprechende Änderungen sowohl der UNO-Flüchtlingskonvention als auch der 
europäischen Asylgesetzgebung, aber auch des nationalen Rechts, werden zu diesem 
Zweck notwendig sein. Und nachdem völlig außer Zweifel steht, dass linke Gruppierungen, 
wie die Grünen und der linke Flügel der Sozialdemokratie, dazu in keiner Weise bereit sein 
werden, wird dies zwingend eine politische Aufgabe für die Kräfte der Mitte und rechts der 
Mitte sein. Die Prinzipien einer solchen Neuordnung des Asylrechts und der weltweiten 
Migrationspolitik werden einerseits internationale Solidarität und andererseits nationale 
Souveränität sein müssen. Die internationale Solidarität muss sich darauf beziehen, sowohl 
die sozialen, ökonomischen und politischen Umstände in den Herkunftsländern zu 
verbessern, als auch darauf, die materielle Unterstützung jener Länder zu gewährleisten, 
die Asyl geben müssen. 

Und Asyl geben können nach den Prinzipien der Genfer Konvention nur Länder, welche die 
nächsten sicheren der Problemstaaten sind. Überdies betrifft dies innerhalb der EU die 
Staaten an der EU-Außengrenze, soweit sie an Konfliktregionen angrenzen. Außerdem 
wäre wohl das dänische Modell nachahmenswert, das außereuropäische Aufnahmezentren 
favorisiert, in denen die Asylanträge und die Prüfungsverfahren durchgeführt werden 
müssten, wobei prinzipiell zwischen Asylsuche und einer geordneten Zuwanderungspolitik 
differenziert werden müsste. Zuwanderung kann es, wie in den klassischen 
Einwanderungsländern nur kontrolliert, nach den Maßstäben der wirtschaftlichen 
Notwendigkeit und der kulturellen Integrationsfähigkeit der betreffenden Menschen geben. 
Und um in den Genuss der staatsbürgerlichen Rechte des Zuwanderungslandes ï also in 
unserem Falle Österreichs ï zu kommen, bedarf es nicht nur der vollständigen Integration 
in das soziale und das Wertegefüge, sondern auch der Garantie, jenen Generationenvertrag 
mittragen zu können, der die Basis unseres Sozialsystems ist. Gewiss, unter den 
gegenwärtig gegebenen rechtlichen und gesamtgesellschaftlichen Umständen stellen diese 
Reformvorschläge nur so etwas wie völlig illusionäre Wünsche an das Christkind dar. Wenn 
es aber nicht gelingt, sich zumindest tendenziell politisch in diese Richtung zu bewegen, 
wenn also die Entwicklungen der letzten Jahre und Jahrzehnte ungebremst weitergehen, 
kann man nur mit tiefstem Pessimismus in die Zukunft sehen. Die Auflösung unseres  
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historisch gewachsenen soziokulturellen Gefüges, die ethnische Diversifizierung der 
europäischen Nationen bis zur Unkenntlichkeit und der Verfall unserer demokratischen 
Rechtsstaatlichkeit wären wahrscheinlich die zwingende Folge. 

Allein: Wo die Gefahr groß ist, wächst das Rettende auch. Wenn die Abwehrkräfte der 
europäischen Völker, die durch die patriotischen Freiheitsparteien der jeweiligen Länder 
repräsentiert werden, verstärkt kooperieren und bei den Bürgern und Wählern ihrer Staaten 
zunehmend Gehör finden, ist dies wohl der einzige Weg, ihre politische Mitte zur Umkehr 
zu bewegen. Tragische Ereignisse wie die Messerattacken von Würzburg oder die jüngsten 
Vergewaltigungen in Wien-Donaustadt mögen dazu beitragen, die Menschen, insbesondere 
aber auch die politisch Verantwortlichen wachzurütteln und auch die dafür politisch 
Verantwortlichen zu benennen. Wer einen Abschiebestopp nach Afghanistan propagiert, um 
sich gleich danach, nach den Mehrfachvergewaltigungen, die Hände in Unschuld waschen 
zu wollen, darf und muss wohl im Bereich solcher Verantwortlichkeit genannt werden. 

 

 

Dieser Beitrag erschien zuerst bei ZUR ZEIT, unserem Partner in der EUROPÄISCHEN 
MEDIENKOOPERATION. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

https://andreasmoelzer.wordpress.com/2021/07/15/wo-recht-zu-unrecht-wird/


Seite 73 zum AGOMWBW-Rundbrief Nr. 794 vom 22.07.2021 

02) D: Die Mehrheit der syrischen Migranten braucht staatliche Unterstützung 

      Von Zoltán Wittich 

18. 07. 2021  

Foto: © Bwag / Wikimedia CC-BY-SA-4.0 

Fast 66 Prozent der syrischen Flüchtlinge in Deutschland benötigen staatliche 
Unterstützung, ein deutlich höherer Anteil als andere Flüchtlingsgruppen. Hartz-IV-
Arbeitsmarktförderung wird vor allem von Menschen in gering qualifizierten Berufen 
in Anspruch genommen. Andere Untersuchungen zeigen, dass sich die Mehrheit der 
syrischen Flüchtlinge in Deutschland wohlfühlt und nicht in ihre Heimat 
zurückkehren möchte. 

Mindestens zwei Drittel der syrischen Flüchtlinge im erwerbsfähigen Alter benötigen 
teilweise staatliche Unterstützung, so ein Bericht der deutschen Arbeitsmarktagentur vom 
Juni. Bei den afghanischen Flüchtlingen sind es 43 Prozent, bei den Somaliern 37 Prozent. 
ĂIm Bereich der Integration haben wir noch viel zu tunñ, sagte der innenpolitische Sprecher 
der CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Mathias Middelberg, in einer Reaktion auf den Bericht 
und fügte hinzu, man solle mehr für die tun, die schon hier sind, statt die Zuwanderung von 
Gering- oder Ungelernten zu subventionieren. 

Die deutschen Behörden halten Syrien immer noch nicht für ein stabiles Land und nehmen 
bis heute Asylanträge von dort an. Nach Angaben des UNHCR sind seit 2011 rund 1,1 
Millionen Migranten aus Syrien in die EU gekommen, von denen sich etwa 600.000 in 
Deutschland aufhalten. Syrer haben Anspruch auf staatliche Unterstützung im Rahmen von 
Hartz IV, die in diesem Jahr auf 446 ú pro Person und Monat gestiegen ist, eine Erhºhung 
um 14 ú im Vergleich zum letzten monatlichen Unterst¿tzungsrahmen, der 2016  

 

https://i2.wp.com/unser-mitteleuropa.com/wp-content/uploads/2021/07/800px-Wien_-_Westbahnhof_Migranten_am_5_Sep_2015.jpg?fit=800%2C533&ssl=1
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überarbeitet wurde. Der Ehepartner eines Begünstigten kann 401 ú erhalten, wªhrend 
Kinder im Alter von 14ï17 Jahren 373 ú, Kinder von 6ï13 Jahren 309 ú und Kinder unter 
fünf Jahren 283 ú erhalten. 

Die monatlichen Beträge für alle Kategorien haben sich ab diesem Jahr erhöht, so dass eine 
fünfköpfige Familie mit einem Kind in jeder dieser Kategorien Anspruch auf 1.812 ú pro 
Monat vom deutschen Staat hat. 

Der Zuschuss wird auch dann gezahlt, wenn der Antragsteller zwar arbeitet, aber dennoch 
unter dem Existenzminimum lebt. Dies wird durch den Arbeitsmarktbericht 2020 bestätigt, 
der zeigt, dass ein hoher Prozentsatz der syrischen Flüchtlinge Anspruch auf Hartz IV hat, 
unter anderem aufgrund mangelnder Qualifikationen und niedrigerer Gehaltsstufen. Der 
Bundestagsabgeordnete René Springer von der oppositionellen Anti-Einwanderungs-Partei 
AfD sagte, die Zahl der Ausländer im Hartz-IV-Programm sollte auf Null reduziert werden. 

- Generell hätten Flüchtlinge im ersten Jahr in Deutschland immer eine hohe 
Arbeitslosenquote, sagte der Migrations- und Integrationsexperte Panu Poutvaara 
gegenüber deutschen Zeitungen. Das Ifo-Wirtschaftsforschungsinstitut fügte hinzu, dass 
viele Flüchtlinge in gering qualifizierten Berufen während des Ausbruchs des Coronavirus 
ihre Arbeit verloren haben, weil die Arbeitsmöglichkeiten in der Heimat begrenzt waren. 

Zehn Jahre nach dem Syrien-Konflikt sieht es nicht so aus, als könnten die Menschen, die 
aus dem Land fliehen, bald wieder nach Hause zurückkehren. Laut dem Europäischen 
Unterstützungsbüro für Asylfragen (EASO) haben in den ersten beiden Monaten dieses 
Jahres 10.000 syrische Flüchtlinge internationalen Schutz in der Europäischen Union 
beantragt ï die höchste Zahl seit 2016. Laut einer Anfang des Jahres veröffentlichten 
Umfrage des Bundesinstituts für Bevölkerungsforschung sind fast 65 Prozent der im Land 
lebenden syrischen und eritreischen Flüchtlinge mit ihrem Leben in Deutschland zufrieden 
oder sehr zufrieden und nur wenige f¿hlen sich Ăsozial isoliertñ. 

Eine Umfrage unter syrischen Flüchtlingen, die in Deutschland, Frankreich, den 
Niederlanden und Schweden leben, ergab außerdem, dass 66 % der Befragten nicht 
planen, in naher Zukunft nach Syrien zurückzukehren. Die am häufigsten genannten Gründe 
waren fehlende Arbeitsmöglichkeiten, Unsicherheit und Wohnungsprobleme. Nach 
Angaben des EASO waren Ende 2020 137 Syrer aus Dänemark in ihr Land zurückgekehrt, 
obwohl das skandinavische Land 35.000 im Land lebenden syrischen Flüchtlingen fast 
26.000 Euro pro Person angeboten hat. 

Quelle: Magyar Nemzet 
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03) Über Doppelmoral 

17. 07. 2021  

Zaun an der Südgrenze Ungarns · Bildquelle: Magyar Nemzet/Árpád Kurucz 

Die Reaktion der EU auf den Bau von Grenzzäunen durch die Mitgliedsstaaten zur 
Verhinderung von Migration ist ein weiteres eklatantes Beispiel für Doppelmoral, 
schreibt Magyar Hírlap-Kolumnistin Mariann ŕry 

Litauen wird im Jahr 2021 einen Zaun an seiner Grenze bauen, nachdem 1.300 Migranten 
aus Weißrussland ins Land gekommen sind. Was hat die Europäische Union dazu zu 
sagen? Mehr Grenzschützer an der Grenze, während der böse Lukaschenko die EU mit 
Migranten überschwemmen will! 
Der plakative Vergleich ist nicht von mir. Der niederländische Journalist Harald Doornbos 
hat ihn auf Twitter gepostet. Und, unnötig zu sagen, viele teilten ihn. Um einen Nutzer zu 
zitieren: ĂWisst ihr nicht, dass Heuchelei der Standardmodus der EU ist?ñ Zweifelsohne ist 
die Doppelmoral, mit der wir konfrontiert sind, beleidigend. 

Die litauische Innenministerin Agnǟ Bilotaitǟ k¿ndigte Ende letzter Woche an, dass f¿r 41 
Millionen Euro ein Zaun an der Grenze gebaut werden soll, der parallel zum bestehenden 
Stacheldraht verläuft. Das Ziel ist, wie sie sagte, so schnell wie möglich eine physische 
Barriere an der gesamten litauisch-weißrussischen Grenze zu errichten. 

Die Idee ist zwar nicht originell, wurde aber erst letzte Woche vom ungarischen 
Außenminister Péter Szijjártó in Litauen diskutiert, und als es um den Migrationsdruck ging, 
sagte er seinen Partnern: ĂEs gibt eine Lºsung: einen Zaun bauenñ. 

ĂTrotz der heftigen Angriffe des liberalen Mainstreams haben wir an unserer Entscheidung 
festgehalten und die Wellen der illegalen Migration gestopptñ, f¿gte der AuÇenminister 
hinzu. Aber, fügen wir hinzu, die Chancen stehen gut, dass Litauen sich nicht den Zorn der  

 
 
 

https://i0.wp.com/unser-mitteleuropa.com/wp-content/uploads/2021/07/Hatar.jpg?fit=1632%2C915&ssl=1


Seite 76 zum AGOMWBW-Rundbrief Nr. 794 vom 22.07.2021 

westlichen liberalen Meinungsterroristen zuzieht. Ihnen bleiben theatralische Aussagen wie 
ĂMauern werden in Europa wieder aufgebautñ und Nazivorw¿rfe erspart. F¿r das Protokoll 
wünschen wir ihnen nur das Beste. 

Migration ist an sich ein sehr aktuelles Thema, da wir mit dem Abflauen der Epidemie 
weitere Menschenmassen erwarten können. Tatsächlich hat der Druck während der 
Pandemie nicht viel abgenommen ï es gibt reichlich illegalen Verkehr auf allen Routen nach 
Europa, auch an der ungarischen Grenze. 

Das Problem ist nun schon das sechste Jahr in Folge ungelöst. Auf dem letzten EU-Gipfel, 
wo zwei Stunden lang über das ungarische Kinderschutzgesetz gestritten wurde, wurde 
dem Thema Migration nur eine Viertelstunde eingeräumt. Ja, das ist jetzt schon eine ganze 
Weile so. Als ob das Problem nicht schon dringlich genug wäre, kann sich die Situation nach 
dem Abzug der USA aus Afghanistan und dem erwarteten Wiedererstarken der Taliban nur 
noch verschärfen. 

Man sollte auch nicht daran zweifeln, dass die Pro-Migranten-Lobby mit anderen liberalen 
Themen vorbelastet ist. So griff beispielsweise die Migrationshilfe in Ungarn, die sich für die 
Rechte von Migranten einsetzt, am Wochenende auf Facebook das Kinderschutzgesetz an 
und warf der Regierung vor, zum Hass gegen Homosexuelle aufzustacheln. 

ĂOrb§n wird nicht als glorreicher Kriegsherr in die Geschichte eingehen, sondern als ein 
Politiker, der die ungarische Seele krank gemacht hat. Und wenn wir es zulassen, wird er 
sie tºtenñ, schlieÇt der Beitrag, der uns mit einer Reihe von Fragen zur¿cklªsst, wie genau 
das die Rechte von Migranten schützt. 

Der Parlamentspräsident László Kövér sagte neulich, dass wir einem erheblichen Maß an 
Aggression ausgesetzt sind, da die EU eine Distanzierung von der Normalität fordert, die 
nicht nur den Unmut der Ungarn provoziert, sondern seiner Meinung nach ein Ansatz ist, 
gegen den sogar die große Mehrheit der Europäer ist. 

An diesem Punkt stehen wir jetzt. Wir kommen nicht dazu, die einzelnen Themen auf ihrer 
jeweiligen Grundlage zu debattieren, weil zum einen die liberalen Meinungsterroristen nicht 
einmal den Sinn haben, zu debattieren, und zum anderen stehen wir vor einer großen, 
konzertierten Anstrengung. Das Endziel dieser Anstrengung? Die Zerstörung Europas, 
versteht sich. 

 

Dieser Beitrag erschien zuerst bei MAGYAR HÍRLAP, unserem Partner in der 
EUROPÄISCHEN MEDIENKOOPERATION. 

Aus: UNSER MITTELEUROPA. MIT VEREINTEN KRÄFTEN FÜR EIN EUROPA DER 
VATERLÄNDER  
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04) Francis Fukuyama: ĂDie Einwanderung muss aufhºrenñ 

15. 07. 2021  

Francis Fukuyama · Bildquelle: FDS 

Francis Fukuyama, Politikwissenschaftler und Theoretiker des Endes der 
Geschichte: ĂDie Europªer werden nicht in der Lage sein, Millionen von Afrikanern 
zu assimilieren, das ist nicht realistisché Die Einwanderung muss aufhºrenñ 

Einer der ber¿hmtesten politischen Denker Amerikas und Theoretiker des ĂEndes der 
Geschichteñ, Francis Fukuyama, der 68-jährige Politikwissenschaftler und Professor an der 
Stanford University, war in Griechenland für einen von The Economist organisierten Runden 
Tisch 

Er äußerte seine abweichenden Meinungen zu verschiedenen Themen, wobei er vor allem 
der Position eines deutschen Politikers, der sagte widersprach, dass die Entwicklung Afrikas 
ein guter Weg sei, um die Einwanderung zu begrenzen. ĂIch glaube nicht, dass das der Fall 
ist. Zunächst einmal glaube ich nicht, dass Europa zu einem schnellen Wachstum in Afrika 
führen kann, wie Seibel sagte. Zweitens: Schnelles Wirtschaftswachstum schafft Migration, 
es begrenzt sie nicht. Diejenigen, die sehr arm sind, migrieren nicht, sie können es sich nicht 
leisten (é) Ich denke also, dass das Wirtschaftswachstum in Afrika zu grºÇeren 
Migrationsstrºmen f¿hren wird.ñ 

Und was ist mit der Einwanderung? Gibt es eine Lösung f¿r dieses Problem? ĂNiemand hat 
eine Lºsung gefundenñ, sagt er und denkt einen Moment lang nach. ĂIch habe Angst, wie 
Matteo Salvini zu klingen, aber die Europäer sollten sich keine Illusionen machen: Sie 
werden nicht in der Lage sein, Millionen von Afrikanern, die nach Europa einwandern, zu 
assimilieren. Das ist politisch nicht realistisch.ñ 

https://i0.wp.com/unser-mitteleuropa.com/wp-content/uploads/2021/07/yff-2017-9879med-scaled-1.jpg?fit=640%2C426&ssl=1
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Wie w¿rde er also mit dem Problem umgehen? ĂIch denke, die Einwanderung muss 
kontrolliert werden. Der Aufstieg des Populismus ist zum Teil durch die Migrationskrise 
verursacht worden. Wegen der durch den Bürgerkrieg in Syrien verursachten Ströme. Das 
hat die Leute schockiert. Wenn Sie offene Grenzen innerhalb von Schengen haben wollen, 
müssen Sie sichere Außengrenzen haben. Die gibt es in Europa nicht.ñ (é) 

Quelle: Tanea.gr 

Aus: UNSER MITTELEUROPA. MIT VEREINTEN KRÄFTEN FÜR EIN EUROPA DER 
VATERLÄNDER  

05) Libyen: Gemeinde Zuwara weist Migranten aus 

      In Libyen macht die Gemeinde Zuwara Jagd auf Migranten und rechtfertigt  
      ihre Entscheidung mit einer Ăhohen Kriminalitªtsrateñ 
 
12. 07. 2021  

 
Dieses Dokument wurde an den Fassaden von Gebäuden angebracht, die von 

subsaharischen Migranten in Zouara frequentiert werden · Bildquelle: FDS 

https://www.tanea.gr/2021/07/12/uncategorized/fransis-foukougiama-i-krisi-itan-mia-xameni-eykairia-gia-tin-ellada/
https://unser-mitteleuropa.com/
https://unser-mitteleuropa.com/
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Die Stadt Zuwara hat lokalen Migranten 10 Tage Zeit gegeben, um Ăihre Situation zu regelnñ 
oder mit der Ausweisung aus der Stadt zu rechnen. Die libysche Gemeinde begründet ihre 
Entscheidung mit einer Ăhohen Kriminalitªtsrateñ. In dieser K¿stenstadt im Westen Libyens 
vervielfacht sich die Ankunft von Migranten, die nach Europa weiterreisen wollen. 

Die Plakate erschienen Anfang Juli an den Fassaden von Gebäuden, die von 
subsaharischen Migranten in Zouara, einer Küstenstadt im Westen Libyens, frequentiert 
werden. ĂDie Stadtverwaltung von Zuwara k¿ndigt allen Einwohnern der Stadt an, ihre 
rechtliche Situation ab dem Datum dieser Ankündigung innerhalb von 10 Tagen zu regeln 
oder die Stadt freiwillig zu verlassenñ, heiÇt es in dem Dokument. Ausgestellt am 1. Juli 
2021, fordert es Migranten auf, bis spätestens 10. Juli auszureisen. 

Nach diesem Datum werde der Stadtrat einen Ăumfangreichen Sicherheitsplanñ aufstellen, 
um die Maßnahme durchzusetzen, heißt es in dem Memorandum weiter. 

Die Stadt Zuwara ist bekannt als Abfahrtsort der Boote von Migranten nach Europa. Seit 
einigen Wochen kommen immer mehr Migranten in der Gegend an, in der Hoffnung, ein 
Boot zu besteigen und nach Europa überzusetzen. 

Quelle: InfoMigrants 

Aus: UNSER MITTELEUROPA. MIT VEREINTEN KRÄFTEN FÜR EIN EUROPA DER 
VATERLÄNDER  

 
06) ĂMohammedñ wurde aus einer ¦bersetzung von Dantes Inferno entfernt,  
      um nicht zu Ăbeleidigenñ 
 
10. 07. 2021  

Dante-Denkmal auf der Piazza Santa Croce in Florenz, Enrico Pazzi (1865) ·  
Bildquelle: Sputnik 
 
In einer niederländischen Übersetzung von Dantes Göttlichen Komödie wurde die Figur des 
Mohammed entfernt, der in einem der neun Kreise der Hölle bestraft werden soll. Ein Schritt, 
der in der Öffentlichkeit nicht unwidersprochen blieb. 

https://www.infomigrants.net/fr/post/33500/en-libye-la-municipalite-de-zouara-chasse-les-migrants-de-la-ville
https://unser-mitteleuropa.com/
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Im Zeitalter der ĂCancel Cultureñ und der Entfernung von Statuen hat ein niederlªndischer 
Verlag den Gegnern der Ăpolitischen Korrektheitñ gerade neue Argumente geliefert, indem 
er Dantes ĂGºttliche Komºdieñ purgiert hat. 

Der Verlag Blossom Books hat beschlossen, die Figur des Mohammed aus dem Werk des 
Florentiner Dichters zu entfernen, berichtet die Tageszeitung De Standaard. In der 
Originalversion wird der Prophet des Islam im achten Kreis der Hºlle als ĂSªmann des 
Skandals und der Spaltungñ beschrieben, der dazu verdammt ist, mit gespaltener Brust 
umherzuwandern. 

Obwohl die Passage in der niederländischen Übersetzung nicht vollständig entfernt wurde, 
wurde der Name ĂMohammedñ gestrichen. Der Verlag begr¿ndet diese Wahl mit dem 
Wunsch, vor allem junge Menschen nicht zu beleidigen. 

ĂWir wollten nicht unnºtig beleidigend werden. In Dantes Buch wird Mohammed einem 
groben und demütigenden Schicksal unterworfen, nur weil er der Gründer des Islam ist. Mit 
unserer Übersetzungsreihe wollen wir die Klassiker der Literatur auf eine zugängliche und 
unterhaltsame Weise neuen, vor allem j¿ngeren Lesern prªsentierenñ, so Myrthe Spiteri, 
Direktorin von Blossom Books, gegenüber De Standaard. 

ĂCancel Cultureñ und Ăsensible Leserñ 

Diese Redigierung hat in den Niederlanden für Empörung gesorgt. Insbesondere der Auftritt 
der Übersetzerin Lies Lavrijsen bei Radio 1, die versuchte, ihre Entscheidungen zu 
rechtfertigen, führte bei vielen Zuhörern zu einer Reaktion. 

ĂEs ist ein ungl¿cklicher Kniefall, um Probleme zu vermeiden, die wahrscheinlich nicht 
passiert wären. Alle muslimischen Menschen, die darauf reagierten, fanden es peinlich, 
besonders in dieser Zeit der ĂCancel Cultureñ. Der Verlag muss dies so schnell wie mºglich 
korrigierenñ, sagte der Schriftsteller Abdelkader Benali gegen¿ber De Standaard. 

Die literarische Welt ist seit einigen Monaten dieser ĂCancel Cultureñ-Logik unterworfen, und 
es wurden bereits mehrere Werke retuschiert, um sie besser an die Ămodernenñ Standards 
anzupassen. 

Letzten Sommer wurde die franzºsische Ausgabe von Agatha Christies ĂZehn kleine 
Negerleinñ in ĂIls ®taient dixñ (ĂSie waren zehnñ) umbenannt, wiederum um Ănicht zu 
verletzenñ, wie der Urenkel der Autorin gegen¿ber RTL sagte. Auch 2018 wurden einige 
Stimmen, vor allem unter Feministinnen, gegen ĂDornrºschenñ laut. Dem Mªrchen von 
Charles Perrault wurde vorgeworfen, eine Prinzessin zu zeigen, die ohne Zustimmung 
geküsst wird. Marlène Schiappa, die damalige Staatssekretärin für die Gleichstellung der 
Geschlechter, hatte sich darüber hinaus in einem Interview mit France 2 zu diesem Thema 
geäußert. 

In gleicher Weise ist in den Vereinigten Staaten k¿rzlich der Beruf des ĂSensitivitªtslesersñ 
(sensitivity reader) entstanden. Diese von Verlagen angeheuerten Leser sollen Inhalte in 
Büchern aufspüren, die von einer bestimmten Gemeinschaft als anstößig empfunden 
werden können. 

Quelle: Sputnik 

Aus: UNSER MITTELEUROPA. MIT VEREINTEN KRÄFTEN FÜR EIN EUROPA DER 
VATERLÄNDER  

https://fr.sputniknews.com/france/202008261044320041-fini-les-dix-petits-negres-le-bestseller-dagatha-christie-rebaptise-en-france/
https://fr.sputniknews.com/actualite/202012261044985932-luniversite-du-michigan-bannit-le-terme-pique-nique-juge-offensant/
https://fr.sputniknews.com/culture/202103251045401432-le-personnage-de-mahomet-retire-dune-traduction-neerlandaise-de-lenfer-de-dante-pour-ne-pas-blesser/
https://unser-mitteleuropa.com/
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07) Das Ende der weißen Rasse? Im Jahr 2100 wird jeder dritte Bewohner der  
      Erde dunkelhäutig sein 
 
10. 07. 2021  

Foto: APH0risma / flickr public domain 

Bis zum Jahr 2100 wird jeder dritte Einwohner der Welt dunkelhäutig sein, und die 
Bevölkerung Nigerias wird die Chinas übertreffen. 

Besorgte Beonachter in Europa und anderswo wissen dies: Die Welt von morgen wird immer 
weniger weiß und immer mehr afrikanisch sein. Mit allen Mitteln zu versuchen, diesen 
unwiderstehlichen Trend zu stoppen, ist ein bisschen so, als würde man versuchen, das 
Meer mit den Armen aufzuhalten. Alle demografischen Prognosen, auch die 
konservativsten, sind formell: Im Jahr 2100 wird jeder dritte Bewohner des Planeten aus 
Afrika südlich der Sahara stammen, und Nigeria wird China überholt haben und die 
zweitgrößte Bevölkerung der Welt sein, gleich hinter Indien. 

Bis 2050, in weniger als dreißig Jahren, wird die DR Kongo fast 200 Millionen Einwohner 
haben (davon 30 Millionen im Ballungsraum Kinshasa!), Abidjan wird 10 Millionen 
Menschen zählen, und in den vier Sahel-Ländern wird sich die Gesamtbevölkerung 
verdreifacht haben. Verglichen mit anderen Kontinenten ist dieses Wachstum 
außergewöhnlich in der Geschichte der Menschheit, sagen Demografen. Zweifellos, 
vorausgesetzt, sie wird in ihren Kontext gestellt. 

Quelle: Jeune Afrique 

Aus: UNSER MITTELEUROPA. MIT VEREINTEN KRÄFTEN FÜR EIN EUROPA DER 
VATERLÄNDER  
 
 
 
 
 
 
 
 
 

https://www.jeuneafrique.com/1196355/societe/la-fin-de-la-race-blanche-ledito-de-francois-soudan/?utm_source=twitter.com&fbclid=IwAR3sW9y--rhOCa5tHFQcOJA-dyPy3WuyIVZva42EzaZVcLHVNrFQbd2JY9s
https://unser-mitteleuropa.com/
https://unser-mitteleuropa.com/
https://i1.wp.com/unser-mitteleuropa.com/wp-content/uploads/2019/01/afrikaner-2.jpg?fit=728%2C330&ssl=1
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08) NGOs und Schlepper bringen abgeschobene Vergewaltiger nach Italien    
      zurück 
 
16. 07. 2021  

Bildquelle: VoxNews 

Vergewaltiger zahlen 4.000 Euro, um von NGOs nach Italien gebracht zu werden 
 
Die Medien und Politiker erzählen uns, dass es verzweifelte Menschen auf der Flucht sind, 
die mit den Booten kommen. In Wirklichkeit sind es, neben vielen anderen Kriminellen, auch 
Vergewaltiger. 
  

Und nicht nur Ăfrischeñ potenzielle Verbrecher. Einige waren schon bisher in Italien aktiv. 

Vor Monaten verhafteten Polizisten des mobilen Einsatzkommandos und der 
Einwanderungsbehörde den Ägypter Yasseer Mostafa Abdou Shehawy, 46, in 
Vollstreckung eines Urteils des Berufungsgerichts wegen sexueller Nötigung in mehreren 
Fällen, begangen in Ancona zwischen Oktober und November 2008. 

Nach Angaben der Polizei war der 46-Jªhrige am 1. Juli mit dem Schiff ĂMare Jonioñ in 
Italien angekommen und mit 42 weiteren ĂKollegenñ im Hafen von Augusta von Bord 
gegangen. Der illegale Einwanderer war zuvor in Italien wegen sexueller Nötigung zu drei 
Jahren und sechs Monaten verurteilt worden. 

Kurzum: Vergewaltiger kehren an Bord von NGO-Schiffen nach Italien zur¿cké 

Aber zuerst zahlen sie, um auf die Boote zu kommen. Wie? Lesen wir in einem Bericht von 
Il Messagero vor ca. einem Jahr nach: 

Ein groÇer Teil der Ăspontanenñ Migrationsstrºme, d.h. auf kleinen Booten, die sich dem 
Radar und den Kontrollen entziehen, läuft über soziale Netzwerke. Die neueste ist eine 
Seite, die scheinbar touristische und kulturelle Informationen über Italien bringt, die aber von 
der Polizei streng kontrolliert wird, angesichts der Tatsache, dass viele Reisen über die von  

https://i1.wp.com/unser-mitteleuropa.com/wp-content/uploads/2021/07/barcone-telefono-672x372-1.jpg?fit=672%2C372&ssl=1
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diesem Kanal angebotenen Informationen gesteuert werden: ĂItaly immigration newsñ, eine 
Gruppe, die weniger als siebentausend Mitglieder hat. Man tritt dieser Gruppe bei, um 
Vereinbarungen zu treffen, aber man verlässt sie wieder, sobald die Verhandlungen 
abgeschlossen sind. 

Es gibt Telefonnummern, Abfahrtsorte, Routen, Kosten und in einigen Fällen sogar 
Angaben, wohin die Überweisungen zu tätigen sind: von 2000 bis 4000 Euro, je nach den 
zurückzulegenden Strecken. Scrollt man durch die Beiträge, stellt man fest, dass die Leute, 
die diese Seiten frequentieren, Arabisch und Russisch, teils auch Englisch sprechen. 

Innenministerin Luciana Lamorgese schlug wegen dieser ĂGeisterñ-Migration Alarm, die in 
der Covid-Ära fast noch beunruhigender ist als der Terrorismus. Den Daten nach zu urteilen, 
wurden von insgesamt 9.372 Migranten, die seit Anfang des Jahres an Land gegangen sind, 
insgesamt 2.372 von NGOs Ăgerettetñ. Also kamen fast 80 % von selbst, teilweise völlig 
unbemerkt. Solche Abfahrten zu blockieren ist nicht einfach, da die Ströme oft einer anderen 
Dynamik folgen: Oft sind es kleine Gruppen, die ein Boot kaufen und unerkannt an der 
italienischen Küste ankommen. 

Ein anderes System ist das des sogenannten ĂMutterschiffsñ. Vor ein paar Jahren entdeckte 
ein U-Boot der italienischen Marine ein großes Fischerboot, das Migranten auf kleine Boote 
umlud und dann zurückfuhr. Und im zweiten Bericht, der gestern vom Ständigen 
Überwachungs- und Analysegremium über das Risiko der Unterwanderung durch das 
mafiöse organisierte Verbrechen unter dem Vorsitz des stellvertretenden Polizeipräsidenten 
Vittorio Rizzi vorgelegt wurde, wird betont, dass Ădie Methode des so genannten 
ĂMutterschiffsñ oder Unterst¿tzungsbootes bestªtigt werden kann, die es erlaubt, eine groÇe 
Anzahl von Migranten an die Küsten heranzuführen, ohne entdeckt zu werden und vor 
allem, ohne Kontrollen oder der erforderlichen Gesundheitsquarantäne unterzogen zu 
werdenñ. 

Die meisten Migranten kommen aus Tunesien, aber es gibt auch Gruppen von Libyern, 
deren Grenze im Moment schwer zu überwachen ist. Aber das ist noch nicht alles, denn ï 
so die Experten ï Ădie bemerkenswerte Anpassungsfªhigkeit der transnationalen 
kriminellen Organisationen, die in Nordafrika, Griechenland und der Türkei aktiv sind, es 
schafft, das Geschäft zu kalibrieren: von der Größe der Schiffe bis zur Menge der 
Lebensmittel an Bord, je nach Rückzug oder Vorrücken der italienischen oder 
gemeinschaftlichen Interventionseinrichtungen auf Seeñ. [é] 

Kurzum, es gibt Vergewaltiger, die dafür bezahlen, auf die Boote zu kommen und die dann 
von den NGOs nach Italien gebracht werden. Ohne deren Wissen? Wohl kaumé 

Quelle: VoxNews 

Aus: UNSER MITTELEUROPA. MIT VEREINTEN KRÄFTEN FÜR EIN EUROPA DER 
VATERLÄNDER  
 
 
 
 
 
 
 
 
 

https://voxnews.info/2021/07/15/stupratori-pagano-4mila-euro-per-farsi-sbarcare-in-italia-dalle-ong/
https://unser-mitteleuropa.com/
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09) Wien: Linksextremist*innen stürmen oe24-Büro, weil TV-Sender  
      Nationalität der Mädchenmörder nannte  
 
10. 07. 2021  

Per Megaphon verstärken linke Furien ihre Botschaften in den Räumlichkeiten von oe24. 
Bild: Screenshot Video oe24  

WIEN ï Rund 20 kreischende Weiber linksextremistischer Gruppierungen stürmten diese 
Woche die Büros der österreichischen Nachrichtenseite Ăoe24ñ. Der Grund f¿r den Angriff: 
Der Sender hatte die Nationalität der Vergewaltiger und Mörder der 13-jährigen Leonie 
genannt. 
  

Rasende Furien wittern ĂSexismus und Rassismusñ 

Die ĂWiener Einsatzgruppe Feministische Alarmabteilungñ WEFA bzw. ĂAlerta Feministañ 
drangen in die Räume der österreichischen Online-Plattform und TV-Senders Ăoe24ñ ein. 
Sie erreichten über den Müllraum die Werbe-Verkaufsbüros von oe24 und attackierten dort 
mehrere Mitarbeiterinnen. Der linksextremen Weibergruppe, die sich ĂAlerta Feministañ 
nennt, passte es nicht, dass bei der Berichterstattung über die Vergewaltigung, 
Misshandlung und Ermordung des 13-jährigen Mädchens Leonie die afghanische 
Nationalität der mutmaßlichen vier Täter genannt wurde. Das sei in den Augen dieser 
kranken Gruppierung laut der Bild-Zeitung ĂSexismus und Rassismusñ. 

Mädchen überlebte Gruppenvergewaltigung nicht 

Die mutmaßlichen Täter hatten nur wenige Tage nach dem dschihadistischen Terror in 
Würzburg in Wien die gerade einmal 13 Jahre alte Leonie mit Unmengen an Drogen gefügig 
gemacht und über Stunden brutal vergewaltigt. Das Mädchen überlebte die Tortur nicht und 
wurde von den kriminellen und mehrfach vorbestraften ĂSchutzsuchendenñ einfach auf 
einem Grünstreifen in der Nähe des Tatorts abgelegt. 

https://i1.wp.com/unser-mitteleuropa.com/wp-content/uploads/2021/07/Oe24-weiber-greifen-an.png?fit=691%2C430&ssl=1
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https://unser-mitteleuropa.com/wien-linksextremistinnen-stuermen-oe24-buero-weil-tv-
sender-nationalitaet-der-maedchenmoerder-nannte/ 

https://www.facebook.com/andrew.sawyer.3910829/videos/842082940052118/?t=33 

Quelle: journalistenwatch.com 

Aus: UNSER MITTELEUROPA. MIT VEREINTEN KRÄFTEN FÜR EIN EUROPA DER 
VATERLÄNDER  
 
 

10) EU richtet Fonds zur ĂEntwicklung regulªrer Migrationñ ein 
 
08. 07. 2021  

 

EU-Parlament beschließt zwei Fonds für Asyl- und Grenzpolitik 

¶ Asyl-, Migrations- und Integrationsfonds: 9,88 Mrd. ú zur Unterst¿tzung der Asyl- und 
Migrationspolitik 

¶ Fonds f¿r integrierte Grenzverwaltung: 6,24 Mrd. ú f¿r die Verwaltung der 
Außengrenzen unter Wahrung der Grundrechte 

Die Mittel sollen helfen, die Migrationsströme zu steuern, die Integration von 
Drittstaatsangehörigen zu erleichtern und das Grenzmanagement zu verbessern. 

Der Asyl-, Migrations- und Integrationsfonds 2021ï2027 (9,88 Mrd. ú) wird die gemeinsame 
Asylpolitik der EU stärken, die legale Migration im Einklang mit den Bedürfnissen der 
Mitgliedsstaaten entwickeln, die Integration von Drittstaatsangehörigen unterstützen und zur 
Bekämpfung der irregulären Migration beitragen. Auf Wunsch des Parlaments soll das Geld 
auch dazu dienen, die Mitgliedsstaaten dazu zu bewegen, die Verantwortung für die 
Aufnahme von Flüchtlingen und Asylsuchenden gerechter in der EU zu verteilen. 

https://www.journalistenwatch.com/2021/07/09/nationalitaet-leonie-moerder/
https://unser-mitteleuropa.com/
https://unser-mitteleuropa.com/
https://www.facebook.com/sharer.php?u=https%3A%2F%2Funser-mitteleuropa.com%2Fwien-linksextremistinnen-stuermen-oe24-buero-weil-tv-sender-nationalitaet-der-maedchenmoerder-nannte%2F
https://www.facebook.com/sharer.php?u=https%3A%2F%2Funser-mitteleuropa.com%2Fwien-linksextremistinnen-stuermen-oe24-buero-weil-tv-sender-nationalitaet-der-maedchenmoerder-nannte%2F
https://twitter.com/intent/tweet?text=Wien%3A+Linksextremist%2Ainnen+st%C3%BCrmen+oe24-B%C3%BCro%2C+weil+TV-Sender+Natio%C2%ADna%C2%ADlit%C3%A4t+der+M%C3%A4dchen%C2%ADm%C3%B6rder+nannte%C2%A0&url=https%3A%2F%2Funser-mitteleuropa.com%2Fwien-linksextremistinnen-stuermen-oe24-buero-weil-tv-sender-nationalitaet-der-maedchenmoerder-nannte%2F&via=lso55
https://twitter.com/intent/tweet?text=Wien%3A+Linksextremist%2Ainnen+st%C3%BCrmen+oe24-B%C3%BCro%2C+weil+TV-Sender+Natio%C2%ADna%C2%ADlit%C3%A4t+der+M%C3%A4dchen%C2%ADm%C3%B6rder+nannte%C2%A0&url=https%3A%2F%2Funser-mitteleuropa.com%2Fwien-linksextremistinnen-stuermen-oe24-buero-weil-tv-sender-nationalitaet-der-maedchenmoerder-nannte%2F&via=lso55
https://i2.wp.com/unser-mitteleuropa.com/wp-content/uploads/2021/07/Capture-decran-2021-07-07-a-21.00.44-740x473-1.png?fit=740%2C473&ssl=1
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Weitere Informationen zu den Zielen, Prioritäten und Haushaltszuweisungen des nächsten 
AMIF finden Sie in der Pressemitteilung, die nach der Einigung mit dem Rat 
veröffentlicht wurde. 

Mit einem Budget von 6,24 Milliarden Euro für sieben Jahre soll der Integrierte 
Grenzschutzfonds dazu beitragen, den Schutz der EU-Außengrenzen zu stärken und 
gleichzeitig die Einhaltung der Grundrechte zu gewährleisten. Der Fonds wird auch zu einer 
gemeinsamen, harmonisierten Visapolitik beitragen und Schutzmaßnahmen für 
schutzbedürftige Personen einführen, die in Europa ankommen, insbesondere für 
unbegleitete Kinder. 

Lesen Sie hier mehr über die Hauptziele des Grenzinstruments und die Prioritäten des 
Parlaments hinsichtlich seiner Umsetzung. 

Berichterstatterin Tanja Fajon (S&D, SL) sagte: 

ĂDamit die Solidarität im Zentrum der europäischen Migrations- und Asylpolitik steht, 
brauchen wir zusätzliche Mittel, um sie zu unterstützen. Die heutige Entscheidung 
garantiert, dass die EU nicht nur in die Stärkung der Asylsysteme investiert, sondern auch 
in die faire Verteilung des Migrationsdrucks zwischen den Mitgliedsstaaten. 

Was das Grenzmanagement angeht, so müssen die Grenzen der EU in Zukunft effizient, 
digital, human und sicher sein. Diese neuen Instrumente garantieren Fortschritte auf dem 
Weg zu diesem Ziel. Gemeinsam können wir die Grenz-, Visa- und Asylpolitik wieder in 
Einklang mit unseren Menschenrechtsverpflichtungen bringen, insbesondere mit einer 
Aufstockung der Mittel für Such- und Rettungsmaßnahmen, um denjenigen zu helfen, die 
an Europas Grenzen ertrinken. Diese Investitionen werden nicht nur der europäischen 
Wirtschaft, sondern der gesamten Gesellschaft zugutekommen.ñ 

Nächste Schritte 

Nach der Genehmigung werden die Verordnungen über die Fonds im Amtsblatt 
veröffentlicht. Sie werden dann rückwirkend ab dem 1. Januar 2021 gelten. 

Quelle: Europarl 

Aus: UNSER MITTELEUROPA. MIT VEREINTEN KRÄFTEN FÜR EIN EUROPA DER 
VATERLÄNDER  

 

 

 

 

 

 

 

https://www.europarl.europa.eu/news/en/press-room/20201207IPR93209/deal-on-eu-funds-for-common-asylum-migration-and-integration-policies-up-to-2027
https://www.europarl.europa.eu/news/en/press-room/20201207IPR93208/agreement-on-eu-instrument-supporting-border-management-and-common-visa-policy
https://www.europarl.europa.eu/news/en/press-room/20210701IPR07514/eu-parliament-adopts-two-funds-for-asylum-and-border-policies
https://unser-mitteleuropa.com/
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11) ĂEuropa hat keine Ahnung, womit es es zu tun hatñ 

      Von Loretta Tóth 

07. 07. 2021  

 
Bildquelle: Magyar Nemzet 

- 2021 wird voraussichtlich ein Jahr des ¦bergangs zwischen Notstand und Ăungewisser 
neuer Normalitªtñ sein 

- so behauptet es zumindest die Grenz- und Küstenschutzagentur der Europäischen Union 
Frontex, die in ihrer kürzlich veröffentlichten Risikoanalyse für dieses Jahr die Auswirkungen 
der durch die Coronavirus-Epidemie verursachten globalen Trends aufzuzeigen versuchte, 
und zwar in Bezug auf die Migration. Dem Bericht zufolge wurden im vergangenen Jahr 
120.000 illegale Grenzübertritte an den Außengrenzen der Europäischen Union registriert, 
die niedrigste Zahl seit 2013. Der exponentielle Anstieg der Zahl der illegalen Einwanderer, 
die bis 2019 in den EU-Mitgliedstaaten ankommen, lässt laut Frontex jedoch vermuten, 

dass ohne die Pandemie sich der Migrationsdruck auf dem Kontinent im vergangenen Jahr 
an den Außengrenzen erhöht hätte. 

Die Zahlen und Statistiken, die einen Rückgang der illegalen Grenzübertritte zeigen, können 
daher nur im Zusammenhang mit der Pandemie interpretiert werden, da sonst die globale 
Verlangsamung der Migrationsströme zu falschen Schlussfolgerungen führen könnte. 

Die Risikoanalyse von Frontex hat auch gezeigt, dass sich die Weltwirtschaft zwar 
verlangsamt hat, die Schleppernetzwerke aber weiter gewachsen sind: Der Agentur sind 
fast 9.000 neue Schlepper bekannt, ein Anstieg von 19 Prozent im Vergleich zu 2019, und 
ein ĂNebeneffektñ der Pandemie ist, dass Impfausweise und Impfstoffe, die auf den 
Schwarzmarkt geschmuggelt wurden, nun als gefälschte Dokumente im Angebot sind. 

Laut der Agentur für Grenz- und K¿stenschutz wird dieses Phªnomen Ăbei uns bleibenñ, 
solange es eine Nachfrage nach Coronavirus-Impfstoffen gibt. 

https://i2.wp.com/unser-mitteleuropa.com/wp-content/uploads/2021/07/untitled.jpeg?fit=560%2C315&ssl=1
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Der Bericht sagte auch, dass der Migrationsdruck entlang der östlichen Mittelmeerroute, auf 
dem westlichen Balkan und Ăin gewissem MaÇe an den Landgrenzen Osteuropasñ hoch  

bleibt. Unter Berufung auf Schätzungen der Weltbank berichtete Frontex, dass die 
Pandemie schätzungsweise zwischen 88 Millionen und 115 Millionen Menschen 
hinterlassen hat, die von extremer Armut betroffen sind oder bald betroffen sein werden. 
Eine beträchtliche Anzahl von Migranten interessiert sich für europäische Ziele, während 
viele Teile Afrikas in Zukunft eine schwere Wirtschaftskrise als Folge der Corona-Epidemie 
erleben könnten. Frontex interpretiert die Bevölkerungszahlen im Zusammenhang mit 
diesen Trends: 1,1 Milliarden Menschen leben heute allein in Afrika südlich der Sahara. 

Der ungarische Sicherheitsexperte György Nógrádi wies darauf hin, dass es wichtig ist zu 
wissen, dass nur 2,5 Prozent der Bevölkerung auf dem schwarzen Kontinent gegen das 
Virus geimpft sind. 

- Es ist auch eine Tatsache, dass Migranten weiterhin über illegale Routen aus Afrika in die 
EU kommen. Daraus folgt, dass Europa keine Ahnung hat, womit es es zu tun hat 

- erklärte der Experte für Sicherheitspolitik. Laut György Nógrádi kommt Libyen in dieser 
Hinsicht eine Schlüsselrolle zu. Wie der ehemalige Diktator des Landes, Moammer al-
Qaddafi, der 2011 gest¿rzt und ermordet wurde, einmal sagte: ĂWenn ich getötet werde, 
werden Migranten nach Europa strömen. Das Leben hat seine Worte bewiesen. ï Am 24. 
Dezember werden in dem nordafrikanischen Land Präsidentschafts- und Parlamentswahlen 
abgehalten, doch bisher gab es keine Fortschritte bei der Lösung des Machtvakuums 
zwischen General Halifa Haftar, der den Süden und Osten Libyens kontrolliert, und der 
Einheitsregierung (offiziell Government of National Accord, GNA), die Tripolis kontrolliert, 
da die Großmächte hinter den gegnerischen Seiten versuchen, ihre eigenen Interessen 
durchzusetzen. 

Während die Machtverhältnisse in Libyen ungelöst bleiben, ist die Europäische Union dem 
Migrationsdruck aus Afrika auf dem alten Kontinent nahezu schutzlos ausgeliefert 

- erklärte der Experte für Sicherheitspolitik. 

Er fügte hinzu, dass in Bezug auf den Migrationsdruck auf Europa aus afrikanischen 
Ländern zu beachten sei, dass die Bevölkerung des schwarzen Kontinents seit Jahrzehnten, 
ja sogar Jahrhunderten stabil geblieben sei. Das bedeutet, dass es in jeder Familie acht bis 
zehn Kinder gab und gibt, von denen aber im Durchschnitt zwei das Erwachsenenalter 
erreicht haben, was sich aber durch die Gesundheitsreformen stark verändert hat. 

- Die größte Bevölkerungsexplosion ist eindeutig im westafrikanischen Niger zu 
verzeichnen, wo sich die Bevölkerung seit den 1960er Jahren um das 70-fache erhöht hat 

- wies György Nógrádi auf die Ursachen der Bevölkerungsabwanderung in afrikanischen 
Ländern hin. 

Quelle: Magyar Nemzet 

Aus: UNSER MITTELEUROPA. MIT VEREINTEN KRÄFTEN FÜR EIN EUROPA DER 
VATERLÄNDER  
 
 
 

https://magyarnemzet.hu/kulfold/europanak-fogalma-sincs-mivel-all-szemben-10036664/
https://unser-mitteleuropa.com/
https://unser-mitteleuropa.com/
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12) Die tiefe Dimension der Einwanderung, die Europa nicht versteht, aber   
      Erduldet 
 
      Von Lorenzo Bernasconi 
 
02. 07. 2021  

Bildquelle: Centro Machiavelli 

Italiens Innenministerin Lamorgese erklärte während einer Anhörung in der 
Abgeordnetenkammer mit Genugtuung, dass es im Jahr 2020 3.607 Rückführungen von 
Drittstaatsangehörigen gab, die sich illegal in Italien aufhalten. Die Begeisterung ist schwer 
zu verstehen, verglichen mit mehr als 43.000 illegalen Einreisen im gleichen 
Bezugszeitraum (wobei nur diejenigen gezählt wurden, die von der Polizei bei der 
Ausschiffung oder in Landgrenzgebieten abgefangen wurden; daher ist die tatsächliche Zahl 
sicherlich höher). Die Zufriedenheit der Ministerin ist noch unerklärlicher, wenn man 
bedenkt, dass derzeit mehr als 75.000 Einwanderer in den verschiedenen Aufnahmezentren 
untergebracht sind, die zu der Masse an verzweifelten Menschen hinzukommen, die mehr 
oder weniger chaotisch auf den Straßen unserer Städte leben. 

Es muss jedoch gesagt werden, dass, wenn in Italien der Chef der Viminale sich des 
Ausmaßes des Problems nicht besonders bewusst zu sein scheint, nicht einmal die EU als 
Ganzes in dieser Hinsicht durch Weitsichtigkeit zu glänzen scheint: Die Union hat in der Tat 
beschlossen, alles auf ein Abkommen zur Umverteilung von Einwanderern zu setzen, das 
als Allheilmittel für alle Übel präsentiert wird, sich aber sofort in einer Debatte verzettelt, in 
der es nicht möglich ist, ein Gleichgewicht zu finden; die europäische Antwort auf das 
Migrationsproblem, die oft beschworen, aber nie im Detail definiert wurde, sieht jetzt ein 
wenig zu sehr nach Becketts Godot aus. 

Konfrontiert mit einem demografischen Phänomen epochalen Ausmaßes, das seinen 
Ursprung in Afrika und Asien hat, dessen Auswirkungen sich aber weltweit bemerkbar 
machen, verliert sich die Europäische Union in endlosen und ergebnislosen Debatten über 
Mechanismen, die, wenn sie denn voll einsatzfähig wären, bestenfalls den akzeptablen 
Umgang mit ein paar Hundert oder Tausend Einwanderern ermöglichen könnten, verglichen 
mit den zig Millionen Menschen, die bereit sind, durch die Türen Europas zu brechen, anstatt 
an sie zu klopfen. Die Unfähigkeit der europäischen Politik, sich mit der Realität der 
Masseneinwanderung zu arrangieren, zeigt sich jetzt in ihrer ganzen Dramatik: Es wäre 
einfach, diese Entkopplung zwischen Realität und Politik als bloßes Symptom einer 
gravierenden Unzulänglichkeit der herrschenden Klasse abzutun, und das wird auch oft 
getan, aber die Wurzel des Problems liegt meiner Meinung nach viel tiefer. 

 

https://i1.wp.com/unser-mitteleuropa.com/wp-content/uploads/2021/07/africa-immigrazione.jpg?fit=1200%2C399&ssl=1
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Die Bevölkerungsexplosion der Entwicklungsländer und der daraus resultierende 
Migrationsdruck auf den Westen im Allgemeinen und auf Europa im Besonderen sind, mit 
den Worten Schopenhauers, eine direkte Emanation des Willens, d.h. sie sind die 
unvermeidliche Folge grundlegender biologischer Instinkte und Triebe, wie z.B. des 
Fortpflanzungstriebes, des Bedürfnisses nach Befriedigung primärer und sekundärer 
Bedürfnisse, der natürlichen Neigung, ressourcenreichere Gebiete aufzusuchen und sie 
ohne allzu große Rücksicht auf die einheimische Bevölkerung zu besetzen. Diese 
Tendenzen sind in der Pflanzen- und Tierwelt weit verbreitet, und wir Menschen sind da 
keine Ausnahme, wie die Geschichte reichlich bewiesen hat. 

In diesem Sinne haben diejenigen Recht, die behaupten, dass die Migration eine natürliche 
Tatsache für den Menschen ist; allerdings ist es aus demselben fundamentalen Kern von 
Instinkten und Trieben heraus ebenso natürlich und nicht weniger legitim, dass in den 
autochthonen Bevölkerungen Mechanismen des Widerstands und der Ablehnung 
gegenüber denjenigen entwickelt werden, die im Wesentlichen kommen, um Raum und 
Ressourcen zu beanspruchen, die, da sie nicht unbegrenzt sind, unweigerlich jemandem 
weggenommen werden. In Europa jedoch wurden diese Mechanismen des Widerstands 
dämonisiert und ihnen jegliche Legitimität abgesprochen, indem man jede kritische Sicht auf 
das Dogma der ĂAufnahmepflichtñ aus dem politischen Diskurs ausschloss und es a priori 
als inhuman und inakzeptabel abstempelte. 

Hinter einer solchen ideologischen Entscheidung verbirgt sich meiner Meinung nach auch 
ein erkenntnistheoretisches Problem: Die im Wesentlichen prärationale, stark biologische 
Natur des Migrationsphänomens (und insbesondere des Phänomens der Ablehnung 
desselben) macht es für die europäische Politik und Intelligenz schwer verständlich, die 
daran gewºhnt ist, die Welt von einem konzeptionellen, Ăwissenschaftlichenñ Standpunkt 
aus zu interpretieren, der für uns Europäer seit den griechischen Philosophen typisch ist 
und auf dem unser außerordentlicher technologischer Fortschritt beruht, der sich aber, 
obwohl er in vielen Bereichen ein immenses Potenzial gezeigt hat, oft als unzureichend für 
das Verständnis menschlicher Angelegenheiten erwiesen hat. Im Prozess der Abstraktion 
oder Konzeptualisierung wird nämlich das, was weder quantifizierbar noch rationalisierbar 
ist, notwendigerweise ignoriert, was zum Beispiel erklärt, warum selbst der 
hingebungsvollste Liebhaber auf einer rein rationalen Ebene keinen Grund angeben kann, 
warum er diese Frau liebt und keine andere. Wie die Liebe gibt es viele andere Phänomene, 
die sich aufgrund ihrer Natur nicht für ein vollständiges Verständnis auf einer rein 
begrifflichen Ebene eignen, obwohl sie absolut real sind. 

Es sollte auch bedacht werden, dass in dem hermeneutischen Zirkel, der entsteht, wenn wir 
versuchen, nicht natürliche Ereignisse, sondern menschliche Wechselfälle zu interpretieren, 
neben unseren Präkognitionen auch unsere emotionale Erfahrung stark ins Spiel kommt, 
was dazu f¿hren kann, dass wir die ĂWerkzeuge des Denkensñ, nªmlich die Konzepte, mehr 
auf der Grundlage unseres inneren Universums als auf der Grundlage sorgfältiger 
Beobachtung der Welt schmieden und so am Ende Muster bilden, die eher uns selbst als 
die Realität widerspiegeln. 

So ertappen wir uns dabei, wie wir zwanghaft ¿ber ĂMigrantenñ sprechen, ein ungl¿ckliches 
Wort, mit dem wir vorgeben, eine transitorische Phase ï wir sind in der Tat für ein paar 
Tage, Wochen oder Monate Migranten, während wir auf Reisen sind, danach sollten wir von 
Auswanderern oder Einwanderern sprechen ï in eine Art permanenten existenziellen 
Zustand zu verwandeln, der von Romantik gefärbt und so unaussprechlich ist, dass er an 
das Heilige grenzt; oder das Wort ĂFl¿chtlingeñ zu missbrauchen und es in ein leeres Etikett 
zu verwandeln, das für alle gut ist und nichts über die Geschichte, die Identität und die 
Motive der Menschen aussagt, denen es angehängt wird. Worte und Begriffe, die nicht  
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beschreiben, sondern im Gegenteil ein Universum von Unterschieden und Gegensätzen 
zwischen Völkern und Individuen verbergen (auch wenn sie es auf der Ebene der Realität 
natürlich nicht auslöschen können), die von völlig unterschiedlichen Wegen und Traditionen 
kommen, die einander oft feindlich gesinnt und unvereinbar sind, die aber auf eine formlose 
und homogene Masse reduziert werden möchten, eine Menschheit, die auf die einzige 
Dimension des ĂZufluchtsuchendenñ abgeflacht ist. 

Ein weiterer Faktor, der zu der Sackgasse beigetragen hat, in der sich die europäische 
Einwanderungspolitik heute befindet, liegt in dem Menschenbild, das der vorherrschenden 
Kultur in Westeuropa zugrunde liegt; ich beziehe mich auf jene Anthropologie 
wirtschaftlicher Ableitung, die den Menschen auf einen hedonistischen Konsumenten 
reduziert, der mit Rationalität ausgestattet ist, aber mit einer Rationalität, die nur 
instrumentell ist für die unaufhörliche Suche nach dem besten Kompromiss zwischen der 
Minimierung von Unbehagen und der Maximierung der eigenen Konsumfähigkeit. Es 
scheint klar zu sein, dass im Lichte dieses Menschenbildes das Problem der Integration 
einer sehr hohen Zahl außereuropäischer Einwanderer überhaupt nicht existiert: Gebt ihnen 
vier Pfennige zum Überleben, einen Smart-TV und ein großes Konzert am ersten Mai 
(panem et circenses, sagte man früher), und sie werden zu vielen neuen Konsumenten, die 
von der Masse der einheimischen Konsumenten nicht zu unterscheiden sind. 

Der Punkt ist, dass der Mensch nicht nur ein Konsument ist: Der europäische Mensch ist es 
nicht, so sehr ihn Jahrzehnte der Medienindoktrination und des ungezügelten Konsums 
auch gezähmt haben mögen, ebenso wenig wie diese Menschen, die aus fernen Ländern 
gekommen sind. Der Mensch besitzt einen vitalen Kern, der auch aus Idealen besteht, aus 
tiefen, manchmal zerreißenden Gefühlen, aus Liebe und Hass, aus Konflikten, aus 
tierischem Instinkt. Er ist komplex, manchmal unberechenbar, er lässt sich nicht auf die 
Maske eines genussfreudigen Konsumenten reduzieren, eine Art Hybrid zwischen Mills 
homo oeconomicus und Homer Simpson. 

Platon begr¿ndete in seiner ĂRepublikñ seine eigene Vision von Politik auf der Idee, dass 
eine Klasse Ăaufgeklªrterñ Rationalisten, zu der man durch Kooptation Zugang erhielt, die 
Regierung der Polis übernehmen könnte und sollte, um Ideale der Gerechtigkeit und des 
Gemeinwohls zu verfolgen, die für die unteren Bevölkerungsschichten unverständlich 
waren, die diesen Zustand gelassen hingenommen hätten, indem sie eine nicht 
demokratisch legitimierte Regierung passiv ertrugen und sich innerhalb der ihnen von der 
Elite zugewiesenen Grenzen bescheiden verhielten. Alles in allem scheint mir das keine so 
andere Vision zu sein als die, die sich aus der Haltung vieler europäischer Führer, vor allem 
derjenigen der Linken, ergibt: Das Volk wird nicht mehr als eine Gruppe von Bürgern 
gesehen, die kollektiv die Souveränität innehaben (siehe Artikel 1 der italienischen 
Verfassung), sondern als eine Herde, die willentlich oder unwillentlich in ein Schicksal 
gelenkt wird, ¿ber das sie kein Mitspracherecht hat, weil es von einer Ăaufgeklªrtenñ Elite 
am Tisch geplant wurde, die ihre Legitimität aus Mechanismen der Kooptation und 
gegenseitigen Anerkennung bezieht und nicht mehr auf der Grundlage eines Konsenses 
von unten. 

Platon zahlte jedoch persönlich den Preis für eine naive Vision des menschlichen Wesens: 
er ging nach Sizilien, um seine Theorien über die institutionelle Struktur der perfekten Stadt 
in die Praxis umzusetzen, aber er entdeckte, dass der Mensch nicht allein durch Rationalität 
lebt und dass Politik auch Konflikt und Krieg ist; er endete im Gefängnis und wurde als 
Sklave verkauft, nur um glücklicherweise seine Freiheit wiederzuerlangen (und seine 
Überzeugungen teilweise zu revidieren). 
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Leider haben sich die Zeiten geändert: Heute werden wir alle am Ende den Preis für die 
Fehler der europäischen herrschenden Klasse bezahlen. 

 
Lorenzo Bernasconi 

Abschluss des Studiums der Philosophie an der Katholischen Universität Mailand, wo er am 
Lehrstuhl für Geschichte der antiken Philosophie mitarbeitete. Er verbrachte sechs Jahre in 
Brüssel und arbeitete für das Europäische Parlament. Als er 2018 nach Italien zurückkehrte, 
war er in der Präsidentschaft des Ministerrats und später als Berater in der 
Abgeordnetenkammer tätig. 

Dieser Beitrag erschien zuerst bei CENTRO MACHIAVELLI, 
unserem Partner in der EUROPÄISCHEN MEDIENKOOPERATION. 

Aus: UNSER MITTELEUROPA. MIT VEREINTEN KRÄFTEN FÜR EIN EUROPA DER 
VATERLÄNDER  
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Politische Themen in Europa  (ohne Deutschland, es sei denn übergreifendes Thema)                                  

Seiten 69 - 168 

 

01) Die stille Zensur des technoglobalen Zeitalters 

     Von José Papparelli  

17. 07. 2021  

Bildquelle: El Correo de España 

In Artikel 11 der Charta der Grundrechte der Europªischen Union mit dem Titel ĂMeinungs- 
und Informationsfreiheitñ kºnnen wir Folgendes lesen: 

1. Jeder hat das Recht auf freie Meinungsäußerung. Dieses Recht schließt die Freiheit 
ein, Meinungen zu vertreten und Informationen und Ideen ohne Eingriffe der 
öffentlichen Gewalt und ohne Rücksicht auf Grenzen zu empfangen und 
weiterzugeben. 

2. Die Freiheit der Medien und ihr Pluralismus werden respektiert. 

Diese Rechte werden heute nicht erfüllt, weil in den sozialen Netzwerken, im Radio, 
Fernsehen, in den Print- und digitalen Medien, in der Wissenschaft, im Bildungswesen, in 
der Unterhaltungsindustrie und sogar in einigen gesellschaftspolitischen Foren diejenigen, 
die nicht mit dem Einheitsdiskurs der politischen Korrektheit übereinstimmen, dämonisiert, 
zum Schweigen gebracht und dann aus ihrem gesellschaftlichen Einflussbereich vertrieben 
werden. Es gibt keine Meinungsfreiheit und keinen Respekt vor Pluralismus mehr, in diesem 
Fall ausgeübt nicht von Seiten der öffentlichen Hand, sondern ï vorerst ï von Seiten privater 
Unternehmen. 

Heute sind es die sozialen Netzwerke und ihr technologischer Rahmen, die darüber 
entscheiden, wer das Recht hat, Freiheit auszuüben und wer nicht. Facebook, Twitter, 
Instagram, YouTube und andere Plattformen stehen über der noch bestehenden 
Gesetzgebung der Nationalstaaten und setzen die Grenzen der Meinungsfreiheit nach ihren  

https://i0.wp.com/unser-mitteleuropa.com/wp-content/uploads/2021/07/44756_big-tech-censorship.jpg?fit=1280%2C720&ssl=1
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eigenen Kriterien. Die sozialen Netzwerke entscheiden, welche Inhalte veröffentlicht werden 
können und welche nicht, welche Nutzer ihre Profile haben dürfen und welche nicht, und 
das alles mit dem Argument, sie vor allem vor ĂHassreden oder -verhaltenñ zu bewahren. 

Aber wer, wie und nach welchen Kriterien wird bestimmt, was ein Hassverbrechen oder ein 
schikanöser Inhalt ist? Die Antwort ist einfach: Die heutige Zensur wird von mächtigen 
internationalen Techno-Finanzkonglomeraten ausgeübt, die mit der progressiven Ideologie 
der globalistischen Linken verbunden sind. Der einheitliche Diskurs hat ein erstickendes 
Klima des ideologischen Fanatismus auferlegt, in dem die politische Korrektheit zu His 
Masterôs Voice des Establishments geworden ist. Nichts entgeht dieser beklemmenden 
Atmosphäre, die sich über alles legt und unseren Alltag umgibt, auch wenn wir sie nicht 
immer mit völliger Klarheit wahrnehmen. Es genügt, auf das ständige Bombardement von 
Botschaften zu achten, die immer in die gleiche Richtung gehen und die ein unterwürfiges, 
unkritisches, schwaches und selbstgefälliges Subjekt formen. Sie versuchen, einen reinen 
Konsumenten zu produzieren, nicht mehr von Waren, sondern von Inhalten, die die 
primärsten Sinne wie Genuss, Komfort und die absurdesten, egoistischsten, 
hedonistischsten und sogar unnatürlichsten Launen befriedigen. 

Das Aufkommen des rein relativistischen technoglobalen Zeitalters leugnet die Realität, die 
Natur und sogar die Wahrheit, und in dem Politik in Biopolitik umgewandelt wird. Der 
Turboglobalismus erzwingt ein algorithmisches Regime der Kontrolle und Unterdrückung, in 
dem die Virtualität der Netzwerke zunehmend das alltägliche und reale Leben der Menschen 
beeinflusst, auch wenn es nicht so scheint, als ob sie neue Ădatifizierteñ Subjekte wªren, 
funktional für die Dystopie, die von denen erträumt wird, die damit spielen, wie Götter 
zu sein. 

Heute kann alles sein, alles hat seinen Platz, alles ist möglich, was immer der Einzelne 
wünscht, wie er es wünscht und wann er es wünscht. Das einzige, was nicht erlaubt ist, ist 
Dissens. Der Andersdenkende wird buchstäblich aus dieser einen falschen Realität getilgt. 
Wer es wagt, zu widersprechen oder einfach zu sagen, dass Ăder Kºnig nackt istñ, wird zum 
ĂVolksfeindñ, zum verdinglichten Untertan, zum Instrument des Ăabsolut Bºsenñ, 
gebrandmarkt mit einer Unzahl disqualifizierender Adjektive, die je nach Bequemlichkeit  
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angewandt werden. Daraus ergeben sich neue und schwerwiegende Verbrechen wie 
ĂHomotransphobieñ und sogar theologische S¿nden wie die, sich nicht um den Planeten zu 
kümmern, der unter dem von der UNO ausgerufenen Klimanotstand leidet. 

Der Vorwurf, ein Rassist oder Sexist zu sein, führt zum Ziviltod oder gar zu einer 
Freiheitsstrafe, wenn die Unschuld nicht bewiesen werden kann. Die Umkehr der Beweislast 
setzt der Gleichheit vor dem Gesetz und der Gerechtigkeit, wie sie gedacht war, ein Ende. 
Und das alles im Rahmen der permanenten Pandemie, die zur Konstruktion des globalen 
Überwachungsregimes geführt hat. Der neue Dissident hat keinen Platz in der offenen, 
inklusiven, resilienten, nachhaltigen, digitalen, feministischen und ökologischen 
Gesellschaft. Aufgrund der Verdinglichung erzeugt die Eliminierung des Ketzers der neuen 
Ersatzreligion aus der Gesellschaft keine Gewissensbisse bei denen, die ihn metaphorisch 
hinrichten. Moralische Überlegenheit befürwortet sie und die Diskretion des Gesetzes 
schützt sie. 

Zensur, auferlegt durch politische Korrektheit und Zwang zur freien Meinungsäußerung 
führen direkt zur erzwungenen Uniformität der Gesellschaft. Für die neuen progressiven 
Inquisitoren hat die Ausübung des Rechts auf freie Meinungsäußerung eine 
unüberwindbare rote Linie, nicht progressiv zu sein. Noch nie gab es eine so grausame 
Tyrannei wie die gegenwärtige: die stille globale technologische Diktatur. Die neue Ordnung 
verbietet die Äußerung von Ideen, die nicht dem Diktat der nachhaltigen Entwicklungsziele 
entsprechen, in einer Welt, in der die Reichen Weltraumtourismus betreiben und der Rest 
Würmer und Kunstfleisch isst. 

Wir haben kürzlich erlebt, wie Donald Trump buchstäblich aus den sozialen Medien 
verbannt und von den Medien zum Schweigen gebracht wurde. Twitter hat ihn wegen 
ĂUntergrabung der b¿rgerlichen Integritªt und Verherrlichung von Hassñ dauerhaft zum 
Schweigen gebracht. Der Präsident der Vereinigten Staaten selbst, gwählt mit einer 
Wahlbeteiligung von mehr als 70 Millionen Stimmen, ist in dieser Schlacht schließlich 
gefallen. Wenn Big Tech so weit gekommen ist, ist die Gefahr für den Rest von uns 
Sterblichen konkret und real. 

Twitter sperrt permanent Benutzer, deren Meinung als falsch erachtet wird. Facebook macht 
das Gleiche, und die Argumente dafür sind ähnlich: Hassreden, Rassismus, Homophobie 
oder das Infragestellen der Gewissheiten der WHO über Pandemien oder Impfungen. Und 
sie tun es zu unserem eigenen Wohl, damit wir nicht unter den Folgen von Fake News leiden 
müssen. Dazu nutzen sie künstliche Intelligenz und Algorithmen, die nach den Kriterien des 
Unternehmens unangemessene Inhalte erkennen und Benutzerkonten sperren oder sogar 
schließen. El Correo de España und Radio Ya beispielsweise haben gelitten und leiden 
noch immer unter den Folgen. Aber wir sind noch da. 

Das Gefühl, das wir, die wir in beiden Medien mitarbeiten, haben, ist eine Mischung aus Wut 
und Ohnmacht, aber auchein Gefühl neuer Kraft. Es ist wahr und offensichtlich, dass die 
globalitäre Macht in einem beschleunigten Tempo voranschreitet, aber sie hinterlässt auch 
gewisse Lücken und Risse, die sich öffnen und uns erlauben, Widerstand zu leisten und uns 
im Kampf für die wahre Freiheit zu stärken, die Freiheit der Menschen, die wissen, wer sie 
wirklich sind und was sie für ihre Kinder wollen. 

Wir können es nicht akzeptieren, gedemütigt und der gleichförmigen Ordnung unterworfen 
zu werden, die die Mächtigen dem Sklaven anbieten. Sie wollen nicht nur unsere Freiheiten 
abschaffen, sondern auch unseren Geist, und das können wir nicht zulassen. Das Bedürfnis 
zu rebellieren entsteht, weil es eine natürliche und menschliche Reaktion auf Unterdrückung 
und Totalitarismus ist. 
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Aber das ist nicht genug, wir müssen auch die Würde des Stolzes wiedererlangen, die 
Kinder unserer Eltern und die Eltern unserer Kinder zu sein, wie es von Generation zu 
Generation bis heute der Fall war. Es wird keine leichte Aufgabe sein, aber das Wichtigste 
ist, dass Sie damit beginnen. Und wird sind noch da, wie gestern, wie heute und wie immer. 

 
José Papparelli 
 
Italienisch-argentinischer Journalist und Liebhaber der europäischen Identität, Spaniens 
und der Hispanidad. Ausgebildet in Kommunikationswissenschaften und 
Kulturmanagement, ist er ein Analytiker des politischen, sozialen und kulturellen Lebens. 

 

Dieser Beitrag erschien zuerst bei EL CORREO DE ESPAÑA, unserem Partner in der 
EUROPÄISCHEN MEDIENKOOPERATION. 
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02) Vielfalt ï mit zweierlei Maß 

      Von Martin Josef Böhm 

12. 07. 2021  
 

 
Denkmal der nationalen Zusammengehörigkeit, Budapest. Imre-Steindl-Programm 
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Nehmen wir das Wort ĂVielfaltñ in den Mund und denken indes an Deutschland. Uns 
kommt das bunte Berlin in den Sinn, das internationale Hamburg, Menschen jeder 
Kultur, jeder Hautfarbe, ein wildes Sprachgemisch in den Straßenschluchten der 
Großstädte. 

An zweiter Stelle mag uns das Geschenk unseres föderalen Hintergrundes dämmern: 
Hansestädte, Freistaaten ï ein innerdeutsches Allerlei zwischen Weißwurst und 
Bismarckhering, zwischen nüchterner norddeutscher Backsteingotik und bayrischem 
Barockprunk. 

Globalisierte und europäische Multikulturalität 

Deutschland ist nicht allein durch seine Einwanderung multikulturell, vielmehr war es schon 
seit jeher ein polymorphes Gebilde seiner deutschen Kulturen. Aber wohl nur Wenigen 
fallen die autochthonen Minderheiten der Bundesrepublik ein, so etwa die Sorben, 
die Südschleswiger Dänen, die deutschen Sinti und Roma oder auch die Friesen. Über 
diese seit Jahrhunderten hier lebenden Völker wird wenig gesprochen, auch weil 
sie zahlenmäßig deutlich kleiner sind, als die Minderheiten, die sich durch die 
Zuwanderung der letzten Jahre und Jahrzehnte in Deutschland ansiedelten. Allein die 
in Berlin lebenden Türken, mehr als 200.000, sind so zahlreich wie die vier genannten 
nationalen Minderheiten zusammen. Deutschland ist mittlerweile ein Land der modernen, 
globalisierten Multikulturalität. 

Wenden wir unseren Blick dahingegen gen Osten, in die Nachfolgeländer des Habsburg-
Vielvölkerstaates, ergibt sich ein anderes Bild ï das eines herkömmlichen, europäischen 
Multikulturalismus. 

Die größte in Mitteleuropa lebende Minderheit ï neben den Roma ï bilden die seit rund 
tausendeinhundert Jahren dort siedelnden Ungarn. 

Die Auslandsungarn 

Infolge des Trianon-Vertrages vom 4. Juni 1920 war Ungarn gezwungen, nicht nur mehr 
als zwei Drittel seines Territoriums abzutreten, sondern verlor auch einen 
beträchtlichen Teil seiner magyarischen Bevölkerung. Fortan lebten mehr als drei 
Millionen Ungarn in Rumänien, in der Sowjetunion (heute in der Ukraine), in der 
Tschechoslowakei (später in der Slowakei) sowie im Königreich Jugoslawien (heute 
in erster Linie in Serbien, aber auch in Kroatien und Slowenien). 

101 Jahre später ist die Zahl der in den jeweiligen Staaten lebenden Ungarn ï trotz des 
allgemeinen Bevölkerungsanstieges im 20. Jahrhundert ï um etwa eine Million 
auf zwischen zwei und zweieinhalb Millionen geschrumpft, die Tendenz ist weiterhin 
fallend. Mehr als die Hälfte der Auslandsungarn lebt in Rumänien, knapp eine halbe 
Million in der Slowakei, etwa 250.000 in der serbischen Wojwodina sowie um die 
150.000 in der Karpatenukraine. 
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Reist man etwa in das ziemlich homogen ungarische Szeklerland in Siebenbürgen oder in 
das an Ungarn grenzende Gebiet in der Ukraine, empfangen einen zweisprachige 
Ortsschilder und römisch-katholische, protestantische oder unitarische 
Kirchentürme ï weniger, wie vielleicht von vielen westeuropäischen Touristen erwartet, 
Zwiebeltürme orthodoxer Kathedralen. 

Friedliches Nebeneinander in Gefahr 

Durch die Ungarn lebt Mitteleuropa in den sonst ost- und südosteuropäisch geprägten 
Kulturen Serbiens, Rumäniens und der Ukraine weiter. 

Zugleich gefährden die wiederkehrenden antimagyarischen Äußerungen vonseiten 
hoher Amtsträger ï wie etwa die Worte des rumänischen Präsidenten Klaus Johannis, der 
im Mai 2020 die Ungarn Rumäniens der Bestrebung nach Sezession bezichtigte ï das 
friedliche Nebeneinander der Völker Mitteleuropas. 

Zudem offenbart sich gerade in der Ukraine, wo der Bevölkerungsschwund der Ungarn 
drastischer als in den anderen genannten Staaten erfolgt ist, 

die Lage der Ungarn seit einigen Jahren als tatsächlich besorgniserregend. 

Die politische Atmosphäre des Landes schafft eine den Minderheiten gegenüber feindliche 
Stimmung: Im Januar dieses Jahres, kurz vor dem Besuch des ungarischen 
Außenministers Péter Szijjártó in Kiew, drohten ukrainische Rechtsextremisten den 
transkarpatischen Ungarn mit einem Blutbad. 

Vor drei Jahren wurde sogar ein ungarisches Kulturhaus in Brand gesetzt. 

Antimagyarische Schmierereien, Pöbeleien und Drohbriefe kommen regelmäßig vor. 
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Zudem lastet vonseiten der ukrainischen Politik mindestens seit dem Krieg im Osten des 
Landes ein erhöhter Druck auf allen Nicht-Ukrainern. In diesem Zeichen steht neben 
dem Bildungsgesetz, welches die Marginalisierung anderer Sprachen neben dem 
Ukrainischen im Bildungswesen vorsieht, auch eine jüngere konkret diskriminierende 
Maßnahme: Einer Verordnung aus dem März 2021 gemäß dürfen Personen mit doppelter 
Staatsbürgerschaft ï was auf die Mehrheit der Ungarn der Karpatenukraine zutrifft ï keine 
öffentlichen Ämter mehr bekleiden. 

Bei aller Anerkennung der deutschen Presse für den Souveränitätskampf der 
Ukrainer und der damit verbundenen Hinwendung gen Westen verkennt man 
die nationalistischen, den europäischen Werten diametral 
entgegenstehenden Fahrwasser, in denen die ukrainische Minderheitenpolitik derzeit 
rudert. Auch in Rumänien ist das Verhältnis zur ungarischen Minderheit bisweilen 
angespannt, doch ï da sind sich die Auslandsungarn meistens einig ï gestaltet sich ihre 
Situation in der Ukraine am schwierigsten. 

Partnerschaftliches Mitteleuropa 

Währenddessen tut die ungarische Regierung ihr Bestes, um die Auslandsungarn 
durch finanzielle und ideelle Zuwendungen beim Erhalt ihrer Kultur zu unterstützen ï 
und bis zum heutigen Tage ist mir kein Ungar fernab der Grenze begegnet, der diese 
Unterstützung nicht befürworten würde. 

Eine Vielzahl verschiedener Hochschulen, Museen und Kultureinrichtungen wird mit 
Geldern aus Budapest betrieben. Baudenkmäler werden renoviert, die ohne diese 
Mittel dem Verfall preisgegeben wären. Mehr als 30 Jahre nach der Beseitigung des 
Kommunismus ist das institutionelle Leben der Ungarn jenseits der Schengen-Grenze 
wieder aufgeblüht, trotz der von Jahr zu Jahr abnehmenden Bevölkerung. 

Im Sinne dieses Miteinanders der Ungarn stand 2020 ï 100 Jahre nach Trianon ï auch 
das von der Regierung so bezeichnete ĂJahr des Zusammenhaltesñ. In diesem sollte aber 
nicht bloß die Schicksalsgemeinschaft der Ungarn im In- und Ausland bekräftigt werden. 

Nach Ansicht von Ministerprªsident Viktor Orb§n fanden Ă100 Jahre Einsamkeit Ungarnsñ 
ein Ende. 

Ungarn ist 30 Jahre nach der Wende einer der Motoren eines neuen, partnerschaftlichen 
Mitteleuropas. 

Vor diesem Hintergrund mag es jedem, der in Budapest zugegen ist, nahegelegt werden, 
einen wahrlich mitteleuropäischen Spaziergang um das Ungarische Nationalmuseum zu 
unternehmen. 

Dutzende Tafeln stellen dort die nach dem Ersten Weltkrieg abgetrennten Gebiete mit 
ihren Denkmälern, ihren Trachten und der jeweiligen Mehrsprachigkeit vor ï eine 
Ausstellung der nicht nur ungarischen Vielfalt jenseits der eigenen Landesgrenzen. Und ist 
Ăin Vielfalt geeintñ nicht auch das Motto der Europªischen Union? 

Vielfalt wird im gegenwärtigen Diskurs der Identitätspolitik jedoch vor allem auf sexuelle 
Orientierung, die Religion oder die Hautfarbe bezogen, wohingegen 

die Kategorie Ethnie ï insbesondere wenn es sich um europäische Ethnien handelt ï mit 
Argwohn betrachtet wird. 
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Die historisch gewachsene kulturelle Vielfalt Europas ist aber nicht in erster Linie 
Produkt individueller Bekenntnisse oder Zugehörigkeiten, sondern wurzelt gesamtheitlich 
in seinen Landstrichen und seinen Völkern, die Stile, Traditionen, Kulturregionen 
hervorbrachten. 

Die Autonomie oder ein verstärkter Regionalismus für die ungarischen Gebiete nach dem 
Vorbild von Åland, Südtirol oder zumindest dem Baskenland wäre letztlich ein durchaus 
europäisches Anliegen. Multikulturalismus auf mitteleuropäisch also. 

Der Autor, Martin Joseph Böhm ist Forschungsassistent am Deutsch-Ungarischen Institut 
für Europäische Zusammenarbeit am Mathias Corvinus Collegium in Budapest. 

Dieser Beitrag erschien zuerst bei 
der BUDAPESTER ZEITUNG, unserem Partner in der EUROPÄISCHEN 
MEDIENKOOPERATION. 

Aus: UNSER MITTELEUROPA. MIT VEREINTEN KRÄFTEN FÜR EIN EUROPA DER 
VATERLÄNDER  

 

03) Moskau warnt vor den Gefahren der Verwestlichung 

06. 07. 2021  

 
Wladimir Putin · BIldquelle: Magyar Nemzet 

Der russische Präsident Wladimir Putin unterzeichnete am Samstag eine neue nationale 
Sicherheitsstrategie gegen den politischen und kulturellen Einfluss der USA und anderer  

https://www.budapester.hu/ausland/vielfalt-mit-zweierlei-mass/
https://unser-mitteleuropa.com/
https://unser-mitteleuropa.com/
https://i1.wp.com/unser-mitteleuropa.com/wp-content/uploads/2021/07/putin.jpeg?fit=560%2C391&ssl=1
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westlicher Länder und änderte damit eine frühere. In dem 44-seitigen Dokument, das am 
Samstag verºffentlicht wurde, heiÇt es, dass Ădie Verwestlichung der Kultur die Gefahr 
erhºht, dass die Russische Fºderation ihre kulturelle Souverªnitªt verliertñ. 

- Die traditionellen geistig-religiösen und kulturhistorischen Werte Russlands werden von 
den USA und ihren Verbündeten, multinationalen Konzernen und zivilgesellschaftlichen 
Organisationen aktiv angegriffen. 

- heißt es in dem Dokument. Zur Strategie gehört auch die von Putin oft vertretene These, 
dass die westliche liberale Demokratie in der Krise steckt. Der westliche Druck auf Russland 
nehme zu, heißt es in dem Dokument, und damit auch die Gefahr einer gespaltenen 
Gesellschaft. 

- Die persönliche Freiheit wird verabsolutiert, Freizügigkeit wird aktiv gefördert, Unmoral und 
Egoismus werden gefördert, ein Kult der Gewalt, des Konsums und des Vergnügens wird 
etabliert, Drogenmissbrauch wird legalisiert und eine Gesellschaft wird geschaffen, die den 
natürlichen Kreislauf des Lebens leugnet 

- verkündet das Dokument. 

Laut dieser Strategie versucht der Westen, Russlands soziale und wirtschaftliche Probleme 
zu nutzen, um die Gesellschaft zu destabilisieren und radikale Proteste auszulösen. Er 
kritisiert auch die westlichen Sanktionen gegen Russland und weist auf die wachsenden 
militärischen Spannungen hin, die durch die Annäherung der NATO an die Grenzen des 
Landes verursacht werden. Moskau wird daher engere Beziehungen zu China und Indien 
suchen. 

Russland bleibt jedoch seiner Position treu, internationale und nationale Konflikte mit 
politischen und diplomatischen Mitteln zu lösen. Zugleich 

behält sich das Recht vor, symmetrische und asymmetrische Maßnahmen zur 
Abschreckung und Verhinderung Ăunfreundlicher Handlungenñ auslªndischer Staaten zu 
ergreifen, die die Souveränität und territoriale Integrität der Russischen Föderation 
bedrohen 

- heißt es in dem Dokument. 

Die neueste russische nationale Sicherheitsstrategie wurde Ende 2015 vom russischen 
Präsidenten unterzeichnet. 

Quelle: Magyar Nemzet 

Aus: UNSER MITTELEUROPA. MIT VEREINTEN KRÄFTEN FÜR EIN EUROPA DER 
VATERLÄNDER  
 
 
 
 
 
 
 
 
 

https://magyarnemzet.hu/kulfold/az-elnyugatiasodas-veszelyere-hivja-fel-a-figyelmet-moszkva-10030934/
https://unser-mitteleuropa.com/
https://unser-mitteleuropa.com/
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04) Das Europa der Patrioten ist geboren 

      Von Alvaro Peñas und José Papparelli 

03. 07. 2021  

Collage: El Correo de España 

Früher oder später musste es passieren. Jetzt haben die Führer der patriotischen Parteien, 
die unter den politischen Familien des Europäischen Parlaments aufgeteilt sind, die 
Unterzeichnung eines Einheitsabkommens angekündigt, um dem aus Brüssel diktierten 
Einheitsdenken entgegenzutreten. 

Viktor Orban, Marine Le Pen, Santiago Abascal, Matteo Salvini, Giorgia Meloni und 
Jarosğaw Kaczynski, neben anderen F¿hrern von sechzehn Parteien, haben eine 
gemeinsame Erklªrung unterzeichnet, die den Ăb¿rokratischen Zentralismusñ ablehnt, der 
von der Europäischen Union aufgezwungen werden soll, mit dem Ziel, Ădie europªischen 
Institutionen in Organe zu verwandeln, die über den nationalen Verfassungsinstitutionen 
stehenñ und die Souverªnitªt und Identitªt der Nationen angreifen. 

Santiago Abascal gab am Freitag bekannt, dass VOX dem Abkommen beitritt Ăzur 
Verteidigung eines Europas freier, souveräner Nationen, die ihre Geschichte und 
Traditionen respektieren. Wir wollen kein föderales Europa, in dem alle Entscheidungen in 
Br¿ssel getroffen werden!ñ 

Matteo Salvini postete auf seinem Twitter-Account: ĂDie Lega hat eine Charta der Werte 
unterzeichnet, um sich eine Zukunft für Europa vorzustellen, die auf Freiheit und Identität 
statt auf Bürokratie und Homologation basiert. Das Dokument, das von Parteien 
unterzeichnet wurde, die drei verschiedenen Fraktionen im EU-Parlament angehören, ist 
ein weiterer Schritt zum Aufbau eines starken und erweiterten Bündnisses und einer 
Alternative zur Linken mit Steuern und wilder Einwanderung.ñ 

 

https://i2.wp.com/unser-mitteleuropa.com/wp-content/uploads/2021/07/44382_collage.jpg?fit=700%2C400&ssl=1
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Marine Le Pen ihrerseits teilte mit, dass Ădas Treffen der europªischen Patrioten im Gange 
ist: Zusammen mit den einflussreichsten patriotischen Parteien des Kontinents legen wir 
den ersten Stein einer groÇen Allianz im Europªischen Parlamentñ. 

Giorgia Meloni von Fratelli dôItalia sagte, dass die derzeitige Europªische Union Ăeine 
Diktatur der Mehrheit anstrebt, die sich nationalen Besonderheiten aufdrängt, um eine 
globalistische und politisch korrekte Agenda durchzusetzen, die alles angreift, was uns als 
Menschen und als Völker charakterisiert und definiert: Identität, Familie, Grenzen, Freiheit 
der Bildung, Verdienst, Verantwortungñ. 

Jaak Madison, MdEP für die Estnische Konservative Volkspartei (EKRE), unterzeichnete im 
Namen seiner Partei: ĂDies ist die Grundlage f¿r eine mögliche neue politische Fraktion im 
Europäischen Parlament, die eine der größten wäre und in der Polen, Ungarn, Dänen, 
Italiener und Vertreter vieler anderer Lªnder zusammenarbeiten werdenñ. 

Die Vereinbarung, die als ĂAppell f¿r die Zukunft Europasñ bekannt ist, Ăwill denjenigen eine 
Stimme geben, die sich nicht in diesem einen Gedanken wiedererkennen, unter 
Ber¿cksichtigung der aktuellen politischen Familien, zu denen jeder gehºrtñ. Es ist der 
angekündigte und erwartete erste Schritt der politischen Übereinkunft der patriotischen, 
konservativen, identitären und souveränistischen Parteien, die ihre ersten Schritte macht. 

Alle unterzeichnenden Parteien, außer dem Fidesz, der nach seinem Austritt aus der 
Europäischen Volkspartei keiner Fraktion angehörte, gehören zu den beiden großen 
patriotischen Fraktionen im Europäischen Parlament, der Fraktion der Europäischen 
Konservativen und Reformisten (EKR) und der Fraktion Identität und Demokratie (ID). 
Auffällig ist die Abwesenheit einiger Parteien mit erheblichem Gewicht in der ID, wie die 
Freiheitspartei von Geert Wilders oder die Alternative für Deutschland (AfD). Der deutsche 
Fall ist komplexer, da die AfD auf ihrem letzten Kongress den Austritt Deutschlands aus der 
EU in ihr Programm aufgenommen hat und nicht die Reform des europäischen Modells, was 
ein ernsthaftes Hindernis darstellen könnte. 

Die Erklärung ist nur ein erster Schritt auf einem langen Weg, der vor uns liegt. Daher 
werden wir sehen, ob mehr der Parteien, die Teil der ECR und der ID sind, ihre 
Unterschriften zu dem Dokument hinzufügen, und sogar einige mittel- oder osteuropäische 
Parteien, die heute zur Europäischen Volkspartei gehören. Im Moment sind dies die 
Parteien, die die Erklärung unterzeichnet haben: 

 

Belgien: Vlaams Belang (VB) 

Bulgarien: BŁlgarsko nacionalno dviģenie (Bulgarische Nationalbewegung, VMRO) 

Dänemark: Dansk Folkeparti (Dänische Volkspartei, DF) 

Estland: Eesti Konservatiivne Rahvaerakond (Estnische Konservative Volkspartei, EKRE) 

Finnland: Perussuomalaiset (Partei der Finnen, PS) 

Frankreich: Rassemblement National 

Griechenland: Ellinikí Lýsi (Griechische Lösung, EL) 

Italien: Fratelli dôItalia 

Italien: Lega Per Salvini Premier 

Litauen: Lietuvos lenkȎ rinkimȎ akcija (Polnische Wahlaktion von Litauen) 
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Österreich: Freiheitliche Partei Österreichs (FPÖ) 

Polen: Prawo i SprawiedliwoŜĺ (Recht und Gerechtigkeit, PiS) 

Rumªnien: Partidul NaἪional ἩŁrŁnesc CreἨtin Democrat (PNT-CD) 

Spanien: VOX 

Ungarn: Fidesz 

 

Dieser Beitrag erschien zuerst bei EL CORREO DE ESPAÑA, unserem Partner in der 
EUROPÄISCHEN MEDIENKOOPERATION. 

Aus: UNSER MITTELEUROPA. MIT VEREINTEN KRÄFTEN FÜR EIN EUROPA DER 
VATERLÄNDER  
 
 

05) Bill Ravotti: Im Kampf gegen den EU-Moloch ist die mitteleuropäische  
      Zusammenarbeit entscheidend 
 
      Von Bill Ravotti 
 
14. 07. 2021  

Treffen der Ministerpräsidenten am 2021.07.09. · Foto: Facebook 

 
 

https://elcorreodeespana.com/politica/745145720/Nace-la-Europa-de-los-Patriotas-Por-Alvaro-Penas-y-Jose-Papparelli.html
https://unser-mitteleuropa.com/
https://unser-mitteleuropa.com/
https://i0.wp.com/unser-mitteleuropa.com/wp-content/uploads/2021/07/2021.07.09.-orban.jpg?fit=2000%2C1333&ssl=1
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Die Vertreter der V4-Staaten und der slowenische Ministerprªsident Janez Janġa trafen sich 
am vergangenen Freitag in Slowenien, um die Zusammenarbeit zwischen den 
mittelosteuropäischen Staaten (MOE) in Bezug auf Massenmigration, Integrität der 
Nationalstaaten und andere Themen zu besprechen. 

Angesichts der empörenden, abschreckenden und geradezu unbeholfenen Reaktion des 
westlichen EU-Blocks auf Ungarns Anti-Pädophilie-Gesetz, das ungarische Kinder und die 
natürlichen Rechte der Eltern schützt, war der Zeitpunkt entscheidend, um Einigkeit und 
Stärke angesichts dieses aggressiven Ansturms des EU-Parlaments und der von der Leyen-
Kommission zu zeigen. 

Bei diesem Thema geht es nicht nur um Ungarn, sondern um das gesamte Konzept des 
souveränen Nationalstaates bzw. um die eigentliche Definition von Europa.  

Dies ist in der Tat ein sehr rutschiger Abhang, der vermieden und sofort behandelt werden 
muss, bevor weitere rote Linien überschritten werden. 

Wenn Ungarn untergeht, werden die V4-Staates und die anderen ost- und 
mitteleuropäischen Länder die nächsten Ziele des EU-Molochs sein, ob es nun um dieses 
Thema oder um etwas anderes geht. Schon jetzt haben linksextreme Mitglieder der EU-
Kommission und des EU-Parlaments Slowenien ins Visier genommen, wenn es um die 
Frage der freien Meinungsäußerung geht, von der Janġa richtigerweise glaubt, dass sie 
auch Politikern zur Verfügung stehen sollte, die auf Angriffe von speziellen Medienlieblingen 
der EU reagieren. 

Gibt man Brüssel erst den kleinen Finger, so nimmt es die ganze Hand und strebt nach 
totaler Unterwerfung auf jeder Ebene. Es glaubt wirklich nicht an den europäischen 
Nationalstaat. 

Ebenfalls ganz oben auf der Tagesordnung standen die zu erwartenden Konsequenzen aus 
dem Abzug aus Afghanistan, wo die ost und mitteleuropäischen Staats- und 
Regierungschefs ihre groÇe Sorge ¿ber eine afghanische ĂMigrationswelleñ zum Ausdruck 
brachten. 

Eigentlich sollte man eher von einer Ăzweiten Welleñ sprechen, wenn man bedenkt, dass 
viele Afghanen Europa bereits überschwemmt haben, insbesondere die so genannten 
Ăunbegleiteten Minderjªhrigenñ (sprich aggressive Mªnner im Alter von 14ï17 Jahren). 

Solange jedoch reiche EU-Staaten wie Deutschland und die Niederlande die Illegalen mit 
einem starken Willkommensmagneten anziehen, werden die Wellen nicht enden, und das 
nicht nur aus Afghanistan. 

ĂDie Zusammenarbeit zwischen den Lªndern Mitteleuropas ist keine Theorie, sondern eine 
praktische Realitªtñ, so Viktor Orban, der die ost- und mitteleuropäischen Staaten 
aufforderte, beim Thema Migration geschlossen aufzutreten, um ein Gegengewicht zur Pro-
Migrations-Agenda vieler westlicher EU-Staaten unter Führung Deutschlands zu schaffen. 

Die ost- und mitteleuropäischen Staats- und Regierungschefs forderten die EU auf, die 
Grenzen zu verteidigen. 

Doch Europa hat diesen Weg schon einmal beschritten, und zwar viele Male seit Merkels 
ĂWir schaffen dasñ-Manifest von 2015.  Während dieser Zeit haben die V4- bzw. ost- und 
mitteleuropäischen Länder sicherlich ihren Teil (und mehr) getan, um Europa zu verteidigen,  

https://visegradpost.com/de/2021/06/17/anti-paedophilen-gesetz-europaeische-sanktionen-gegen-ungarn/
https://visegradpost.com/de/2021/06/17/anti-paedophilen-gesetz-europaeische-sanktionen-gegen-ungarn/
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einschließlich der starken Verlangsamung der illegalen Migrantenpipeline für die 
undankbaren reichen Regierungen Deutschlands und der Niederlande, die beide selbst 
hilflos sind, wenn es darum geht, die Einreise zu verweigern und ihre eigenen Grenzen zu 
verteidigen. 

Die schiere Dreistigkeit, mit der Angela Merkel die ursprüngliche Balkanschließung 
kritisierte, die Deutschland zugute kam, war beschämend.  ĂNicht mein Europañ nannte sie 
die heldenhaften Bemühungen Ungarns und der ost- und mitteleuropäischen Staaten zur 
Verteidigung der Südgrenzen. 

Allerdings gibt es immer noch große Löcher in der EU und neue Routen tauchen auf, auch 
wenn die EU-Migrationsministerin (Ylva aus Schweden) zu behaupten versucht, dass die 
Krise vorbei sei.  Darüber hinaus gibt es ein noch größeres Problem, das im Laufe der Jahre 
recht deutlich geworden ist:  Nicht jeder Führer innerhalb des Blocks hat die gleiche 
Definition von ĂGrenzen verteidigenñ. 

Der gesunde Menschenverstand und die Realität besagen, dass die Verteidigung der 
Grenzen das Zurückdrängen einer anrückenden Truppe erfordert, um die Einreise zu 
verhinderné aber viele andere, einschlieÇlich der EU-Kommission und einiger 
Grenzstaaten, glauben, dass die Verteidigung der Grenzen die Entsendung von Frontex mit 
ihrer schicken Ausr¿stung zur ĂBeobachtung und Ortungñ heiÇt, wªhrend neue 
ĂAufnahmeeinrichtungenñ gebaut werden, um die Kapazitªt zur Unterbringung der Illegalen 
zu erhöhen, denen die Einreise gewährt wird. 

Die EU allein würde letzteres als Verteidigung der Grenzen betrachten, aber das ist die 
Denkweise von Brüssel. 

Ja, die Afghanen und andere werden kommen. Warum eigentlich nicht?  Europa hat weder 
die Fähigkeit noch den Willen gezeigt, massenhaft abzuschieben; der Zustrom übersteigt 
bei weitem die Abschiebungen. 

Die Frage ist, was Europa gegen diese neue Welle unternehmen wird, die wie ein 
wiederkehrendes Ereignis wirkt. Zukünftige Abschiebungen zu versprechen, die nie in 
irgendeiner sinnvollen Weise eintreten, ist ein reiner EU-Köder und eine Ausrede dafür, die 
Grenzen nicht dicht zu machen, um die Einreise zu verhindern. 

Offen gesagt ist eine EU-Lösung in der jetzigen Form nicht möglich, weil die EU die 
Migration nicht stoppen will. Sie will nur die Massenmigration in geordneter und 
regelmäßiger Weise steuern, was bedeutet, dass sie versuchen wird, illegale Migration in 
legale Migration zu verwandeln. 

Die V4- bzw. ost- und mitteleuropäischen Staaten müssen weiterhin zusammenarbeiten, 
auch außerhalb der EU, um ihre Länder sowie ihre Region zu verteidigen.  Sie müssen 
endlich erkennen, dass sich die EU nach sechs Jahren nutzloser Solidaritätsparolen ganz 
auf Umsiedlungsprogramme konzentriert und keine Pläne hat, die Wellen zu stoppen. 

Die V4- bzw. ost- und mitteleuropäischen Staaten können sich nicht auf die EU, Erdogan 
und andere ausländische Führer, Frontex oder den Europarat verlassen.  Sie müssen es 
selbst tun und als Allianz unabhängiger Nationalstaaten zusammenarbeiten, um ihre 
Menschen, ihre Grenzen und ihre Kulturen zu schützen. 

Der zweite entscheidende Schritt ist eine Frage des Prinzips.  Es kann keine erklärten 
ĂSiegeñ (wie das von der Leyen-Debakel) geben, auch wenn keine verbindlichen Quoten  
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vorgesehen sind.  Es steht viel mehr auf dem Spiel.   Die V4- bzw. ost- und 
mitteleuropäischen Staaten müssen die EU-weite Reformvorlage (endlose Verlagerungen) 
bedingungslos ablehnen, die alle in der EU zur Massenmigration verpflichten wird, bis 
Europa unterworfen wird. 

Migration muss auf nationaler Ebene gestaltet werden, ohne Einmischung aus Brüssel oder 
dem EU-Parlament.  Es gibt einen Bereich, in dem die EU den Nationalstaaten behilflich 
sein kann: die Koordinierung der Bemühungen, ALLE EU-Auslandshilfen an die Bereitschaft 
eines Landes zu knüpfen, seine Bürger schnell und ohne Formalitäten wieder 
aufzunehmen.  Ansonsten (und das auch nur, weil die EU bereits ein Budget für 
Auslandshilfe hat) ist die EU ein Hindernis, und eine Ausweitung ihrer Befugnisse in Bezug 
auf die Migration wird die Krise nur verschlimmern und vertiefen. 

Den Nationalstaaten muss freie Hand gelassen werden, die Massenmigration auf eigene 
Faust zu bewältigen, mit nationalen Methoden und regionaler Zusammenarbeit, nicht 
basierend auf veralteten Erklärungen von vor Jahrzehnten, sondern mit Techniken, die die 
Realitäten der heutigen komplexen Umgebung widerspiegeln. 

Dies ist ein Kampf auf der Straße, und man kann diesen Kampf nicht gewinnen, solange 
man an die Ketten der EU und der UN gefesselt ist. 

 

Bill Ravotti ist US-Amerikaner und mit einer Tschechin verheiratet. Er ist der Gründer des 
auf die Analyse des politischen Geschehens in der V4, in den ost- u. mitteleuropäischen 
Ländern und in der EU spezialisierten unabhängigen Portals V4Report. Bill Ravotti arbeitet 
als CFP und war 1996 und 1998 republikanischer Kandidat für den US-Kongress. Ferner 
leitete er den Wahlkampf von P.J. Buchanan in Pennsylvanien. 

Dieser Beitrag erschien zuerst bei der 
VISEGRÁD POST, unserem Partner in der EUROPÄISCHENMEDIENKOOPERATION. 

Aus: UNSER MITTELEUROPA. MIT VEREINTEN KRÄFTEN FÜR EIN EUROPA DER 
VATERLÄNDER  
 
 
 
 
 
 
 
 
 

https://visegradpost.com/de/2021/07/12/bill-ravotti-im-kampf-gegen-den-eu-moloch-ist-die-mitteleuropaeische-zusammenarbeit-entscheidend/
https://unser-mitteleuropa.com/
https://unser-mitteleuropa.com/
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06) Mitteleuropa: Die wichtigsten Nachrichten vom 12. bis 18. Juli 2021 

19. 07. 2021  

Bildquelle: Demokracija 

Ungarn 

¶ Der ungarische Ministerpräsident Viktor Orbán kündigte am Freitag, 16. Juli, in der 
Sendung Kossuth Rádió an, dass es ab dem 1. August möglich sein wird, sich für 
eine dritte Dosis des Grippeimpfstoffs anzumelden ï die erst vier Monate nach der 
zweiten verabreicht werden kann. Der ungarische Regierungschef kündigte auch an, 
dass die Impfung f¿r das Gesundheitspersonal verpflichtend sein wird: ĂWir sind nicht 
für Zwang, aber wir haben eine Entscheidung getroffen: Die Impfung wird für das 
Gesundheitspersonal verpflichtend sein. Nur wer geimpft ist, kann also im 
Gesundheitsbereich arbeiten. Auf jeden Fall müssen sie eine bestimmte Anzahl von 
Pflichtimpfungen durchf¿hren, und diese Liste wird jetzt immer lªngerñ, sagte er. 
Schließlich kündigte der Premierminister an, dass am 30. und 31. August eine 
Impfaktion für Jugendliche im Alter von 12 bis 15 Jahren organisiert werde, um Ăalle 
Kinder [é] zu impfen, wenn ihre Eltern es erlaubenñ. 

¶ Bei einem Besuch in Belgrad am Donnerstag, den 8. Juli, wo er mit dem serbischen 
Prªsidenten Aleksandar Vuļiĺ zusammentraf, bekrªftigte der ungarische 
Ministerpräsident Viktor Orbán die Unterstützung Ungarns für den Beitrittsantrag 
Serbiens: ĂDie F¿hrer der mitteleuropªischen Staaten m¿ssen erkennen, dass die 
Schicksalsgemeinschaft die kurzfristigen Interessen überwiegt. Diese Haltung kann 
die zuk¿nftige Sicherheit und Stabilitªt der Region garantierenñ, sagte er. 

¶ Der Präsident des ungarischen Parlaments, László Kövér, sagte am Sonntag, den 
11. Juli, in der Sendung Kossuth Rádió über die anhaltende Kluft zwischen Brüssel 
und Mitteleuropa: ĂNach den Nazis und den Kommunisten ist ein neuer totalitärer 
Ehrgeiz im Begriff, Europa zu zerstören, der manchmal Liberalismus, 
Posthumanismus oder sonstigeré gr¿ner Wahnsinn genannt wirdñ, und bezog sich 
auf Ăhochm¿tige Politiker, die uns sagen, dass wir heute in der Europäischen Union  

https://i0.wp.com/unser-mitteleuropa.com/wp-content/uploads/2021/05/visegrajska_skupina_slovenija_zastave_FOTO_EPA_Martin_Divisek.jpg?fit=1024%2C632&ssl=1
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nicht akzeptiert würden, wegen unserer sogenannten Probleme, Werte und 
Ansichten ¿ber die Rechtsstaatlichkeitñ. ĂWir sind einer gewissen Aggression 
ausgesetzt und werden aufgefordert, die Normalität auf eine Weise hinter uns zu 
lassen, die nicht nur von den Ungarn, sondern auch von der Mehrheit der Europäer 
abgelehnt wirdñ, fuhr er fort. 

¶ Die ungarische Regierung will den 2005 unter der Regierung von Ferenc Gyurcsány 
privatisierten Budapester Flughafen Ferenc Liszt zurückkaufen und hat der 
deutschen AviAlliance (einer Tochter des kanadischen Pensionsfonds PSP 
Investments), die 55,44% der Anteile an der Budapest Airport Zrt. hält (23,33% 
werden von einer Tochter des Singapurer Investmentfonds GIC und 21,23% von der 
Caisse de dépôt et placement du Québec gehalten), ein Übernahmeangebot 
gemacht. In der Tat, wie der Minister für Innovation und Technologie László Palkovics 
im Juni in einem Interview mit der Zeitschrift Vasárnap am 6. Juni erklªrte: ĂWir wollen 
nicht nur einen Eigentumsanteil erwerben, sondern auch der mehrheitliche 
ungarische Eigentümer des Internationalen Flughafens Budapest Ferenc Liszt sein 
[é] 2005 hatte die Gyurcs§ny-Regierung eine falsche politische Entscheidung 
getroffen, die auf lange Sicht wirtschaftlich unrentabel war [é] f¿r uns ist es eine 
wichtige Frage der Wirtschafts- und Verkehrsentwicklung, sogar der nationalen 
Strategieñ. AviAlliance hat das Angebot der ungarischen Regierung bestªtigt, mºchte 
aber nicht sofort darauf eingehen und betont, dass AviAlliance ein langfristiger 
Investor ist und hofft, Eigent¿mer des Budapester Flughafens zu bleiben: ĂWir haben 
während der aktuellen Krise weiter in die Infrastruktur und den Betrieb des 
Flughafens investiert, da wir an eine schnelle wirtschaftliche Erholung und ein 
langfristiges Wachstumspotenzial glaubenñ. 

¶ Der Beauftragte der ungarischen Regierung für die Renovierung der Budaer Burg 
und des Zitadellenviertels (in Budapest), Gergely Fodor, kündigte am Montag, dem 
12. Juli, an, dass die Burg Visegrád ï wo 1335 ein erstes Bündnis zwischen Ungarn, 
Böhmen und Polen geschlossen wurde ï bis 2035 restauriert werden soll, um das 
700-jährige Jubiläum des Bündnisses stilvoll zu feiern. 

¶ Immer mehr ungarische Auswanderer, die oft aus wirtschaftlichen Gründen nach 
Deutschland, Großbritannien, Österreich oder Nordamerika gegangen sind, kehren 
in ihre Heimat zurück, und die Zahl der Rückkehrer übersteigt inzwischen die Zahl 
der Abwanderer. 

Polen 

¶ Auch für die Europäische Kommission, die in der Frage der ĂLGBT-Rechteñ in Polen 
sehr aktiv ist, ist das neue polnische Mediengesetz ein ernstes Anliegen. Die 
Vizeprªsidentin der Kommission, VŊra Jourov§, erklªrte am Montag, den 12. Juli, auf 
Twitter, dass die neue Gesetzgebung ein Ăbesorgniserregendes Signal für die 
Medienfreiheit und den Pluralismusñ sei, wªhrend der Sprecher der Kommission, 
Christian Wigand, erklªrte: ĂUns ist die neue Gesetzesmitteilung bekannt, die die 
Regeln für die Verteilung von Rundfunklizenzen ändert. Wir erwarten von den 
Mitgliedstaaten, dass sie sicherstellen, dass ihre persönliche Politik keinen Einfluss 
auf die Existenz eines unabhängigen, freien und vielfältigen Medienökosystems hat 
[é] Wir verfolgen die Situation der Medienfreiheit und des Medienpluralismus in 
Polen mit wachsender Sorge. Der polnische Regierungssprecher Piotr Müller 
verteidigte den Text: ĂDer Entwurf [des Gesetzes] stellt sicher, dass kein 
Unternehmen außerhalb des Europäischen Wirtschaftsraumes eine 
Mehrheitsbeteiligung an Medienunternehmen in Polen hat. Das ist ähnlich wie in 
Deutschland, ¥sterreich oder Frankreich [é] In Deutschland, ¥sterreich und  
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Frankreich gibt es die gleichen Lösungen, und niemand behauptet, dass dort 
irgendjemand das Bündnis mit anderen EU-Staaten oder den Vereinigten Staaten 
abschaffen will. 

¶ Am Mittwoch, den 14. Juli, wies das Oberste Gericht Polens die Berufung zweier 
Frauen zurück, die eine britische Geburtsurkunde in Polen registrieren lassen 
wollten, die belegt, dass ein Kind zwei Mütter und keinen Vater hat, was der polnische 
Standesbeamte abgelehnt hatte ï eine Entscheidung, die am 5. April 2018 vom 
Woiwodschaftsgericht bestªtigt wurde, gegen die die beiden ĂVerwandtenñ vor dem 
Obersten Gericht geklagt hatten, das dieses Ansinnen schließlich als unvereinbar mit 
den Grundregeln des polnischen Rechtssystems beurteilte. 

¶ Électricité de France (EDF) eröffnete am 12. Juli eine Repräsentanz in Polen. Bei 
dieser Gelegenheit erklärte der französische Botschafter in Warschau, Frédéric Billet: 
ĂDie franzºsische Regierung ist bereit, sich in Polen im Bereich der Kernenergie zu 
engagieren. Diese Vorbereitung ist Teil der langfristigen Partnerschaft, die 2020 
während des sehr erfolgreichen Besuchs von Präsident Emmanuel Macron in 
Warschau begr¿ndet wurdeñ, wªhrend der Hohe Reprªsentant Frankreichs f¿r die 
nukleare Zusammenarbeit mit Polen, Philippe Crouzet, hinzuf¿gte: ĂWir m¿ssen sie 
verteidigen, denn die Kernenergie hat auch Feinde in der Europäischen Union. 
Deshalb ist es so wichtig, dass Frankreich und Polen zusammenarbeiten, damit die 
EU die Kernenergie als ein entscheidendes Element auf dem Weg zur 
Dekarbonisierung sieht. 

¶ In Polen, wie auch anderswo, ist die Zahl der Antragsteller für die Covid-Impfung in 
den letzten Wochen stetig gesunken. Der Chef der Kanzlei des polnischen 
Premierministers, Michağ Dworczyk, k¿ndigte daher am Mittwoch, den 14. Juli, im 
Radio an, dass Polen einen Teil der gekauften Impfstoffe weiterverkaufen werde: 
ĂUm nicht zig Millionen Dosen Impfstoff wegzuwerfen, wird [Polen] die Impfstoffe, die 
nicht verwendet werden d¿rfen, an auslªndische Partner verkaufenñ. Mºgliche 
Käufer sind Georgien, Vietnam, die Ukraine, die Balkanländer und Australien. 

¶ Die PiS-Fraktion hat wieder eine Mehrheit im Sejm. Er hatte seine Mehrheit ï 
zumindest theoretisch ï am 25. Juni verloren, als drei seiner Mitglieder beschlossen, 
die Mehrheit zu verlassen. Eine der drei ĂFrondeureñ, Magorzata Janowska, 
entschied sich, der kürzlich von Adam Bielan gegründeten Republikanischen Partei 
beizutreten, deren Abgeordnete auch in der Gruppe der Vereinigten Rechten sitzen, 
die sich um die PiS gebildet hat. 

¶ Das polnische Verteidigungsministerium gab am Mittwoch, den 14. Juli, bekannt, 
dass die polnische Armee in Kürze 250 amerikanische M1A2 Abrams SEPv3-Panzer 
der dritten Generation erwerben wird, eine Investition von über 23 Milliarden Zloty 
(f¿nf Milliarden Euro). ĂWir bestellen die modernsten Panzer in der am besten 
ausgestatteten Version. Sie haben sich im Einsatz bewährt. Die polnische Armee 
wird ab dem nächsten Jahr mit diesen Panzern ausgestattet, was die 
Verteidigungsfªhigkeit Polens stªrken wirdñ, sagte der polnische 
Verteidigungsminister Mariusz Bğaszczak bei dieser Gelegenheit. ĂDiese Panzer 
werden in der vordersten Verteidigungslinie stehen. Ihre Aufgabe wird es sein, den 
potenziellen Aggressorñ, d.h. Russland und WeiÇrussland, abzuschrecken. 

¶ Der Gerichtshof der Europäischen Union (EuGH) hat im Streit um das deutsch-
russische Gaspipeline-Projekt Nord Stream 2 ausnahmsweise zugunsten Polens 
gegen Deutschland und die EU-Kommission entschieden. Das konkrete Ergebnis ist, 
dass die Europäische Kommission nicht berechtigt war, eine Kapazitätserhöhung der 
Opal-Pipeline zugunsten von Gazprom zu genehmigen. Die Opal-Pipeline, die mit 
der Nord Stream verbunden ist, transportiert Gas durch Deutschland nach Mittel- und 
Westeuropa. 
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¶ Nach einem Bericht der Zeitschrift Wprost vom Freitag, 16. Juli, erwägt die polnische 
Regierung, die Impfung für medizinisches Personal verpflichtend zu machen, lehnt 
aber eine generelle Diskriminierung von Ungeimpften ab: ĂWenn wir in Polen 
Einschränkungen für Ungeimpfte einführen würden, hätten wir viel größere 
Demonstrationen als in Frankreich, wo derzeit 18.000 Menschen demonstrieren. Wir 
haben Angst vor Unruhenéñ, wurde ein ungenanntes Mitglied der Regierung zitiert. 

¶ Eine weitere Episode in den schwierigen Beziehungen zwischen Warschau und 
Brüssel: Der Europäische Gerichtshof für Menschenrechte kündigte am Freitag, den 
9. Juli, an, dass er in Kürze über das Urteil des polnischen Verfassungsgerichts vom 
22. Oktober 2020 zur Abtreibung entscheiden und die seit 1993 geltenden 
Bestimmungen, die eine Abtreibung in Fällen von schweren und irreversiblen 
Missbildungen des Fötus oder unheilbaren Krankheiten erlaubten, für unvereinbar 
mit der polnischen Verfassung erklären werde. Nach dieser Entscheidung des 
polnischen Verfassungsgerichts wurden bisher zwölf Beschwerden von polnischen 
Staatsangehörigen beim Europäischen Gerichtshof für Menschenrechte eingereicht. 
Diese Entscheidung gab auch Anlass zu zahlreichen Demonstrationen von 
feministischen und linken Organisationen in ganz Polen, die von den europäischen 
Behörden unterstützt wurden. 

¶ Nachdem das Verfassungsgericht am Mittwoch, den 14. Juli, entschieden hatte, dass 
die vom Gerichtshof der Europäischen Union angeordneten einstweiligen 
Maßnahmen nicht mit der polnischen Verfassung vereinbar sind, ordnete der Erste 
Präsident des Obersten Gerichts Polens die Wiederaufnahme der vollen Tätigkeit der 
Disziplinarkammer an, deren Aussetzung der EuGH gefordert hatte: ĂAus den 
Verträgen der Europäischen Union geht eindeutig hervor, dass die Republik Polen 
der Union nicht die Befugnis zur Gesetzgebung im Bereich der Organisation der 
Rechtspflege in der Republik Polen übertragen hat. Gemäß Art. 176 Abs. 2 der 
Verfassung der Republik Polen werden die Struktur und die Zuständigkeit der 
Gerichte sowie das Verfahren vor den Gerichten durch Gesetze der Republik Polen 
bestimmt [é] Der polnische Gesetzgeber hat die ausschließliche Kompetenz, den 
institutionellen Rahmen für das Funktionieren der Justiz zu definieren. 

Slowakei 

¶ Angesichts des Eintreffens der so genannten Delta-Variante des Coronavirus hatten 
die slowakischen Gesundheitsbehörden beschlossen, die Hygienemaßnahmen an 
den Grenzen ab dem 9. Juli zu verstärken und insbesondere eine 14-tägige 
Quarantäne für nicht geimpfte Personen zu verhängen. Das Verfassungsgericht in 
Bratislava entschied am 14. Juli, diese Maßnahmen auszusetzen. 

Tschechische Republik 

¶ Der tschechische Außenminister Jakub Kulhánek gab am Montag, den 12. Juli, 
bekannt, dass die Tschechische Republik nicht an der Durban-
Überprüfungskonferenz (Durban IV) teilnehmen wird, die im September in New York 
stattfinden wird. ĂIch habe diese Entscheidung aufgrund von historischen Bedenken 
über Antisemitismus und den Missbrauch der Plattform für Angriffe auf Israel 
getroffenñ, erklªrte er auf Twitter. ĂWir werden weiterhin gegen Rassismus und 
Diskriminierung kämpfen und die Menschenrechte fördern. 

Slowenien 

¶ 17.7. Im Rahmen der slowenischen EU-Ratspräsidentschaft trafen sich die 
europäischen Justizminister zu einem informellen Treffen in Brdo pri Kranju (Egg bei  
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Krainburg), um juristische Aspekte der künstlichen Intelligenz, eine kinderfreundliche 
Justiz und Fragen im Zusammenhang mit digitalen Nachlässen zu erörtern. Bei dem 
Treffen betonte EU-Justizkommissar Didier Reynders den Vorrang des EU-Rechts in 
Bezug auf die Verfahren gegen Polen und Ungarn. In der Zwischenzeit traf sich die 
ungarische Justizministerin auch mit Premierminister Janez Janġa. ĂFruchtbare 
Diskussion mit Premierminister Janez Janġa ¿ber die Prioritªten und Ziele der 
Prªsidentschaft der Europªischen Unionñ, twitterte sie. Das Treffen begann im 
Einklang mit der Priorität des slowenischen Ratsvorsitzes im Bereich der Justiz, 
nämlich dem Schutz der Grundrechte angesichts der Herausforderungen durch neue 
Technologien und die Nutzung des Internets. Die Debatte wurde von Minister Marjan 
Dikauļiļ als Präsident des EU-Justizrates geleitet. An ihr nahmen auch der Direktor 
der EU-Grundrechteagentur (FRA), Michael OôFlaherty, und der EU-Kommissar für 
Justiz, Didier Reynders, teil. 

¶ 16.7 Unter der gegenwärtigen Regierung handelt Radio Television Slovenia 
ausgesprochen einseitig, indem es die Vorgaben des Übergangsnetzes in Slowenien 
erfüllt. Seit einiger Zeit gibt es in bestimmten Kreisen der Öffentlichkeit Initiativen, 
den RTV-Pflichtbeitrag freiwillig zu machen. Alles deutet darauf hin, dass die 
Kampagne zur Unterschriftensammlung für ein Referendum über die Abschaffung 
des Zwangsbeitrags für das einzige nationale Medium am 1. September 2021 
beginnen wird. Denken Sie daran, dass RTV Slowenien jedes Jahr etwa 100 
Millionen Euro an Steuergeldern vom slowenischen Steuerzahler einnimmt. Wie 
angekündigt, werden am 1. September Unterschriften für das Referendum über die 
Abschaffung des Zwangsbeitrags von RTV Slowenien gesammelt. Rund 500.000 
slowenische Haushalte zahlen den monatlichen Pflichtbeitrag von knapp 13 Euro für 
den Betrieb von RTV Slowenien. 

¶ 14.7. Gestern sprachen die Abgeordneten der Demokratischen Partei Sloweniens im 
Europäischen Parlament über die Schikanen und Drohungen, die sie in letzter Zeit 
erhalten haben. ĂSie werden nie mehr schºne Tage haben, Sie werden nie mehr 
ruhig schlafen und aufwachen können. Sie werden immer jemanden hinter sich 
haben, der Sie beurteilt. Vor mir und uns werden Sie nie Ruhe habenñ, beschrieb die 
Abgeordnete Mojca Ġkrinjar den Angriff vor dem Parlament und sagte, dass alles im 
Parlament mit den verbalen Angriffen der Linkspartei begann, aber jetzt hat es sich 
auf die StraÇe verlagert. Der Abgeordnete Janez Moġkriļ wurde sogar mit dem Mord 
an seiner Familie bedroht. Auch Premierminister Janez Janġa hat gewarnt, dass die 
Gewalt gegen Abgeordnete eskaliert. Eine Sitzung der DZ oder des Nationalen 
Sicherheitsrates oder beider wird nötig sein, um zu erklären, wie die Polizei und die 
Staatsanwaltschaft diese Gewaltspirale stoppen wollen, glaubt er. Die Abgeordneten 
Mojca Ġkrinjar und Alenka Jeraj, Janez Moġkriļ und Leon Merjasec sprachen ¿ber 
die Schikanen und Drohungen, die sie beim Betreten und Verlassen des Parlaments 
erhielten. Auch einige andere Abgeordnete wurden in den letzten Tagen angegriffen, 
darunter die NSi-Abgeordneten Joģef Horvat und Tadeja Ġuġtar sowie der SNS-
Abgeordnete und Prªsident Zmago Jelinļiļ Plemeniti. 

 

 
 
 

 
 
 

 
 
 

 

 



Seite 113 zum AGOMWBW-Rundbrief Nr. 794 vom 22.07.2021 

07) Mitteleuropa: Die wichtigsten Nachrichten vom 5. bis 11. Juli 2021 

12. 07. 2021  

Bildquelle: Demokracija 

V4 

¶ Die ungarische Präsidentschaft der Visegrád-Gruppe organisierte am Freitag, den 8. 
Juli, ein Gipfeltreffen in Ljubljana zwischen den Regierungschefs der V4 und 
Slowenien. Der neben Viktor Orbán und Janez Janġa anwesende polnische 
Ministerprªsident Mateusz Morawiecki betonte, dass Ăsowohl die V4-Länder als auch 
Slowenien gegen die Versuche der Europäischen Kommission seien, den 
Mitgliedstaaten der Europªischen Union Befugnisse wegzunehmen.ñ 

Ungarn 

¶ Reporter ohne Grenzen hat gerade den ungarischen Ministerpräsidenten Viktor 
Orb§n auf die Liste der Regierungschefs gesetzt, die ĂRaubtiereñ der Pressefreiheit 
sind, ein sehr geschlossener Club, in dem er sich nun zu 36 anderen Staats- oder 
Regierungschefs gesellt, einschließlich des brasilianischen Präsidenten Jair 
Bolsonaro, des weißrussischen Präsidenten Alexander Lukaschenko, des 
venezolanischen Präsidenten Nicolás Maduró und des russischen Präsidenten 
Wladimir Putin. 

¶ Der ungarische Außenminister Péter Szijjártó sagte am Mittwoch, den 7. Juli in 
Vilnius, dass Ungarn die litauischen Behörden voll und ganz unterstützt, die mit einer 
Welle von Migranten konfrontiert sind, die dadurch verursacht wurde, dass 
Weißrussland ï als Vergeltung für die europäischen Sanktionen ï beschlossen hat, 
den Transit von Migranten aus dem Nahen Osten nach Westeuropa zu stoppen, aber 
stattdessen ihre Passage in die Europäische Union und insbesondere nach Litauen 
zu erleichtern: ĂLitauen steht jetzt vor der gleichen auÇerordentlichen 
Herausforderung wie Ungarn im Jahr 2015, als Hunderttausende illegale 
Einwanderer an unseren südlichen Grenzen unsere Grenze und damit unsere  
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Souverªnitªt verletztenñ, sagte er und schlug vor, ï wie in Ungarn ï einen Grenzzaun 
zu bauen: ĂEine Grenze, die so lang ist wie Ungarns S¿dgrenze oder die litauisch-
weißrussische Grenze, kann nicht allein durch menschliche Ressourcen geschützt 
werden. Es werden physische Barrieren benötigt: die beste Lösung ist ein Zaun. 

¶ Die UEFA gab am Freitag, 8. Juli, bekannt, dass die ungarische 
Fußballnationalmannschaft ihre nächsten beiden Spiele hinter verschlossenen Türen 
austragen muss. Diese Sanktion wurde aufgrund des ĂVerhaltensñ bestimmter 
ungarischer Fans bei Spielen in Ungarn verhängt. Während des Spiels Portugal-
Ungarn in der Budapester Puskás-Arena wurde ein Banner entrollt, das der LGBT-
Lobby feindlich gesinnt war, während beim Spiel gegen Frankreich ein Banner 
hochgehalten wurde, das die westliche Praxis der knienden Spieler nach dem Diktat 
der Black-Lives-Matter-Bewegung kritisierte. Zusätzlich zu den beiden Sperren muss 
der ungarische Fußballverband (MLSZ) eine Geldstrafe von 100.000 Euro an die 
UEFA zahlen. 

Polen 

¶ Der Erzbischof von Gniezko (Gnesen) und Primas von Polen, Wojciech Polak, hat 
am 28. Juni die Statistik der polnischen Kirche über die ihr bekannten Fälle von 
Pädophilie in ihrer Mitte in den Jahren 2018ï2020 vorgestellt. ĂDie Daten, die wir 
heute präsentieren, bringen das Drama des sexuellen Missbrauchs von 
Minderjªhrigen durch Kleriker nicht vollstªndig zum Ausdruckñ, sagte der Prªlat in 
aller Deutlichkeit. Nach der Untersuchung der Kirche betreffen die Enthüllungen in 
diesen drei Jahren 368 Fälle von Missbrauch an Minderjährigen ï die Hälfte von 
ihnen war zum Zeitpunkt der Vorfälle unter 15 Jahre alt: 300 in Diözesen und 68 in 
Ordensgemeinschaften. Sie betrafen 292 Priester oder Ordensleute. In 38 Fällen 
wurde der angezeigte Sachverhalt als nicht bewiesen angesehen. Dabei erinnerte 
Erzbischof Polak daran, dass die vorgelegten Zahlen in jedem Fall unvollständig sind 
und bleiben werden, weil viele Opfer noch immer schweigen, und übermittelte seine 
Entschuldigung im Namen der Kirche an alle, die Opfer, Ăverletzt und skandalisiertñ 
wurden. 

¶ Fünfundzwanzig Gewerkschaften, die die Mitarbeiter der polnischen Post (Poczta 
Polska) vertreten, schickten am 27. Juni einen offenen Brief an Premierminister 
Mateusz Morawiecki, in dem sie die Handlungen des Vorstands anprangerten, die 
Ăzum Zusammenbruch [dieses] ºffentlichen Unternehmens gef¿hrt habenñ, das von 
einem Gewinn von 33 Millionen Zloty im Jahr 2009 zu einem Verlust von 118 
Millionen Zloty im Jahr 2020 wurde: ĂDer Vorstand von Poczta Polska hat unter 
Missachtung der Sozialpartner beschlossen, Massenentlassungen vorzunehmen 
und gleichzeitig ihre Freunde [é] f¿r lukrative Managementpositionen einzustellen. 
Diese Personen haben keine Kenntnisse über den laufenden Betrieb des 
Unternehmens, wodurch ein berechtigtes Risiko entsteht, dass diese Mitarbeiter [é] 
aufgrund ihrer mangelnden Kompetenz zum Nachteil der Post handelnñ, heiÇt es. 

¶ Polen, wie auch in vielen anderen Ländern, verzeichnet einen Rückgang der 
Impfkandidaten: 54 % der erwachsenen Bevölkerung des Landes sind bereits 
geimpft (darunter 77 % der über 70-Jährigen und 67 % der über 60-Jährigen). So 
k¿ndigte der Sprecher des Premierministers, Michağ Dworczyk, am 1. Juli an, dass 
einige Impfzentren schlieÇen w¿rden: ĂEs gibt einfach niemanden mehr, der sich 
gegen Covid-19 impfen lassen will [é] Die Anmeldedynamik nimmt ab [é] Wir haben 
Woche für Woche einen Rückgang von 30 % registriert. Das ist ein sehr 
besorgniserregendes Phªnomenñ, erklªrte er, wªhrend die Regierung nun auf eine 
Lotterie setzt, um die Polen zu ermutigen, sich impfen zu lassen. 

¶ Am Freitag, den 9. Juli, sagte der polnische Gesundheitsminister Adam Niedzielski, 
dass die Zahl der neuen Covid-Infektionen in Polen jetzt sehr niedrig sei (80 neue  



Seite 115 zum AGOMWBW-Rundbrief Nr. 794 vom 22.07.2021 

Fälle pro Tag für das ganze Land). Dabei sagte der Minister, er sei besorgt, dass 
viele Menschen, die die erste Dosis des Impfstoffs erhalten hätten, die Anmeldung 
f¿r die zweite Dosis hinauszºgerten: ĂDie Einnahme der zweiten Dosis bestimmt die 
Wirksamkeit des gesamten Impfprozesses und wir können diese Dosen nicht 
aufgebenñ, dies sei ein Ăbeunruhigendes Phªnomenñ. 

¶ Die E-Mail-Konten einiger polnischer Persönlichkeiten des öffentlichen Lebens 
wurden gehackt. Wie der Sprecher des Minister-Koordinators des Geheimdienstes, 
Stanisğaw ŧaryn, am 2. Juli mitteilte, ist auch das E-Mail-System des Sejm, des 
polnischen Parlaments, betroffen: ĂDie Agentur f¿r Innere Sicherheit stellte fest, dass 
der Angriff auch das E-Mail-System des Sejm der Republik Polen betraf [é] Eine 
detaillierte Analyse ergab nicht autorisierte Verbindungen zu den offiziellen E-Mail-
Postfächern einiger Mitglieder des polnischen Parlaments. Die Vorfälle betrafen 
insgesamt zehn Abgeordnete, Mitglieder der Fraktionen Lewica, Polska2050, PiS, 
B¿rgerplattform und Konfederacja [é] Die Abgeordneten, deren Postfªcher 
angegriffen wurden, wurden über die Gefahren informiert und es wurden 
MaÇnahmen vorgeschlagen, um die Auswirkungen des Angriffs zu minimieren.ñ 

¶ Das Oberste Gericht Polens hat am Dienstag (6. Juli) entschieden, dass 
Versammlungsverbote im Land während der Coronavirus-Pandemie aufgrund einer 
Formalität rechtswidrig waren. ĂDas Verbot wurde ohne ordnungsgemªÇe 
Rechtsgrundlage eingeführt ï durch ein Dekret statt durch ein Gesetzñ, so die 
Richter. 

¶ Die Covid-Impfkampagne hat starke Unterstützung von Seiten der katholischen 
Kirche erhalten. Der Erzbischof von PoznaŒ (Posen) und Vorsitzende der polnischen 
Bischofskonferenz, Msgr. Stanisğaw GŃdecki, sagte diesen Freitag, den 9. Juli, dass 
Ădie Impfung gegen Covid-19 ein wichtiges Instrument ist, um die Ausbreitung der 
Infektion zu reduzieren undé zum normalen Funktionieren der Gesellschaft 
zur¿ckzukehren [é] die Erfindung von Impfstoffen kann als ein Geschenk Gottes an 
den Menschen gesehen werden, der dem menschlichen Schicksal und den mit 
Krankheiten verbundenen Risiken nicht gleichg¿ltig gegen¿berstehtñé und erinnerte 
gleichzeitig daran, dass Ădie Impfung freiwillig sein mussé Die Impfung ist in der 
Regel keine moralische Verpflichtung.ñ Der Erzbischof von Warschau, Kazimierz 
Nycz, hatte in einem Brief an die Priester seiner Diºzese argumentiert, dass Ăes die 
Pflicht der Kirche ist, zu Impfkampagnen zum Wohle der ganzen Gemeinschaft 
aufzurufen. 

¶ Das neue polnische Gesetz, das am 24. Juni vom Sejm verabschiedet wurde und 
das eine 30-jährige Frist für die Anfechtung der Zuweisung von Immobilien vorsieht, 
die während des Zweiten Weltkriegs enteignet wurden ï insbesondere, aber nicht 
ausschließlich, von Juden ï sorgt weiterhin für Aufregung zwischen Polen und Israel. 
Nach heftiger Kritik des israelischen Außenministers Yair Lapid, der die vom Sejm 
verabschiedete polnische  nderung als Ăbeschªmendñ bezeichnete, sagte der PiS-
Vorsitzende und stellvertretende polnische Ministerprªsident Jarosğaw KaczyŒski in 
einem am Mittwoch verºffentlichten Interview zu seinen Kritikern: ĂWir entscheiden 
unsere eigenen Gesetze.ñ 

¶ Die neue Bestimmung wird auch von der Polnischen Gesellschaft der Grundbesitzer 
stark kritisiert. Marcin Schirmer, der Präsident dieser Vereinigung von überwiegend 
adligen GroÇgrundbesitzern, sagte: ĂWenn [diese Bestimmung] in der 
vorgeschlagenen Form in Kraft treten würde, würde sie die künftige Wiedererlangung 
von Raubgut verhindern und gleichzeitig die laufenden Verfahren einstellen. Meiner 
Meinung nach ist dies Teil einer breiteren Praxis der Regierung, die wenigen noch 
bestehenden Gesetzeslücken zu füllen, obwohl es kein Reprivatisierungsgesetz gibt 
[é] Leider hat die Abstimmung im Sejm gezeigt, dass dieses Gesetz von allen im 
Parlament anwesenden politischen Krªften breit unterst¿tzt wurde [é] Keine der  
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Parteien war dagegen, nur die Bürgerplattform hat sich der Stimme enthalten, was 
aber nicht durch inhaltliche Meinungsverschiedenheiten verursacht wurde. 

¶ Am heutigen Mittwoch, dem 7. Juli, überreichte der polnische Präsident Andrzej Duda 
der Sejm-Marschallin ElŨbieta Witek einen Gesetzentwurf zum Wiederaufbau des 
Sächsischen Schlosses in Warschau. 

¶ Rechtsanwalt Bartosz Lewandowski, Mitglied der Vereinigung Ordo Iuris, berichtete 
am Freitag, den 9. Juli, über seinen Twitter-Account, dass die Warschauer 
Bezirksstaatsanwaltschaft ein Ermittlungsverfahren gegen Marta Lempart, die 
Anf¿hrerin der Bewegung ĂFrauenstreikñ, wegen ĂBeleidigung von Polizeibeamten 
und Verursachung einer Seuchengefahr im Zusammenhang mit der Organisation von 
Kundgebungen während der Pandemieñ eingeleitet habe. Der Verein Ordo Iuris hatte 
eine Beschwerde eingereicht. 

¶ Nach mehreren erfolglosen Versuchen könnte es Polen endlich gelingen, einen 
neuen Ombudsmann zu wählen. Am Donnerstag, den 8. Juli, ernannte der Sejm den 
ursprünglich von der Opposition unterst¿tzten Kandidaten Marcin WiŃcek gegen die 
von der PiS unterst¿tzte Lidia StaroŒ, deren Kandidatur jedoch vom Senat, in dem 
die Opposition über eine Mehrheit verfügt, abgelehnt wurde. Alles deutet darauf hin, 
dass WiŃcek vom Oberhaus bevorzugt werden wird. 

Slowakei 

¶ Da der russische Impfstoff Sputnik V in der Europäischen Union immer noch nicht 
zugelassen ist, kommen die 200.000 Dosen des Impfstoffs, die Premierminister Igor 
Matoviļ Ende Februar gekauft hat ï ein Schritt, der ihn seinen Posten als 
Regierungschef kostete ï in der Slowakei doch nicht zum Einsatz. Die 
Gesundheitsbehörden haben daher am 2. Juli 160.000 von ihnen nach Russland 
zurückgeschickt. 

¶ Die Marie-Valerie-Brücke, die die Slowakei und Ungarn verbindet, wurde am 9. Juli 
den ganzen Tag ¿ber von rund 100 Demonstranten blockiert, die den ĂImpfterrorñ 
anprangerten. Auch andere Slogans waren zu sehen, wie z.B. ĂR¿hrt unsere Kinder 
nicht an!ñ, ĂNehmt uns nicht unsere verfassungsmªÇigen Rechte!ñ oder ĂStoppt die 
Gentherapie!ñ 

Tschechische Republik 

¶ Der tschechische Premierminister Andrej Babiġ sagte am Donnerstag, er habe 
keinen Grund, einen von 18 europäischen Staats- und Regierungschefs initiierten 
Brief mitzuzeichnen, in dem das Inkrafttreten des ungarischen Anti-Pädophilen-
Gesetzes scharf kritisiert wird. ĂIch w¿sste nicht, warum wir uns in die ungarischen 
Gesetze einmischen sollten, es ist ein souveränes Land. Es geht nicht um 
Homosexuelle, es geht um den Schutz von Kindern und das Recht der Eltern, sie so 
zu erziehen, wie sie es für richtig haltenñ, antwortete er auf die Frage eines 
Abgeordneten der Piraten im Parlament. 

Kroatien 

¶ Ungarns Anti-Pädophilen-Gesetz sorgt weiterhin für Aufregung in Brüssel und in 
westlichen Kanzleien, die beleidigt sind, dass LGBT-Propaganda, die sich an 
Minderjährige richtet, verboten werden kann. Im Gegenteil, die ungarische 
Gesetzgebung wird in Polen und Kroatien nachgeahmt. In Kroatien kündigte Nikola 
Grmoja, ein Abgeordneter der Oppositionspartei Most nezavisnih lista 
(Unabhängige), am Montag, den 6. Juli, an, dass ein dem ungarischen Gesetz 
ähnliches Gesetz zum Schutz von Kindern vor Pädophilie und LGBT-Propaganda  
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eingebracht werden soll. ĂPªdophilie ist das schªndlichste Verbrechen, das 
begangen werden kann, weil es einen jungen Menschen zerstºrt [é] Jeder Mensch 
hat das Recht, frei zu entscheiden, mit welchen Werten er leben will, aber ich bin 
entschlossen, gegen die Auferlegung einer aggressiven Ideologie auf Kinder zu 
kªmpfen [é] Ich mºchte betonen, dass einige der Situationen, die wir sie im 
sogenannten fortschrittlichen Westen sehen können, wo sich Kinder im Alter von fünf, 
sechs oder sieben Jahren Geschlechtsumwandlungsoperationen unterziehen, nicht 
vom Einfluss der LGBTQ-Ideologie zu trennen sind. Dieser Einfluss hat 
schwerwiegende Folgen für ihr Leben. Das ist ein Szenario, das wir in Kroatien nicht 
zulassen werdenñ, sagte er. 

Slowenien 

¶ Am Dienstag, den 06. Juli, begann die vorzeitige Stimmabgabe für das 
Wasserreferendum, das am Sonntag, den 11. Juli, stattfand. 84.196 Wähler, oder 
4,96% der Wahlberechtigten, gaben ihre Stimme bei der vorzeitigen Stimmabgabe 
ab. Das ist die höchste Wahlbeteiligung, die jemals bei Volksabstimmungen oder 
Wahlen erreicht wurde. 

¶ Am Mittwoch, den 07. Juli, traf sich Premierminister Janez Janġa mit den 
Bürgermeistern der slowenischen Gemeinden in Brdo pri Kranju (Egg bei Krainburg). 
Sie diskutierten insbesondere Maßnahmen zur Kontrolle von COVID-19-Infektionen 
in den kommenden Monaten sowie Fragen der öffentlichen Finanzen und der 
Entwicklung. 

¶ Am Mittwoch, den 07. Juli, wurde der Vorsitzende der Nsi-Fraktion (Neues 
Slowenien), Joģef Horvat, auf seinem Weg aus der Nationalversammlung von linken 
Demonstranten verbal angegriffen und anschließend bespuckt. Am Freitag, den 9. 
Juli, berief der Präsident der Nationalversammlung, Igor Zorļiļ, eine Arbeitssitzung 
ein, um derartige Bedrohungen von Abgeordneten zu besprechen. 

¶ Am Donnerstag, den 08. Juli, präsentierte der Generaldirektor des Direktorats für 
Verteidigungspolitik Uroġ Zorko die Vorbereitungen für die Ereignisse und die 
vorrangigen Themen während der slowenischen EU-Ratspräsidentschaft im Bereich 
Verteidigung sowie Schutz und Rettung. Zu den Teilnehmern der Konferenz gehörten 
Vlasta Vivod, Leiterin der Task Force für die Koordinierung der Vorbereitung und 
Durchführung der slowenischen EU-Ratspräsidentschaft, und Mgr. Mateja Kirn. 

¶ Am Freitag, den 09. Juli, statteten die Regierungschefs der Visegrád-Gruppe 
Slowenien einen Arbeitsbesuch ab. Der ungarische Ministerpräsident Viktor Orbán, 
der polnische Ministerpräsident Mateusz Morawiecki, der slowakische 
Ministerprªsident Eduard Heger und der tschechische Ministerprªsident Andrej Babiġ 
trafen sich mit dem slowenischen Ministerprªsidenten Janez Janġa in Ljubljana. 
Hauptthemen des V4-Plenums mit dem slowenischen Ministerpräsidenten waren die 
Prioritäten Sloweniens für die EU-Ratspräsidentschaft, die Konferenz über die 
Zukunft Europas, die Situation auf dem Westbalkan und andere aktuelle europäische 
Themen. 

¶ Am Sonntag, den 11. Juli, fand eine Volksabstimmung über die Änderung des 
Wassergesetzes statt. 46% der Wähler nahmen an dem Referendum teil, wobei die 
Mehrheit gegen die Änderung stimmte. 

Aus: UNSER MITTELEUROPA. MIT VEREINTEN KRÄFTEN FÜR EIN EUROPA DER 
VATERLÄNDER  

 

 

https://unser-mitteleuropa.com/
https://unser-mitteleuropa.com/
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08) Mitteleuropa: Die wichtigsten Nachrichten vom 28. Juni bis 4. Juli 2021 
 

05. 07. 2021  

Bildquelle: Demokracija 

Ungarn 

¶ Am Rande des EU-Gipfels in Brüssel bekräftigte der ungarische Ministerpräsident 
Viktor Orbán, dass es bei Ungarns Anti-Pädophilen-Gesetz nicht um Homosexualität 
im Allgemeinen gehe. Er erinnerte daran, dass unter dem kommunistischen Regime, 
das er als Jugendlicher bekªmpfte, ĂHomosexualitªt bestraft wurde und ich f¿r die 
Freiheit und die Rechteñ der Homosexuellen gekªmpft habe. Ich verteidige also die 
Rechte von Homosexuellen, aber darum geht es bei diesem Gesetz nicht [é] Es ist 
ein Gesetz zum Schutz von Kindern und Eltern [é] das Gesetz zum Schutz des 
Rechts der Eltern, ¿ber die sexuelle Erziehung ihrer Kinder zu entscheiden [é] Und 
die Aufgabe des Staates ist es, die Bedingungen zu schaffen, damit die Eltern diese 
Rechte aus¿ben kºnnen.ñ 

¶ Laut einer Umfrage des N®zŖpont-Instituts, die an diesem Montag 28 von der 
Zeitschrift Mandiner veröffentlicht wurde, wollen 50 % der Ungarn, dass Viktor Orbán 
nach den nächsten Parlamentswahlen Premierminister bleibt, verglichen mit 18 %, 
die möchten, dass die ungarische Regierung vom derzeitigen Bürgermeister von 
Budapest, Gergely Karácsony, geführt wird. Diese Zahlen bleiben seit mehreren 
Wochen stabil, trotz einer intensiven Kampagne des Bürgermeisters der Hauptstadt, 
der anstrebt, der einzige Kandidat der Opposition zu werden. 

¶ Nach der Verabschiedung des ungarischen Anti-Pädophilie-Gesetzes, das Brüsseler 
Kreise weiter irritiert, schickten Europaabgeordnete der liberalen Fraktion Renew 
Europa einen Brief an den Präsidenten der Europäischen Kommission, Ursula Von 
der Leyen, die sie aufforderte, das Konjunkturprogramm für Ungarn nicht zu 
genehmigen, das nach den von der Kommission angenommenen Zahlen Anspruch 
auf 8,1 Milliarden Euro an Zuschüssen und 7,1 Milliarden Euro an Krediten hätte. 

https://i0.wp.com/unser-mitteleuropa.com/wp-content/uploads/2021/05/visegrajska_skupina_slovenija_zastave_FOTO_EPA_Martin_Divisek.jpg?fit=1024%2C632&ssl=1
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¶ In einem Brief an den Direktor für Regierungsangelegenheiten des Simon-
Wiesenthal-Zentrums in Los Angeles, über den die Jerusalem Post am Sonntag, den 
27. Juni, berichtete, kündigte der ungarische Außenminister Péter Szijjártó an, dass 
Ungarn nicht an der Weltkonferenz über Rassismus in Durban, Südafrika, teilnehmen 
werde, einem Treffen, das normalerweise zu antisemitischen Demonstrationen führt: 
ĂDie ungarische Regierung verfolgt eine Politik der Nulltoleranz gegen 
Antisemitismus und ist voll und ganz der Gewährleistung der Sicherheit des jüdischen 
Volkes verpflichtet, eine Position, die wir in internationalen Foren konsequent 
verteidigen [é] In diesem Sinne unterst¿tzt Ungarn den Durban-Prozess nicht.ñ 

¶ Am Dienstag, den 29. Juni, empfing der ungarische Ministerpräsident Viktor Orbán 
seinen slowakischen Amtskollegen Eduard Heger im Karmeliterkloster im Budaer 
Burgviertel, ein Treffen, das die Gelegenheit bot, die hervorragenden Beziehungen 
zwischen Budapest und Bratislava hervorzuheben. 

¶ Der ungarische Premierminister Viktor Orbán und Außenminister Péter Szijjártó 
empfingen am 29. Juni die Präsidentin des aserbaidschanischen Parlaments, Sahiba 
Gafarova. Szijjártó betonte die wichtige Rolle, die Aserbaidschan in naher Zukunft für 
die Energieversorgung Europas spielen wird. 

¶ In einem Brief an ihre Studenten kündigte die Loránd-Eötvös-Universität Budapest 
an, dass sie sich gegen Covid impfen lassen müssen, um im September am 
Unterricht teilnehmen zu kºnnen: ĂLiebe Studenten! Die Fakultªt f¿r 
Sozialwissenschaften der Loránd Eötvös Universität wird versuchen, den 
Präsenzunterricht im Herbstsemester des akademischen Jahres 2021/22 so weit wie 
möglich wieder aufzunehmen. Dies erfordert, dass unsere Schüler vor Covid-19 
geschützt werden. Ich fordere daher, dass die Covid-19-Impfung so schnell wie 
möglich durchgeführt wird, falls dies nicht bereits geschehen ist.ñ ĂDa die Sicherheit 
der Studenten und Mitarbeiter für die Loránd Eötvös Universität ein wichtiges 
Anliegen ist, empfiehlt die Epidemiologische Operative Koordinationsstelle (JOKT) 
allen Professoren und Studenten dringend, sich f¿r die Impfung anzumelden.ñ [é] 
Fehlender Impfschutz allein berechtigt nicht zu einem außergewöhnlichen 
Studiengang, der die Möglichkeit eines Fernstudiums bietet, und 
Hochschulmitarbeitern, von zu Hause aus zu arbeiten. Mit anderen Worten: 
Ungeimpfte Lehrer könnten ihren Beruf nicht mehr ausüben, ungeimpfte Studenten 
könnten ihr Studium nicht fortsetzen. 

Polen 

¶ Die Verabschiedung eines Gesetzes durch das polnische Parlament am Donnerstag, 
den 24. Juni, das Ansprüche auf Rückgabe von Eigentum, das aus Enteignungen 
während des Zweiten Weltkriegs resultiert, einschränkt, hat dazu beigetragen, die 
Kontroverse zwischen Polen und Israel zu diesem Thema neu zu entfachen. Die 
israelische Botschaft in Warschau reagierte schnell: ĂDie jetzige  nderung des 
Gesetzentwurfs wird im Wesentlichen die Rückgabe jüdischen Eigentums oder die 
Geltendmachung finanzieller Entschädigungen durch Holocaust-Überlebende, ihre 
Nachkommen und die jüdische Gemeinde, für die Polen seit Jahrhunderten Heimat 
ist, verhindern. Es ist unverstªndlich [é] Dieses unmoralische Gesetz wird die 
Beziehungen zwischen unseren Ländern untergraben. Eine unbegründete Polemik 
f¿r Krzysztof Bosak (Konfederacja), der uns daran erinnert, dass Ăim Falle der 
Abwesenheit von Erben eines bestimmten polnischen Bürgers das Eigentum dem 
Staat gehºrt und nicht Ihnenñ [Israel, d. Red.] Der stellvertretende polnische 
Justizminister Sebastian Kaleta brachte es in einem Interview mit dem konservativen 
Magazin wPolityce auf den Punkt: ĂDer Gesetzentwurf zielt darauf ab, die Frist für die 
Anmeldung von Entschªdigungsanspr¿chen zu verk¿rzen. [é] F¿r Millionen von 
Polen wird damit die Zeit der ewigen Ungewissheit beendet, ob ein Erbe oder ein  
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Nachlassverwalter Ansprüche auf ihr Haus, ihre Schule oder ihr Grundstück erheben 
wirdñ, und glaubt, dass ĂIsrael eine Politik verfolgt, Polen zu zwingen, f¿r das 
Eigentum polnischer Bürger zu zahlen, die keine Nachkommen hinterlassen haben 
und aufgrund des Holocausts gestorben sindñ, wof¿r Polen in keiner Weise 
verantwortlich ist. Bei dieser Gelegenheit sagte der Präsident des World Jewish 
Congress (WJC), Ronald Lauder: ĂEs ist an der Zeit, dass die internationale j¿dische 
Gemeinschaft ihre Beziehung zu einer Regierung neu bewertet, die sich mit 
unvorstellbarer Gefühllosigkeit verhält und den schlimmsten Traditionen der 
polnischen Geschichte folgt, anstatt den besten und erbaulichsten Traditionené 
Dieser ungeheuerliche und völlig ungerechtfertigte Akt des polnischen Parlaments 
stellt mein eigenes Engagement und die Zukunft der polnisch-amerikanischen 
Beziehungen in Frage, ebenso wie die Beziehungen zwischen Polen und 
internationalen j¿dischen Organisationenñ, wªhrend die World Jewish Restoration 
Organization (WJRO) der Meinung war: ĂDies w¿rde es f¿r Holocaust-Überlebende 
und ihre Familien praktisch unmöglich machen, [in ihre Häuser] zurückzukehren oder 
eine Entschädigung für Eigentum zu erhalten, das während des Holocausts und des 
Kommunismus illegal beschlagnahmt wurde.ñ Der Prªsident der letztgenannten 
Organisation, Gideon Taylor, f¿gte hinzu: ĂJ¿dische Antragsteller warten seit 
Jahrzehnten auf Gerechtigkeit für ihr Eigentum, das während des Holocausts oder 
von der kommunistischen Regierung konfisziert oder verstaatlicht wurde. Der jetzige 
Vorschlag würde, wenn er angenommen wird, den polnischen Holocaust-
Überlebenden, die bereits sehr gelitten haben, weiter schaden. Der israelische 
Außenminister Yair Lapid (von der zentristischen Partei Yesh Atid) sagte seinerseits: 
ĂDieses Gesetz ist furchtbar unfair und beschªmend, es verletzt die Rechte der 
Holocaust-Überlebenden, ihrer Erben und der Mitglieder der jüdischen Gemeinden, 
die seit Hunderten von Jahren in Polen existieren é Dies ist ein inakzeptabler Schritt, 
dieses āunmoralischeó Gesetz schadet den Beziehungen zwischen unseren Lªndern 
ernsthaft.ñ 

¶ Das ungarische Anti-Pädophilen-Gesetz wird nicht nur von den europäischen 
Partnern kritisiert, es findet auch Nachahmer. Der polnische Bildungsminister 
Przemyslaw Czarnek zum Beispiel wünscht sich ein ähnliches Gesetz in Polen: 
ĂDieses Gesetz besagt, dass der Schulunterricht, der sich mit sexuellen Themen 
befasst, nicht f¿r Geschlechtsumwandlung oder Homosexualitªt werben darf [é] Wir 
sollten diese Regelungen in Polen vollständig kopieren! [é] Wªhrend wir die Rechte 
von Menschen mit einer anderen sexuellen Orientierung respektieren é m¿ssen wir 
uns immer an den wichtigsten Wert erinnern, der in jeder Gesellschaft das beste 
Interesse des Kindes sein mussñ. 

¶ Am heutigen Dienstag, den 29. Juni, verurteilte der Europäische Gerichtshof für 
Menschenrechte Polen wegen Verletzung von Artikel 6 der Europäischen 
Menschenrechtskonvention, indem er 2017 die Richter Alina Bojara und Mariusz 
Broda am Bezirksgericht in Kielce (Woiwodschaft świňtokrzyskie/Heiligkreuz, im 
Süden des Landes) entließ. Das polnische Justizministerium reagierte mit einer 
Erklªrung, in der es heiÇt: ĂDas Urteil des Europäischen Gerichtshofs für 
Menschenrechte, das die Entscheidung über die Entlassung der Vizepräsidenten des 
Bezirksgerichts Kielce in Frage stellt, die im Januar 2018 nach polnischem Recht 
erlassen wurde, hat keine Substanz und basiert nicht auf internationalem Recht und 
Konventionen, sondern ist Ausdruck einer inakzeptablen Politisierung des Gerichts.ñ 

¶ Angesichts des wiederholten Scheiterns der vom Sejm vorgeschlagenen Kandidaten 
für den vakanten Posten des Ombudsmanns im Senat schlug der Vorsitzende der 
PiS-Fraktion, Ryszard Terlecki, am Freitag, dem 2. Juli, vor, die Kandidatur des der 
Opposition nahestehenden Marcin WiŃcek zu unterst¿tzen, was von Jarosğaw Gowin 
(Porozumienie) bef¿rwortet wurde, der zuvor WiŃceks Kandidatur unterst¿tzt hatte. 
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¶ In einem am Donnerstag, 1. Juli, von der Zeitschrift wPolityce veröffentlichten 
Interview kritisierte der Europaabgeordnete Ryszard Legutko (PiS) das Verhalten des 
amerikanischen Geschäftsträgers Bix Aliu scharf: ĂSeit einiger Zeit kºnnen wir 
beobachten, wie sich Botschafter westeuropäischer Länder und der Vereinigten 
Staaten in Polen verwerflich verhalten. Das Verhalten des Geschäftsträgers der US-
Botschaft bestätigt die schlimmsten antiamerikanischen Stereotypen, wie Arroganz, 
totale Missachtung der Empfindlichkeiten des Landes, in dem man sich befindet, und 
Missachtung der Regelnñ, und erinnert uns am Rande daran, dass ĂPolen ein Land 
mit einer der niedrigsten Anzahl von Vorfällen im Zusammenhang mit dem Übergriff 
auf Homosexuelle in Europa ist ï es gab 16 solcher Fälle [im Jahr 2019], verglichen 
mit fast 600 in den Niederlanden oder fast 200 in Deutschland.ñ 

¶ Am Samstag, den 3. Juli, fand in Warschau ein Treffen des Nationalrats der 
Bürgerplattform (OP) statt, an dem auch der ehemalige Premierminister Donald Tusk 
teilnahm. Gerüchten zufolge, die sich seit einigen Wochen hartnäckig halten, könnte 
dieses Treffen die bevorstehende Rückkehr von Donald Tusk an die Spitze der PO 
ankündigen, eine Aussicht, die dem B¿rgermeister von Warschau, Rafağ 
Trzaskowski, dem erfolglosen Kandidaten der PO bei den letzten 
Präsidentschaftswahlen, nicht zu passen scheint, der auch um die Führung einer 
Partei wetteifert, die seit der Führung durch Borys Budka ins Trudeln geraten ist. Herr 
Trzaskowski würde sogar in Erwägung ziehen, die OP zu verlassen, wenn er gegen 
Donald Tusk verliert. Dennoch ist die Rückkehr von Donald Tusk an die Spitze der 
PO nicht nach dem Geschmack der Polen. Laut einer Umfrage, die Kantar am 24. 
und 25. Juni für TVN durchgeführt hat, wären 60% der Polen nicht dafür, während 
nur 26% dafür wären. 

¶ Ein Gericht in Katowice (Oberschlesien, Südpolen) hat Restaurantbesitzer 
freigesprochen, die sich über gesundheitspolizeiliche Auflagen hinweggesetzt hatten, 
die ihnen die SchlieÇung ihrer Lokale auferlegten. ĂDas Gericht stimmte voll und ganz 
mit [unserem] Argument überein, dass das durch die Verordnung eingeführte Verbot 
der Geschªftstªtigkeit verfassungswidrig istñ, sagte einer der beteiligten 
Restaurantbesitzer. 

¶ Der Impfbeauftragte der polnischen Regierung, Michağ Dworczyk, sagte am Freitag 
(2. Juli), dass sich mehr als eine Million Menschen in weniger als zwei Tagen für die 
Lotterie im Zusammenhang mit dem Anti-Covid-Impfprogramm registriert haben, um 
Preise von 200 Zloty (44 ú) bis 300.000 Zloty (66.000 ú) sowie Autos zu gewinnen. 

Slowakei 

¶ Am Montag, den 27. Juni, absolvierte der slowakische Ingenieur und 
Universitätsprofessor Stefan Klein einen ersten Versuchsflug mit seinem AirCar. Er 
legte die 80 km zwischen Nitra und Bratislava (Pressburg) in 25 Minuten zurück, bei 
einer Durchschnittsgeschwindigkeit von 170 km/h. ĂMit dem heutigen Flug wollten wir 
die Fähigkeiten dieses experimentellen Prototyps demonstrieren sowie beweisen, 
dass die Idee hinter diesem Transportmittel realistisch istñ, erklªrte er gegen¿ber der 
Presse. 

¶ Die slowakischen Behörden haben gerade eine Lotterie eingeführt, um die Menschen 
zu ermutigen, sich gegen Covid impfen zu lassen. Das Konzept sieht vor, dass unter 
den Geimpften jede Woche ein Preis von zwei Millionen Euro ausgelost wird. 
Außerdem soll es einen Bonus für Personen geben, die einen Verwandten zur 
Impfung überreden. 
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Tschechische Republik 

¶ Als er vom amerikanischen Fernsehsender CNN zum ungarischen Anti-Pädophilen-
Gesetz befragt wurde, antwortete der tschechische Prªsident Miloġ Zeman 
unverbl¿mt: ĂViktor Orb§n sagte, er sei nicht gegen Homosexualitªt, aber er sei auch 
gegen die Manipulation des sexuellen Erwachens nicht nur von Eltern, sondern auch 
von Kindern. Ich sehe keinen Grund, ihm zu widersprechené Wenn sich jemand 
einer unveränderlichen Operation unterzieht, begeht er im Grunde genommen die 
Sünde der Selbstschädigung. Jede Operation ist ein Risiko, und diese Transgender-
Leute ekeln mich an. 

¶ Nach dem Tornado, der am Donnerstag, den 24. Juni, mehrere Gemeinden im 
Südosten Mährens verwüstete, drei Menschen tötete und mehrere hundert verletzte, 
erhielt die Tschechische Republik sofort Nothilfe von ihren slowakischen, 
österreichischen und polnischen Nachbarn. ĂUnsere Feuerwehr wird helfen, die 
katastrophalen Folgen des Tornados zu beseitigen [é] In Zeiten wie diesen sind wir 
immer f¿r unsere Nachbarn dañ, sagte der polnische Regierungssprecher Piotr 
Müller, während der tschechische Premierminister Andrej Babiġ um Hilfe aus dem 
Solidaritªtsfonds der Europªischen Union (EUSF) bat: ĂIch habe den Prªsidenten 
des Europäischen Rates und den Präsidenten der Europäischen Kommission um 
Hilfe aus den Sonderfonds der Europäischen Union für die betroffenen Gemeinden 
in S¿dmªhren gebetenñ. 

¶ Der tschechische Außenminister Jakub Kulhánek kündigte am Dienstag, den 29. 
Juni, die Eröffnung eines offiziellen Vertretungsbüros der belarussischen Opposition 
in Prag an, die ähnliche Vertretungen in Vilnius und Warschau hat: ĂDie belarussische 
Opposition erhält und wird auch weiterhin klare Unterstützung von der 
Tschechischen Republik erhaltenñ, erklªrte Kulh§nek. 

¶ Der stellvertretende tschechische Außenminister Martin Smolek übergab dem 
russischen Botschafter Aleksandr Zmeyevsky am Dienstag, den 29. Juni, im Namen 
seiner Regierung eine offizielle Note, in der er ihn darüber informierte, dass die 
Tschechische Republik von der Russischen Föderation 650 Millionen Kronen (ca. 26 
Millionen Euro) an Reparationen für den Bombenanschlag in VrbŊtice fordert, der 
nach Ansicht der tschechischen Behörden von Agenten des russischen 
Geheimdienstes verübt wurde. Die Sprecherin des russischen Außenministeriums, 
Maria Zakharova, wies die Forderung Tschechiens, die sie als ĂErpressungñ 
bezeichnete, entschieden zur¿ck. ĂNormalerweise werden diejenigen, die sich auf 
diese Weise und ohne Gericht oder Beweise verhalten, sondern mit Hilfe von 
Drohungen und Beleidigungen Geld verlangen, als Erpresser bezeichnetñ, sagte sie. 

Slowenien 

¶ 3.7 Entsprechend der Tradition der Länder, die den Ratsvorsitz innehaben, nimmt 
Slowenien zu Beginn seiner EU-Ratspräsidentschaft bei den EU-Institutionen 
akkreditierte Brüsseler Korrespondenten auf. Sie diskutierten die Prioritäten der 
slowenischen Präsidentschaft mit den höchsten Vertretern der Regierung und lernten 
dabei Slowenien als nachhaltiges und sicheres Reiseziel kennen. Die 48 
ausländischen Journalisten waren von Mittwoch, 30. Juni, bis Samstag, 3. Juli, in 
Slowenien und informierten sich über das Programm und die Prioritäten der 
Präsidentschaft. Sie trafen den Premierminister und die Minister für auswärtige 
Angelegenheiten, Inneres, öffentliche Verwaltung, Gesundheit, Finanzen und 
Wirtschaft sowie die Staatssekretäre für Infrastruktur und Umwelt. In einem fast 
zweist¿ndigen Gesprªch mit Journalisten beantwortete Premierminister Janez Janġa 
alle Fragen, die sie stellten. Unter anderem wurden sie über die Pläne der 
Präsidentschaft für die Konferenz über die Zukunft Europas, für die Gewährleistung 
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der Sicherheit der Union und für die Einbindung des westlichen Balkans in 
verschiedene europäische Politiken informiert. 

¶ 2.7 Der ehemalige Präsident Danilo Türk bewies einmal mehr seine politische 
Doppelzüngigkeit. In Slowenien beschuldigt er die derzeitige Regierung, die 
Menschenrechte zu verletzen, die Rechtsstaatlichkeit zu missbrauchen und die 
Medien Ăanzugreifenñ, wªhrend er selbst seine Unterst¿tzung f¿r die Kommunistische 
Partei Chinas, die letzte große totalitäre politische Organisation, zum Ausdruck bringt 
und ihre wirtschaftliche Stärke lobt. China ist bekannt für die Verweigerung von 
Menschenrechten für Minderheiten, die Zensur der Medien und die Ausbeutung von 
Kinderarbeit. So berichtete RTV Slowenien vor einigen Jahren über chinesische 
Kinder, die für die Herstellung von Kinderspielzeug einen Cent pro hergestelltem 
Spielzeug verdienten. 

¶ 1.7 Trotz der Coronavirus-Epidemie erholt sich die slowenische Wirtschaft gut von 
dem durch die Schließungen verursachten Abschwung, wie es auch in Europa der 
Fall ist, wobei die Tschechische Republik, die Niederlande, Deutschland, Malta, 
Ungarn, Polen und Slowenien die erfolgreichsten Länder sind. Letztere weist derzeit 
eine der niedrigsten Arbeitslosenquoten auf und ist vergleichbar mit derjenigen von 
2019, als das globale Wirtschaftsklima außergewöhnlich gut war. Darüber hinaus 
nähert sich die Arbeitslosigkeit einem Rekordtief in der Geschichte Sloweniens, das 
nur im Juni und September 2019 niedriger war. Im Mai 2021 lag die saisonbereinigte 
Arbeitslosenquote im Euroraum bei 7,9 Prozent, 0,2 Prozentpunkte niedriger als im 
Vormonat und 0,4 Prozentpunkte höher als im Mai 2020. Die Arbeitslosenquote in 
der Europäischen Union war mit 7,3 Prozent etwas niedriger als die im Euroraum. 
Dies war 0,1 Prozentpunkte niedriger als im April und 0,4 Prozentpunkte höher als 
im Mai 2020. 

¶ 1.7. ĂDer Beginn der Prªsidentschaft fªllt mit dem 30. Jahrestag der Unabhªngigkeit 
zusammen. Heute vor 30 Jahren haben wir für Sloweniens Unabhängigkeit, Freiheit 
und europäische Zukunft gekämpft. Mit großer Freude beginnen wir unsere zweite 
EU-Ratsprªsidentschaftñ, sagte der amtierende Premierminister Janez Janġa auf 
einer Pressekonferenz zum ersten Tag der slowenischen EU-Ratspräsidentschaft. 

¶ 1.7. Heute übernimmt Slowenien die EU-Ratspräsidentschaft. Im Mittelpunkt der 
sechsmonatigen Präsidentschaft, die es von Portugal übernimmt, stehen die 
Bekämpfung und die Bewältigung der Covid-19-Pandemie, die Stärkung der 
Krisenresistenz der Union und die EU-Erweiterung. Zum Auftakt der Präsidentschaft 
findet in Slowenien ein europäischer politischer Gipfel statt. Das Team der 
Europäischen Kommission, angeführt von der Präsidentin der Europäischen 
Kommission, Ursula von der Leyen, ist in Slowenien eingetroffen. ĂIch freue mich, 
dass wir heute die Europäische Kommission in Slowenien zu Gast haben. Die 
Öffnung des öffentlichen Lebens überall in Europa ist der Beginn von physischen 
Begegnungen auf europªischer Ebene und wir freuen uns daraufñ, sagte der 
slowenische Ministerprªsident Janez Janġa. Die Prªsidentin der Europªischen 
Kommission Ursula von der Leyen nahm an dem Treffen in Brdo teil und besuchte 
die Kinderklinik in Ljubljana. Sie lobte den Sanierungsplan Sloweniens und 
versicherte, dass die EG diesen unterstützt. Ursula von den Leyen sagte auf einer 
Pressekonferenz am Ende des Brdo-Treffens, dass es wichtig sei, dass die Janġa-
geführte Regierung den von der EG geleiteten Sanierungsplan unterstützt. 
Slowenien wurde von seinem Vorgänger, dem portugiesischen Ministerpräsidenten 
Antonio Costa, ebenfalls eine erfolgreiche Prªsidentschaft gew¿nscht. Herr Janġa 
dankt auch dem deutschen und dem portugiesischen Ratsvorsitz für ihre Arbeit 
während der Coronavirus-Pandemie. Er versicherte: ĂErholung, Widerstandsfªhigkeit 
und die strategische Autonomie der EU sind auch Teil unserer Prioritäten für die 
nªchsten sechs Monate.ñ  

Aus: UNSER MITTELEUROPA. MIT VEREINTEN KRÄFTEN FÜR EIN EUROPA DER VATERLÄNDER  

https://unser-mitteleuropa.com/
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09) Tamás Menczer: Die V4 ist heute das stärkste Bündnis in der  
      Europäischen Union 
 
30. 06. 2021  

Staatssekretär Tamás Menczer spricht zum 30-jährigen Bestehen der Visegrad-Gruppe · 

Foto: MTI/Noémi Bruzák 

Die Visegrád-Gruppe (V4) sei heute das stärkste Bündnis in der Europäischen Union, nicht 
nur politisch, sondern zunehmend auch wirtschaftlich, sagte Tamás Menczer, 
Staatssekretär für Information und internationale Öffentlichkeitsarbeit im Ministerium für 
Auswärtige Angelegenheiten und Handel des ungarischen Außenministeriums, am 
Mittwoch in Budapest. 

Er betonte, dass die Visegrád-Fraktion heute vor allem für gesunden Menschenverstand, 
Einigkeit und Stärke sowie für einen Neuanfang in Europa nach der Seuchensituation steht. 
Der gesunde Menschenverstand zeigte sich am deutlichsten bei der Steuerung der 
Migration, als die V4 sagten, dass sie keine gemischten Gesellschaften wollen und auf die 
Gefahren des Terrorismus und die Gesundheitsbedrohungen durch die Migration 
hinwiesen. 

ĂWir wollen ein Europa, in dem die Zusammenarbeit auf gegenseitigem Respekt und starken 
Nationalstaaten basiert.ñ 

- sagte der Staatsminister bei der Einweihung des Wandgemäldes in der Klauzál-Straße 
anlässlich des 30. Jahrestages der Gründung der V4, bestehend aus Ungarn, der 
Tschechischen Republik, Polen und der Slowakei. 

 

https://i0.wp.com/unser-mitteleuropa.com/wp-content/uploads/2021/06/5056257DNOE20210630009.jpg?fit=691%2C461&ssl=1
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Ungarn hat eine der erfolgreichsten Bekämpfungsmaßnahmen in Europa fortgesetzt, bei 
der es auch mit den V4 zusammengearbeitet hat, um den Kampf gegen die Epidemie wieder 
in Gang zu bringen. Dadurch konnte das Land früher mit dem Neustart des Lebens und der 
Wirtschaft beginnenñ, sagte Tam§s Menczer. 

Heute ist der letzte Tag der polnischen Präsidentschaft der Visegrád-Gruppe, und am 
Donnerstag beginnt die ungarische Präsidentschaft, sagte der polnische Botschafter in 
Ungarn Jerzy Snopek bei der Enthüllung des Wandbildes: 

Polen hat eine erfolgreiche, aber schwierige Präsidentschaft hinter sich und Ungarn kann 
hoffentlich die V4 in einer günstigeren epidemiologischen Situation führen. 

Der Diplomat sagte, dass die Zusammenarbeit der V4 auf Zusammenhalt und Synergie, 
Integration und Souveränität basiert. Die Länder der Gruppe sollten nicht nur durch 
Interessen miteinander verbunden sein, sondern auch durch die Notwendigkeit, 
gemeinsame Werte zu bewahren, mahnte der Botschafter: 

Die V4 strebt nach wie vor keinen Visegrad-Superstaat an, sondern einen 
Zusammenschluss gleichberechtigter und souveräner Staaten. 

Péter Fekete, Staatssekretär für Kultur, sagte, dass die V4 während der ungarischen 
Ratspräsidentschaft die kulturellen Innovationen, die durch die Epidemie entstanden sind, 
auf einer gemeinsamen Konferenz im ungarischen Nationalmuseum besprechen werden. 

Quelle: Magyar Nemzet 

Aus: UNSER MITTELEUROPA. MIT VEREINTEN KRÄFTEN FÜR EIN EUROPA DER 
VATERLÄNDER  
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10) Polnisches Verfassungsgericht: EUGH hat kein Recht, seine Zuständigkeit  
      zu erweitern 
 
18. 07. 2021 

Polnisches Verfassungsgericht · Bildquelle: polen-heute.de 

Kann die EU selbst ihre Kompetenzen, die sich der Kontrolle der Staaten entziehen, durch 
die Entscheidungen des Gerichtshofs der Europäischen Union erweitern? Diese Frage hatte 
das polnische Verfassungsgericht zu beantworten, als es am Mittwoch, den 14. Juli, einen 
Antrag der Disziplinarkammer des Obersten Gerichts (des polnischen Kassationsgerichts) 
prüfte, der vom EUGH aufgrund einer im Frühjahr 2020 erlassenen einstweiligen Verfügung 
Ăausgesetztñ worden war. Am 3. August werden die polnischen Verfassungsrichter auf ein 
ähnliches Ersuchen von Ministerpräsident Mateusz Morawiecki reagieren müssen. Der 
Regierungschef hatte das Verfassungsgericht angerufen, als der EUGH am 2. März 
behauptete, dass das polnische Oberste Verwaltungsgericht (NSA) das Recht habe, 
Ernennungen von Richtern, die nach einer Reform des polnischen Gesetzes über den 
Nationalen Justizrat (KRS) vorgenommen wurden, nicht anzuerkennen. Nach polnischem 
Recht und der Verfassung hat die NSA keine solche Befugnis. 

Aus Eifersucht auf den Vorrang des europäischen Rechts forderte die Europäische 
Kommission den polnischen Ministerpräsidenten am 9. Juni auf, seinen Antrag 
zurückzuziehen, was dieser jedoch ablehnte. Ebenfalls am 9. Juni leitete die Kommission 
ein Verfahren gegen Deutschland wegen eines Urteils des Bundesverfassungsgerichts aus 
dem Jahr 2020 ein, in dem bekräftigt wurde, dass 

die Mitgliedstaaten Herren der Verträge bleiben, was bedeutet, dass die Institutionen nicht 
selbst ihre Kompetenzen unter Missachtung von Verträgen ausweiten können, die von den 
27 durch einen demokratischen Prozess unterzeichnet und ratifiziert wurden. 

 

https://visegradpost.com/de/2021/06/15/europaeische-kommission-fordert-die-polnische-regierung-auf-demokratie-und-rechtsstaatlichkeit-nicht-zu-respektieren/
https://visegradpost.com/de/2021/06/15/europaeische-kommission-fordert-die-polnische-regierung-auf-demokratie-und-rechtsstaatlichkeit-nicht-zu-respektieren/
https://www.euractiv.com/section/economy-jobs/news/eu-to-launch-legal-steps-against-germany-over-ecb-ruling/
https://www.euractiv.com/section/economy-jobs/news/eu-to-launch-legal-steps-against-germany-over-ecb-ruling/
https://i1.wp.com/unser-mitteleuropa.com/wp-content/uploads/2021/07/Trybunal-Konstytucyjny.jpg?fit=2048%2C1365&ssl=1
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Ebenfalls im Juni erinnerte das rumänische Verfassungsgericht den EUGH an die Grenzen 
seiner Kompetenzen, indem es sich weigerte, die Gültigkeit seiner Entscheidungen in 
Bereichen anzuerkennen, die in die Zuständigkeit der Staaten fallen. Dies war eine ähnliche 
Situation wie die, die den polnischen Ministerpräsidenten dazu veranlasste, einen Fall vor 
das Verfassungsgericht seines Landes zu bringen. 

In seinem Urteil vom 14. Juli erinnerte das polnische Verfassungsgericht daran, dass die 
vorläufigen Maßnahmen des EUGH zur Organisation und Arbeitsweise der polnischen 
Gerichte mit der polnischen Verfassung unvereinbar seien, da Polen seine Kompetenzen in 
diesem Bereich nie an die EU übertragen habe. 

Eine solche Kompetenzübertragung könne nur durch einen Vertrag erfolgen, der nach dem 
üblichen demokratischen Verfahren unterzeichnet und ratifiziert wird, und nicht durch eine 
Auslegung der bestehenden Verträge, die weit über den Wortlaut und den Geist der 
Verträge hinausgeht. 

Dies ist im Wesentlichen das, was das polnische Verfassungsgericht in juristischer Sprache 
unter Bezugnahme auf die entsprechenden Artikel der europäischen Verträge und der 
polnischen Verfassung gesagt hat. 

Es ist also ein wahrer Krieg der Gerichte, den wir heute zu erleben scheinen, denn am 
selben Tag, dem 14. Juli, erließ die spanische Vizepräsidentin des EUGH (dieselbe, die 
nach einer Anhörung in einem Einzelrichterverfahren die Schließung des Bergwerks in 
Turów anordnete) auf Ersuchen der Europäischen Kommission eine zweite einstweilige 
Verfügung, mit der die Disziplinarkammer des Obersten Gerichts Polens angewiesen wurde, 
alle Aktivitäten einzustellen. Die Kommission war der Ansicht, dass die vom EUGH im 
letzten Jahr getroffenen einstweiligen Maßnahmen nicht angewendet wurden. Und das aus 
gutem Grund! Wie das polnische Verfassungsgericht soeben bestätigt hat, lässt die 
polnische Verfassung eine solche Übertragung von Befugnissen, die allein auf den 
willkürlichen Entscheidungen der Richter in Luxemburg beruht, nicht zu. 

Aber der Fall ist noch komplizierter, weil am nächsten Tag, also am Donnerstag, den 15. 
Juli, der EUGH, der diesmal nicht mit einem Einzelrichter wie im Fall der einstweiligen 
Verfügungen tagte, ein Urteil in der Sache fällte und entschied, dass die Disziplinarordnung 
für Richter in Polen nicht mit dem EU-Recht vereinbar ist. 

Obwohl das polnische Verfassungsgericht nur über die vom EUGH erlassenen einstweiligen 
Maßnahmen entschieden hat, ist das Problem bei diesem endgültigen Urteil dasselbe: Es 
entscheidet über die Organisation des polnischen Justizsystems, ohne dass die Polen (oder 
irgendein anderes Volk übrigens) irgendwelche Kompetenzen in diesem Bereich an die 
europäischen Institutionen übertragen haben. 

Entweder werden die polnische Regierung und der Sejm nun die Justizreformen rückgängig 
machen, um das Gesetz mit den Wünschen der Kommission und des EUGH in Einklang zu 
bringen, und damit eine große De-facto-Erweiterung der EU-Kompetenzen durch die 
Rechtsprechung statt durch einen demokratischen Prozess verstärken, oder das polnische 
Verfassungsgericht wird erneut angerufen werden und es wird wiederholen müssen, dass 
die Entscheidung des EUGH in Polen nicht angewendet werden kann, weil sie einen Bereich 
nationaler Kompetenz betrifft. Der Konflikt zwischen Warschau und Brüssel könnte dann 
sehr ernst werden. 

In einer Erklärung sagte die Europªische Kommission, sie sei Ăzutiefst besorgt über den 
Beschluss des polnischen Verfassungsgerichtshofs, in dem es heißt, die vom Gerichtshof  

https://visegradpost.com/de/2021/06/24/rumaenisches-verfassungsgericht-zeigt-dem-eugh-die-grenzen-seiner-befugnisse/
https://visegradpost.com/de/2021/06/24/rumaenisches-verfassungsgericht-zeigt-dem-eugh-die-grenzen-seiner-befugnisse/
https://trybunal.gov.pl/postepowanie-i-orzeczenia/wyroki/art/11589-obowiazek-panstwa-czlonkowskiego-ue-polegajacy-na-wykonywaniu-srodkow-tymczasowych-odnoszacych-sie-do-ksztaltu-ustroju-i-funkcjonowania-konstytucyjnych-organow-wladzy-sadowniczej-tego-panst
https://visegradpost.com/de/2021/06/10/tagebau-turow-tschechien-fordert-sanktionen-gegen-polen/
https://visegradpost.com/de/2021/06/10/tagebau-turow-tschechien-fordert-sanktionen-gegen-polen/
https://curia.europa.eu/jcms/upload/docs/application/pdf/2021-07/cp210127fr.pdf
https://curia.europa.eu/jcms/upload/docs/application/pdf/2021-07/cp210127fr.pdf
https://curia.europa.eu/jcms/upload/docs/application/pdf/2021-07/cp210130de.pdf
https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/de/statement_21_3726
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der Europäischen Union in Bezug auf die Arbeitsweise der Justiz angeordneten 
einstweiligen Maßnahmen seien nicht mit der polnischen Verfassung vereinbar.ñ Weiter 
heiÇt es, dass ĂDie Kommission hat sich in dieser Frage stets sehr klar und eindeutig 
geäußert und bekräftigt erneut: EU-Recht hat Vorrang vor nationalem Rechtñ und Ăalle 
Entscheidungen des Europäischen Gerichtshofs, einschließlich einstweiliger Anordnungen, 
sind für die Behörden aller Mitgliedstaaten und für die nationalen Gerichte bindend.ñ 

Wie Jerzy KwaŜniewski, Präsident des Instituts Ordo Iuris, jedoch betont, Ăliegt das Problem 
in der evolutionären Veränderung des EU-Rechts. Polen hat die Beitrittsverträge und dann 
vor allem den Vertrag von Lissabon ratifiziert. Allerdings haben die EU-Institutionen, 
insbesondere die Kommission und der Gerichtshof, im Laufe der Zeit ihre Zuständigkeiten 
erweitert und zusätzliche Befugnisse erhalten ï zum Nachteil der Mitgliedstaaten. Und 

Gegenstand des Verfahrens vor dem Verfassungsgericht ist die Vereinbarkeit dieser 
systematisch ohne Zustimmung der Mitgliedstaaten erweiterten Unionskompetenzen mit 
der polnischen Verfassung.ñ 

 

Dieser Beitrag erschien zuerst bei der VISEGRÁD POST. unserem Partner in der 
EUROPÄISCHEN MEDIENKOOPERATION. 

Aus: UNSER MITTELEUROPA. MIT VEREINTEN KRÄFTEN FÜR EIN EUROPA DER 
VATERLÄNDER  
 

11) Stellungnahme des Ordo Iuris Instituts zur Justizreform in Polen 

17. 07. 2021  

 
Bildquelle: Ordo Iuris 

Diese Stellungnahme wurde im Zusammenhang mit der vorläufigen Vereinbarung 
über ein neues allgemeines Regime der Konditionalität zum Schutz des EU-Haushalts 
erstellt, die die Unzufriedenheit der EU-Institutionen mit den Richtungen der 
Justizreformen in Polen und Ungarn widerspiegelt. 
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Diese Stellungnahme stellt den Inhalt und die Folgen der oben genannten Vereinbarung vor 
und erläutert ausgewählte Probleme im Zusammenhang mit der in den Jahren 2015ï2020 
durchgeführten Justizreform in Polen, d.h. die Urteile des EuGH gegen Polen, die 
voreingenommene Haltung der EU-Kommission gegenüber Polen, die Änderungen im Straf- 
und Zivilverfahren und die Kontroverse über die Methode der Richterernennung. 

1. Vorläufige Einigung auf ein neues allgemeines Regime der Konditionalität zum 
Schutz des EU-Haushalts 

Im November verabschiedeten das Europäische Parlament und der Rat eine vorläufige 
Einigung über ein neues allgemeines Regime der Konditionalität zum Schutz des EU-
Haushalts, das mit dem nächsten mehrjährigen Finanzrahmen (MFR) und dem 
Wiederaufbauplan nach der Pandemie verbunden ist[1]. 

Die Einigung, die auf dem Vorschlag der Kommission aufbaut, legt Regeln zum Schutz des 
EU-Haushalts im Falle von VerstºÇen gegen die Grundsªtze der ĂRechtsstaatlichkeitñ in 
den Mitgliedstaaten fest. Nach dem Entwurf der Vereinbarung erfordert die 
Rechtsstaatlichkeit, dass alle öffentlichen Gewalten innerhalb der gesetzlich festgelegten 
Grenzen, im Einklang mit den Werten der Demokratie und der Achtung der Grundrechte, 
wie sie in der Charta der Grundrechte der Europäischen Union und anderen anwendbaren 
Instrumenten festgelegt sind, und unter der Kontrolle unabhängiger und unparteiischer 
Gerichte handeln. Es verlangt insbesondere, dass die Grundsätze der Legalität, 
einschließlich eines transparenten, rechenschaftspflichtigen und demokratischen 
Prozesses für den Erlass von Gesetzen, der Rechtssicherheit, des Verbots der Willkür der 
Exekutive, der Gewaltenteilung, des Zugangs zur Justiz und des wirksamen 
Rechtsschutzes durch unabhängige und unparteiische Gerichte beachtet werden (Abs. 2 
der Präambel). Das Abkommen nennt drei Beispiele für indikative Fälle von Verstößen 
gegen die Rechtsstaatlichkeit 1) Gefährdung der Unabhängigkeit der Justiz; 2) Versäumnis, 
willkürliche oder rechtswidrige Entscheidungen von Behörden, einschließlich der 
Strafverfolgungsbehörden, zu verhindern, zu korrigieren und zu sanktionieren, 
Vorenthaltung finanzieller und personeller Ressourcen, die deren ordnungsgemäßes 
Funktionieren beeinträchtigen, oder Versäumnis, die Abwesenheit von Interessenkonflikten 
sicherzustellen; 3) Einschränkung der Verfügbarkeit und Wirksamkeit von Rechtsmitteln, 
einschließlich durch restriktive Verfahrensvorschriften, mangelnde Umsetzung von Urteilen 
oder Einschränkung der wirksamen Ermittlung, Verfolgung oder Sanktionierung von 
Rechtsverstößen (Art. 2a des Abkommens). 

Sanktionen können verhängt werden, wenn Verstöße gegen die Grundsätze der 
Rechtsstaatlichkeit in einem Mitgliedstaat die Wirtschaftlichkeit der Haushaltsführung der 
EU oder den Schutz der finanziellen Interessen der Union hinreichend unmittelbar 
beeinträchtigen oder ernsthaft zu beeinträchtigen drohen (Artikel 3 Absatz 1 der 
Vereinbarung). 

Das Verfahren wird von der Kommission eingeleitet, wenn sie Ăhinreichende Gr¿ndeñ daf¿r 
hat, dass die Voraussetzungen des Artikels 3 erfüllt sind, d. h. dass ein Verstoß gegen die 
Rechtsstaatlichkeit vorliegt, der die finanziellen Interessen der EU beeinträchtigt, oder dass 
die ernste Gefahr besteht, dass dies geschieht (Artikel 5 Absatz 1 des Abkommens). Sie 
muss dann innerhalb von mindestens einem Monat und höchstens drei Monaten eine 
Bewertung vornehmen, wobei der betreffende Mitgliedstaat Stellungnahmen abgeben kann 
(Artikel 5 Absatz 4 der Vereinbarung). Werden die von dem Mitgliedstaat vorgeschlagenen 
Abhilfemaßnahmen als nicht ausreichend erachtet, muss die Kommission innerhalb eines  
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Monats (Artikel 5 (6) der Vereinbarung) dem Rat einen Vorschlag für einen 
Durchführungsrechtsakt über die geeigneten Maßnahmen vorlegen, über den innerhalb von 
höchstens drei Monaten zu entscheiden ist (Artikel 5 (7) der Vereinbarung). 

Der neue Mechanismus muss zwar noch vom Parlament offiziell genehmigt werden, tritt 
aber am 1. Januar 2021 in Kraft (Artikel 8 der Vereinbarung). Die Kommission wird dem 
Europäischen Parlament und dem Rat in drei Jahren über die Wirksamkeit der Anwendung 
dieses Mechanismus Bericht erstatten (Artikel 7a der Vereinbarung). 

Nach Ansicht des Ordo Iuris Instituts überschreitet das verabschiedete Abkommen die 
Befugnisse der Europäischen Union, die nicht befugt ist, sich in Angelegenheiten 
einzumischen, die den Mitgliedstaaten vorbehalten sind, wozu insbesondere das 
Justizsystem gehört. Die EU-Verträge definieren klar den Katalog der EU-Befugnisse, und 
das Justizsystem ist nicht darunter (Art. 3, 4, 6 AEUV), mit Ausnahme der Befugnis, den 
Zugang zur Justiz zu erleichtern (Art. 67 (4) AEUV). 

Eine ähnliche Position wurde bereits in der Stellungnahme des Ratsdienstes der 
Europäischen Union vertreten: Die Wahrung des Rechtsstaatsprinzips durch die 
Mitgliedstaaten kann nach den Verträgen nicht Gegenstand eines Tätigwerdens der 
Unionsorgane sein, unabhängig davon, ob eine spezifische materielle Zuständigkeit für 
dieses Tätigwerden besteht, mit der einzigen Ausnahme des in Art. 7 EUV beschriebenen 
Verfahrens. Nur diese Rechtsgrundlage sieht eine Unionskompetenz zur Überwachung der 
Anwendung des Rechtsstaatsprinzips als Wert der Union in einem Kontext vor, der nicht mit 
einer spezifischen materiellen Zuständigkeit zusammenhängt oder über deren Umfang 
hinausgeht[2]. 

Unabhängig davon möchte das Institut Ordo Iuris auf die Unbestimmtheit des Begriffs der 
Rechtsstaatlichkeit hinweisen. Er ist weder in den Verträgen noch in dem oben genannten 
Abkommen definiert. Eine für alle 27 Mitgliedstaaten der Europäischen Union einheitliche 
Norm zu schaffen, die konkrete Vorgaben zum Status der Justiz enthält, ist äußerst 
schwierig, wenn überhaupt möglich. Dies wirft Fragen auf wie: setzt dieser gemeinsame 
Standard die Existenz einer Verfassungsgerichtsbarkeit voraus? setzt er eine Form der 
richterlichen Verfassungskontrolle voraus? setzt er ein bestimmtes Modell für die Auswahl 
der Richter voraus? schließt er die Möglichkeit der Einflussnahme von Regierung und 
Parlament auf den Wahlprozess der Richter aus? 

Bekanntlich gibt es in den Mitgliedsstaaten verschiedene Lösungen im Bereich der 
Überprüfung des Verfassungsrechts, der Art und Weise der Richterauswahl und der 
Gerichtsverfahren. Die Harmonisierung des Justizsystems in der gesamten Europäischen 
Union würde tiefgreifende Änderungen nicht nur in Polen, sondern auch in den meisten 
Mitgliedsstaaten erfordern, weil viele von ihnen überhaupt kein Verfassungsgericht haben 
und die Ernennung der Richter von der Regierung oder dem Parlament beeinflusst wird 
(worauf später eingegangen wird). 

Daher sollten nach Ansicht des Ordo Iuris Instituts diese Unterschiede im Einklang mit dem 
Grundsatz der Verfassungsidentität der Mitgliedstaaten (Art. 4 Abs. 2 EUV) respektiert 
werden. 

2. Die Rechtsprechung des EuGH in Bezug auf die Justizreformen in Polen 

Die Urteile des Gerichtshofs der Europäischen Union im Fall der Disziplinarkammer des 
Obersten Gerichtshofs[3], der Gesetzgebung zur disziplinarischen Haftung von Richtern[4] 
und zur Versetzung einiger Richter des Obersten Gerichtshofs in den Ruhestand[5] wurden  
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unserer Meinung nach ultra vires, d.h. unter Überschreitung ihrer Befugnisse erlassen. Die 
Aufgabe des Gerichtshofs ist es, das EU-Recht auszulegen, und das EU-Recht schweigt 
sich darüber aus, wie nationale Richter gewählt werden sollten und über die Regeln des 
Gerichtsverfahrens in den Mitgliedstaaten (Art. 267 AEUV). 

Trotz dieser Tatsache wurden alle Urteile des EuGH von den polnischen Behörden 
vollständig umgesetzt. Die Bestimmungen, die eine Zwangspensionierung der derzeitigen 
Richter des Obersten Gerichtshofs im Alter von 65 Jahren oder älter vorschreiben, wurden 
abgeschafft und die Disziplinarkammer des Obersten Gerichtshofs hat aufgehört, 
Disziplinarverfahren gegen Richter zu prüfen. 

3. Voreingenommene Politik der Europäischen Kommission in Bezug auf den Schutz 
der Rechtsstaatlichkeit 

Im Jahr 2017 leitete die Europäische Kommission ein Verfahren gegen Polen gemäß Art. 7 
des Vertrags über die Europäische Union[6] ein und leitete 2019 ein 
Vertragsverletzungsverfahren nach Art. 258 des Vertrags über die Arbeitsweise der 
Europäischen Union[7] im Zusammenhang mit der angeblichen Gefährdung der 
Rechtsstaatlichkeit ein. Nach Ansicht des Ordo Iuris Instituts ist das Vorgehen der 
Europäischen Kommission ungerechtfertigt und ein Indiz für eine voreingenommene 
Beurteilung bestimmter Mitgliedstaaten. Die Europäische Kommission wirft Polen einen 
Mangel an Rechtsstaatlichkeit vor, während sie auf weitaus schwerwiegendere 
Rechtsverstöße in anderen Mitgliedstaaten nicht reagiert: So wurde beispielsweise auf die 
offene Infragestellung von Urteilen des Europäischen Gerichtshofs durch Gerichte in 
Spanien ebenso wenig reagiert wie auf die inakzeptablen Gewaltakte der französischen 
Polizei gegen Demonstrationsteilnehmer und Journalisten. 

So entschied der Oberste Gerichtshof Spaniens 2019, dass der Europaabgeordnete Oriol 
Junqueras nicht aus der Haft entlassen werden darf, da ihm die Immunität als Mitglied des 
Europäischen Parlaments verweigert wurde. Der Oberste Gerichtshof weigerte sich, dem 
Urteil des EuGH zu folgen, wonach Junqueras Immunität genießen und zu einer 
Vereidigungszeremonie des spanischen Parlaments reisen darf.[8] 

Darüber hinaus gab es seit 2018 zahlreiche Berichte über schwere Verstöße gegen die 
Versammlungs- und Meinungsfreiheit in Frankreich. 2.945 Demonstranten wurden während 
der Proteste der ĂGelbwestenñ verletzt. Mindestens 25 Demonstranten verloren dabei ein 
Auge und fünf Demonstranten verloren eine Hand. Steve Maia Caniço, ein 24-jähriger 
Mann, und Zineb Redouane, eine 80-jährige Frau, starben beide bei Einsätzen der Polizei. 
Im März empfahl das UN-Hochkommissariat f¿r Menschenrechte eine Ăvollstªndige 
Untersuchungñ der Vorw¿rfe der exzessiven Gewaltanwendung durch die Polizei. Nach 
Angaben von Amnesty International hatten die Behörden bis Ende des Jahres keine 
unabhängigen Mechanismen zur Untersuchung solcher Vorwürfe eingerichtet. Im Oktober 
gab eine Polizeieinheit, die mit der Untersuchung von Vorwürfen übermäßiger 
Gewaltanwendung durch die Polizei beauftragt ist, an, seit Beginn der Bewegung 313 
strafrechtliche Ermittlungen eingeleitet zu haben. Am Ende des Jahres war nur ein Polizist 
wegen unrechtmäßiger Gewaltanwendung während der Proteste verurteilt worden. In den 
ersten sechs Monaten des Jahres wurden etwa 11.000 Demonstranten in 
Untersuchungshaft genommen und mehr als 3.000 Personen verurteilt, meist im 
Schnellverfahren. Hunderte von Demonstranten wurden verhaftet und wegen 
Verhaltensweisen verfolgt, die durch die Menschenrechtsgesetze geschützt sind, darunter 
Missachtung von Amtsträgern, Verbergen des Gesichts oder Nichterfüllung von 
Meldepflichten. In den ersten neun Monaten des Jahres wurden 954 Demonstranten wegen  
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ĂBildung einer Gruppe mit der Absicht, Gewalt zu ver¿benñ verurteilt, ein vage definierter 
Straftatbestand, der Verhaftungen von Demonstranten erlaubte, die keine Gewalttat 
begangen hatten. 

Auch Hunderte von Journalisten berichteten von Verletzungen während der 
Berichterstattung über die Proteste. Allein am 5. Dezember wurden 34 Journalisten während 
der Proteste gegen die Rentenreform verletzt. In den meisten dieser Fälle resultierten die 
Verletzungen aus exzessiver oder willkürlicher Anwendung von Polizeigewalt. Die 
unabhängigen Journalisten Gaspard Glanz und Taha Bouhafs wurden verhaftet und unter 
anderem wegen Verachtung und Rebellion angeklagt. Ersterer wurde im November wegen 
Missachtung von Amtsträgern zu einer Geldstrafe von 300 ú verurteilt. Geheimdienste luden 
mindestens neun Journalisten zu einer Anhörung im Rahmen einer Voruntersuchung zu den 
ĂJemen-Papierenñ vor, einer Reihe von Verºffentlichungen geheimer Dokumente, die 
bewiesen, dass die Waffen, die die Regierung an Saudi-Arabien und die Vereinigten 
Arabischen Emirate verkauft hatte, wahrscheinlich gegen die Zivilbevölkerung im Jemen 
eingesetzt werden würden.[9] 

Die Europäische Kommission hat nie erwogen, Artikel 7 EUV oder ein 
Vertragsverletzungsverfahren gegen Spanien oder Frankreich einzuleiten. 

4. Zustand des Justizwesens in Polen 

Unserer Meinung nach war die Regierung für Recht und Justiz in den Jahren 2015ï2020 im 
Bereich der Justizreformen äußerst aktiv, und viele Änderungen verdienen eine mäßig 
positive Bewertung, insbesondere die große Reform der Strafprozessordnung und der 
Zivilprozessordnung sowie die Demokratisierung des Verfahrens zur Ernennung der 
Richter. Das Ordo Iuris Institut ist sich jedoch bewusst, dass diese Reformen noch keine 
wesentlichen Verbesserungen in der Funktionsweise der Justiz gebracht haben. Die 
Statistiken zeigen, dass die Wartezeit auf ein Urteil jedes Jahr weiter ansteigt. So brauchten 
polnische Gerichte erster Instanz im Jahr 2014 durchschnittlich 203 Tage, um ein Urteil in 
einer Zivil- oder Handelssache zu fällen, im Jahr 2016 waren es bereits 225 Tage und 2018 
sogar 273 Tage (ein Anstieg von 34%). Währenddessen brauchten Strafgerichte im Jahr 
2014 durchschnittlich 99 Tage, um eine Strafsache zu verhandeln. Zwei Jahre später gab 
es eine leichte Verbesserung des Tempos und die Gerichte waren in der Lage, in 95 Tagen 
zu entscheiden, aber 2018 verlangsamte sich das Tempo wieder und die durchschnittliche 
Zeit betrug erneut 99 Tage.[10] Die Untersuchungen der Stiftung Court Watch Polska 
zeigen, dass die Transparenz des Verfahrens zur Ernennung von Richtern immer noch 
gering ist und die Kriterien für die Auswahl von Richterkandidaten durch den Nationalen Rat 
der Justiz in vielen Fällen unklar bleiben.[11] 

4.1. Reform des Zivilprozesses in Polen 

Im Rahmen der Reform des Zivilprozesses wurden die folgenden Änderungen 
vorgenommen: 

- neues, beschleunigtes Wirtschaftsverfahren für Unternehmer; 

- nur noch eine Anhörung in weniger komplexen Fällen; dazu findet vor der Anhörung eine 
vorbereitende Anhörung statt, in der der Richter und die Parteien einen detaillierten Plan 
des Verfahrens erstellen; ï Erweiterung der Möglichkeit, schriftliche Beweise zu erbringen; 

- die Möglichkeit, eine bösgläubig handelnde Partei finanziell zu sanktionieren, um den 
Prozess zu verlängern; 
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- wiederholte Beschwerden in bereits entschiedenen Fällen werden in die Akten 
aufgenommen, ohne dass das Gericht wiederholt Entscheidungen trifft; 

- die Möglichkeit der Aufzeichnung der Anhörungen durch die Parteien selbst, sofern das 
Gericht darüber informiert wird; 

- in Fällen gegen Unternehmen wird der Kläger wählen können, ob die Klage vor einem 
Gericht in seiner Stadt oder in der Nähe oder am Sitz des Unternehmens verhandelt werden 
soll.[12] 

4.2. Reform des Strafverfahrens in Polen 

Im Rahmen der Reform des Strafverfahrens 

- wurde die anachronistische Verpflichtung abgeschafft, dass die Richter das vollständige 
Urteil auch im leeren Gerichtssaal verlesen müssen; 

- wurden spezielle Formulare für die Erstellung von Urteilsbegründungen eingeführt; 

- die Richter wurden von der Pflicht befreit, in der Verhandlung alle Protokolle und 
Dokumente, die Beweismittel darstellen, mündlich zu nennen. Bisher hatten sie eine solche 
Verpflichtung, was als erhebliches Problem in komplizierten Fällen angesehen wurde, in 
denen Hunderte von Aktenbänden auf dem Tisch der Richter liegen, was eine enorme 
Verlängerung des Verfahrens, d.h. um Wochen oder sogar Monate, verursacht; 

- die Pflicht zur Vertagung der Verhandlung wegen der begründeten Abwesenheit des 
Angeklagten wurde aufgehoben. Derzeit kann die Verhandlung in Abwesenheit des 
Angeklagten stattfinden, wenn sein Anwalt anwesend ist. Damit wird ein großes Problem 
gelöst, das langwierige Gerichtsverfahren verursacht: die Nutzung von Krankheitszeiten zur 
Vertagung eines Urteils. In der Praxis legt das Gericht den Termin für die Anhörung fest, zu 
der zahlreiche Zeugen oder Sachverständige, manchmal auch aus weit entfernten Orten 
und sogar aus dem Ausland, geladen werden. In der Verhandlung legt der Verteidiger oft 
unerwartet die Krankschreibung des Angeklagten vor. Das macht die Durchführung der 
Verhandlung unmöglich und zwingt die Zeugen, wieder zu erscheinen. Das Gericht muss 
eine weitere zeitaufwändige Verhandlung ansetzen, und der Staatshaushalt stellt Geld für 
die Erstattung von Reisekosten, Unterkunft und Verdienstausfall von Zeugen oder 
Sachverständigen zur Verfügung. Heute ist dies eine gängige Methode der 
Justizbehinderung, die von Kriminellen und ihren unethischen Prozessvertretern genutzt 
wird; 

- ein nach Ablauf der Frist eingereichter Beweisantrag (z.B. ein Dokument, die Berufung 
eines Zeugen) wird grundsätzlich abgelehnt. Die einzige Ausnahme ist, wenn das 
Beweismittel die Strafbarkeit des Täters bestimmt, was eine Folge des Vorrangs des 
Wahrheitsprinzips im Prozess ist. Eine verspätete Einreichung des Beweisantrages hat 
bisher keine Konsequenzen gehabt; 

- Verzicht auf die Verpflichtung zur Vernehmung aller Opfer einer Straftat. Die 
Notwendigkeit, in Fällen, in denen Hunderte oder gar Tausende von Menschen betroffen 
sind, alle Opfer zu befragen, stellt für Polizei und Staatsanwaltschaft eine große Belastung 
bei den Ermittlungen dar. Dazu gehören z. B. Online-Betrug, Schneeballsysteme, 
Geldverleih oder der Verkauf einer ganzen Reihe mangelhafter Waren. In solchen Fällen 
bringt das hundertste oder tausendste Opfer in der Regel keine neuen Tatsachen in das 
Verfahren ein, sondern wiederholt nur den bereits festgestellten Sachverhalt; 
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- wurde eine Möglichkeit eingeführt, auf die direkte Befragung von Zeugen zu verzichten, 
von denen bekannt ist, dass sie nichts Wesentliches zur Sache beitragen. Dann reicht es 
aus, die Aussage eines solchen Zeugen in der Verhandlung vor dem Staatsanwalt zu 
verlesen; 

- Die Möglichkeit, während des Berufungsverfahrens neue Beweise vorzulegen, wurde 
eingeschränkt. Dies wird nur dann erlaubt sein, wenn der Berufungskläger die 
Beweisaufnahme vor dem erstinstanzlichen Gericht nicht hätte beantragen können (z.B. der 
Zeuge war im Ausland) oder die Tatsache, die er beweisen will, nicht Gegenstand des 
ursprünglichen Verfahrens gewesen sein kann; 

- jeder darf ein Postfach für die wirksame Zustellung von Schriftsätzen angeben (z.B. 
Gericht, Staatsanwaltschaft, Polizei). Dies ist eine Erleichterung sowohl für die zugestellten 
Personen (z.B. Verfahrensbeteiligte, Opfer, Zeugen) als auch für die Justizorgane. Früher 
wurden solche Zustellungen persönlich beim Empfänger abgegeben, einem 
Haushaltsmitglied übergeben oder zur Abholung bei der Post hinterlegt; 

- Behinderte konnten eine beliebige Person bevollmächtigen, die gerichtliche 
Korrespondenz auf dem Postamt entgegenzunehmen.[13] 

Die vom Justizministerium durchgeführte Umfrage unter Richtern zeigt, dass die 
überwiegende Mehrheit die Änderungen im Strafverfahren positiv bewertet hat.[14] 

4.3. Hauptkontroversen 

Das Hauptthema der Kontroverse, das auch in den EU-Institutionen und im Ausland 
diskutiert wird, sind jedoch die Änderungen im Bereich des Justizsystems, die die Rolle der 
legislativen und exekutiven Organe in der täglichen Arbeit der Gerichte deutlich erhöhen. 
Unserer Meinung nach bewegen sich diese Änderungen innerhalb der Grenzen der 
Regelungsfreiheit, die dem Parlament durch die Verfassung der Republik Polen und die EU-
Verträge eingeräumt wird. 

Der Kern des Streits um die Justiz in Polen betrifft die Methode der Ernennung von Richtern. 
Die meisten Oppositionsparteien und ein bedeutender Teil der juristischen Gemeinschaft 
sind der Meinung, dass die nach 2018 ernannten Richter illegal gewählt wurden und dass 
ihre Urteile ungültig sind. Diese Position resultiert aus einer Änderung des Verfahrens zur 
Ernennung von Richtern im Jahr 2018. Alle diese Behauptungen müssen jedoch aus den 
folgenden Gründen als unbegründet angesehen werden. 

Gemäß Artikel 179 der polnischen Verfassung werden die Richter vom Präsidenten der 
Republik Polen auf Antrag des Nationalen Rates für das Justizwesen (NCJ) ernannt, der 
Auswahlverfahren für Richterstellen durchführt. 

Der Rat besteht aus 25 Mitgliedern, die verschiedene Gewalten (Legislative, Exekutive und 
Judikative) repräsentieren: 15 Richter, der Präsident des Obersten Verwaltungsgerichts, der 
Erste Präsident des Obersten Gerichts, 4 Abgeordnete, 2 Senatoren, der Justizminister und 
eine vom Präsidenten ernannte Person.[15] Bis 2018 wurden 15 Mitglieder des Nationalen 
Rates der Judikative von den Justizkorporationen gewählt. Seit 2018 werden diese 15 
Richter vom Sejm (erste Kammer des Parlaments) mit einer Mehrheit von 3/5 der Stimmen 
gewählt.[16] Somit werden derzeit 21 von 25 Mitgliedern des Nationalen Rates der Justiz 
vom Parlament gewählt. Die Rechtmäßigkeit einer solchen Lösung wurde vom 
Verfassungsgerichtshof im Urteil vom 25. März 2019, K 12/18, bestätigt, in dem  
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hervorgehoben wurde, dass Art. 187 Abs. 1 der polnischen Verfassung nicht festlegt, 
welches Gremium die 15 richterlichen Mitglieder des Nationalen Justizrates auszuwählen 
hat oder welches Verfahren anzuwenden ist. 

Nach Meinung einiger Oppositions- und Rechtskreise bedeutet diese Methode der Auswahl 
des Nationalen Justizrates automatisch, dass alle Richter, die nach dem neuen Verfahren 
ernannt werden, von Politikern abhängig sind und somit nicht den Anforderungen der 
Unabhängigkeit entsprechen. 

Unserer Meinung nach sagt die Methode der Auswahl des Nationalen Rates der Justiz 
nichts über die fehlende Unabhängigkeit der Richter aus. Die Auswahlverfahren für die 
Richterstellen sind nach wie vor offen, die Anforderungen an einen Richter sind in den 
Bestimmungen des Gesetzes streng definiert, zu denen das Erfordernis einer juristischen 
Ausbildung, der Abschluss einer dreijährigen juristischen Ausbildung an der Nationalen 
Schule für Justiz und Staatsanwaltschaft und das Bestehen einer Richterprüfung gehören. 
Darüber hinaus kann der Kooptationsmechanismus, der auf der Wahl von Richtern in den 
NCJ durch andere Richter beruht, nicht als Garantie für deren Unabhängigkeit angesehen 
werden. Es führt zu einer Situation, in der das Prinzip der Kontrolle und des Gleichgewichts 
illusorisch wird, da die Richterschaft völlig vom Rest getrennt ist.[17] Darüber hinaus ist 
anzumerken, dass der Nationale Justizrat seine Entsprechung in vielen Ländern der 
Europäischen Union hat ï aber es gibt auch solche, in denen es keinen solchen Rat gibt 
(z.B. Deutschland, Österreich, die Tschechische Republik), und richterliche Ernennungen 
und Beförderungen werden hauptsächlich von Politikern entschieden (dies ist in 
Deutschland auf Bundesebene und in den meisten Bundesländern der Fall). Die polnischen 
Regelungen ähneln am meisten den spanischen Lösungen ï auch dort haben die Richter 
im Justizrat den Vorzug (in Spanien beträgt diese Mehrheit 12 ï 8; in Polen 17 ï 8), die 
ebenfalls vom Parlament für eine gemeinsame Amtszeit gewählt werden, mit einer Mehrheit 
von  der Stimmen. 

Es gibt zahlreiche Beispiele für nach 2018 ernannte Richter, die gegen die Regierungspartei 
entschieden haben. So weigerte sich 2019 die Außerordentliche Kammer für Kontrolle und 
öffentliche Angelegenheiten des Obersten Gerichtshofs ï die sich ausschließlich aus 
Richtern zusammensetzt, die auf Antrag des neuen Nationalen Rates der Justiz ernannt 
wurden ï die von der Opposition gewonnene Wahl zum Senat für ungültig zu erklären, 
obwohl sie von der Partei Recht und Gerechtigkeit angestrengt worden war. [18] Im Jahr 
2020 weigerte sich die Richterin Renata ŧukowska, die vom neuen Nationalen Justizrat zum 
Bezirksgericht befördert wurde, der vorübergehenden Verhaftung des Anwalts Roman 
Giertych (der viele Oppositionspolitiker vertritt) zuzustimmen, obwohl der 
Generalstaatsanwalt eine solche Maßnahme unterstützte.[19] 

Von den etwa 10.000 Richtern in Polen wurden nur einige Hundert auf Antrag des neuen 
Nationalen Rates der Justiz ernannt. Selbst wenn man Vorbehalte gegen den aktuellen NCJ 
hat, ist es einfach unbegründet, die gesamte polnische Justiz allein auf dieser Grundlage 
als diskreditiert und jeglicher Unabhängigkeit beraubt zu betrachten. 

Fazit 

Das Institut Ordo Iuris bewertet die Veränderungen in der polnischen Justiz mäßig positiv, 
auch wenn nicht alle erwarteten Ergebnisse eingetreten sind. Es gibt keinen Grund, die 
Unabhängigkeit der Justiz durch die neue Art der Richterernennung in Frage zu stellen. Es 
gibt jedoch ernsthafte Gründe für die Annahme, dass die europäischen Institutionen einen 
selektiven Ansatz in Bezug auf die Bewertung der Rechtsstaatlichkeit in einigen 
Mitgliedstaaten vertreten. 
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12) Polen stellt sich offen gegen LGBTQ-Propaganda 

16. 07. 2021  

Andrzej Duda · Bildquelle: Radio St. Corona 
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Polens derzeitiger Präsident Andrzej Duda hat sich gegen LGBTQ-Propaganda 
ausgesprochen und ein Verbot derselben in Polen gefordert. Seiner Meinung nach ist 
die Regenbogenbewegung schlimmer als der Kommunismus. Werden mehr Länder 
den Mut haben, sich hinter Duda zu stellen und ihn in seinem Kampf zu unterstützen? 
  

Am 28. Juni finden in Polen Präsidentschaftswahlen statt ï und der Wahlkampf wird 
zunehmend von sehr unterschiedlichen Weltanschauungen geprägt. Der Kandidat der 
Regierungspartei ĂRecht und Gerechtigkeitñ (PiS), der amtierende Andrzej Duda, hat das 
LGBTQ-Thema und seine Auswirkungen in Polen auf seiner Social Media Seite 
hervorgehoben. 
Der polnische Präsident machte deutlich, dass er nicht mit der LGBTQ-Sache sympathisiert. 
Er erklärte, dass 

LGBTQ ist keine Gruppe von Menschen, sondern eine Ideologie, die dem Kommunismus 
und Bolschewismus sehr ähnlich ist; 

LGBTQ-Befürworter versuchen, ihre Ideologie der Mainstream-Gesellschaft mit Gewalt 
aufzuzwingen. Sie wollen für andere entscheiden, was richtig ist. 

Andrzej Duda auf Wahlkampftour · Bildquelle: Flickr.com  

Duda betonte, dass die größte Bedrohung und Herausforderung heute für die Familien 
besteht. Die Umerziehung von Kindern ohne elterliche Zustimmung hat begonnen, und 
LGBT-Erziehung gibt es bereits an mehreren polnischen Schulen. Der polnische Präsident 
sagte, es sei wichtig, der zukünftigen Generation keine liberalen Ideen und Prinzipien in 
sexuellen Fragen einzuflößen. 

 

http://flickr.com/


Seite 139 zum AGOMWBW-Rundbrief Nr. 794 vom 22.07.2021 

Duda hat sich in der Vergangenheit ähnlich geäußert und zum Beispiel bei einer 
Gelegenheit versprochen, den Unterricht von LGBT-Ideologie und die Werbung für 
Homosexualität in öffentlichen Einrichtungen zu verbieten. 

In einer Erklärung auf seiner Social-Media-Seite betonte Andrzej Duda, dass diese 
Ideologien dem polnischen Volk fremd sind. 

Die Mehrheit der Polen glaubt an die Einheit von Familie und Ehe. 

Es ist kein Zufall, dass Duda die LGBT-Ideologie zum Thema seines Wahlkampfes gemacht 
hat, denn sein Gegenkandidat bei den Präsidentschaftswahlen Ende Juni wird Rafal 
Trzaskowski sein, der zuvor einen LGBT+-Pakt unterzeichnet hat, um LGBT-Bildung in 
polnischen Schulen zur Pflicht zu machen. 

Quelle: Radio St. Korona 

Aus: UNSER MITTELEUROPA. MIT VEREINTEN KRÄFTEN FÜR EIN EUROPA DER 
VATERLÄNDER  

 

13) Warschau und Brüssel haben einen schwierigen Waffenstillstand erreicht 

15. 07. 2021  

European Commission President Ursula von der Leyen, right, and Poland's Prime Minister 
Mateusz Morawiecki walk off the podium after an official greeting prior to a bilateral meeting 
at EU headquarters in Brussels, Tuesday, July 13, 2021. 
(Pascal Rossignol, Pool Photo via AP) 
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Polen wird die EU nicht sprengen und die EU kann der PiS-Macht in Polen nicht den 
Todesstoß versetzen ï nur ein Kompromiss sei derzeit erreichbar, schreibt der 
Auslandskolumnist der Tageszeitung Rzeczpospolita Jňdrzej Bielecki 

Bis an die Zähne bewaffnet kamen Mateusz Morawiecki und Ursula von der Leyen am 
Montagabend zu ihrem Treffen in Brüssel. 

Der Premierminister kam mit der Drohung, dass das Verfassungsgericht ein Urteil über die 
Überlegenheit staatlicher Gesetze über die europäischen fällen würde, was für den EU-
Justizkommissar Didier Reynders die Zerstörung der EU-Konstruktion bedeuten würde. 

Der Präsident der Europäischen Kommission tauchte mit der Option auf, den EU-
Konjunkturfonds für Polen einzubehalten, der die Grundlage der polnischen Deal-
Wirtschaftsstrategie ist und den Machterhalt von PiS (Recht und Gerechtigkeit) nach den 
nächsten Wahlen sichern soll. 

Als sich das Treffen der Delegationen nach zweistündigen Gesprächen dem Ende zuneigte, 
verließen alle bis auf Morawiecki und Von der Leyen den Raum. Was sie sich gegenseitig 
sagten, bleibt ein Geheimnis. 

Dennoch schrieb Von der Leyen kurz darauf auf Twitter von einem Ăguten Austauschñ und 
nannte die Themen Ökologie, Rettungsfonds und Rechtsstaatlichkeit. Dies wurde von der 
polnischen Botschaft bei der EU bestätigt ï allerdings ohne den letzten Punkt. Keiner griff 
zu seinen letzen Wafffen. 

Als sich das Treffen der Delegationen nach zweistündigen Gesprächen dem Ende zuneigte, 
verließen alle bis auf Morawiecki und Von der Leyen den Raum. Was sie sich gegenseitig 
sagten, bleibt ein Geheimnis. 

Der schwierige Modus Operandi zwischen Warschau und Brüssel beginnt auf diese Weise 
Gestalt anzunehmen. Nach Informationen der Rzeczpospolita haben sich beide Seiten über 
die Details der Verwendung des Konjunkturfonds geeinigt. Obwohl sich Polen nicht unter 
dem Dutzend Ländern befindet, die grünes Licht aus Brüssel erhalten haben, soll dies bald 
geschehen. 

Im Gegenzug wird die polnische Seite versuchen, die Bedeutung des Urteils des 
Verfassungstribunals zu nuancieren. Wenn es erklärt, dass die polnische Verfassung 
Vorrang vor europäischem Recht hat, wird klar sein, dass dies keinen Einfluss auf die 
Änderung der derzeitigen EU-Regelungen in Polen haben wird. Das Urteil soll sich auf 
Bereiche beziehen, in denen Brüssel keine Kompetenzen hat. 

Der franzºsische Conseil dô£tat hat im April etwas Ähnliches getan, was die Speicherung 
von Daten betrifft. Er entschied, dass die EU zwar das Recht hat, sich um die Privatsphäre 
der Franzosen zu kümmern, weil sie mit einer solchen Aufgabe betraut wurde, aber Paris 
kann die Gewährleistung der Sicherheit in diesem Bereich nicht ignorieren, weil das seine 
Pflicht war und ist. 

Deshalb will Warschau auf die Komplexität des Abkommens hinweisen, in dem sich 
staatliche und EU-Kompetenzen manchmal überschneiden werden. Warschau will jedioch 
keine offene Rebellion gegen Brüssel ankündigen. 

Der Kompromiss soll für eine Annäherung in einem anderen wichtigen Bereich sorgen: der 
Ökologie. Von der Leyen hatte am Mittwoch ein unglaublich ehrgeiziges Paket zur  
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Begrenzung des SchadstoffausstoÇes in Europa vorgestellt: ĂFit for 55ñ. Die Verhandlungen 
zwischen Brüssel und Warschau über dieses Projekt zogen sich über die letzten 6 Monate 
hin. Polen ist das Land, das sich mit der EU wohl am schwersten tut, wenn es um die 
Umstellung auf eine emissionsarme Wirtschaft geht. 

Das Ergebnis der Verhandlungen war ein Kompromiss, der laut polnischen 
Entscheidungsträgern die meisten polnischen Forderungen erfüllt. Das bedeutet, dass die 
Regierung in dem jetzt begonnenen längeren Prozess der Bestätigung der Vorschläge der 
Europäischen Kommission nicht die Rolle der Hauptbremse spielen wird. 

Viel schwieriger wird es sein, den Konflikt um den amerikanisch geführten Sender TVN zu 
lösen. Von der Leyen ist daran interessiert, nicht nur aus Angst, den freien Fluss des 
Kapitals zu blockieren, sondern auch aus Angst, den Medienpluralismus in Polen zu 
erhalten. Hier hat sie in Washington einen sehr mächtigen Verbündeten. Es geht um die 
grundlegendste Konditionierung unseres Landes: den Verbleib in der westlichen, 
demokratischen Zivilisationssphäre und die Aufrechterhaltung der Allianz mit den USA. Die 
Entscheidung, Abrams-Panzer zu kaufen, signalisiert, dass zumindest Letzteres der 
polnischen Regierung wichtig ist. 

Derweil ist der seit sechs Jahren andauernde Streit um die Rechtsstaatlichkeit zu weiterem 
Kampf verdammt. Am Mittwoch ordnete der EuGH die sofortige Aussetzung der Tätigkeit 
der Disziplinarkammer des Obersten Gerichts an. Am Donnerstag wird er auch ein Urteil zu 
den angeblichen ĂLGBT-freien Zonenñ verºffentlichen. 

Die westliche Öffentlichkeit ist inzwischen davon überzeugt, dass die Rechtsstaatlichkeit in 
Polen bedroht ist, und das Europäische Parlament setzt Von der Leyen unter Druck, härter 
mit Warschau umzugehen. Das schließt einen ernsthafteren Schritt aus Brüssel aus, und 
die sich vertiefende politische Polarisierung in Polen lässt keinen Kompromiss zu. Die 
Pattsituation wird weitergehen. 

Das alles läuft nicht auf einen Frieden, sondern auf einen Waffenstillstand hinaus. Angela 
Merkel wird im September zurücktreten, und sie ist die letzte westliche 
Führungspersönlichkeit, die sich die Mühe macht, zu versuchen, Mitteleuropa in der EU zu 
halten. Im April wird Emmanuel Macron um seine unsichere Wiederwahl kämpfen. 

Wenn sich die neue Macht sowohl in Berlin als auch in Frankreich gefestigt hat, wird die 
nächste Runde im Kampf zwischen Polen und der EU beginnen. 

Quelle: Rzeczpospolita 

Aus: UNSER MITTELEUROPA. MIT VEREINTEN KRÄFTEN FÜR EIN EUROPA DER 
VATERLÄNDER  
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14) Warschau sagt, dass nationales Recht Vorrang haben soll 
 
16. 07. 2021  

Zbigniew Ziobro · Foto: Facebook 

Nicht nur Ungarn, sondern auch Polen gerät zunehmend unter Beschuss der EU-
Institutionen, weil es angeblich gegen EU-Werte und rechtsstaatliche Prinzipien 
verstößt. Doch die nationalkonservative Regierung in Warschau scheint nicht gewillt 
zu sein, sich dem Willen der EU zu beugen. Die jüngste Kontroverse wurde durch 
Maßnahmen zur Justizreform in Polen ausgelöst. 

In seinem Urteil vom Mittwoch bestätigte das polnische Verfassungsgericht den Vorrang 
des nationalen Rechts vor dem EU-Recht. Das Urteil ist das Ergebnis eines Verfahrens, das 
von der regierenden Partei Recht und Gerechtigkeit (PiS) angestrengt wurde. Die Partei 
hatte die Frage der Reform des polnischen Rechtssystems und ihre scharfe Kritik durch die 
EU an das Verfassungsgericht verwiesen, das entschied, dass 

das nationale Recht Vorrang vor dem EU-Recht haben soll. 

Nach der Bekanntgabe des Urteils des polnischen Verfassungsgerichts sagte der polnische 
Justizminister Zbigniew Ziobro, dass die polnische Verfassung und die Rechtmäßigkeit 
Vorrang vor Versuchen haben, EU-Gremien politisch zu benutzen, um sich in die inneren 
Angelegenheiten von Mitgliedsstaaten, in diesem Fall Polen, einzumischen. Ziobro erklärte 
auch, dass die polnische Verfassung das wichtigste Rechtsdokument des Landes ist. 
Polens Entscheidung, dem nationalen Recht Vorrang zu geben, ist nicht ohne 
Präzedenzfall, zuletzt im letzten Jahr, als das deutsche Verfassungsgericht ein Urteil des 
Gerichtshofs der Europäischen Union aufhob. 

ĂDie Entscheidung des polnischen Verfassungsgerichts bestªtigt die Besorgnis der EU ¿ber 
den Zustand der Rechtsstaatlichkeit in Polenñ, sagte die Kommission in einer Erklªrung am 
Donnerstag und erinnerte daran, dass EU-Recht Vorrang vor nationalem Recht hat. Der 
polnische Menschenrechtsbeauftragte Adam Bodnar kommentierte das Urteil mit den 
Worten, die Entscheidung sei ein weiterer Schritt in Richtung einer Abkehr Polens vom EU-
Recht und einer faktischen Abkopplung von der europäischen Legalität. Der ehemalige 
polnische Premierminister Donald Tusk, der kürzlich zurückgekehrte Vorsitzende der Mitte- 

https://i0.wp.com/unser-mitteleuropa.com/wp-content/uploads/2021/01/2020.08.27-ziobro-fb-e1609785955548-1024x497-1.jpg?fit=1024%2C497&ssl=1
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Rechts-liberalen Oppositionspartei B¿rgerplattform, sagte, ĂPiS w¿rde die EU verlassen und 
es liege an den Polen, dies zu verhindern.ñ Auch Manfred Weber, der Vorsitzende der 
Europäischen Volkspartei, der größten Parteienfamilie im Europaparlament, warnte, die 
Warschauer Regierung sei auf dem Weg zum ĂPolexitñ. 

Was steckt hinter der Debatte? 

Die polnische Entscheidung fiel, nachdem die Europäische Kommission ein 
Vertragsverletzungsverfahren gegen Polen eingeleitet und nach der Feststellung, dass 
Warschau die Empfehlungen aus Brüssel nicht berücksichtigt hat, den Fall, an dem 
polnische Richter beteiligt sind, an den Gerichtshof der Europäischen Union verwiesen hat. 

Im vergangenen Januar verabschiedete das Warschauer Parlament einen 
Gesetzesentwurf, nach dem 

Richter zu bestrafen seien, die sich politisch betätigen oder die Ernennung ihrer 
Richterkollegen öffentlich kritisieren. 

Die Bestrafung kann Geldstrafen, Gehaltskürzungen oder Entlassung umfassen. Der Schritt 
wurde durch die Begründung der Regierung notwendig, da die Arbeitskammer des Obersten 
Gerichtshofs die Existenz eines anderen Organs in derselben Institution, der neuen 
Disziplinarkammer, in Frage stellte. Nach Ansicht der Arbeiterkammer sind die Mitglieder 
der Disziplinarkammer nicht unabhängig von der Regierung, da sie vom Staatsoberhaupt 
auf der Grundlage der Stellungnahme des polnischen Justizrates der PiS ernannt wurden. 
Der Rat selbst sei nicht eindeutig unabhängig von den Behörden, so die Richter. 

Die Europäische Kommission stellte außerdem fest, dass die Unabhängigkeit und 
Unparteilichkeit der Disziplinarkammer nicht gewährleistet war. Das Disziplinarsystem der 
EU erlaubt es, den Inhalt von Entscheidungen, die von Richtern an ordentlichen Gerichten 
getroffen werden, als Disziplinarvergehen zu qualifizieren. Dementsprechend könnte die 
Entscheidung zur politischen Kontrolle von gerichtlichen Entscheidungen oder zur 
Ausübung von Druck auf Richter genutzt werden, um so deren Entscheidungsfindung zu 
beeinflussenñ, heiÇt es. 

Der polnische Ministerpräsident Mateusz Morawiecki hatte zuvor Kritiker beschuldigt, vom 
kommunistischen Staatsrat ernannte Richter zu akzeptieren und gleichzeitig den Status von 
Richtern in Frage zu stellen, die legal und in Übereinstimmung mit der polnischen 
Verfassung gewählt wurden. 

Quelle: Magyar Nemzet 

Aus: UNSER MITTELEUROPA. MIT VEREINTEN KRÄFTEN FÜR EIN EUROPA DER 
VATERLÄNDER  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

https://magyarnemzet.hu/kulfold/varso-szerint-a-nemzeti-jogot-kell-elsodlegesnek-tekinteni-10082483/
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https://unser-mitteleuropa.com/


Seite 144 zum AGOMWBW-Rundbrief Nr. 794 vom 22.07.2021 

15) Ordo Iuris: EuGH versagt beim Test der Rechtsstaatlichkeit und der   
      Achtung des Rechts auf einen Prozess 
 
16. 07. 2021  

 
Bildquelle: Ordo Iuris 

¶ Der Gerichtshof der Europäischen Union hat es abgelehnt, die Beschwerde des 
Instituts Ordo Iuris gegen die Resolution des Europªischen Parlaments Ăzum 
faktischen Verbot der Abtreibung in Polenñ zu pr¿fen. 

¶ Nach Ansicht von Ordo Iuris verletzte die Resolution die Rechtsstaatlichkeit 
und die persönlichen Interessen des Instituts. 

¶ Nach Ansicht der Anwälte des Instituts stellt die Entscheidung des Gerichts 
eine Verletzung des Rechts auf ein Gerichtsverfahren dar. 

¶ Ordo Iuris kündigt an, dass es gegen die Entscheidung des Gerichts Berufung 
einlegen wird. 

Am 26. November 2020 verabschiedete das Europäische Parlament eine Resolution Ăzum 
De-facto-Verbot von Abtreibungen in Polenñ. Die EntschlieÇung wirft ernste Bedenken auf, 
nicht nur rechtlicher Natur. Sie betreffen die fehlende Kompetenz der EU, sich mit der 
Bewertung des Gesetzes zum Schutz des Lebens in einem Mitgliedstaat zu befassen, die 
zahlreichen darin enthaltenen Aussagen ideologischer Natur und die darin dargelegten 
Meinungen, die von einem völligen Mangel an Verständnis nicht nur für die politische, 
sondern auch für die rechtliche Situation in Polen zeugen. 

Darüber hinaus enthält die Entschließung einen Satz, der sich direkt auf das Institut Ordo 
Iuris bezieht. Es wurde als Ăfundamentalistische Organisationñ bezeichnet, die Ăeng mit der 
Regierungskoalition verbunden istñ und Ădie treibende Kraft hinter Kampagnen sein soll, die 
darauf abzielen, die Menschenrechte und die Gleichstellung der Geschlechter in Polen zu 
untergrabenñ und die Schaffung von ĂLGBTI-freien Zonenñ zu fordern. 

Ordo Iuris-Beschwerde beim EuGH 

Daraufhin focht das Institut die Entschließung vor dem EuGH an und wies darauf hin, dass 
das Europäische Parlament seine eigenen Kompetenzen und die der Europäischen Union, 
wie sie von den Mitgliedstaaten in den Gründungsverträgen übertragen wurden, 
überschritten und gegen die Bestimmungen dieser Verträge, insbesondere gegen das 
Rechtsstaatsprinzip, verstoßen habe. Es liege nicht in der Kompetenz der EU, über die 
ĂVerf¿gbarkeitñ des Schwangerschaftsabbruchs in den Mitgliedstaaten zu entscheiden, den 
Schwangerschaftsabbruch als Menschenrecht anzuerkennen und zu überprüfen, ob die 
Rechtsordnungen der Mitgliedstaaten dieses ĂRecht auf Schwangerschaftsabbruchñ in den 
Institutionen der Rechtsstaatlichkeit garantieren. Das Institut behauptete auch, dass die 
Resolution die Normen des internationalen Rechts unzuverlässig wiedergibt, indem sie 
davon ausgeht, dass das Recht auf Abtreibung oder sexuelle und reproduktive Rechte zu 
den Menschenrechten gehören und als solche von den dafür geschaffenen 
Rechtsinstitutionen geschützt werden. 

https://i1.wp.com/unser-mitteleuropa.com/wp-content/uploads/2021/07/zaslepka_0.png?fit=350%2C175&ssl=1
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Ordo Iuris betonte in seiner Beschwerde auch, dass die Resolution gegen das Prinzip der 
Rechtsstaatlichkeit verstoße, das im Vertrag über die Europäische Union in Artikel 2 als 
einer der Grundwerte, auf denen die Union beruht, anerkannt wird. Dieser Verstoß bestehe 
in der Aufnahme unwahrer und schädigender Behauptungen gegen das Institut Ordo Iuris, 
die die persönlichen Interessen des Instituts als Stiftung und juristische Person verletzen, 
was in einem Rechtssystem der Union, das die Rechtsstaatlichkeit garantiert, nicht 
hinnehmbar sein sollte. 

Ein Test für die Europäische Union 

Das Institut war sich bewusst, dass die Zulässigkeit der Beschwerde gegen den Beschluss 
im Hinblick auf Artikel 263 des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Union 
(AEUV), der die Rechtsgrundlage für die Beschwerde war, umstritten sein könnte. Die 
Frage, ob der EuGH die Beschwerde zulässt und sich inhaltlich mit den darin erhobenen 
Vorwürfen auseinandersetzt, sollte nach Ansicht von Ordo Iuris für die Europäische Union 
ein Prüfstein für die Rechtsstaatlichkeit und das Grundrecht auf ein faires Verfahren sein, 
das durch das EU-Recht in Artikel 47 der Charta der Grundrechte geschützt ist. 

Der oben erwähnte Artikel 263 AEUV legt nicht eindeutig fest, welche Handlungen von EU-
Organen oder -Einrichtungen vor dem Gerichtshof auf Nichtigerklärung angefochten werden 
können. Die Mitgliedstaaten haben in den aufeinanderfolgenden Verträgen zur Änderung 
der Gründungsverträge und der EuGH in seiner Rechtsprechung das Spektrum der 
Handlungen, die auf diese Weise angefochten werden können, und das Spektrum der 
Einrichtungen, die eine Beschwerde einreichen können, erweitert. Dies wurde gerade durch 
das Recht auf ein Gerichtsverfahren motiviert. 

Die EU-Rechtslehre und die Schlussanträge der Generalanwälte des Gerichtshofs haben 
ein Spannungsverhältnis erkannt zwischen der Tatsache, dass zahlreiche Rechtsakte 
verschiedener EU-Institutionen unterschiedliche Rechtswirkungen entfalten und in die 
Rechtssphäre Einzelner (natürlicher und juristischer Personen) eingreifen, und der 
Tatsache, dass die Rechtsstaatlichkeit und das Recht auf ein Gerichtsverfahren als 
Grundrecht erfordern, dass ein Einzelner, der sich von einem solchen Rechtsakt betroffen 
fühlt, über einen wirksamen Rechtsbehelf verfügen muss, um dessen Rechtmäßigkeit 
anzufechten. Aus diesem Grund werden nach wie vor Forderungen laut, und zwar nicht aus 
euroskeptischen Kreisen, die Möglichkeiten der Anfechtung von Handlungen der EU-
Institutionen zu erweitern. 

Eine solche Erweiterung könnte durch eine Änderung der EU-Verträge oder, wie bereits 
geschehen, durch eine Änderung der Rechtsprechung des EuGH erreicht werden. Daher 
war der Zweck der von Ordo Iuris eingereichten Beschwerde, abgesehen von der 
Anfechtung der Entschließung des Europäischen Parlaments (die aus vielen Gründen als 
fehlerhaft angesehen werden sollte) und der indirekten Verteidigung der Rechte des Instituts 
selbst, dessen Persönlichkeitsrechte in der Entschließung verletzt wurden, genau der, den 
EU-Bürgern einen breiteren Weg zur Anfechtung von Handlungen ihrer Organe zu eröffnen. 

Die Prüfung der Rechtsstaatlichkeit und der Achtung des Rechts auf ein Gerichtsverfahren 
hat die Europäische Union nicht bestanden. Der Gerichtshof hat sich mit der Beschwerde 
überhaupt nicht befasst. Er hat jedoch nicht ï wie zu erwarten gewesen wäre, wenn der 
Gerichtshof sich nicht zu einer Änderung seiner bisherigen Vorgehensweise entschlossen 
hätte ï entschieden, dass das Institut nicht zu einer Beschwerde nach Art. 263 AEUV 
berechtigt sei oder dass ein Rechtsakt wie der angefochtene Beschluss nicht der Kontrolle 
durch den EuGH unterliege, sondern hat eine rein prozessuale Lösung gewählt. 
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Die Frage der Unabhängigkeit des Vertreters 

Das Gericht stellte fest, dass der Vertreter (Rechtsberater), der die Beschwerde im Namen 
des Instituts einreichte, Ănicht den Status eines unabhªngigen Dritten in Bezug auf den 
Beschwerdef¿hrer [das Institut] hatñ. Dies erlaubte es dem Gericht, Ădie Beschwerde als 
unzulässig abzuweisen, ohne zu prüfen, ob die angefochtene Handlung eine anfechtbare 
Handlung istñ. 

Auf diese willkürliche Art und Weise hat das Gericht die ohnehin schon hohen 
Anforderungen in seiner Rechtsprechung an den Status von Vertretern, die im Namen von 
Beschwerdeführern Beschwerden einreichen, stark erweitert. Bislang hat er entschieden, 
dass ein solcher Vertreter (Anwalt oder Rechtsberater) nicht im Rahmen eines 
Arbeitsvertrags beim Beschwerdeführer angestellt sein darf und keine Positionen mit 
erheblicher administrativer und finanzieller Macht auf Managementebene innehaben darf. 
Aus diesem Grund hat das Institut den Fall und die Vertretung (zusätzlich zu dem 
Rechtsanwalt und dem Rechtsberater, die Mitglieder des Vorstands sind) einem 
Rechtsberater anvertraut, der innerhalb einer mit dem Institut kooperierenden 
Anwaltskanzlei unabhängig Rechtsdienstleistungen erbringt. 

In Bezug auf die Ordo Iuris-Beschwerde stellte das Gericht fest, dass es Verbindungen 
zwischen eben diesem Vertreter (Rechtsberater), der die Beschwerde im Namen des 
Instituts eingereicht hatte, und dem Institut gab, die seine [des Vertreters] Fªhigkeit, Ădie 
Interessen des Beschwerdef¿hrers mit vºlliger Unabhªngigkeit zu verteidigenñ, Ăeindeutig 
beeintrªchtigtenñ. In dieser Hinsicht betrachtete es das Fehlen einer Anstellung des 
Vertreters beim Institut, das Fehlen einer Funktion innerhalb seiner Struktur und die 
Unabhängigkeit, die sich aus der Zugehörigkeit zu einem Beruf des öffentlichen Vertrauens 
ergibt, als unzureichende Garantien. Stattdessen, so das Gericht, wurde die 
disqualifizierende Beziehung des Vertreters zum Ordo Iuris durch die Tatsache bestimmt, 
dass Ăeine faktische Verbindung in Form einer beruflichen Zusammenarbeitñ zwischen ihm 
und dem Institut besteht. Diese besteht darin, dass er als Rechtsanwalt den Begünstigten 
des Instituts im Rahmen des Prozessinterventionsprogramms Rechtsbeistand leistet und 
mit einer Anwaltskanzlei zusammenarbeitet, deren Partner der Präsident der Stiftung ist. 

Folgen des Urteils 

Diese Auslegung ist zum ersten Mal in der Rechtsprechung des Gerichtshofs erschienen. 
Sie führt zu mindestens drei wichtigen Konsequenzen. Erstens kann sich nun jeder 
Rechtsanwalt, der mit einem Mandanten zusammenarbeitet (auch wenn er gleichzeitig für 
mehrere Unternehmen tätig ist), als nicht ausreichend unabhängig erweisen, um für diesen 
Mandanten ein Verfahren vor dem Gericht zu f¿hren, da eine Ăfaktische Verbindung in Form 
einer beruflichen Zusammenarbeitñ besteht. Zweitens gibt es keine klaren und spezifischen 
Kriterien in den Bestimmungen oder in der Rechtsprechung des Gerichts, um zu beurteilen, 
ob diese faktische Verbindung die Fªhigkeit des Vertreters beeintrªchtigt, Ăin voller 
Unabhªngigkeit die besten Interessenñ seines Mandanten zu verteidigen. Drittens ist die 
Entscheidung des Gerichts darüber, ob ein bestimmter Vertreter diese Fähigkeit besitzt, 
völlig ermessensabhängig und in der Praxis nicht nachprüfbar. 

Dieses weitreichende Anliegen des Gerichts, sicherzustellen, dass das Institut Ordo Iuris in 
dem vor ihm anhängigen Verfahren von einem Vertreter vertreten wird, der in der Lage ist, 
Ădie besten Interessen des Instituts mit voller Unabhªngigkeit zu verteidigen (é)ñ, hat das 
Gericht dazu veranlasst, die Beschwerde des Instituts als Ăeindeutig unzulªssigñ 
zurückzuweisen und sich überhaupt nicht mit der Begründetheit der Rechtssache zu 
befassen. 



Seite 147 zum AGOMWBW-Rundbrief Nr. 794 vom 22.07.2021 

Nach Ansicht des Instituts stellt dies eine schwerwiegende Verletzung des Rechts auf ein 
Gerichtsverfahren als Grundrecht und des Rechtsstaatsprinzips dar. Das Gericht hat neue 
Bedingungen f¿r die ĂUnabhªngigkeitñ der Vertreter geschaffen, die rein willk¿rlich und 
durch die Bestimmungen des Gesetzes und seine bisherige Rechtsprechung nicht 
gerechtfertigt sind. Auf diese Weise hat es dem Institut das Recht genommen, die 
eingereichte Beschwerde zu prüfen. Ordo Iuris beabsichtigt daher, gegen das erlassene 
Urteil Berufung einzulegen (es handelt sich vorerst um ein erstinstanzliches Urteil). 

Ungeachtet dessen beabsichtigt Ordo Iuris, den EuGH in einem anderen zur Verfügung 
stehenden Verfahren anzurufen, nämlich gemäß Artikel 340 AEUV, der es der Europäischen 
Union ermöglicht, den durch ihre Organe verursachten Schaden geltend zu machen. In 
diesem Fall würde es um den Schutz von Persönlichkeitsrechten gehen, die durch den 
Erlass einer Entschließung des Europäischen Parlaments verletzt wurden, die unwahre und 
schädigende Aussagen über Ordo Iuris enthält. Dies wird ein weiterer Test für die 
Rechtsstaatlichkeit in der Europäischen Union sein ï ob sie einen Schutz der 
Persönlichkeitsrechte auf einem Niveau zulässt, das mindestens dem entspricht, das z.B. 
im polnischen Zivilrecht in Kraft ist. 

Quelle: Ordo Iuris 

Aus: UNSER MITTELEUROPA. MIT VEREINTEN KRÄFTEN FÜR EIN EUROPA DER 
VATERLÄNDER  

 

16) Polen: ĂHALT der sanitªren Segregationñ 

16. 07. 2021  

Bild: https://www.facebook.com/MZGOVPL 

Am 7. Juli gab die PiS-Fraktion bekannt, dass sie dank der Rückkehr eines der drei 
Abgeordneten, die Ende Juni ausgetreten waren, wieder über eine Mehrheit im Sejm 
verfügt. Die von der Koalition der Vereinigten Rechten gebildete Regierung kann nun auf 
231 Abgeordnete zählen, einen mehr als die Mehrheit. Doch gleichzeitig berichtete die  

https://en.ordoiuris.pl/life-protection/cjeu-fails-test-rule-law-and-respect-right-trial
https://unser-mitteleuropa.com/
https://unser-mitteleuropa.com/
https://visegradpost.com/de/2021/06/28/pis-verliert-sejm-mehrheit-nach-ausscheiden-von-drei-abgeordneten/
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Tageszeitung Rzeczpospolita am 6. Juli, dass elf PiS-Abgeordnete einen Gesetzentwurf der 
nationalistischen und libertarischen Rechten gegen die Segregation der Polen nach 
sanitären Kriterien unterstützt haben. 

ĂNiemand darf im politischen, sozialen oder wirtschaftlichen Leben diskriminiert 
werden, weil er gegen Covid-19 geimpft ist oder nichtñ, heiÇt es in der ersten 
Bestimmung des Gesetzentwurfs mit dem Titel ĂHALT der sanitªren Segregationñ. 

Die zweite Bestimmung würde es verbieten, von Menschen zu verlangen, dass sie erklären, 
ob sie geimpft sind oder nicht, bevor sie Zugang zu Kultur-, Sport-, Bildungs- oder anderen 
Veranstaltungen haben, öffentliche Versorgungsgebäude betreten oder irgendwelche 
Leistungen erhalten können.  Um einen solchen Entwurf einzubringen, sind mindestens 15 
Abgeordnete erforderlich. Die Konfederacja, die das Gesetz gegen die sanitäre Segregation 
initiiert hat, hat jedoch nur 11 Mandatare im Sejm. Die anderen elf Abgeordneten, die es 
möglich machten, diesen Entworf im Sejm einzubringen, kommen alle aus der PiS-Fraktion 
(in der die Abgeordneten der vier Parteien der Koalition der Vereinigten Rechten sitzen). 
Während die Namen dieser Abgeordneten von der Konfederacja vertraulich behandelt 
werden, behauptet die Zeitung Rzeczpospolita, dass sich unter ihnen die PiS-Abgeordnete 
Anna Maria Siarkowska befinde, die an der Spitze der Anti-Sanitarismus-Bewegung 
innerhalb ihrer Fraktion steht. Im Mai gründete Siarkowska eine parlamentarische Gruppe 
gegen Sanitarismus, der sieben Abgeordnete angehören. 

Der Begriff ĂSanitarismusñ (poln. sanitaryzm) wurde in Polen von Dr. Paweğ Basiukiewicz 
popularisiert. Wie viele andere Ärzte, die der Massenimpfkampagne oder der 
Gesundheitspolitik angesichts der Pandemie kritisch gegenüberstehen, wird Dr. 
Basiukiewicz von der Ärztekammer angegriffen, die von Gesundheitsminister Adam 
Niedzielski zu dieser Reaktion ermutigt wurde. 

Aber nicht nur Ärzte, die sich der offiziellen Politik der Regierung im Kampf gegen 
Covid widersetzen, werden angegriffen. 

Bis heute ist die Sendung Warto Rozmawiaĺ (ĂReden lohnt sichñ) des konservativen 
Journalisten Jan Pospieszalski, die im April wegen ihrer Kritik an der Gesundheitspolitik 
gegenüber dem Covid vom öffentlich-rechtlichen Fernsehen suspendiert wurde, noch nicht 
wieder auf den Bildschirmen zu sehen. Diese Fernsehzensur kommt zu der sehr effektiven 
Zensur des Internets durch die sozialen Netzwerke in den USA hinzu. 

Gleichzeitig erhöht die Regierung von Mateusz Morawiecki den Druck auf die Polen, sich 
impfen zu lassen. Angesichts von Ländern, die versuchen, Touristen anzulocken, indem sie 
von Anreisenden keinen Impfnachweis oder negativen Test verlangen, hat Polen die 
Verpflichtung eingeführt, allen nicht geimpften Personen, die aus dem Ausland 
zurückkehren, einen negativen Test vorzulegen ï auch Kindern. Wer aus Ländern 
außerhalb des Schengen-Raums zurückkehrt, muss sich ebenfalls einer obligatorischen 
Quarantäne unterziehen. Diese Maßnahme hat viele ungeimpfte polnische Touristen dazu 
veranlasst, auf ihren Urlaub außerhalb Polens zu verzichten. 

 

 

 

 

https://visegradpost.com/de/2021/05/13/konservativer-fernsehjournalist-wegen-kritik-an-der-anti-covid-politik-der-polnischen-regierung-verbannt/
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Plakat der großen landesweiten Lotterie, die organisiert wurde, um die Polen zu ermutigen, 
sich impfen zu lassen. Nur geimpfte Personen können daran teilnehmen ·  
Bild: www.facebook.com/MZGOVPL  

Während die Zahl der Menschen, die einen Termin zur Impfung vereinbaren, stark rückläufig 
ist, sagte der Sprecher des Gesundheitsministeriums Anfang des Monats, dass die 
Regierung darüber diskutiert, wie lange der Covid-19-Impfstoff kostenlos sein wird. Die 
Behörden machen keinen Hehl daraus, dass das Ziel dieser Mitteilung darin besteht, die 
Polen dazu zu bringen, sich schnell impfen zu lassen, bevor sie dafür zahlen müssen. 
Außerdem gilt die Begrenzung der Anzahl von Gästen bei Hochzeiten, Hotels, Restaurants, 
Theatern, Kinos, Konzerten, Schwimmbädern usw. nicht für Geimpfte, auch wenn dies in 
der Realität sehr kompliziert zu überprüfen ist. Da dies aber immer noch nicht ausreicht, 
kündigte Adam Niedzielski an, dass sein Ministerium eine Reihe von Maßnahmen 
vorbereitet, um Menschen, auch Minderjährige, zur Impfung zu bewegen. 

Bildungsminister Przemysğaw Czarnek seinerseits deutete im Mai an, dass 
ungeimpften Kindern die Rückkehr in den Präsenzunterricht im September verwehrt 
werden könnte, wenn dies die Entscheidung des Gesundheitsministers sei. 

Und das, obwohl die polnischen Kinder im Schuljahr 2020ï21 bereits zu denjenigen in der 
EU gehören, die am längsten zu Hause bleiben mussten. 

Doch während sich die EU-Gremien seit den PiS-Reformen ständig über die angeblich 
fehlende Unabhängigkeit der Justiz in Polen sorgen, häufen sich gleichzeitig die 
Gerichtsurteile, die die sanitären Einschränkungen und die während der Lockdowns 
verhängten Geldstrafen wieder aufheben. Am 1. Juli entschied der Oberste Gerichtshof 
(Kassationsgerichtshof), dass das per Regierungsdekret eingeführte Versammlungsverbot 
ungültig sei und dass ein Ausnahmezustand oder ein Sondergesetz hätte erlassen werden 
müssen, um ein solches Verbot einzuführen. 

So wurden zwei Bürgern, die im vergangenen Oktober an einer Demonstration vor 
dem Büro eines Abgeordneten teilgenommen hatten, die Bußgelder erlassen, die  
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gegen sie unter anderem mit der Begründung verhängt wurden, dass sie keine Maske 
getragen hatten. Die Entscheidung des Obersten Gerichtshofs wird sicherlich einen 
Präzedenzfall schaffen. 

Am Tag zuvor hatte ein Gericht in Kattowitz Sanktionen gegen Restaurantbesitzer 
aufgehoben, die während der Lockdowns Kunden empfangen hatten, als Restaurants und 
Bars offiziell keine Kunden in ihren Räumlichkeiten bedienen durften. Der Richter entschied, 
dass die Verfassung und das aktuelle polnische Recht es der Regierung nicht erlauben, 
einem Restaurantbesitzer den Betrieb zu verbieten. Was die Krafttraining- und Fitnessclubs 
betrifft, so haben sie gerade eine Sammelklage gegen die Regierung Morawiecki 
eingereicht, um Schadenersatz für die seit Beginn der Covid-Pandemie angeordneten 
Schließungen zu erhalten. Etwa 150 Unternehmen, die etwa 450 Fitnessclubs besitzen, 
haben sich der Sammelklage angeschlossen. Wenn sie gewinnen, wird die polnische 
Regierung etwas zu befürchten haben, da andere geschädigte Sektoren in den Startlöchern 
stehen. 

Dieser Beitrag erschien zuerst bei der 
VISEGRÁD POST, unserem Partner in der EUROPÄISCHEN MEDIENKOOPERATION. 

 

Aus: UNSER MITTELEUROPA. MIT VEREINTEN KRÄFTEN FÜR EIN EUROPA DER 
VATERLÄNDER  
 

17) David Engels: Brief aus Warschau ï Ein schwieriger Spagat 

08. 07. 2021  
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Die Gerüchteküche brodelt. Wird es nach dem Austritt Viktor Orbans aus der Europäischen 
Volkspartei zu einer Neugestaltung der konservativen Kräfte im Europaparlament kommen? 
Schon häufen sich die Nachrichten über intensive Gespräche zwischen Orbán, Jaroslaw 
KaczyŒski und Matteo Salvini. Werden diese drei mitsamt ihren jeweiligen Parteien den Kern 
für eine neue EU-Fraktion bilden ï und womöglich viele antieuropäische Populisten links 
(oder rechts) liegen lassen? 

Für Prognosen ist es wohl noch zu früh, aber eines zeigt sich bereits deutlich: Der Riß 
zwischen den populistischen Nationalliberalen und den konservativen Abendlandpatrioten 
(eine Bezeichnung, mit der leider kaum noch die EVP gemeint ist) wird breiter. Es ist dabei 
vor allem den ostmitteleuropäischen Ländern zugute zu halten, daß sie den zeitweise 
schwierigen Spagat zwischen Verteidigung des Abendlandes und Kritik an der EU 
gemeistert haben. Sie haben erfolgreich demonstriert, daß Wertekonservatismus und 
Nationalismus nicht zwangsläufig Synonyme sind und daß man zu den eigenen christlichen 
Traditionen stehen, auf seine nationale Vergangenheit stolz sein und trotzdem eine enge 
Zusammenarbeit der europäischen Völker unterstützen kann. 

Diese Botschaft wird zunehmend auch im übrigen Europa vernommen und eben auch von 
der spanischen Vox oder von Salvinis Lega geteilt, die sich allmählich von ihren 
europaskeptischen Partnern in der EP-Fraktion Identität und Demokratie (ID) entfremdet. 
Selbst Marine Le Pen begreift mittlerweile, daß ihre Forderung nach einem »Frexit« ï egal 
wie sehr diese faktisch oder psychologisch nachvollziehbar gewesen sein mag ï sie die 
Präsidentschaftswahl gekostet und keinerlei Zukunftschancen hat. Sollte es nicht möglich 
sein, die schwierige Frage nach der West- oder Ost-Anlehnung der europäischen 
Konservativen im Sinne einer Europe first-Doktrin zu lösen? Gerade für jene Europäer, die 
ein halbes Jahrhundert unter russischer Besatzung leben mußten, ist dies die zentrale 
Frage, die einem gesamteuropäischen konservativen Bündnis von Madrid bis Warschau 
noch im Wege steht. 

Doch klafft in der Mitte dieser möglichen Allianz eine empfindliche Lücke. Mitten in die 
Verhandlungen zwischen Italien, Ungarn und Polen platzte die Nachricht von der 
Entscheidung der AfD, in ihr Wahlprogramm die Forderung nach einem »Dexit« 
aufzunehmen und die EU höchstens durch ein lockeres Wirtschaftsbündnis zu ersetzen. Zu 
dieser strategisch wie politischen Fehlentscheidung sei hier nur gesagt, daß sie in anderen 
Teilen Europas, allen voran im Osten, den ohnehin bestenfalls ambivalenten Eindruck, den 
die AfD mit ihren inneren Zwistigkeiten, ihrer oft zweifelhaften geschichtspolitischen Rhetorik 
und ihrer eher werteliberalen als wertekonservativen Ausrichtung macht, keineswegs 
verbessert hat. Gerade heute, da die Konferenz zur Zukunft Europas alle Kräfte bündeln 
sollte, ist das eine bedauerliche Entwicklung. 

Quelle: www.cato-magazin.de / Twitter 

Aus: UNSER MITTELEUROPA. MIT VEREINTEN KRÄFTEN FÜR EIN EUROPA DER 
VATERLÄNDER  
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18) Collegium Intermarium: eine neue Universität, die Akademiker aus   
      Mitteleuropa verbindet 
 
09. 07. 2021  

Bildquelle: Collegium Intermarium 

Collegium Intermarium ist die erste Universität, die in Polen nach der großen Reform des 
Hochschulwesens registriert wurde. Ihre Aufgabe ist es, eine Plattform der Zusammenarbeit 
zwischen Akademikern aus den Ländern der Intermarium-Region aufzubauen. 
Mehrsprachige Studiengänge werden im Oktober beginnen. 

Das Flaggschiff-Fach an der Universität ist Jura. Darüber hinaus wurde ein 
englischsprachiger LL.M.-Studiengang zum Thema Menschenrechte ins Leben gerufen, der 
erste seiner Art in Mitteleuropa. Nach dem Vorbild angelsächsischer Universitäten plant die 
Universität ein breites Stipendienprogramm, das herausragende Studenten von allen Arten 
von Studiengebühren befreit. 

Eröffnet wurde das Collegium Intermarium durch den Minister für Bildung, Wissenschaft und 
Hochschulwesen Przemysğaw Czarnek wªhrend der Einweihungskonferenz am 28. Mai. 
Unter den Diskussionsteilnehmern der Veranstaltung waren führende Politiker aus unserer 
Region sein, darunter der ehemalige tschechische Präsident und Premierminister Vaclav 
Klaus, der polnische Vizepremier Piotr GliŒski und die ungarische Justizministerin Judit 
Varga. An der Konferenz nahmen auch bedeutende Intellektuelle aus aller Welt teil, wie Rod 
Dreher ï der Autor von The Benedict Option und Berater von Johannes Paul II, Prinzessin 
Ingrid Detter de Frankopan, Lady Caroline Cox, die im britischen Oberhaus sitzt, der 
polnische Soziologe Andrzej Zybertowicz und die französische Philosophin Chantal Delsol. 
Auch Vertreter der Justiz kamen zu Wort, darunter Tamas Sulyok ï der Präsident des 
ungarischen Verfassungstribunals und Francisco Javier Borrego Borrego aus Spanien ï der 
langjährige Richter des Europäischen Gerichtshofs für Menschenrechte. 
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Zu den Universitätsdozenten gehören auch András Lánczi ï der Rektor der Matthias 
Corvinus Universität in Budapest, der französische Rechtstheoretiker Gregor Puppinck und 
der kroatische Philosoph und Parlamentarier Stephen Bartulica. Der Unterricht wird auch 
von Richtern des polnischen Obersten Verwaltungsgerichts und der ordentlichen Gerichte 
sowie von erfahrenen Rechtspraktikern gehalten. 

Das Collegium Intermarium wurde als Antwort auf die sich verschärfende Krise des 
akademischen Lebens gegründet. Es bezieht sich auf die klassische Vorstellung von der 
Universität als einem Raum der freien Debatte und der mutigen Suche nach der Wahrheit. 
Jeder Student lernt im Tutorsystem unter den Augen eines erfahrenen Mentors ï eines 
Forschers aus Polen oder dem Ausland. Wir bringen die besten Praktiken der Studien- und 
Forschungsorganisation mit, die zum Beispiel in den Vereinigten Staaten seit vielen Jahren 
angewendet werdenñ, betont Tymoteusz Zych, der Rektor des Collegium Intermarium. 

Die neue Universität wird sich auf die Erfahrungen von Expertenorganisationen und Think 
Tanks stützen, darunter das Institut Ordo Iuris, dessen Experten zum Lehr- und 
Forschungspersonal gehören. Neben der Ausbildung hat sie die Aufgabe, eine Plattform für 
internationale Debatten und mutige Forschung zu den wichtigsten sozialen, rechtlichen und 
wirtschaftlichen Herausforderungen unserer Region zu schaffen. 

Darüber hinaus führt die Universität bereits im ersten Jahr ihres Bestehens einen 
spezialisierten Aufbaustudiengang ein, der sich an erfahrene Juristen richtet und sich mit 
Themen wie neuen Techniken der Beweiserhebung, Vertragsverhandlungen und 
öffentlichen Aufträgen beschäftigt. Die Universität bietet auch einen Rhetorikstudiengang 
an, der sich an Teilnehmer des öffentlichen Lebens richtet. 

Quelle: Collegium Intrermarium 

Aus: UNSER MITTELEUROPA. MIT VEREINTEN KRÄFTEN FÜR EIN EUROPA DER 
VATERLÄNDER  
 

19) CZ: Senat stimmt einer Änderung zu, die es Frauen erlaubt, das Suffix -ová  
      Wegzulassen 
 
05. 07. 2021  

 
                Bildquelle: Prague Morning 
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Der tschechische Senat hat einer Gesetzesänderung zugestimmt, die es Frauen erlaubt, 
das Suffix -ová, das das grammatikalische Geschlecht bezeichnet, aus ihrem Nachnamen 
zu entfernen. 

Wenn das Gesetz von Präsident Miloġ Zeman unterzeichnet wird, kºnnen Eltern auch 
entscheiden, die männliche Form (also ohne die Endung -ová) des Nachnamens ihrer 
Töchter zu behalten. 

In der tschechischen Sprache wird die Endung Ă-ovañ an alle Nachnamen f¿r Frauen 
angehängt, so dass die Tochter von Herrn Novak zu Frau Novakova wird. 

Frauen konnten die Endung Ă-ovañ bisher nur unter bestimmten Umstªnden weglassen, z.B. 
wenn sie eine ausländische Staatsbürgerschaft haben oder mit einem Ausländer 
zusammenleben. 

Quelle: Prague Morning 

Aus: UNSER MITTELEUROPA. MIT VEREINTEN KRÄFTEN FÜR EIN EUROPA DER 
VATERLÄNDER  
 
 

20) Tschechischer Präsident kritisiert Transgender-Propaganda und LGBT- 
      Parade in Prag 
 
02. 07. 2021  

 

ĂWenn ich j¿nger wªre, w¿rde ich eine Gegendemonstration organisierenñ 

Der tschechische Prªsident Miloġ Zeman ist unter Beschuss der LGBT-Lobby und ihrer 
politisch-medialen Vertreter geraten, nachdem er Ungarn für seine Entscheidung gelobt 
hatte, Kinder vor homosexueller und Transgender-Ideologie zu schützen. 

In einem kürzlichen Interview auf CNN Prima News drückte Präsident Zeman seine 
Unterstützung für den ungarischen Premierminister Viktor Orbán und die neue  

https://praguemorning.cz/czech-senate-amendment-remove-suffix-ova/
https://unser-mitteleuropa.com/
https://unser-mitteleuropa.com/
https://i0.wp.com/unser-mitteleuropa.com/wp-content/uploads/2021/07/milos-zeman.jpg?fit=690%2C388&ssl=1


Seite 155 zum AGOMWBW-Rundbrief Nr. 794 vom 22.07.2021 

Gesetzgebung aus, die die Verbreitung von pornografischem Material oder Inhalten, die 
Homosexualität oder Transgenderismus darstellen, an Minderjährige unter 18 Jahren 
verbietet. 

Nach der Verabschiedung des Gesetzes wurde Orbán wiederholt von verschiedenen 
europäischen Politikern für seinen Versuch kritisiert, Kinder vor LGBT-Propaganda zu 
sch¿tzen. Die EU hat damit gedroht, die neue Gesetzgebung zu Ăuntersuchenñ. 

Jetzt ist der tschechische Präsident Zeman an der Reihe, ins Visier genommen und für seine 
Ansichten kritisiert zu werden, die dem Diktat der Neuen Weltordnung widersprechen. 
Wªhrend der tschechischen Wahlen 2018 hatte ihn die BBC bereits heftig als Ăpolitisch 
unkorrekten Prªsidentenñ kritisiert, nachdem er vor den Auswirkungen der muslimischen 
Einwanderung gewarnt hatte. 

ĂViktor Orb§n sagt, er sei nicht gegen Homosexuelle, aber er ist gegen die Manipulation 
nicht nur der Eltern, sondern auch der Kinder bei der Sexualerziehungñ, sagte Zeman. 

ĂIch sehe keinen Grund, ihm zu widersprechen, denn ich bin vºllig genervt von den 
Suffragetten, der Me Too-Bewegung und Prague Prideñ, fuhr er fort. 

ĂWenn Sie sich einer Geschlechtsumwandlungsoperation unterziehen, begehen Sie im 
Wesentlichen ein Verbrechen der Selbstschªdigungñ, sagte Zeman. ĂJede Operation ist ein 
Risiko, und diese Transgender-Leute sind f¿r mich ekelhaft.ñ 

Der tschechische Prªsident f¿gte hinzu, dass der bevorstehende ĂGay Prideñ-Marsch in 
Prag eine kleine Minderheit von Menschen repräsentiert, die versuchen, sich über andere 
zu stellen. Er sagte, wenn er jünger wäre, würde er eine Gegendemonstration organisieren. 

Quelle: MPI 

Aus: UNSER MITTELEUROPA. MIT VEREINTEN KRÄFTEN FÜR EIN EUROPA DER 
VATERLÄNDER  
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21) Die Verteufelung Ungarns und die Fakten 
 
      Von Dr. Andreas Unterberger 
 
17. 07. 2021  

 
ñF¿r uns Ungarn zuerst. Wir wollen unsere eigene Zukunft schreiben, nªmlich auf 
Ungarischò Ŀ Bildquelle: Fidesz.hu 

Wo gibt es mehr Demokratie und Rechtsstaat? In Budapest oder in Brüssel und Umgebung? 
ñWas f¿r eine Frage!ò w¿rden darauf sowohl der mediale Mainstream wie auch die Mehrheit 
der EU-Parlamentarier antworten. Ungarns Ministerpräsident Viktor Orbán wird von 
ihnen ja seit Jahr und Tag als eine Art Diktator verteufelt. Die Fakten sprechen freilich 
für das Gegenteil, wie der Vergleich zeigt. 

Dennoch geht mancherorts der Hass auf Ungarn so weit, dass der niederländische 
Regierungschef dem kleinen mitteileuropäischen Land sogar öffentlich den Austritt aus der 
EU empfiehlt. Da kann man nur sagen: Ausgerechnet die Niederlande! Immerhin gilt das 
flache Land hinter den hohen Deichen als europäische Drehscheibe 
des Drogenhandels und einer besonders gefährlichen Abteilung der organisierten 
Kriminalität. 
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Sollte man da nicht vielleicht eher den Niederlanden den Austritt empfehlen? 

Es sind jedenfalls die Niederlande, nicht Ungarn, wo erst vor wenigen Tagen ein Journalist 
auf offener Straße niedergeschossen wurde, nachdem seine Recherchen einer 
Verbrecherbande zu nahe gekommen sind. Wo ein rechtsgerichteter Politiker ermordet 
wurde. Wo ein islamkritischer Filmemacher umgebracht wurde. Jeweils mit ideologischen 
Motiven. Politkriminelle Morde (jeweils mit sozialistischer Verwicklung) sind auch 
aus Malta und der Slowakei bekannt geworden, aber nichts auch nur annähernd 
Vergleichbares aus Ungarn. 

Auch spanische Politiker machen eifrig beim Ungarn-Bashing mit. Dabei hat es in 
ihrem Land noch vor wenigen Wochen politische Häftlinge gegeben, die auf Jahre wegen 
eines Verhaltens eingesperrt worden sind, das sonst nirgends ein Verbrechen ist: Sie haben 
als Regionalpolitiker ein von der Zentralregierung nicht erwünschtes Referendum 
veranstaltet. Sie haben also nichts anderes als zu viel Demokratie versucht. 

Vielleicht sollten auch die österreichischen Politiker darüber nachdenken, ob ihr 
eigenes Land im Gegensatz zu Ungarn noch ein Rechtsstaat ist. Daran lässt etwa die 
massiv ideologische Aktivität eines Teils der Staatsanwaltschaft zunehmend zweifeln. 
Ebenso hat die massiv gewachsene Migrantenkriminalität das Recht auf Sicherheit 
der Bürger dieses Landes, ja sogar 13-jähriger Mädchen, ganz eindeutig  geschmälert. 
Und es ist eindeutig Versagen von Politik und Justizsystem, dass unter allen EU-Ländern 
in Österreich der Anteil von Migranten ohne jede Begründung am vierhöchsten geworden 
ist (hinter drei Kleinstaaten). 

Während die westeuropäischen Hetzer kontinuierlich auf Ungarn losgehen und ihm den 
demokratischen Status absprechen, gibt es dort zumindest Ansätze einer direkten 
Demokratie, die größer sind als bei uns: 

Die Budapester Regierung fragt in ñpolitischen Dialogenò, die einem Referendum ªhneln, 
regelmäßig die Bevölkerung um ihre Meinung. 

Gewiss ist das noch sehr weit entfernt von einer echten direkten Demokratie, in der die 
Bürger selbst wie in der Schweiz durch Einbringen von ausreichend vielen Unterschriften 
eine Volksabstimmung über welches Gesetz auch immer erzwingen können. Aber das 
ungarische Dialog-Modell geht jedenfalls deutlich weiter als sämtliche 
westeuropäischen Demokratie-Modelle, wo eine politmedialbürokratische Führungselite 
keinen Millimeter der Macht aus der Hand geben, sondern ganz im Gegenteil immer noch 
mehr davon bekommen will. 

Überhaupt nur noch den Kopf schütteln lässt die Empörung etlicher westeuropäischer 
Politiker und Medien über ein neues ungarisches Gesetz, das die öffentliche 
Darstellung von Homosexualitªt verbietet. Sie behaupten, dieses sei eine ñSchandeò 
und eine Verletzung ñeuropªischer Werteò. 

Es wird immer widerlicher, was da neuerdings stªndig als angebliche ñeuropªische Werteò 
aus der Schublade gezogen wird. Waren doch homosexuelle Darstellungen zumindest 
in den Gründungsjahrzehnten der EU auch in den meisten anderen Ländern 
verboten. Und gab es doch nie einen formellen Beschluss, dass solche Darstellungen jetzt 
sogar ein ñeuropªischer Wertò geworden wªren. 
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Über die schon vor der EWG/EG/EU-Gründung beschlossene und diesbezüglich nie 
geänderte Menschenrechtskonvention hinaus hat es im Übrigen überhaupt nie etwas 
gegeben, was man als Auflistung dieser ominºsen ñWerteò bezeichnen kºnnte. Vielmehr ist 

das Wort ñWerteò ein vºllig undefiniertes Vokabel in der politischen Kampf-Propaganda 
geworden, das willkürlich verwendet wird, um politische Gegner zu diskreditieren und 
diffamieren. 

Für viele Europäer hingegen ï leider immer weniger für Politiker und Medien ï ist das, 
was Orbán seit Jahren tut, ein Einsatz für genau das, was sie selbst als europäische 
Werte verstehen: Zahllose von ihm durchgebrachte Gesetze fördern (mit nachweislicher 
Auswirkung auf die ungarischen Geburtenzahlen) Familien, also Paare mit mehreren 
Kindern. Andere Gesetze Ungarns haben dem Land die niedrigsten Steuersätze 
Europas beschert. 

Ungarn ist das einzige EU-Land, das verfolgten Christen in anderen Kontinenten gezielt hilft. 

Allerdings war es ein unsauberer Untergriff Orbáns, die Paragraphen über das Verbot 
homosexueller Darstellungen legistisch in die Nähe anderer Paragraphen zu rücken, die 
Pädophilie bekämpfen. Gibt es doch auch unter Heterosexuellen viele, die sich direkt oder 
indirekt an Kindern vergreifen. Dennoch ist es eine Tatsache, dass 70 Prozent der Ungarn 
dieses Gesetz für richtig finden. Daher wird sich die maßlos überzogene Reaktion der 
EU-Instanzen auf das neue Gesetz als großer Wahlhelfer für Orbán erweisen. 

Dieser weiß: Ein erfolgreicher Politiker braucht in der Demokratie auch immer einen 
Gegner, an dem er sich reiben kann, der sich durch seine Aktionen für die Feindesrolle 
eignet. Schon lange war deshalb George Soros als solcher Feind aufgetreten, der viele 
Pro-Migrations- und Anti-Orbán-Vereine sponsert. Und jetzt hat sich die EU-
Kommissionspräsidentin zu einem weiteren gemacht. 

Geradezu köstlich ist der weitere Vorwurf, dass die ungarische Regierung ein ñFeind 
der Pressefreiheitò sei. Denn Tatsache ist, dass es 

in Ungarn jede Menge Orbán-kritischer Medien gibt, elektronische wie solche auf 
altmodischem Papier. Deren kritische Kommentare werden auch regelmäßig in westlichen 
Zeitungen zitiert 

ï von den gleichen Zeitungen, die tags darauf die Behauptung des linksradikalen Vereins 
ñReporter ohne Grenzenò ¿bernehmen, dass in Ungarn die Pressefreiheit verschwinden 
würde. 

Gewiss bekommen die oppositionellen Zeitungen weniger Inserate von 
Wirtschaftsunternehmen, die Orbán unterstützen. Aber es ist wirklich nur eine widerliche 
Heuchelei, wenn dieser Vorwurf auch von Österreich aus erhoben wird, ohne gleichzeitig 
dazuzusagen, dass es hierzulande noch viel schlimmer zugeht. Das zeigt sich insbesondere 
im Verhalten des Wiener Rathauses, das weitaus die meisten Korruptionsinserate in 
den letzten Jahren finanziert hat (freilich haben später dann auch Politiker aller anderen 
Parteien, wenn auch etwas gemäßigter, bei der Medienbestechung mitgemacht). 

Was ich auch selbst bestätigen kann ï man verzeihe einen kurzen persönlichen 
Einschub: Im Wiener Rathaus hatte man fast gleichlautend bei beiden Zeitungen, bei 
denen ich Chefredakteur gewesen bin, den jeweiligen Anzeigen-Akquisiteuren gesagt: 
ñSolang der Unterberger Chefredakteur ist, kriegt ihr gar nichts.ò (Freilich waren beide  
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Zeitungen jeweils auflagenmäßig so gut unterwegs, dass das weggesteckt werden konnte. 
Erst als die Herren Horst Pirker und Werner Faymann in die jeweiligen Eigentümer-
Funktionen gerieten, wurde mir aus erkennbar ideologischen Motiven der Stuhl vor die 
Tür gestellt. Nachweislich zum massiven wirtschaftlichen Schaden beider Blätter.) 

Zurück nach Ungarn. Besonders skurril ist der Vorwurf an Viktor Orbán, ein Feind der 
Pressefreiheit zu sein, in den letzten Tagen geworden: Orbán hat in sieben Punkten seine 
Vorschläge zu der schon wieder einmal ausgerufenen EU-Reform 
zusammengefasst, die er als Inserat in mehreren europäischen Zeitungen kommunizieren 
wollte. 

Jedoch nicht weniger als 20 europäische Zeitungen haben die Annahme des Orbán-
Inserates einfach abgelehnt! 

Das ist absolut ungeheuerlich. Nicht nur weil die Ablehnung eines bezahlten Inserats ein 
grotesker Widerspruch zu der Tatsache ist, dass fast alle diese Zeitungen wirtschaftlich 
notleidend sind und ständig noch mehr Steuergeld von ihrem Staat verlangen. Sondern 
auch weil es dem Wesen jeder korrekten Information widerspricht, wenn man jemandem, 
den man fast jeden Tag attackiert, nicht einmal als zahlender Inserent die Möglichkeit 
lässt, wenigstens einmal ungehindert die eigene Sicht darzustellen. Ohne dass an den 
Inhalten irgendetwas strafbar gewesen wäre. 

In dem Inserat ging es gar nicht um die vom linksliberalen Mainstream so heftig 
verfochtene Homosexualität. Sondern eben um die EU-Reform. Es war selbstverständlich 
richtig, dass andere europäische Zeitungen, etwa in ¥sterreich die ñPresseò, das Inserat 
angenommen haben. Freilich dürfte die Führung dieses einst bürgerlichen Blattes 
daraufhin von den redaktionsinternen Politkommissaren wieder einmal so unter Druck 
gesetzt worden sein, dass sie 

tags darauf eine dreiseitige antiungarische Hass- und Hetzstrecke an die Spitze der Zeitung 
gestellt hat. 

Verlogen und krank ist es aber auch, dass man sich vom ORF bis hin zu zwei EU-
Abgeordneten der ÖVP nicht sachlich-inhaltlich mit Orbans Vorschlägen befasst hat, 
sondern damit, dass diese Inserate ñauf Kosten der ungarischen 
Steuerzahlerò gegangen seien. 

Wie infam ist doch dieser Vorwurf! Geben doch sämtliche Regierungen Europas ï und die 
EU selber noch viel mehr!! ï ständig sehr viel Geld zur Selbstdarstellung in der einen oder 
anderen Form aus. 

Doppelt infam ist so ein Vorwurf von österreichischen Abgeordneten. Hat doch gerade die 
Bundesregierung zuletzt viel Steuergeld für großflächige Inserate ausgegeben, deren Inhalt 
zweifellos nicht immer ein dringendes Informationsbedürfnis gedeckt hat, etwa wenn er 
lediglich aus dem Wort ñDankeò bestanden hat. 

Inhaltlich war Ungarns Inserat ein Appell zu weiteren gemeinsamen wirtschaftlichen 
Erfolgen und zur Aufnahme Serbiens in die EU. Gleichzeitig war es eine klare Absage 
an die Migration, an die Entwicklung der EU zu einem europäischen Superstaat und an 
die bisher g¿ltige Zielvorstellung von ñeiner immer enger werdendenò Union. Orb§n will den 
Parlamenten der einzelnen Staaten mehr Rechte einräumen und im Gegenzug das EU-
Parlament ein Stück entmachten. Auch wenn das eine oder andere Detail gewiss 
diskussionswürdig ist, so kann es keinen Zweifel geben: 
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Sehr viele Europäer werden mit sehr großer Sympathie den Intentionen Orbáns 
gegenüberstehen. 

Allerdings fällt auf, dass dieser im Inserat nur die Aufnahme Serbiens fordert und nicht auch 
die der anderen ñWestbalkanstaatenò Albanien, Kosovo, Bosnien, Mazedonien und 
Montenegro (wie sie eigentlich Ungarn und Österreich bisher gleichlautend gefordert 
haben). Möglicherweise ist das ein versteckter Hinweis darauf, dass diese anderen (bis auf 
Montenegro) einen großen  Bevölkerungsanteil von Moslems haben, die beim Beitritt zu 
EU-Bürgern werden würden. Sobald das allgemein bekannt wird, wird es zweifellos die ï 
ohnedies nicht große ï Begeisterung der derzeitigen EU-Bürger für eine EU-Erweiterung 
weiter reduzieren. 

Die aggressivste Kritik an Orbán kommt ganz eindeutig von den EU-Abgeordneten (bis 
auf die blauen und einen Teil der schwarzen). Die dortigen Grünen etwa faseln von einer 
ñantidemokratischen Stimmungsmacheò und bem¿hen wieder einmal die ominºsen 
ñGrundwerteò, die der Ungar verletzen w¿rde. Damit  

lernen wir einen weiteren europäischen Wert kennen: 
die Machtakkumulation des EU-Parlaments. 

Dass ausgerechnet diese EU-Abgeordneten weitaus am lautesten aufjaulen, bestätigt den 
Vorwurf Orbáns, dass dieses Parlament nur seine eigenen ñinstitutionellen Interessenò 
vertritt. Es versucht tatsächlich, immer mehr Macht an sich zu raffen, die damit den 
Mitgliedsstaaten, den Regionen und auch den Bürgern weggenommen wird. Was total im 
Gegensatz zu der in Sonntagsreden immer wieder beschworenen ñSubsidiaritªtò steht. Nur: 
Welches Gremium hört schon gerne den Vorwurf der Machtbesessenheit und den 
Vorschlag, entmachtet zu werden? 

Der einzige Vorwurf, den Orbán auf sich sitzen lassen muss, ist freilich jener, er sei 
illiberal. Verwendet er diesen Ausdruck doch immer wieder selbst als Bezeichnung seiner 
Politik. Das verwirrt total. 

Denn Ungarn ist mit seiner geringen Regulierungsdichte, seinen niedrigen 
Einkommensteuersätzen und einer Unternehmenssteuer von 9 Prozent ein absolutes 
Traumland für jeden echten Liberalen Europas. 

Die größten liberalen Denker des 20. Jahrhunderts von Hayek bis Friedman würden Ungarn 
täglich eine Kerze anzünden, könnten sie das noch miterleben. 

Warum bezeichnet Orb§n dann seine Politik um Himmels Willen als ñilliberalò, was ihr einen 
negativen Beigeschmack gibt? Ganz einfach, weil er das Wort ñl²beralò im 
amerikanischen Wortsinn kennt und verwendet, wo es ja ein Synonym für 
ñsozialistischò und das Gegenteil des europªischen Wortes ñliberalò ist. Und weil niemand 
dem ungarischen Regierungschef beibringt, dieses Wort zu meiden, das so viel heillose 
Verwirrung im restlichen Europa stiftet é 
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Dieser Beitrag erschien zuerst in ANDREAS UNTERBERGERS TAGEBUCH 

 

é und danach bei UNGARNREAL, unserem Partner in der EUROPÄISCHEN 
MEDIENKOOPERATION. 

Aus: UNSER MITTELEUROPA. MIT VEREINTEN KRÄFTEN FÜR EIN EUROPA DER 
VATERLÄNDER  

 

22) Direkte Demokratie in Ungarn ï von der EU verachtet 

      Von Elmar Forster 

15. 07. 2021  

"Empört über illegale Einwanderung?" · Bildquelle: BZ 

 
 Zum wiederholten Male wendet sich die ungarische Regierung mit einer Volksbefragung, 

einer sogenannten Nationalen Konsultation), an seine Bürger (Befragungsschluss: 25. 
August 2021) 

Dabei geht es u.a.: 

https://www.andreas-unterberger.at/2021/07/die-verteufelung-ungarns-und-die-fakten
https://ungarnreal.de/die-verteufelung-ungarns-und-die-fakten/
https://unser-mitteleuropa.com/
https://unser-mitteleuropa.com/
https://de.wikipedia.org/wiki/Nationale_Konsultation_(Ungarn_2017)
https://ungarnheute.hu/news/hier-sind-die-fragen-der-neuesten-nationalen-konsultation-33924/
https://i1.wp.com/unser-mitteleuropa.com/wp-content/uploads/2021/07/plakat-2.jpeg?fit=1080%2C810&ssl=1
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¶ Erhöhung des Mindestlohns (auf 200.000.- HUF = 575.- EUR) 
¶ Moratorium für Bankenkredite 
¶ Einkommenssteuer-Rückerstattung für einkommensschwache Familien (bei einem 

BIP-Wachstum von 5,5% im Jahre 2021) 
¶ Illegale Migration 
¶ das Anti-Pädophilen-Gesetz sowie Georg Soros, der ï laut Regierung ï hinter den 

internationalen heftigen Angriffen gegen die ungarische Regierung und das Gesetz 
stehen soll. 

¶ Interessant auch die Frage: Ob bei einem EU-Rechtstaatsverfahren (um Ădem 
ungarischen Volk seinen Willen aufzuzwingenñ) dieses die Herausforderung 
annehmen oder nachgeben solle. 

Nationale Konsultationen ï Ein Dorn im Auge der EU-Eliten 

Das von der Orban-Regierung (nach seinem 2/3-Wahlsieg) im Jahre 2010 eingeführte 
direkt-demokratische Instrument war den linken EU-Eliten freilich seit jeher ein Dorn im 
Auge ï und wird deshalb beflissentlich diskreditiert: ĂB¿rgerbefragung als 
Propagandamittelñ (Friedrich-Naumann-Stiftung) oder ĂManipulation und Scheinteilnahmeñ 
(Friedrich-Ebert-Stiftung Budapest) 

Quelle: Fisch+Fleisch 

Weitere Plakate: 

ĂAngst vor sexueller Propaganda f¿r Kinder?ñ  
 
 

https://www.freiheit.org/de/deutschland/nationale-konsultationen-ungarn
http://library.fes.de/pdf-files/bueros/budapest/13634.pdf#:~:text=Geschichte%20der%20Nationalen%20Konsultationen%20Die%20Nationalen%20Konsultationen%20sind,2010%20von%20der%20ungarischen%20Regierung%20durchgef%C3%BChrt%20worden%20ist.
https://www.fischundfleisch.com/elmar-forster/wie-die-eu-die-direkte-demokratie-in-ungarn-verachtet-sind-sie-ueber-die-illegale-immigration-72795
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ĂMacht Sie Br¿ssel w¿tend?ñ 
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23) ĂDie Ungarn wollen nicht wie Mitglieder zweiter Klasse in der EU behandelt    
      werdenñ 

     Von Álvaro Peñas 

 13. 07. 2021  

 
Mariann ŕry, Magyar H²rlap Ŀ Foto: Twitter 

Interview mit Mariann ŕry, Leiterin der Auslandsredaktion und Hauptmitarbeiterin der 
konservativen ungarischen Tageszeitung Magyar Hírlap 

Sie sind bei Magyar Hírlap für die Außenpolitik zuständig. Was halten Sie von dem 
Bild, das ausländische Medien, vor allem in Westeuropa, über Ungarn verbreiten? 

Es ist stark verzerrt, aber wir hatten ein Jahrzehnt Zeit, uns daran zu gewöhnen. Um ein 
Beispiel zu nennen: Die Deutsche Gesellschaft für Auswärtige Politik (DGAP) hat 2014 
einen Bericht veröffentlicht, in dem ï über die deutschen Medien ï festgestellt wurde, dass 
Ădie Berichterstattung zahlreicher Medienquellen einfach unvollstªndig und einseitig, im 
schlimmsten Fall zutiefst fehlerhaft istñ. Dem Bericht zufolge kºnnte Ădie Qualitªt der 
Berichterstattung verbessert werden, wenn die berichteten Informationen durch Gespräche 
entweder mit politisch unabhängigen Experten oder mit Experten mit anderen politischen 
Ansichten genau überprüft und kritisch hinterfragt würden und wenn die Rechercheberatung 
über den kleinen Kreis berühmter deutschsprachiger Ungarn oder ungarischer Exilanten in 
Deutschland hinaus auf andere anerkannte Wissenschaftler und Experten ausgeweitet 
w¿rdeñ. Die Diagnose ist die gleiche f¿r westliche Medien im Allgemeinen heute, sieben  

https://dgap.org/en/resarch/publications/hungary-media-2010-2014-0
https://i1.wp.com/unser-mitteleuropa.com/wp-content/uploads/2021/05/mariann_ory_FOTO_Twitter-696x536-1.jpg?fit=696%2C536&ssl=1
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Jahre später. In vielen Artikeln der westlichen MSM finden wir immer wieder den gleichen 
kleinen Kreis von Experten und Politikern, die gleichen Attribute, die gleichen Klischees. 
Sowohl ungarische Politiker als auch ich selbst haben die Erfahrung gemacht, dass, wenn 
ausländische Journalisten aufrichtig interessiert schienen und unsere Argumentation 
verstanden, ihre letztendlichen Artikel die gleiche einseitige, parteiische Berichterstattung 
brachten wie immer. 

Das Bild, das viele Medien von Ungarn verkaufen, ist das eines autoritären Landes, 
und es gibt sogar Filme im reinsten Propagandastil wie ĂHallo Diktatorñ. 

Es ist mehr als lächerlich, dass die Existenz der ungarischen Oppositionspresse ständig 
geleugnet und die konservativen Medien beschimpft werden, während in bestimmten 
westlichen Ländern sogar die staatlichen Medien eine stark parteiische Berichterstattung 
über Ungarn mit subjektiven Meinungen veröffentlichen. Sie verwenden Wörter wie 
autoritär, rechtsextrem oder sogar faschistisch so oft, dass diese völlig an Bedeutung 
verlieren. Und natürlich machen sie sich nicht die Mühe, sie zu erklären. 

Allerdings gibt es in Ungarn, wie auch in Polen, viele regierungsfeindliche Medien. Ist 
an diesen Behauptungen über die Verfolgung durch die Regierung etwas dran? 

ĂSie kºnnen nicht einen einzigen Mediensektor nennen, in dem das meistverbreitete, 
meistgesehene, meistgehörte, meistgelesene Medienorgan gegenüber der ungarischen 
Regierung Sympathien zum Ausdruck bringen oder sie unterst¿tzen w¿rdeñ, sagte der 
ungarische Außenminister Peter Szijjarto gegenüber rumänischen Medien. Wir haben eine 
ganze Reihe von liberalen, oppositionellen Medien in allen Bereichen und sie werden in 
keiner Weise verfolgt. 

Was glauben Sie, wer hinter all diesen Kampagnen steckt? Teilen Sie die Ansicht von 
Viktor Orbán, dass George Soros hauptverantwortlich für diese Kampagne ist? 

Wenn man sich die internationale NGO-Szene anschaut, ist das Geld von Soros überall. 
Wann immer es ein Thema gibt, das den Zielen des Netzwerks der offenen Gesellschaft 
zuwiderläuft ï Einwanderung, Grenzkontrolle, Pädophilie, Transparenz von NGOs ï sieht 
sich Ungarn einem koordinierten Angriff von NGOs, Think Tanks und Lobbygruppen 
gegenüber. Wann immer ein Land gegen ihre Agenda verstößt, gerät das Netzwerk in 
Bewegung. Heute Polen und Ungarn, morgen Slowenien und im Grunde jeder. 

Viele Politiker in Westeuropa urteilen hart über Länder, die unter dem Kommunismus 
gelitten haben und bezeichnen diejenigen, die gegen den Totalitarismus gekämpft 
haben, wie Viktor Orb§n oder Janez Janġa, als Totalitªre. Woher kommt Ihrer Meinung 
nach dieser Anspruch auf moralische Überlegenheit? 

Unsere Region ist seit 2004 Mitglied der EU, aber wir werden immer noch belehrt und 
herabgewürdigt. Deutsche, niederländische und andere westliche Politiker sprechen über 
unsere Nationen als wären wir blinde Passagiere oder die armen Verwandten. Sie werfen 
uns vor, die EU wie einen Geldautomaten zu behandeln und dabei die Regeln zu ignorieren. 
Die Sache ist die, dass EU-Gelder keine Almosen sind. Ungarn und die anderen Länder der 
Region haben ihre Märkte geöffnet, und es fließt mehr Geld aus diesen Ländern nach 
Westeuropa ab als hereinkommt. Wenn es um EU-Regeln geht, gibt es in verschiedenen 
Fällen Vertragsverletzungsverfahren gegen praktisch alle Mitgliedsstaaten. Keiner ist 
perfekt. Aber sie zwingen allen eine liberale Agenda auf, und das ist nicht der Club, dem wir  

 

https://unser-mitteleuropa.com/ungarn-rezension-zum-arte-beitrag-hallo-diktator/
https://www.facebook.com/szijjarto.peter.official/videos/1165882940548360/?t=0
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beigetreten sind! Politiker wie Mark Rutte, der will, dass Ungarn das Knie beugt, oder 
Katarina Barley, die davon sprach, uns auszuhungern, sollten sich um ihre eigenen 
Probleme kümmern. Sie haben davon genug. 

Apropos Totalitarismus: Die Europäische Union driftet immer autoritärer auf den Pfad 
der politischen Korrektheit ab. Ungarn hatte unter dem sowjetischen Springerstiefel 
keine Souveränität und wird nun aufgefordert, sie an den globalistischen 
Springerstiefel abzutreten. Was denken die Ungarn über das, was die Europäische 
Union gerade tut? Fühlen sie sich betrogen oder desillusioniert? 

Die große Mehrheit der Ungarn ist laut allen europäischen und ungarischen Umfragen pro-
EU. Aber sie sind auch ziemlich kritisch gegenüber der Richtung, die die Institutionen 
eingeschlagen haben. Die Ungarn wollen nicht wie Mitglieder zweiter Klasse in der EU 
behandelt werden. Wir sind besonders wachsam, wenn unsere Souveränität in Gefahr ist. 
Aber das ist keine rein ungarische Angelegenheit. Das Versagen der EU bei der 
Bewältigung der Migration und der Korona-Krise hat den Euroskeptizismus in ganz Europa 
verstärkt. Aber noch einmal: Ein Austritt aus der EU steht in Ungarn nicht auf der 
Tagesordnung, das Ziel der Regierung ist es, das Europa der Nationen zu stärken und die 
Vereinigten Staaten von Europa zu verhindern. 

Sie verfolgen die Politik der Europäischen Union und stehen ihr sehr kritisch 
gegenüber. Wollen die Brüsseler Eliten die Union in Richtung Vereinigte Staaten von 
Europa lenken? 

Ganz genau. Es gibt eine Bürokratie, die zunehmend den Bezug zur Realität verliert, und 
die Institutionen reißen immer mehr Macht an sich. Bestimmte westliche Politiker 
unterstützen die Idee, die Souveränität noch mehr zu zerstören, indem sie 
Mehrheitsentscheidungen bei außenpolitischen Entscheidungen einführen. Das ist eine 
falsche Tendenz, die Europa nicht stärker machen wird, im Gegenteil. 

Fidesz hat mit den Parteien der ECR- und ID-Gruppen ein Dokument unterzeichnet, 
das die Grundlage für eine neue Fraktion im Europäischen Parlament sein könnte. 
Halten Sie es für möglich, dass sich andere konservative EVP-Parteien aus Mittel- und 
Osteuropa dieser Initiative anschließen werden? 

Das ist zum jetzigen Zeitpunkt schwer zu sagen, aber ich bin mir sicher, dass es Parteien 
innerhalb der EVP gibt, die die Entwicklungen beobachten und vielleicht später eine 
Entscheidung treffen, sich einer neuen politischen Gemeinschaft anzuschließen. Die EVP 
ist zu einer weiteren linksliberalen Gruppe geworden, da gibt es nicht mehr viel Unterschied. 

Dieser Beitrag erschien zuerst bei EL CORREO 
DE ESPAÑA, unserem Partner in der EUROPÄISCHEN MEDIENKOOPERATION. 

Aus: UNSER MITTELEUROPA. MIT VEREINTEN KRÄFTEN FÜR EIN EUROPA DER 
VATERLÄNDER  
 
 
 
 
 
 
 

https://elcorreodeespana.com/politica/769281659/Mariann-ry-redactora-jefe-del-diario-conservador-hungaro-Magyar-Hirlap-Los-hungaros-no-quieren-ser-tratados-como-miembros-de-segunda-de-la-UE.html
https://elcorreodeespana.com/politica/769281659/Mariann-ry-redactora-jefe-del-diario-conservador-hungaro-Magyar-Hirlap-Los-hungaros-no-quieren-ser-tratados-como-miembros-de-segunda-de-la-UE.html
https://unser-mitteleuropa.com/
https://unser-mitteleuropa.com/
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24) Französischer Historiker: Orbán versteht die Herausforderungen des  
      neuen Jahrhunderts 
 
13. 07. 2021  

Premierminister Viktor Orbán im Gespräch mit dem französischen Präsidenten Emmanuel 
Macron · MTI/Pressebüro des Premierministers/Benko Vivien Cher 

Auch die osteuropäischen Länder haben keine Sehnsucht nach dem Westen, sie 
wollen das dortige System nicht kopieren, sondern ihren eigenen kulturellen Weg 
gehen, sagt der französische Historiker Max-Erwan Gastineau, der in den 
Sonntagsnachrichten von Kossuth Radio ein Interview über die grundlegenden 
Unterschiede zwischen Mitteleuropa und dem Westen gab. 

- Herr Gastineau, Sie haben vor ein paar Tagen einen Artikel in einer der größten 
französischen Zeitungen, Le Figaro, veröffentlicht, in dem Sie über das ungarische 
Pädophilengesetz geschrieben haben. Es ist nicht das erste Mal, dass Sie die 
ungarische Regierung verteidigen. Warum haben Sie das Bedürfnis, dem Westen die 
Hintergründe dieser Entscheidungen zu erklären? 
ï Es ist nicht meine Aufgabe, die ungarische Regierung zu verteidigen, sondern zu 
versuchen, Europa zu erklären, dass es zwei Europas gibt, historisch und kulturell. Ich mag 
die Arroganz des Westens nicht, der denkt, dass die westliche Demokratie überall 
angewendet werden sollte und die beste Demokratie der Welt ist. Es ist, als ob sie uns 
glauben machen will, dass die Osteuropäer nicht so viel wert sind, wie sie sind. 
Zunächst einmal muss man die Geschichte dieser Länder kennen, Polen, Ungarn, um zu 
verstehen, warum sie dies oder jenes tun. 

Deshalb schreibe ich relativ viel über Ungarn, weil ich glaube, dass das, was Ungarn tut, die 
Verteidigung eines Gesellschaftsmodells ist und dass es auf einer Kritik des Liberalismus 
beruht. Für mich ist das eine sehr interessante These und sie basiert sehr auf der Realität, 
auf der Wahrheit. 

Wir, die Franzosen, sollten, statt zu kritisieren, einige dieser Theoreme übernehmen und 
integrieren, was Budapest im Falle der Union und des Westens kritisiert. 

https://i1.wp.com/unser-mitteleuropa.com/wp-content/uploads/2021/07/118378.jpg?fit=728%2C410&ssl=1
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- Und warum interessieren Sie sich für diese Art von Illiberalismus? 
ï Das liegt daran, dass die Menschen heute dazu neigen, Europa mit liberalen Werten zu 
verwechseln. Natürlich ist der Liberalismus eine wichtige Philosophie, die Menschenrechte 
sind wichtig, alles, was auf dem Individuum basiert, aber die Gesellschaften, ob im Westen 
oder im Osten, basieren nicht nur auf diesen Rechten. Wir haben Traditionen, Geschichte, 
Moral. Europa ist nicht nur auf Rechten, auf dem Individuum aufgebaut, sondern auch auf 
Geschichte, auf Kultur und auf einer Einheit, in der wir das Christentum finden. Europa 
braucht beide Pole, Individuen und soziale Gemeinschaften. Ich glaube, dass all das 
zusammen leben kann, der auf Individuen basierende Westen und die konservative 
Gesellschaftsstruktur Mitteleuropas. 

- Siebzehn der 27 Länder, die über das Pädophilengesetz debattierten, waren gegen 
Ungarn und sieben waren dafür. Zu letzteren gehören die Slowakei, Slowenien, Polen, 
die Tschechische Republik und Litauen. Ist das kein Zufall? 
ï Nein. Aber auch in Frankreich will man das nicht verstehen, obwohl es unzählige Debatten 
im Fernsehen gab. Hier denken sie, dass alle mit den Brüsseler Werten übereinstimmen, 
sie merken nicht, dass es Unterschiede gibt. Nicht nur zwischen Ost und West, sondern 
auch zwischen verschiedenen Ländern. Wenn wir uns anschauen, welche Länder gegen 
Ungarn und welche für Ungarn waren, sehen wir, dass es einen deutlichen Unterschied gibt. 
Der Westen muss erkennen, dass die liberale Moral, die in den 1960er und 1970er Jahren 
entstanden ist, im Osten nicht so stark vertreten ist, gerade wegen ihrer Traditionen und 
ihrer besonderen Geschichte. Letzteres wird hier im Westen tendenziell vernachlässigt. 
Deshalb müssen wir einander kennen, die Geschichte der Ungarn. Ich bin sicher, dass viele 
von Ihnen mit liberalen Prinzipien gegen den Kommunismus gekämpft haben, aber im 
Grunde ist die Gesellschaft eher konservativ. Das schreiben mitteleuropäische Schriftsteller 
wie der in Frankreich sehr bekannte Tscheche Kundera. Während man im Westen 1968 für 
die Veränderung der Moral und die Demontage der Gesellschaft kämpfte, baute man im 
Osten im Gegenteil auf Gemeinschaften und bewahrte das Christentum, das vom 
Kommunismus bedroht war. Mit anderen Worten: Es gab zwei Europas in ô68, genauso wie 
es jetzt zwei Europas gibt. Und natürlich gibt es Opposition und Rivalität zwischen ihnen. 
Mittelosteuropa will Europa retten, fühlt sich bedroht und braucht Hilfe, um zu überleben. 

- Macht der Westen nicht denselben Fehler in Asien oder Afrika? Oder in arabischen 
Ländern wie dem Irak, wo die Situation schlimmer ist als noch vor zwanzig Jahren?  
ï Ja, und darüber habe ich in meinem Buch geschrieben. Im Jahr 1989 glaubten Amerika 
und die westliche Welt, dass alle Völker der Welt auf dem gleichen Fundament aufgebaut 
seien. Sie wollten das gleiche Modell auf dem Balkan, in Mitteleuropa, in Südafrika oder in 
Lateinamerika sehen. Dies war bis zum sogenannten Arabischen Frühling der Fall. Wir 
glaubten an die gleiche Prophezeiung, an die gleiche Uniformierung. Diese Ära ist vorbei. 
Ich denke, dass die osteuropäischen Länder keine Sehnsucht mehr nach dem Westen 
haben, sie wollen das dortige System nicht kopieren, sie gehen lieber ihren eigenen 
kulturellen Weg. 

Das Gleiche sehen wir in anderen Teilen der Welt, zum Beispiel in Asien. China oder 
Singapur folgen einem anderen Modell. Sie glauben, vor allem aufgrund der Lehren von 
Konfuzius, dass die Welt aus verschiedenen Kulturen besteht und dass wir erfolgreich sein 
können, ohne das westliche Modell zu adaptieren, das sie in den 1990er Jahren aufzwingen 
wollten. 

- Und was glauben Sie, wer wird wen eher verstehen? Von West nach Ost oder 
andersherum? 
ï Nicht alles ist schwarz und weiß, denn es gibt Unterschiede zwischen den 
mitteleuropäischen Staaten, es gibt Debatten, es gibt Sozialdemokraten, Konservative oder  
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Liberale, genau wie im Westen. Auch in Frankreich gibt es einen sehr starken Glauben an 
die Notwendigkeit, französische und europäische Traditionen zu verteidigen. Viele 
Franzosen sind gegen Multikulturalismus oder gegen Regenbogenfamilien. Viele wollen 
keine Migranten, die nicht integrationsfähig sind. Und es gibt eine wachsende Praxis, dass 
das Volk den Politikern seinen Willen aufzwingt. Dies ist zum Beispiel in Großbritannien 
geschehen. Sie erwarten familiäre Stärke und Respekt vor der europäischen Tradition im 
Angesicht der Globalisierung. 

- Gibt es eine Chance, dass Emmanuel Macron eines Tages verstehen wird, was 
Orbán will? 
ï Nein, das glaube ich nicht. Wenn Sie seine Reden, seine Debatten lesen, werden Sie 
sehen, dass Macron ein Mann der neunziger Jahre des letzten Jahrhunderts ist. Er glaubt 
immer noch, dass es einen weltweiten Konsens darüber gibt, was Demokratie ist oder was 
Menschenrechte sind. Er hat nicht verstanden, dass dies ein Stück Idealismus des Westens 
ist. In den neunziger Jahren begann etwas anderes zu passieren. Ich habe viele Reden von 
Orbán gelesen, aus denen hervorging, dass es in der Welt viel Bewegung gab. Huntington 
sagte dasselbe, als er über den Zusammenprall der Zivilisationen sprach. Vielleicht hat 
Macron das alles verstanden, dennoch klammert er sich an die Wurzeln einer alten Welt. 
Und von diesen Wurzeln her ist die französische Tradition, der französische oder 
europäische Geist geerbt. Er setzt auf abstrakte Werte und versucht ein Mitteleuropa zu 
überwinden, das auf konservativen Traditionen beruht. Deshalb hat er auch die Wahlen vor 
ein paar Tagen verloren. Diese Ergebnisse haben zwar auch gezeigt, dass sich ein großer 
Teil der Franzosen von der Politik abgewandt hat. Dies geschieht in Form von physischer 
Empºrung, indem sie nicht wªhlen gehen. ĂWarum sollte ich gehen?ñ ï fragen sie. Seit 
dreißig Jahren sind die Probleme die gleichen: Arbeitslosigkeit, Migration, die zu 
Internalisierung, Islamisierung und dann Terrorismus führt. Da sind die verlassenen 
ehemaligen Industrieregionen, das Problem der Bildung. Darauf hat die Politik schon lange 
keine Antwort mehr. Und wenn sie das nicht tun, warum sie wählen? Die Franzosen sind 
immer noch an der Politik interessiert, aber sie sehen die Inkompetenz der Politiker, ihre 
Unfähigkeit, die Probleme der französischen Nation zu lösen. 

- Ein junger Historikerkollege von Ihnen, Thibaud Gibelin, hat ein Buch mit dem Titel 
ĂOrb§n spielt und gewinntñ geschrieben. Sind Sie damit einverstanden? 
ï Ich denke, Orbán ist ein talentierter Fidesz-Politiker, der versteht, was das Volk will. Wenn 
ich an politischen Debatten in den französischen Medien teilnehme und er erwähnt wird, 
sage ich, dass er nicht nur ein Politiker ist, nicht nur ein guter Stratege, sondern auch ein 
guter Theoretiker. Er setzt das, was er sagt, in die Praxis um, und das ist für mich als 
Historiker sehr interessant, ob wir mit ihm übereinstimmen oder nicht. Und er ist sicherlich 
einer jener seltenen Politiker, die eine Vision haben und diese Vision auch in die Tat 
umsetzen. Ja, Viktor Orbán spielt, und er gewinnt, weil er eine Vision von der Welt hat, die 
mit der Vision des ungarischen Volkes und, im weiteren Sinne, mit der Vision der Völker 
Europas übereinstimmt. Und das ist eine Rückbesinnung auf die Nationen, die Verteidigung 
bedrohter nationaler Kulturen und Traditionen und das Bild eines starken Staates, der sich 
an den Interessen der Nation orientiert. 

Quelle: hirado.hu 

Aus: UNSER MITTELEUROPA. MIT VEREINTEN KRÄFTEN FÜR EIN EUROPA DER 
VATERLÄNDER  
 
 
 
 

https://hirado.hu/kulfold/cikk/2021/07/11/francia-tortenesz-orban-megertette-az-uj-evszazad-kihivasait-mig-macron-a-kilencvenes-evek-embere
https://unser-mitteleuropa.com/
https://unser-mitteleuropa.com/
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25) Wirtschaftsexperte: EU-Unterstützung ist nicht kostenlos 

      Von Gergely Kiss 

11. 07. 2021  

 
Prof. Csaba Lentner · Foto: István Mirkó / Magyar Nemzet 

Prof. Csaba Lentner: Westliche Unternehmen haben Extra-Profite gemacht und sie 
haben das meiste Geld abgezogen 

- EU-Gelder sind keine Subvention, sondern eine Rückzahlung. Drei Viertel der erhaltenen 
Gelder wurden vor 2010 an Ungarn bezahlt, da westeuropäische Unternehmen öffentliche 
Ausschreibungen im Austausch für die Gelder gewonnen haben. Heute können 
Unternehmen in ungarischem Besitz den Ball in die andere Richtung kicken und das gefällt 
offensichtlich vielen Menschen nicht, erklärte Wirtschaftsprofessor Csaba Lentner 
gegenüber der ungarischen Tageszeitung Magyar Nemzet. 

EU-Vertreter und Politiker auf der innenpolitischen linksliberalen Seite des politischen 
Spektrums drohen Ungarn gerne, dass sie dem Land die EU-Subventionen entziehen 
werden, wenn die Orbán-Regierung nicht so handelt, wie es vom Ausland erwartet wird. 

- Die Europäische Union zahlt uns keine Subventionen, sondern Rückzahlungen, sagt dazu 
Professor Csaba Lentner. Der Wirtschaftsprofessor erklärt, dass Ungarn vor drei 
Jahrzehnten im Zuge des Regimewechsels den Schutz seiner Binnenmärkte aufgegeben 
hat. Das Land gab es auf, den heimischen Produzenten zu helfen, so dass westeuropäische 
Produkte den ungarischen Markt überschwemmen konnten, ohne Zölle zu zahlen. Doch 
ohne den Schutz durch Schutzzölle waren die heimischen Produzenten nicht mehr 
konkurrenzfähig. Zudem unterstützten weder die Regierung noch die ehemalige 
Zentralbank die inländischen Produzenten in angemessener Weise. Unternehmen aus 
Westeuropa erstickten im Wesentlichen die heimischen Produzenten. Sie haben den 
ungarischen Binnenmarkt erobert, aber auch die östlichen Märkte, in die einst die 
einheimischen Firmen lieferten. 

https://magyarnemzet.hu/gazdasag/nincs-ingyen-az-unios-tamogatas-10055138/
https://i1.wp.com/unser-mitteleuropa.com/wp-content/uploads/2021/07/Csaba-Lentner.jpeg?fit=560%2C347&ssl=1
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- Westliche Firmen haben in Ungarn Extraprofite gemacht, und sie nehmen das Geld 
herausñ, erklªrte der Experte. Er erinnerte daran, dass zur Zeit des Regimewechsels jeder 
sehen konnte, dass das planwirtschaftliche System zusammengebrochen war, die 
Ostmärkte degradiert wurden und der Vorstoß in Richtung Westorientierung begonnen 
hatte. 

Und das Versprechen, dass Ungarn ein Mitglied der Europäischen Union werden würde, 
war seinerzeit nur ein schwaches. Zur Mitgliedschaft kam es zwar anderthalb Jahrzehnte 
später, aber bis dahin hatte Ungarn das Recht, seinee eigene Wirtschaftspolitik zu 
formulieren, de facto aufgegeben. 

- Von Anfang an wurde von Ungarn erwartet, dass es die fiskalischen Regeln der EU 
anwendet und in begrenztem Umfang auch die Politik der Zentralbank übernimmt. Der 
Finanzrahmen, mit dem der ungarische Staat einheimische Unternehmen, etwa in der 
Landwirtschaft, ansonsten unterstützt hätte, musste abgebaut werden, betonte der 
Wirtschaftswissenschaftler. Darüber hinaus verpflichteten sich Ungarn, Steuereinnahmen 
aus dem Haushalt für die Ausbildung von Arbeitskräften und die Gesundheitsversorgung 
ausländischer Unternehmen zu verwenden, d.h. wir gaben das Potenzial des Landes an 
Ausländer weiter, die sich im Land niederließen und Steuererleichterungen, Umsiedlungs- 
und Investitionszuschüsse erhielten. Wir haben billige Arbeitskräfte zur Verfügung gestellt 
und den freien Export von Gewinnen erlaubt. Unternehmen aus entwickelten EU-Ländern 
sind unter optimalen Bedingungen angereist und haben die Chancen genutztñ, so Csaba 
Lentner. 

Prof. Lentner weist auch darauf hin, dass alle Mitgliedsstaaten zum EU-Haushalt beitragen. 
Die entwickelten Länder geben mehr, als sie an Subventionen zurückbekommen. Aber es 
wurde eine Vereinbarung getroffen, und Ungarn hält sich daran. 

- Diese Länder haben alles erhalten, und deshalb möchte ich betonen, dass Ungarn keine 
Subventionen erhält, sondern dass die EU-Gelder in Wirklichkeit eine Rückzahlung sind. 
Drei Viertel der erhaltenen Gelder wurden bereits vor 2010 zurückgegeben, da 
westeuropäische Unternehmen im Gegenzug für EU-Subventionen öffentliche Aufträge 
erhielten. Heute können Unternehmen in ungarischem Besitz den Ball in die andere 
Richtung kicken und das gefällt offensichtlich vielen Menschen nichtñ, so der Experte. 

Csaba Lentner erklärt auch, dass die Europäische Union im Grunde keine Wirtschaftsunion 
sei. Sie wurde ursprünglich eingerichtet, um die jahrhundertelangen deutsch-französischen 
Konflikte, die oft in Kriegen und Weltkriegen endeten, in Schach zu halten. Ihre Gründung 
sollte die Differenzen zwischen den beiden Ländern beruhigen, und sei es nur durch 
gemeinsame wirtschaftliche Interessen. Die wirtschaftlichen Aspekte der Union sind somit 
zweitrangig, doch es liege nicht im Interesse der entwickelten Länder, dass beispielsweise 
Ungarn oder Bulgarien so stark wie Deutschland sind. 

Das heißt nicht, dass Ungarn keinen Platz in der Europäischen Union hat, aber es muss 
gesagt werden: Gemeinschaftshilfe ist kein Geschenk. Ungarn hat viel in das ĂGemeinsameñ 
gesteckt, ebenso wie die anderen neuen Mitgliedstaaten. 

Daher können die Ressourcen des aktuellen EU-Finanzkreislaufs nicht als kostenlos und 
als Geschenk für Ungarn angesehen werden. 

Aus: UNSER MITTELEUROPA. MIT VEREINTEN KRÄFTEN FÜR EIN EUROPA DER 
VATERLÄNDER  
 

https://unser-mitteleuropa.com/
https://unser-mitteleuropa.com/


Seite 172 zum AGOMWBW-Rundbrief Nr. 794 vom 22.07.2021 

26) Ungarn: Soros finanziert aggressive LGBTQ-Kinder-Propaganda 
 
10. 07. 2021  

 

LGBTQ-Organisationen führen in Ungarn eine immer intensivere Kampagne durch und 
verbreiten offen und gewaltsam homosexuelle Propaganda an Kinder. Diese auf dem 
ungarischen Portal Origo.hu erschienene Zusammenstellung enthüllt, dass das Netzwerk 
des amerikanischen Spekulanten George Soros diese pseudo-zivilen NGOs finanziert, die 
versuchen, Kinder auf eine ziemlich hinterhältige Art und Weise zu beeinflussen, und zwar 
von einem sehr jungen Alter an, vom Kindergarten an. 

In den letzten Jahren ist die LGBTQ-Lobby, die häufig von der Soros-Familie finanziert wird, 
in die Offensive gegangen. Ihre üblichen provokativen Paraden finden in Budapest, aber 
neuerdings auch in anderen Städten statt. Sie zielen auf Kinder ab, erscheinen an immer 
mehr Stellen auf den Straßen mit ihren Regenbogensymbolen und verhöhnen oft die 
heiligsten Stªtten. Homosexuelle ĂSensibilisierungsñ-Propaganda für Kinder taucht auch in 
diversen Werbeanzeigen sowie in Internetinhalten und Filmreihen auf. 

DAS SOROS-IMPERIUM UNTERSTÜTZT EINE REIHE VON ORGANISATIONEN IN 
UNGARN, DIE OFFENE, AGGRESSIVE LMBTQ-PROPAGANDA BETREIBEN. 

Dazu gehören die Labrisz Lesbian Association, die Background Society, Budapest Pride, 
die Transvanilla Transgender Association, die Hungarian LGBTQ Association und die 
Patent Association. Laut den Finanzberichten pumpt das Soros-Netzwerk jedes Jahr zig 
Millionen in die aufgelisteten pseudo-zivilen Organisationen. Labrisz erhielt 2019 11 
Millionen Forint, die Background Society (Háttér) 25 Millionen Forint und Budapest Pride 6 
Millionen Forint von der Open Society Foundation und anderen Soros-NGOs. 

 

https://www.origo.hu/nagyvilag/20210707-sorosek-penzelik-az-agressziv-lmbtq-gyermekpropagandat.html
https://i0.wp.com/unser-mitteleuropa.com/wp-content/uploads/2021/07/soros.jpeg?fit=560%2C373&ssl=1
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Die oben genannten Fakten beweisen, dass das Netzwerk des milliardenschweren 
Spekulanten von oben die gewalttätige LGBTQ-Propaganda finanziert und kontrolliert, die 
auf Kinder abzielt. Ihr offensichtliches Ziel ist es, die Ăoffene Gesellschaftñ zu erreichen, 
worüber George Soros selbst ein Buch geschrieben und sich bei zahlreichen Gelegenheiten 
geäußert hat. Sie wollen eine neue Art von Mensch schaffen, einen Massenmenschen, der 
von seiner traditionellen Identität und seinen Bindungen befreit ist. Sie wollen dies durch die 
Demontage christlich-konservativer Werte, durch die Demontage von Religion, Familie, 
nationaler Identität und nun auch Geschlechtsidentität sowie durch Massenmigration 
erreichen. 

DAS ZIEL IST ES, EINE MISCHKULTUR ZU SCHAFFEN, INDEM MAN MIGRANTEN 
NACH EUROPA IMPORTIERT. 

Die Linke in Ungarn unterstützt Soros bei diesem sogenannten Menschenversuch und 
arbeitet sogar aktiv mit ihm zusammen. Nacheinander haben sie die Regenbogenflagge, 
das Symbol der Homosexualität, auf öffentlichen Gebäuden gezeigt, sie haben mit LGBTQ-
Organisationen gegen das Kinderschutzgesetz demonstriert und sie haben sich mit der 
ihnen zuneigenden linksliberalen Presse zusammengetan, um ein falsches Narrativ zu 
verbreiten, das die Gesetzgebung auf der internationalen Bühn, auch in den EU-
Institutionen angreift. Und wie Origo.hu wiederholt berichtet hat, ist dies auch eine 
persönliche Angelegenheit von Alexander Soros, dem Sohn und designierten Nachfolger 
von George Soros. 

ĂDas Mªrchenland ist f¿r alle dañ 

Die größte Gefahr besteht natürlich für Kinder, die anfällig sind für die scheinbar harmlose 
Sensationslust von Mªrchenb¿chern wie dem skandalumwitterten ĂDas Mªrchenland ist f¿r 
alle dañ vom letzten Jahr. Wie wir wissen, wurde das Buch im September 2020 von der 
bereits erwähnten Labrisz Lesbenvereinigung veröffentlicht. 
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Das Buch hat eine große Kontroverse ausgelöst. Péter Takács, ein klinischer Psychologe, 
sagte zum Beispiel, dass die Transgender-Bewegung eine gewisse Grenze überschritten 
habe, da sie als Aggression gegen Kinder angesehen werden könne. Es ist erwähnenswert, 
dass zusätzlich zu den politischen und ideologischen Debatten einige Publikationen, die 
man kaum des Rechtsextremismus Ăbezichtigenñ kann, wie £let ®s Irodalom, das Buch als 
Ăpeinlichñ, voller logischer Fehler und schlechter Sätze bezeichneten. 

Aus dem Jahresbericht 2020 des Vereins Labrisz geht hervor, dass das Lektorat, das 
Korrektorat, die Lehrpläne und andere Kosten für die siebzehn Märchen des Buches von 
der von Ungarn nach Deutschland umgezogenen Soros-Stiftung mit rund 4,1 Millionen 
Forint finanziert wurden. Man kann also mit Sicherheit sagen, dass ĂDas Mªrchenland ist 
f¿r alle dañ auch ein Soros-Projekt ist, das speziell auf die ideologische Umerziehung von 
Kindern abzielt. 

DIE IMBTQ-ORGANISATIONEN WAREN EMPÖRT, ALS DIE REGIERUNG DIES IM JUNI 
DIESES JAHRES IN DAS GESETZ ZUM SCHUTZ VON KINDERN (GEGEN PÄDOPHILE) 
DIEFOLGENDEFORMULIERUNG AUFNAHM: ĂLMBTQ-INHALTE UND -LEBENSSTILE 
DÜRFEN IN SCHULEN NICHT AN KINDER UNTER 18 JAHREN WEITERGEGEBEN 
WERDENñ 

Genau an diesem Punkt knüpfen das neu verabschiedete Kinderschutzgesetz und der 
Skandal um das Buch ĂDas Mªrchenland ist f¿r alle dañ an, denn der der Publikation 
beiliegende Unterrichtsplan für Lehrer richtet sich speziell an Kinder im Alter von 6ï12 
Jahren, unter denen LGBTQ-Aufklärung verbreitet werden soll. Diese Altersgruppe ist 
extrem verletzlich und noch nicht in der Lage, einige der Informationen, die sie erhalten, auf 
die gleiche Weise zu filtern und zu interpretieren wie Jugendliche oder junge Erwachsene. 
Diese Schwachstelle wird von der LGBTQ-Lobby ausgenutzt. 
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Das Buch ĂDas Mªrchenland ist f¿r alle dañ f¿r alle war urspr¿nglich als Unterkategorie 
dieser Altersgruppe gedacht, denn der ursprüngliche Untertitel des zugehörigen 
Aktivitªtenplans lautete ĂAktivitªtenplªne f¿r Vorschullehrer und Grundschullehrerñ. Dies 
wurde spªter in ĂAktivitªtsplªne f¿r Lehrerñ geªndert, wobei die Altersgruppe der 
Vorschulkinder weggelassen wurde ï vermutlich wegen des erwarteten Skandals. 
Nichtsdestotrotz wären für Kinder ab 10 Jahren Themen wie die Homo-Ehe in einer 
Schulstunde behandelt worden. In der ĂGeschichteñ ĂBe lucky, Batboy!ñ erhªlt der 
sogenannte ĂFacilitatorñ, der die Sitzung leitet, die Anweisung: ĂF beginnt eine Diskussion 
über die Homo-Ehe im In- und Ausland, warum ist sie erlaubt/verboten?ñ. 

Aber noch spezifischer ist die Aufgabe, die mit der Geschichte ĂDer Prinz heiratetñ verkn¿pft 
ist, f¿r kleine Kinder, einen ĂWerbespot/Slogan/Werbungñ ¿ber die Hochzeit eines schwulen 
Prinzen zu machen. Letzteres ist eine Aufgabe für Kinder im Alter von 6ï8 Jahren. Darüber 
hinaus wird nat¿rlich auch ¿ber ĂMªdchen als Jungenñ und ĂJungen als Mªdchenñ im 
Rahmen der Transgender-Sensibilisierung diskutiert. 

WÄHREND DIE LMBTQ-LOBBY ALSO GEGEN DIE AUFNAHME IHRER AKTIVITÄTEN 
IN DAS KINDERSCHUTZGESETZ PROTESTIERT, SETZT SIE IHR SOROS-GELD EIN, 
UM KINDER IN DEN GENDERWAHN ZU VERWICKELN. 

Der Westen ist bereits mit LGBTQ-Propaganda überschwemmt 
In westlichen Ländern steht der Extremismus zunehmend im Vordergrund der LGBTQ-
Propaganda, die eine zentrale Agenda der Linken ist. Auch die Sensibilisierung von Kindern 
wird von klein auf angestrebt, wobei die Unternehmenswelt und die (linke) Kulturpolitik oft 
willige Partner sind. In vielen Fällen in Übersee ist die LGBTQ-Sensibilisierung dank der 
Intervention verschiedener Lobbygruppen sogar in die Lehrpläne der Schulen 
aufgenommen worden und wird sogar in abstrakte Fächer wie Mathematik 
eingeschmuggelt. Das Bildungsportal Welcomingchools.org zum Beispiel setzt sich dafür 
ein, dass Regenbogenfamilien auch in Textaufgaben einbezogen werden. 

Das im Ausland wachsende Phänomen, dass LGBTQ-Lobbygruppen dafür eintreten, dass 
selbst ein nur wenige Jahre altes Kind von seinen Eltern als transgender behandelt werden 
sollte, wenn es auch nur einen Moment lang nicht seinem biologischen Geschlecht 
entspricht, ist nach Ansicht vieler Experten äußerst schädlich. Diese Kreise versuchen auch, 
es für Jungen unter zehn Jahren normal zu machen, als Transvestiten in Frauenkleidern auf 
die Bühne zu gehen. In den USA sind Transgender-Camps für Vorschulkinder keine 
Seltenheit mehr. Gleichzeitig werden Kinder zunehmend mit Werbung bombardiert, die 
LGBTQ-Propaganda enthält. Selbst die Werbung, in der ein homosexuelles männliches 
Paar versucht, ein Kind, das sie gemeinsam aufziehen, zum Mittagessen zu überreden, hat 
eine Welle des Protests ausgelöst, aber auch in der an Minderjährige gerichteten Werbung 
wird die Sexualität immer deutlicher. Und dann ist da noch das Thema der 
Geschlechtsumwandlungsoperationen bei Kindern. 

Ein weiteres Symptom für die wachsende LGBTQ-Sensibilisierung: Während beispielsweise 
der US-Unterhaltungskanal Nickelodeon im vergangenen Jahr dementierte, im 
Vorschulprogramm Werbung für die linksextreme, gewalttätige Organisation Black Lives 
Matter und für die Rechte von Schwulen gezeigt zu haben, zeigte bereits im Juni dieses 
Jahres ein Fernsehunterkanal anlªsslich der ĂPrideñ einen Zeichentrickfilm speziell über den 
Gay Pride March. In der Sendung, die sich an junge Kinder richtete, sang eine Transvestitin, 
Nina West, die für ihre skandalösen Auftritte mit pornografischen Elementen bekannt ist, 
über das idyllische Glück von schwulen, transgender und nicht-binären Paaren und 
Familien. 

http://welcomingchools.org/
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Erweiterndes Akronym 

Das Akronym LGBT ist eine Sammelbezeichnung für lesbische, schwule, bisexuelle, 
transgender und transsexuelle Menschen. Das Akronym wird ständig erweitert und es sind 
mehrere Varianten gleichzeitig in Gebrauch. Meistens wird der Buchstabe Q hinzugefügt, 
um das englische Wort queer zu bezeichnen, das sich auf die Unentschiedenheit der 
Geschlechtsorientierung bezieht. Darüber hinaus werden auch sexuelle Orientierungen 
unterschieden, die in der wissenschaftlichen Literatur nicht anerkannt sind, wie z. B. 
Pansexualität oder Omnisexualität. Der Begriff LGBT hat seine Wurzeln im Amerika der 
1960er Jahre, als diese sexuellen Minderheiten begannen, sich in Lobbygruppen zu 
organisieren. Heute hat sich die LGBT-Bewegung zu einer Lobby-Organisation entwickelt, 
die weit über eng gefasste Themen der Schwulenrechte hinausgeht, und die Ideen, die sie 
vertritt, sind nun fest in der Agenda der internationalen Linken verankert. Die extremeren 
Stränge der LGBT-Lobby setzen sich für kontroverse Themen ein, wie z. B. die 
Genehmigung von nicht konformen Operationen für Kinder. 

Aus: UNSER MITTELEUROPA. MIT VEREINTEN KRÄFTEN FÜR EIN EUROPA DER 
VATERLÄNDER  
 
 
 

27) Die EU droht Ungarn mit einem Vertragsverletzungsverfahren, Budapest  
      schlªgt zur¿ck: ĂWir werden nicht zulassen, dass LGBT-Aktivisten unsere  
      Schulen und Kindergªrten betretenñ 
 
08. 07. 2021  

 

Die Kommission hatte Ende Juni ein erstes Schreiben an die ungarischen Behörden 
gesandt, um ihre Ărechtlichen Bedenkenñ gegen den Text zu ªuÇern, der die ĂWerbungñ f¿r 
Homosexualität an Minderjährige verbietet. 

 

https://unser-mitteleuropa.com/
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Am Mittwoch, den 7. Juli, drohte die Präsidentin der Europäischen Kommission, Ursula von 
der Leyen, mit der Einleitung eines Vertragsverletzungsverfahrens gegen Ungarn, falls es 
sein homophobes Gesetz zum Verbot der ĂFºrderungñ von Homosexualitªt an 
Minderjährige, das am Donnerstag in Kraft treten soll, nicht r¿ckgªngig macht. ĂWenn 
Ungarn die Situation nicht korrigiert, wird die Kommission ihre Befugnisse als Hüterin der 
Vertrªge nutzenñ, erklªrte die EU-Verantwortliche vor dem Europäischen Parlament in 
Straßburg. 

Quelle: Francetvinfo 

Ungarn hat am Mittwoch einen Antrag der EU-Kommission und vieler Europaabgeordneter 
abgelehnt, ein kürzlich in Budapest verabschiedetes Gesetz zu streichen, das Schulen die 
Verwendung von Material verbietet, das Homosexualität und unterschiedliche 
Geschlechtsidentitäten darstellt oder fördert. 

Viktor Orban besteht darauf, dass das neue Gesetz dem Schutz der Kinder dient und nicht 
diskriminierend ist. Sein Kabinettchef bekräftigte diese Position am Mittwoch und 
versicherte, dass Budapest Ănicht gewilltñ sei, auf die Ăvergeblichenñ Bem¿hungen Br¿ssels, 
ĂLGBTQ-Aktivisten den Zutritt zu unseren Schulen und Kindergärten zu ermöglichen, positiv 
zu reagieren.ñ 

Quelle: Yahoo 

Aus: UNSER MITTELEUROPA. MIT VEREINTEN KRÄFTEN FÜR EIN EUROPA DER 
VATERLÄNDER  
 
 

28) Viktor Orbán besuchte einen Zeitungskiosk, um zu sehen, wie es um die  
      Pressefreiheit in Ungarn steht 
 
09. 07. 2021  

 
Viktor Orbán ging zum Kiosk, um zu sehen, wie es der ungarischen Presse geht und hat die 
verlorene Pressefreiheit wiedergefunden · Foto: Facebook 

https://www.francetvinfo.fr/societe/lgbt/loi-homophobe-en-hongrie-l-ue-menace-budapest-d-une-procedure-d-infraction_4693011.html
https://fr.news.yahoo.com/hongrie-rejette-demande-lue-retrait-182250448.html
https://unser-mitteleuropa.com/
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Viktor Orbán besuchte einen klassischen Zeitungskiosk, um regierungskritische 
Zeitungen zu kaufen und bewies damit, dass die Organisation von George Soros 
falsch liegt und die Situation der Pressefreiheit in Ungarn völlig normal ist. 
  

ĂUngarn ist auf die Liste der Feinde der Pressefreiheit gesetzt worden; federf¿hrend dabei 
war eine Organisation, die von Onkel Soros geleitet wirdñ, erklªrte der Ministerpräsident den 
Grund für seinen Besuch am Zeitungskiosk. 

ĂIch dachte, ich schaue mal, welche regierungskritischen Zeitungen man in einem 
klassischen Zeitungskiosk finden kannñ, sagte der Ministerprªsident, und dann kaufte er auf 
Anraten des Verkäufers Exemplare von Hócipó, Élet és Irodalom, Magyar Narancs, HVG, 
Népszava und 168 Óra. Nach Angaben des Verkäufers seien noch jede Menge weitere 
Ăregierungskritische Medienñ vorhanden. 

Auf die Frage, wie viele davon verkauft werden, antwortete der Verkäufer: 

ĂNun, die Leute haben die meisten seit Wochen nicht mehr anger¿hrt.ñ 

ĂDie Pressefreiheit ist in einem traurigen Zustand, dass sie so vielerorts nicht beachtet wirdñ, 
bemerkte der Ministerpräsident mit nicht wenig Ironie und bestellte dann einen Kaffee 
ĂbarfuÇñ, womit er andeutete, dass er nichts darin haben wolle, sondern ihn lieber schwarz 
trinke. 

Dieser Beitrag erschien zuerst bei MAGYAR 
HÍRLAP, unserem Partner in der EUROPÄISCHEN MEDIENKOOPERATION. 

Aus: UNSER MITTELEUROPA. MIT VEREINTEN KRÄFTEN FÜR EIN EUROPA DER 
VATERLÄNDER  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

https://www.magyarhirlap.hu/belfold/20210707-orban-viktor-megnezte-az-ujsagosnal-hogy-all-a-magyar-sajtoszabadsag
https://www.magyarhirlap.hu/belfold/20210707-orban-viktor-megnezte-az-ujsagosnal-hogy-all-a-magyar-sajtoszabadsag
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29) Orbán mit ganzseitigem, EU-kritischen Inserat in der ĂPresseñ 

07. 07. 2021  

 
Ungarns Premier fordert ĂWiederherstellung europªischer Demokratieñ und warnt 
vor Ămassenhafter Migration und Pandemienñ 
 

https://i0.wp.com/unser-mitteleuropa.com/wp-content/uploads/2021/07/Screenshot-at-12-43-37.jpg?fit=809%2C1278&ssl=1
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Der ungarische Regierungschef Viktor Orbán macht im Ausland Stimmung gegen die EU. 
In einem ganzseitigen Inserat in der österreichischen Tageszeitung ĂDie Presseñ 
(Mittwoch) kritisiert Orbán, dass Brüssel einen ĂSuperstaatñ errichten wolle, zu dem 
niemand die ĂErmªchtigungñ gegeben habe. Belgische Zeitungen haben es laut Berichten 
abgelehnt, die Anzeige zu veröffentlichen. 

Hier das Inserat im Volltext: 

REGIERUNG UNGARNS 

ÜBER DIE ZUKUNFT DER 
EUROPÄISCHEN UNION 

UNGARNS VORSCHLÄGE 

1. Brüssel errichtet einen Superstaat, zu dem niemand die Ermächtigung gegeben hat. Wir 
sagen Nein zu dem europäischen Imperium. 
2. Die Integration ist ein Mittel und kein Selbstzweck. Deshalb muss man aus den 
Grundlagenverträgen der Europäischen Union die Zielsetzung der Ăimmer engeren Einheit 
zwischen den Vºlkern Europasñ streichen. 
3. Die Entscheidungen sollen die gewählten führenden Politiker und nicht die NROs 
treffen! Wir sagen Nein zur Auslagerung des Rechtsstaates. 
4. Die Kraft der europäischen Integration geben die gemeinsamen wirtschaftlichen Erfolge. 
Wenn wir gemeinsam nicht erfolgreicher sein können als jeder für sich selbst, dann ist dies 
das Ende der Europäischen Union. 
5. Das kommende Jahrzehnt wird das Zeitalter gefährlicher Herausforderungen sein: Die 
massenhafte Migration und Pandemien drohen. Wir müssen die europäischen Menschen 
schützen. 
6. Wir müssen die europäische Demokratie wiederherstellen. Das Europäische Parlament 
hat sich als Sackgasse erwiesen: Es vertritt ausschließlich die eigenen ideologischen und 
institutionellen Interessen. Man muss die Rolle der nationalen Parlamente vergrößern. 
7. Serbien muss als Mitgliedsstaat in die Europäische Union aufgenommen werden. 

Viktor Orbán 

Quelle: Die Presse, Printausgabe vom 7. 7. 2021 

Aus: UNSER MITTELEUROPA. MIT VEREINTEN KRÄFTEN FÜR EIN EUROPA DER 
VATERLÄNDER  
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30) Erklärung zum Schutz der Nationen und der christlichen Traditionen 

03. 07. 2021  

 
Viktor Orb§n und Jarosğaw KaczyŒski Ŀ Bildquelle: Magyar Nemzet 

Die Führer von sechzehn politischen Parteien in der Europäischen Union, darunter Fidesz 
und Polens Recht und Gerechtigkeit (PiS), gaben am Freitag eine gemeinsame Erklärung 
ab, in der sie die Ideale der EU unterstützen, aber einen europäischen Superstaat ablehnen. 
Lesen Sie den vollständigen Text hier: 

ĂDie Debatte ¿ber die Zukunft Europas, die gerade begonnen hat, darf die Stimmen der 
Parteien nicht ausschließen, die Bürger vertreten, die den europäischen Traditionen 
verbunden sind und sich für die Freiheit der Nationen und die Traditionen der europäischen 
Völker einsetzen. 

Die bewegte Geschichte Europas war von vielen Unglücken geprägt, besonders im letzten 
Jahrhundert. 

Im Angesicht von Aggressorstaaten haben Völker und Staaten zur Verteidigung ihrer 
Souveränität und territorialen Integrität unvorstellbares Leid erfahren müssen. Nach dem 
Zweiten Weltkrieg hatten einige europäische Länder jahrzehntelang mit der totalitären 
Unterdrückung durch die Sowjetunion zu kämpfen, bevor sie ihre Unabhängigkeit 
wiedererlangten. 

Diese Unabhängigkeit, das atlantische Bündnis von EU und NATO und der Frieden 
zwischen den kooperierenden Nationen ist für viele Europäer eine große Errungenschaft, 
die ein dauerhaftes Gefühl der Sicherheit und ideale Bedingungen für die Entwicklung bietet. 
Der Integrationsprozess hat wesentlich dazu beigetragen, zeitlose Strukturen der  
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Zusammenarbeit zu schaffen, den Frieden zu erhalten und das Verständnis und die guten 
Beziehungen zwischen den Staaten zu entwickeln. Diese Arbeit sollte fortgesetzt werden, 
da sie einen Meilenstein darstellt. 

Die Serie schwerer Krisen der letzten zehn Jahre hat jedoch die europäische 
Zusammenarbeit erschüttert und ist dadurch ins Stocken geraten, vor allem weil die 
Nationen das Gefühl haben, dass sie langsam der Ausübung ihrer Souveränitätsrechte 
beraubt werden. 

Die Europäische Union bedarf einer grundlegenden Überarbeitung, denn anstatt Europa 
und sein Erbe zu verteidigen, anstatt die freie Entfaltung der Völker Europas zu 
gewährleisten, ist sie heute zu einer Quelle von Problemen, Ängsten und Unsicherheit 
geworden. 

Die EU wird zunehmend zu einem Instrument extremistischer Kräfte, die Europa kulturell 
und religiös umgestalten und letztlich ein Europa ohne Nationen aufbauen wollen. Ihr Ziel 
ist es, einen europäischen Superstaat zu schaffen, europäische Traditionen zu zerstören 
oder abzuschaffen, grundlegende soziale Institutionen und moralische Prinzipien zu 
verändern. 

Es gibt legitimen Widerstand gegen die Nutzung von politischen Strukturen und Gesetzen 
zur Schaffung eines europäischen Superstaates und einer neuen Gesellschaftsordnung. 
Dies ist ein Zeichen für das gefährliche und gewalttätige Social Engineering, das wir in der 
Vergangenheit gesehen haben. Die moralischen Exzesse der EU-Institutionen haben in den 
letzten Jahren zu einer gefährlichen Tendenz zur Auferlegung eines ideologischen 
Monopols geführt. 

Wir sind davon überzeugt, dass die Grundlage für die Zusammenarbeit zwischen den 
europäischen Nationen die Tradition ist, der Respekt vor der Geschichte und der Kultur der 
europäischen Staaten, der Respekt vor dem jüdisch-christlichen Erbe Europas und die 
gemeinsamen Werte, die unsere Nationen vereinen, und nicht ihre Zerstörung. Wir 
bekräftigen unsere Überzeugung, dass die Familie die Grundeinheit unserer Nationen ist. 
In einer Zeit, in der Europa mit einer niedrigen Geburtenrate und einer alternden 
Gesellschaft vor einer ernsten demografischen Krise steht, muss eine familienfreundliche 
Politik die Antwort sein und nicht die Massenmigration. 

Wir glauben, dass die Souveränität in Europa von den Nationen Europas ausgeübt wird, 
jetzt und in Zukunft. Diese Nationen haben die Europäische Union gegründet, damit sie 
durch die Union effektiver handeln können, um bestimmte Ziele zu erreichen, als es einzelne 
Mitgliedstaaten könnten. Die Befugnisse der EU sind jedoch durch das Prinzip der 
Dekonzentration definiert: Alle Befugnisse, die nicht der Union übertragen werden, gehören 
den Mitgliedstaaten, wobei das Subsidiaritätsprinzip zu beachten ist. 

In den letzten Jahrzehnten haben die Institutionen der Europäischen Union die 
europäischen Verträge immer wieder neu interpretiert, mit dem Ergebnis, dass sich die 
Grenzen dieser Kompetenzen zu erheblichen Nachteilen für die Mitgliedstaaten verschoben 
haben. Dies ist unvereinbar mit den Grundwerten der Union und schwächt das Vertrauen 
der europäischen Nationen und ihrer Bürger in die EU-Institutionen. Um diesen Prozess 
aufzuhalten und umzukehren, muss das bestehende Prinzip der Dekonzentration durch die 
Schaffung eines Katalogs unantastbarer Zuständigkeiten der EU-Mitgliedstaaten und die 
Einrichtung eines geeigneten Mechanismus zum Schutz nationaler Zuständigkeiten durch 
die Einschaltung nationaler Verfassungsgerichte oder gleichwertiger Institutionen ergänzt 
werden. Jeder Versuch, die nationalen Verfassungsorgane den europäischen Organen  
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unterzuordnen, schafft Chaos, untergräbt die Absicht der Verträge, stellt die tragende Rolle 
der Verfassungen der Mitgliedstaaten in Frage, während die daraus resultierenden 
Zuständigkeitsstreitigkeiten faktisch durch die brutale Durchsetzung des Willens der 
politisch stärkeren Einheiten entschieden werden. Das zerstört die Grundlagen für das 
Funktionieren Europas als Gemeinschaft freier Nationen. 

Wir glauben, dass der Konsens der Weg bleiben muss, um einen gemeinsamen Standpunkt 
in der Union zu erreichen. Jüngste Versuche, dieses Verfahren zu umgehen oder die 
Institution des Konsenses abzuschaffen, drohen bestimmte Länder vom 
Entscheidungsprozess auszuschließen und damit die Union in eine spezielle Oligarchie zu 
verwandeln. Dies würde zu einer faktischen Blockade der nationalen Verfassungsorgane, 
wie Regierungen und nationale Parlamente, führen und damit die nationale 
Entscheidungsfindung auf die Zustimmung zu bereits von anderen getroffenen 
Entscheidungen beschränken. 

Der Wille zur Zusammenarbeit ist in den Mitgliedsstaaten nach wie vor überwältigend, und 
ein Geist der Gemeinschaft und Freundschaft durchdringt die Nationen und Gesellschaften 
unseres Kontinents. Dies ist unsere wahre Quelle der Stärke. Eine reformierte Union kann 
aus dieser Ressource schöpfen, während eine Union, die Reformen ablehnt, sie nur 
verschleudern würde. 

Deshalb appellieren wir an alle Parteien und politischen Gruppierungen, die unsere 
Ansichten teilen ï lassen Sie dieses Dokument die Grundlage für eine gemeinsame 
kulturelle und politische Arbeit sein, unter Berücksichtigung der Rolle der aktuellen 
politischen Gruppierungen. 

Lassen Sie uns gemeinsam die Union erneuern, f¿r die Zukunft Europas.ñ 

Quelle: Magyar Nemzet 

Aus: UNSER MITTELEUROPA. MIT VEREINTEN KRÄFTEN FÜR EIN EUROPA DER 
VATERLÄNDER  
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31) ĂFidesz hat sich dem Aufruf angeschlossenñ (Video) 

03. 07. 2021  

Viktor Orbán · Foto: Facebook 

Fidesz veröffentlichte ein Video von der Unterzeichnung der gemeinsamen Erklärung 

Ein Video, das den ungarischen Ministerpräsidenten Viktor Orbán bei der Unterzeichnung 
einer gemeinsamen Erklärung einer Gruppe von Parteien in Europa zeigt, darunter die PiS 
und die italienische Lega, wurde von Ungarns Regierungspartei Fidesz am Freitag auf ihrem 
Facebook-Profil gepostet. 

ĂDer Fidesz hat sich diesem Aufruf angeschlossen. Wie es in der Erklªrung heißt: Wir 
wollen, dass dieses gemeinsame Dokument die Grundlage für unsere kulturelle und 
politische Arbeit ist. Auf diese Weise wollen wir uns an der Debatte über die Zukunft der 
Europªischen Union beteiligen.ñ ï sagte Orbán. 

In der Erklärung betonten die Unterzeichner, dass das Ziel ihrer Zusammenarbeit eine 
tiefgreifende Reform der EU durch eine Rückkehr zu den Ideen ist, die ihrer Gründung 
zugrunde lagen, mit einer souveränen Rolle der europäischen Nationen. Darüber hinaus 
stellte die Erklärung den Rückgang des Vertrauens der Bürger der Mitgliedsstaaten in die 
EU-Institutionen fest, der nach Ansicht der Unterzeichner eine Folge der ĂNeuinterpretation 
des Inhalts der Vertrªgeñ ist. 

ĂUm diesen Trend zu stoppen und umzukehren, ist es notwendig, zusªtzlich zum 
bestehenden Prinzip der begrenzten Einzelermächtigung eine Reihe von unantastbaren 
Zuständigkeiten der Mitgliedstaaten der Europäischen Union und einen angemessenen 
Mechanismus zu deren Schutz zu schaffen, an dem nationale Verfassungsgerichte oder  

https://i0.wp.com/unser-mitteleuropa.com/wp-content/uploads/2021/07/1625250756c6e7708bc4b8f61ac485dd4e037293347917df258a9a5896e9764958ab5e5bbe.jpg?fit=750%2C530&ssl=1


Seite 185 zum AGOMWBW-Rundbrief Nr. 794 vom 22.07.2021 

Organe mit gleichwertigen Befugnissen beteiligt sind. Jeder Versuch, europäische Ämter in 
Organe umzuwandeln, die Vorrang vor nationalen Verfassungsorganen haben, schafft 
Chaos, untergräbt den Sinn der Verträge, stellt die grundlegende Rolle der 
mitgliedstaatlichen Verfassungen in Frage, und die daraus resultierenden 
Kompetenzstreitigkeiten werden am Ende durch das brutale Aufzwingen des Willens der 
politisch stärkeren Einheiten auf die schwächeren gelöst. Dies wiederum zerstört die 
Grundlage für das Funktionieren der europäischen Gemeinschaft als Gemeinschaft freier 
Nationenñ, heiÇt es in der Erklªrung. 

Das Dokument wurde am Freitag von der Fraktion der Europäischen Konservativen und 
Reformisten unterzeichnet. Zu den Unterzeichnern gehöfren der Vorsitzende der polnischen 
Partei Recht und Gerechtigkeit Jarosğaw KaczyŒski, die Vositzende der Fratelli dôItalia 
Giorgia Meloni, der Vorsitzende von Spaniens Vox Santiago Abascal, der Vorsitzende von 
Fidesz Viktor Orbán, der Vorsitzende der Lega Matteo Salvini, die Vorsitzende des 
Rassemblement National Marine Le Pen und ein Dutzend weiterer Mitte-Rechts-Parteien 
aus Bulgarien, Österreich, Belgien, Dänemark, Estland, Finnland, Griechenland, den 
Niederlanden, Litauen und Rumänien. 

Quelle: TYGODNIK SOLIDARNOśĹ 

(Transkript und Übersetzung der Rede von Viktor Orbán, erstellt von UNSER 
MITTELEUROPA:) 

N®h§ny h·nappal ezelŖtt a franci§k elnºke ºsszeur·pai vit§t ind²tott az Eur·pai Uni· 
jºvŖj®rŖl. Hossz¼ hetek sŖt h·napok elŖk®sz²tŖ munk§j§nak v®g®n a mai napon a 
legnagyobb lengyel kormányzó párt elnöke Kaczynski elnök úr aláírt egy deklarációt s arra 
szólította fel Európa hasonló módon gondolkodó pártjait hogy csatlakozzanak hozzá. Ez a 
deklar§ci· Eur·pai Uni· jºvŖj®rŖl sz·l. A nemzetek a csal§dok ®s a hagyom§nyos 
kereszt®ny ®rt®kek megv®d®s®rŖl sz·l. A Fidesz csatlakozott ehhez a felhíváshoz ahogyan 
a deklaráció mondja azt akarjuk hogy ez a közös dokumentum legyen kulturális és politikai 
munk§nk alapja ²gy k²v§nunk r®szt venni az Eur·pai Uni· jºvŖj®rŖl sz·l· vit§ban. 

Vor einigen Monaten hat der französische Präsident eine gesamteuropäische Debatte über 
die Zukunft der Europäischen Union initiiert. Nach wochen-, ja monatelanger Vorbereitung 
hat der Vorsitzende der größten polnischen Regierungspartei, Präsident Kaczynski, heute 
eine Erklärung unterzeichnet, in der er gleichgesinnte Parteien in ganz Europa auffordert, 
sich ihm anzuschließen. In dieser Erklärung geht es um die Zukunft der Europäischen 
Union. Es geht um die Verteidigung von Nationen, Familien und traditionellen christlichen 
Werten. Der Fidesz hat sich diesem Aufruf angeschlossen, wie es in der Erklärung heißt, 
wollen wir, dass dieses gemeinsame Dokument die Grundlage für unsere kulturelle und 
politische Arbeit ist, und deshalb wollen wir an der Debatte über die Zukunft der 
Europäischen Union teilnehmen. 

https://www.facebook.com/FideszHU/videos/3992714217464595/ 

Aus: UNSER MITTELEUROPA. MIT VEREINTEN KRÄFTEN FÜR EIN EUROPA DER 
VATERLÄNDER  
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32) ĂDie Beziehungen zwischen Ungarn und der Slowakei waren noch nie   
      so gutñ 
 
02. 07. 2021  

Viktor Orbán und Eduard Heger · Foto: Facebook 

Der ungarische Ministerpräsident Viktor Orbán empfing am 29. Juni seinen slowakischen 
Amtskollegen Eduard Heger im ehemaligen Karmeliterkloster in Ofen (Buda). Dieses 
Treffen bot den beiden Regierungschefs die Gelegenheit, eine sehr positive Gesamtbilanz 
der letzten zehn Jahre der slowakisch-ungarischen Beziehungen zu ziehen. 

Eine Ăfantastische Erfolgsgeschichteñ 

ĂWir haben eine Bilanz der letzten zehn Jahre unserer Zusammenarbeit gezogen [é] Mit 
einer gewissen Bescheidenheit muss man aber sagen, dass unsere Beziehungen noch nie 
so gut waren wie heuteñ, erklªrte Viktor Orb§n am Ende des Treffens und zªhlte einige der 
großen Projekte auf, die zwischen den beiden Ländern realisiert wurden, wie die Brücke von 
Komorn (Komárom/Komarno) bzw. die Autobahn zwischen Miskolc und Kaschau (Koġice). 

ĂNach Deutschland und Österreich ist die Slowakei unser wichtigster Handelspartner. Der 
Umsatz beträgt zehn Milliarden Euro. In diesem Jahr ist er bereits um mehr als 9% 
gestiegen. Wir sind sehr froh, dass slowakische Investoren in Ungarn präsent sindñ, 

fuhr er fort. ĂBis 2023 werden sechs neue Grenz¿bergªnge erºffnet. Seit Mai sind die 
Stromnetze der beiden Länder miteinander verbunden. Die Gasfernleitungen sind 
miteinander verbunden und wir arbeiten an einer Erweiterung. Das große Projekt ist nun, 
dass unsere Hauptstädte durch eine Hochgeschwindigkeitsbahn verbunden werden. 

ĂGute nachbarschaftliche Beziehungenñ 

Der slowakische Ministerprªsident, der auch betonte, dass ĂUngarn ein wichtiger 
Handelspartner für die Slowakei istñ, dankte seinerseits Ungarn f¿r die Hilfe wªhrend der  

https://i2.wp.com/unser-mitteleuropa.com/wp-content/uploads/2021/07/208135941_10159378894731093_961527539612499417_n-e1625040469912.jpg?fit=2000%2C1185&ssl=1
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Pandemie: ĂSie haben uns Ärzte geschickt, als wir sie brauchten. [é] Das sind Sachen, die 
von guten nachbarschaftlichen Beziehungen zeugenñ, und betonte seine Offenheit 
gegenüber der ungarischen Minderheit in der Slowakei ï einem traditionell sensiblen Thema 
zwischen beiden Lªndern: ĂEs ist mir wichtig, der Ministerpräsident aller Bürger und 
Volksgruppen zu sein. Dies ist einer der Bereiche, in die ich mich einsetzen möchte, damit 
sich alle Bürger der Slowakischen Republik in der Slowakei zu Hause fühlen.ñ 

Aus: UNSER MITTELEUROPA. MIT VEREINTEN KRÄFTEN FÜR EIN EUROPA DER 
VATERLÄNDER  
 
 

33) Bischof Andreas Laun zum ungarischen Anti-Gender-Gesetz: Orbáns  
      Kritiker sollten sich schämen! 
 
08. 07. 2021  

Viktor Orbán · Bildquelle: PCh24.pl 

Bischof Andreas Laun, Weihbischof im Ruhestand von Salzburg, verteidigte den 
ungarischen Ministerpräsidenten Viktor Orban. Es geht um die Kritik, die auf den Fidesz-
Chef für den Gesetzentwurf gegen LGBT-Propaganda und Pädophilie fiel. 
  

Alle in der Umgebung sagen, Ungarn habe Grundrechte und -freiheiten verletzt, erklärte 
Bischof Laun auf Kath.net. ĂAllerdings ist mir noch nicht aufgefallen, dass irgendein Kritiker 
deutlich gemacht hat, worum es im Gesetz wirklich geht und welche Rechte in Gefahr sind!ñ 
ï schrieb der Bischof wºrtlich. ĂDer allgemeine Glaube ist klar: Orb§n ist schlecht und f¿r 
die Union unerträglich, man muss ihm sein Geld wefnehmen und ihn bestrafen, wenn es 
mºglich istñ, f¿gte er hinzu. 

ĂOrb§n mit leeren Vermutungen zu verleumden und Anschuldigungen ohne Argumente zu 
wiederholen, ist ein Skandal, für den man sich schämen muss. Orbáns Politik entspricht der 
von Papst Benedikt geforderten Humanökologie. Wenn Politiker darüber nachdächten,  

https://unser-mitteleuropa.com/
https://unser-mitteleuropa.com/
http://kath.net/
https://i0.wp.com/unser-mitteleuropa.com/wp-content/uploads/2021/07/8193u0r1ur310u8yru3.jpg?fit=800%2C481&ssl=1
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würden sie daraus schließen, dass Orbán nicht verfemt, sondern ihm gedankt werden sollte! 
Dies gilt auch f¿r den Klerus und seine Propaganda mit Hilfe von Regenbogenfahnen,ñ 
bemerkte der Hierarch. 

Die Rede von der Europäischen Union als gesetzesbasierter Institution sei in einer Situation, 
in der Abtreibung in Europa als Menschenrecht gilt, unseriös. 

Quelle: Kath.net / PCh24.pl 

Aus: UNSER MITTELEUROPA. MIT VEREINTEN KRÄFTEN FÜR EIN EUROPA DER 
VATERLÄNDER  
 
 
 

34) George Sorosó Sohn steht hinter Mark Ruttes anti-ungarischen  
      Angriffen 
 
01. 07. 2021  

 
Mark Rutte · Bildquelle: Magyar Nemzet 

Seit Wochen gibt es einen konzertierten Angriff auf Ungarn wegen seines 
Gesetzespakets zum Schutz von Kindern vor Pädophilen. Der niederländische 
Premierminister Mark Rutte machte eine beispiellose und empörende Aussage, als er 
sagte, dass Ungarn in die Knie gezwungen werden sollte. Im Hintergrund ziehen wohl 
das Soros-Imperium und die ihm angeschlossenen Tarnorganisationen die Fªdenñ, 
berichtet Origo.hu. 
  

https://www.kath.net/news/75654
https://pch24.pl/bp-andreas-laun-o-wegierskiej-antygenderowej-ustawie-krytycy-orbana-powinni-sie-wstydzic/
https://unser-mitteleuropa.com/
https://unser-mitteleuropa.com/
https://www.origo.hu/itthon/20210629-soros-gyorgy-utasitasara-tamadjak-magyarorszagot.html
https://i2.wp.com/unser-mitteleuropa.com/wp-content/uploads/2021/06/Screenshot-at-15-29-49.jpg?fit=555%2C373&ssl=1
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Das ungarische Parlament hat das Anti-Pädophilen-Paket am 15. Juni verabschiedet. Nach 
dem neuen Gesetz wird ein durchsuchbares Register mit Namen von Pädophilen erstellt,  

sie werden von bestimmten Arbeitsplätzen verbannt, die Strafe für pädophile Verbrechen 
wird strenger, es gibt keine leichten Strafen und in qualifizierten Fällen keine Bewährung, 
und die Verjährungsfrist für die schwersten pädophilen Verbrechen wird verlängert. 

Das Anti-Pädophilen-Gesetz wurde sofort von der gesamten europäischen Gender-Lobby 
angegriffen; auf zahlreichen Kanälen wurden in den letzten Wochen provokante Angriffe auf 
Ungarn und die Ungarn gestartet. 

In Deutschland wurde vor dem Spiel zwischen der ungarischen und der deutschen 
Nationalmannschaft versucht, die Allianz-Arena in Regenbogenfarben zu beleuchten, 
Regenbogenfahnen wurden an die Fans verteilt und die ungarische Hymne wurde 
ausgebuht, während ein Aktivist mit einer Regenbogenfahne auf das Spielfeld lief. Die 
deutsche Polizei tat ihr Bestes, um die ungarischen Fans zu schikanieren und Ungarns 
Konsuln durften nicht in die Nähe des Stadions. 

Die Angriffe begannen schon vor der Verabschiedung des Pädophilengesetzes, als klar 
wurde, dass die ungarische Nationalmannschaft bei den Spielen der Europameisterschaft 
nicht wie viele andere Mannschaften aus mittel- und osteuropäischen Ländern vor dem 
Anpfiff knien würde, weil sich zum einen die Politik nicht in ein Sportereignis mischen sollte 
und zum anderen Ungarn nie Sklaven gehalten hat und nie eine Kolonialmacht war, so dass 
der Protest für Ungarn unverständlich ist. 

Die jüngste Erklärung des niederländischen Ministerpräsidenten Mark Rutte, in der er von 
der Notwendigkeit sprach, Ungarn in die Knie zu zwingen, ist beispiellos und empörend. 
Premierminister Viktor Orbán reagierte auf die Worte Ruttes in seinem sozialen Netzwerk 
und betonte, dass Ădas ungarische Volk nur vor Gott, seinem Land und seiner 
Angebetenen knietñ. 

Aber Rutte handelt nicht aus eigenem Antrieb und auch nicht allein. In den letzten Wochen 
haben getarnte zivile Organisationen, die von dem einwanderungsfreundlichen Spekulanten 
George Soros finanziert werden, mit bereitwilliger Hilfe der heimischen Linken eine 
Hetzkampagne gegen Ungarn betrieben. Sorosó pseudo-zivile Organisationen haben 
begonnen, das Kinderschutzgesetz als homophobes Gesetz auszugeben, obwohl es sich 
nicht im Geringsten gegen Homosexuelle richtet und nicht einmal für Menschen über 18 gilt, 
schreibt Origo.hu. 

Es ist jedoch erwähnenswert, dass Mark Rutte, der jetzt gegen das Anti-Pädophilen-Gesetz 
wettert, derselbe Politiker ist, der zuvor Pädophilie und Zoophilie legalisieren wollte, d.h. er 
glaubt, dass es akzeptabel ist, sexuelle Beziehungen mit Kindern und Tieren zu haben. 

Allerdings scheint er nun ein Problem damit zu haben, dass die ungarische Regierung das 
Recht und die Möglichkeit, über die sexuelle Erziehung der Kinder zu entscheiden, in die 
Hände der Eltern legt und die Rechte der Minderjährigen schützt. 

 

 

 

https://www.origo.hu/itthon/20210629-soros-gyorgy-utasitasara-tamadjak-magyarorszagot.html
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alexsoros/Instagram 

Mark Rutte hat enge Verbindungen zum Soros-Imperium. In den letzten Jahren ist er 
mehrfach mit dem Sohn von George Soros aufgetreten. 

Für Alex Soros sind die Angriffe auf das Anti-Pädophilen- und Kinderschutzgesetz und die 
LGBTQ-Propaganda ebenso eine persönliche Angelegenheit wie die Pro-
Immigrationsaktionen von George Soros. 
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Soros-Organisationen führen die Angriffe auf das ungarische Pädophilengesetz an 

Die Hetzkampagne gegen Ungarn wurde nicht vom niederländischen Premierminister 
gestartet. Die Angriffe werden von Gerald Knaus angef¿hrt, einer von Sorosó vertrautesten 
und langjährigsten Figuren. Knaus wurde wieder aktiv, als er auf Twitter die UFEA angriff, 
weil diese aus politischen Gründen verboten hatte, die Münchner Arena während des 
Fußballspiels Deutschland-Ungarn in Regenbogenfarben zu beleuchten. 

Auch Amnesty International wurde zu einem der Organisatoren der Angriffe gegen die 
Ungarn. So stellte sie am 18. Juni an der ungarisch-slowakischen Grenze Schilder mit der 
dreisprachigen (ungarisch, englisch, russisch) Aufschrift ĂLGBTQI Freedom Zoneñ auf (und 
das in einem Land, in dem die Slowakei im Gegensatz zu Ungarn gleichgeschlechtliche 
Lebenspartnerschaften nicht anerkennt). 

Eine weitere Soros-Organisation ist in letzter Zeit ebenfalls in den Vordergrund getreten. 
Auf der Website der Civil Liberties Union for Europe haben Israel Butler und Valentin Toth 
einen Artikel in der Rubrik ĂTrainingñ verºffentlicht. 

Darin wiesen sie Aktivisten und Journalisten an, welche Begriffe sie in Bezug auf das Gesetz 
verwenden sollten. Von diesem Zeitpunkt an durften linke Journalisten das Gesetz nicht 
mehr beim Namen nennen ï nämlich Anti-Pädophilie. 

Die Website der Organisation ist auch voll von Hetze gegen das ungarische Anti-
Pädophilen-Gesetz, mit mehreren Beiträgen zu diesem Thema. Auch ihre ungarische 
Mitgliedsorganisation, die Gesellschaft für bürgerliche Freiheiten (TASZ), spielt eine große 
Rolle bei der Propaganda. Erwähnenswert ist auch Human Rights Watch, die eine 
regelrechte internationale Fake-News-Kampagne gestartet haben, und das Ungarische 
Helsinki Komitee hat von Anfang an Fake-News über das Anti-Pädophilen-Gesetz 
verbreitet. 

Quelle: Magyar Nemzet 

Aus: UNSER MITTELEUROPA. MIT VEREINTEN KRÄFTEN FÜR EIN EUROPA DER 
VATERLÄNDER  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

https://magyarnemzet.hu/kulfold/soros-gyorgy-fia-all-mark-rutte-magyarellenes-tamadasai-mogott-10013168/
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35) Viktor Orbán: Einheit in Vielfalt ï das ist die Zukunft der EU 
 

Foto: Facebook / Viktor Orbán 

Auf der letzten Sitzung des Europäischen Rates sind die Ministerpräsidenten der 

Regenbogenfahne in Phalanx aufmarschiert. Sie wollten klarsehen, ob es die Einheit 
der Werte noch gibt? Die Debatte ähnelte auf gespenstische Weise jener vom Juni 
2015, die wegen der nach Europa drängenden Invasion der Migranten ausgebrochen 
war. Beide waren moralisch schwierige, politisch wichtige und intellektuell schöne 
Diskussionen. 
  

Die Antwort ist in beiden Fällen die gleiche: Es gibt die Einheit der Werte nicht, und deshalb 
gibt es auch keine politische Einheit. 

Die Liberalen sind in beiden Fällen davon ausgegangen, dass es sich hier um Fragen 
handelt, auf die nur eine, der liberalen Meinungshegemonie entsprechende Antwort 
gegeben werden kann. 

Die Antwort der nicht liberalen Demokraten war, dass entsprechend des 
Meinungspluralismus hier unterschiedliche Antworten existieren, und dazu hat jeder Staat 
und jedes Volk das Recht, und die Europäische Union kann nur auf Grundlage des Prinzips 
von Ăin Vielfalt geeintñ zusammengehalten werden. 

Nach Ansicht der Liberalen besitzt ein jeder das Recht zur Migration, dazu, das Gebiet der 
Europäischen Union zu betreten, auch dann, wenn er über ein nicht unmittelbar 
gefährliches, sondern sicheres drittes Land ankommt. Das Recht auf Migration sei im 
Wesentlichen ein Menschenrecht. 

https://click.mlsend.com/link/c/YT0xNzE5NDEyNDAyMjc0OTYzMDQyJmM9Yzl3MSZlPTE5MjgmYj02NDEzNTU4NTAmZD1uMHYxajFq.8dCTa6cS_aUNm9lOeXe81Glao6Q0sZWkCVdWSWFYte8
https://i1.wp.com/unser-mitteleuropa.com/wp-content/uploads/2021/06/205141401_10159370976836093_8877712575445511183_n-1.jpg?fit=2000%2C1333&ssl=1
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In der jetzigen Debatte, in der es um die sexuelle Erziehung der Kinder geht, muss man 
nach Ansicht der Liberalen jene sensibilisierenden Veröffentlichungen den Kindern in die 
Hand geben, die sie über die Heterosexualität, die Homosexualität, die Aufgabe des 
biologischen Geschlechts und über Operationen zur Geschlechtsumwandlung aufklären 
können. Nach Ansicht der Liberalen ist das ein Menschenrecht der Kinder, die Entscheidung 
der Eltern kann nicht ausschließlich sein, hierbei besitzen die staatlichen Institutionen eine 
Rolle, ja sogar den Vorrang. 

Ohne elterliche Zustimmung, ohne staatliche Beschränkungen kann man die Kinder 
sensibilisieren. 

Nach Ansicht der nicht liberalen Demokraten ist die sexuelle Erziehung des Kindes das 
Recht der Eltern, und hierbei dürfen ohne ihre Zustimmung weder der Staat noch die 
Parteien sowie auch die NROs und Regenbogenaktivisten eine Rolle spielen. 

Die Regenbogenländer haben das Recht über die auf eine binäre, Mann-Frau, Mutter-Vater 
Ordnung sich gründende gesellschaftliche Einrichtung hinauszugehen. Früher waren auch 
sie so, aber wohl überlegt und ihre Absichten in den Rang der staatlichen Politik erhebend 
sind sie in eine andere Dimension übergetreten. 

Dieses ihr Recht kann ein anderer Staat nicht in Frage stellen. Besonders, da Deutschland 
die Rolle des Flaggschiffs auf sich genommen hat. Ob es klug ist, erneut mit Armbinde zu 
demonstrieren und im Münchner Fußballstadion während der ungarischen Nationalhymne 
mit einer Regenbogenfahne auf das Spielfeld zu rennen, darin bin ich mir nicht sicher. Doch 
bin ich mir darin sicher, dass über die Erziehung der deutschen Kinder die Deutschen 
entscheiden müssen. Und auch darin, dass über die Erziehung der ungarischen Kinder nur 
die Ungarn entscheiden dürfen, mit Sicherheit nicht die Deutschen, die Niederländer oder 
die Belgier. 

Ob es besser ist, in der binären oder in der Regenbogenwelt zu leben, und warum das so 
ist, da argumentieren beide Seiten aufgrund ihrer eigenen Meinungen. Ein jeder hat seine 
eigene Wahrheit. 

Doch aus der Perspektive des internationalen Rechtes, des Rechts der EU und der Charta 
der Grundrechte ist der richtige Zustand unstrittig. Die Migration ist kein Menschenrecht und 
die Art und Weise der sexuellen Erziehung des Kindes ist auch nicht das Menschenrecht 
des Kindes. So ein Menschenrecht gibt es nicht. Stattdessen gibt es Artikel 14 der Charta 
der Grundrechte über das Recht der Eltern, ihren Kindern die entsprechende Erziehung zu 
sichern. 

Wenn wir die Europäische Union zusammenhalten wollen, müssen die Liberalen die Rechte 
der nicht Liberalen respektieren. In Vielfalt geeint. Das ist die Zukunft. 

Viktor Orbán 
Ungarischer Ministerpräsident 

Übersetzung durch das Büro für internationale Kommunikation der ungarischen Regierung. 
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Dieser Beitrag erschien zuerst bei der VISEGRÁD POST, unserem Partner in der 
EUROPÄISCHEN MEDIENKOOPERATION. 

Aus: UNSER MITTELEUROPA. MIT VEREINTEN KRÄFTEN FÜR EIN EUROPA DER 
VATERLÄNDER  
 

36) Die Familienpolitik der ungarischen Regierung 

      Von Szabolcs Ritó 

05. 07. 2021  

 
Bildquelle: Magyar Nemzet 

Seit elf Jahren arbeitet die Fidesz-KDNP-Regierung an der Entwicklung einer 
familienfreundlichen Politik, die von den Führern aller Länder gelobt wird, die die Lösung 
der demografischen Probleme nicht in der Migration sehen. 

Zsuzsanna Márton, Vorsitzende des Verbandes der Familienorganisationen im 
Karpatenbecken, sprach mit Magyar Nemzet darüber, was die Familienpolitik der Regierung 
Orbán für die ungarischen Familien im Ausland bedeutet, und sagte auch, dass sie das 
ungarische Anti-Pädophilen-Gesetz, das die Rechte der Eltern zum Schutz der Kinder 
stärkt, voll unterstützen. 

 

https://visegradpost.com/de/2021/06/28/viktor-orban-einheit-in-vielfalt-das-ist-die-zukunft-der-eu/
https://unser-mitteleuropa.com/
https://unser-mitteleuropa.com/
https://i2.wp.com/unser-mitteleuropa.com/wp-content/uploads/2021/07/familie.jpeg?fit=560%2C426&ssl=1
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- Für uns ist das Familienunterstützungssystem der ungarischen Regierung, das 2018 über 
die Grenzen hinaus ausgeweitet wird, von größter Bedeutung, sagte Zsuzsanna Márton, 
Vorsitzende des Verbands der Familienorganisationen des Karpatenbeckens. Sie betonte,  

dass Familien mit ungarischer Staatsangehörigkeit, die außerhalb der Grenzen Ungarns 
leben, das Köldökzsinór-Programm bis zu sechs Monate nach der Geburt ihres Kindes 
beantragen können. 

- Zsuzsanna Márton betonte, dass die im Ausland lebenden ungarischen Familien nicht im 
Stich gelassen werden, und dass Ungarn auch den Familien in den annektierten Gebieten 
zur Seite steht. Sie wies darauf hin, dass die familienfreundliche Politik Ungarns einzigartig 
ist und zunehmend von den Führern der Nachbarländer anerkannt wird. 

Es ist klar, dass in Ungarn und den Nachbarländern die Migration nicht als reproduktive 
Lösung gesehen wird, aber sie versuchen auch, das richtige Familienförderungsmodell zu 
finden. Er erinnerte auch daran, dass die ungarische Regierung vor zehn Jahren den 
Grundstein für Subventionen wie das staatliche Wohnungsbauförderprogramm und die 
Wohnungsrenovierungsförderung gelegt habe und dass die Rabatte den Familien vieler 
ungarischer Mitgliedsorganisationen geholfen hätten, ein geeignetes Zuhause zu finden. 

Wir fragten die Präsidentin der Organisation auch nach dem Anti-Pädophilen-Gesetz, das 
in den letzten Wochen hitzige politische Debatten ausgelöst hat, und sie sagte, dass sie 
jedes gesetzliche Instrument, das Kinder schützen soll, als Wert ansehe ï sei es die 
Regulierung oder Einschränkung der Medien, der Propaganda oder die Gewährleistung der 
Sicherheit von Arbeitsplätzen, an denen die körperliche, geistige und moralische 
Entwicklung unserer Kinder durch eine missbrauchende Person geschädigt werden könnte. 

Zsuzsanna Márton betonte, dass sie die Ansicht nur unterstützen kann, dass ungeeignete 
Inhalte für unsere Kinder solche sind, die Sexualität als Selbstzweck darstellen, die 
Abweichung von der Identität des Geburtsgeschlechts betonen, Geschlechtsumwandlung 
und Homosexualität fördern und darstellen. 

Sie glaubt, dass unsere Nation auf der effektiven Institution der Familie gegründet ist, die 
sowohl die ganze Familie als auch die Familie einer Mutter oder eines Vaters umfasst, die 
ihr Kind allein aufziehen müssen. 

In Bezug auf die Sensibilisierungsaktivitäten der LGBTQ-Lobby wies die Vorsitzende des 
Verbandes auch darauf hin, dass wir als Eltern auf die Herausforderung des 21. 
Jahrhunderts vorbereitet sein müssen, wenn wir LGBTQ-Menschen auf der Straße, in 
öffentlichen Verkehrsmitteln oder in einem Einkaufszentrum in Gesellschaft unserer Kinder 
begegnen. 

- Wir müssen unsere eigenen Antworten haben. Wir müssen jedoch deutlich machen, dass 
es das Recht der Eltern ist, dieses Thema anzusprechen. Und das Gesetz ist nicht gegen 
sie, sondern zu unserer Verteidigungñ, betonte sie. 

Dabei müssen die christlich-konservativen Kräfte ihr Engagement deutlicher zeigen als 
bisher. 

Quelle: Magyar Nemzet 

Aus: UNSER MITTELEUROPA. MIT VEREINTEN KRÄFTEN FÜR EIN EUROPA DER 
VATERLÄNDER  

https://magyarnemzet.hu/belfold/egyedulallo-a-magyar-kormany-csaladbarat-politikaja-10008848/
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37) Álvaro Peñas: Wir müssen die Geschichte akzeptieren und den Toten auf   
      allen Seiten Tribut zollen 
 

         Von Leo Mariĺ 
 

07. 07. 2021  

Das Buch "Lebendig begraben: Huda Jama, Titos schrecklichstes Verbrechen)" und dessen 

Autor, Álvaro Peñas · Bildquelle: Vokativ 

Der spanische Publizist Álvaro Peñas, der Roman Leljaks Buch über Titos Verbrechen auf 
Spanisch veröffentlicht hat, erzählt Vokativ.hr über die Erinnerungskultur und 
Geschichtspolitik in Spanien und erklärt, warum er sich für mitteleuropäische Themen 
interessiert.  

Álvaro Peñas ist ein spanischer Publizist und Experte für Politik und Geschichte Mittel- und 
Osteuropas. Er schreibt für die Zeitung El Correo de España und arbeitet an 
mehreren Radio Yaï Programmen. Er ist Autor zahlreicher Interviews mit führenden 
rechten Politikern aus Europa, darunter kürzlich ein Interview mit Janez Janġa, dem 
Premierminister der Republik Slowenien. Im Mai 2021 veröffentlichte Peñas die spanische 
Ausgabe von Roman Leljaks Buch über Huda Jama mit dem Titel Enterrados Vivos: Huda 
Jama, el peor crimen de Tito (Lebendig begraben: Huda Jama, Titos schrecklichstes 
Verbrechen). 

LEO MARIĹ: Sie haben k¿rzlich ein Buch von Roman Leljak ¿ber die Verbrechen der 
jugoslawischen Kommunisten im Jahr 1945 übersetzt und veröffentlicht. Was hat Sie 
an diesem Thema interessiert und Sie dazu bewogen, es den spanischen Lesern zu 
präsentieren? 

https://elcorreodeespana.com/politica/428469292/Entrevista-primer-ministro-esloveno-La-diferencia-entre-el-comunismo-y-la-democracia-es-la-diferencia-entre-el-Gulag-y-la-libertad-Por-Alvaro-Penas.html
https://www.amazon.de/-/en/ALVARO-PENAS/dp/841881604X
https://www.amazon.de/-/en/ALVARO-PENAS/dp/841881604X
https://i2.wp.com/unser-mitteleuropa.com/wp-content/uploads/2021/07/alvaro_penas.jpg?fit=702%2C459&ssl=1
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ÁLVARO PEÑAS: Ich habe mich zuerst mit diesem Thema wegen eines anderen 
Verbrechens von Tito beschäftigt, den sogenannten Foibe-Massakern, die Tausende von 
Italienern das Leben kosteten. Giorgia Meloni, Vorsitzende der Partei der italienischen 
Brüder, reagierte im August 2020 auf die Entdeckung einer neuen Foibe mit 250 Opfern 
und drückte ihre Empörung darüber aus, dass ein Großteil der italienischen Linken diese 
Verbrechen herunterspielt oder leugnet. Das veranlasste mich, einen Artikel darüber zu 
schreiben, und die Geschichte war wirklich eine Überraschung. Italien brauchte 60 Jahre, 
um öffentlich seiner Opfer zu gedenken, was erst 2004 geschah. Die sozialistische 
Regierung von Giuseppe Saragata verlieh Tito 1969 sogar den höchsten italienischen 
Orden. Die italienische Linke gab zu, dass ihre Unterstützung für Titos Regime ein Fehler 
war, begann jedoch bald, die Verbrechen zu leugnen, herunterzuspielen oder zu 
rechtfertigen und erklärte, dass die Ehrung der Opfer ein Angriff auf den antifaschistischen 
Partisanenkampf sei. Tatsächlich ist die Zerstörung von Denkmälern für Opfer in Italien ein 
trauriger Alltag. Mein Artikel fand großen Anklang, und ich wurde zu einem Fernsehsender 
eingeladen, um über dieses und andere Verbrechen der jugoslawischen Kommunisten zu 
sprechen. 

Als ich mich auf diese Aufführung vorbereitete, stieß ich auf das Buch von Leljak. Ich habe 
die englische Ausgabe gekauft und die Geschichte hat mich beeindruckt. Dies 
veranlasste mich, mit Roman Leljak in Kontakt zu treten, der mir seinen Film über Huda 
Jama und andere historische Dokumentationen über Nachkriegsereignisse zur Verfügung 
stellte. Ich übersetzte ein paar Kapitel und schickte sie an Alvaro Romer, den Direktor der 
Zeitung El Correo de España und des GUS-Verlags. Wir waren uns beide einig, dass es 
eine Geschichte war, die erzählt werden musste, und das Buch war geboren. 

Im Westen ignorierte kommunistische Verbrechen 

Gibt es Reaktionen des spanischen Publikums auf das Buch? 

Bisher sind die meisten Reaktionen in der Art: ĂWie ist es mºglich, dass wir davon nichts 
wussten?ñ Leider, und das ist in Westeuropa sehr verbreitet, wird in den Mainstream-Medien 
sehr wenig über kommunistische Verbrechen geschrieben, und in in vielen Fällen ein 
romantisches und revolutionäres Bild des Kommunismus, dessen Ikone Che Guevara ist. 
Was Polen gerade getan hat, Ches Bilder zu verbieten, wäre in Spanien undenkbar. 

Die spanische Linke und sogar einige Monarchisten (z. B. die Karlistenpartei) sind 
seit langem vom Titoismus fasziniert und sehen darin den Ădritten Wegñ zwischen 
dem sowjetischen Kommunismus und dem westlichen liberalen Kapitalismus. Ist das 
immer noch so oder gibt es heute ein größeres Bewusstsein für titoistische 
Verbrechen? 

Tatsächlich ist der Charakter von Tito im spanischen politischen Diskurs überhaupt nicht 
präsent. Unsere kommunistischen Minister verherrlichen Lenin offen oder posieren mit 
T-Shirts mit den Symbolen der DDR. Titos Verbrechen sind der spanischen Öffentlichkeit 
völlig unbekannt. Anlässlich seines 40. Todestages im Jahr 2020 schrieb beispielsweise die 
linke Zeitung El País über Titos Nostalgie und die großen Erfolge des jugoslawischen 
Sozialismus. Seine Verbrechen nahmen nur eine Zeile in dem Artikel ein, lobten das Modell, 
das Jugoslawien vereinte, und stellten Tito als wohlwollenden Diktator dar und erwähnten 
sogar seine Erfolge bei Frauen. Das ist einer der Gründe, warum das Buch Lebendig 
gebraben veröffentlicht wurde, alles zu tun, um dieses Image zu ändern, um Tito dort zu 
platzieren, wo er hingehört, unter die Balkan-Henker. 

 

https://de.wikipedia.org/wiki/Foibe-Massaker
https://www.amazon.com/Buried-Alive-Josip-Titos-Worst/dp/1717447406
https://partidocarlista.com/quienes-somos/
https://elpais.com/internacional/2020-05-03/goodbye-tito-una-nostalgia-politica-que-sigue-viva.html
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Spanien war auch Zeuge kommunistischer Gräueltaten während des spanischen 
Bürgerkriegs in den 1930er Jahren, und die spirituellen Nachkommen der 
Kommunisten regieren das Land noch heute. Wie steht die spanische Linke zu 
kommunistischen Verbrechen in Spanien und anderen Ländern? 

Die spanische Linke verabschiedete mit Unterstützung der liberalen Rechten ein Gesetz 
zum historischen Gedächtnis, um alles zu löschen, was mit Francisco Franco zu tun 
hatte , und beabsichtigte, ein Gesetz zum demokratischen Gedächtnis zu verabschieden, 
aber es wurde vor Gericht wegen Verletzung des Rechts auf freie Meinungsäußerung 
abgelehnt. Dieses Gesetz sollte es illegal machen, irgendetwas Positives über das Franco-
Regime zu erwähnen, wie den Bau von Sozialwohnungen oder die Schaffung einer 
Mittelschicht. 

Was den Spanischen Bürgerkrieg angeht, spricht die Linke nicht über die Verbrechen der 
republikanischen Seite, die heruntergespielt oder geleugnet wurden (während die der 
nationalistischen Seite bis zum Überdruss übertrieben wurden), und lobt tatsächlich viele 
der Verantwortlichen für diese Verbrechen. Im vergangenen Monat rechtfertigte der 
spanische Ministerpräsident, der Sozialist Pedro Sánchez, den Charakter von Francisco 
Largo Caballero und sagte, dass Ăer so gehandelt hat, wie wir es heute gerne tun w¿rden.ñ 
Largo Caballero war als Ăspanischer Leninñ bekannt und verantwortlich f¿r solch brutale 
Repression, dass sogar Stalin von ihm verlangte, gemäßigter zu werden, natürlich nicht aus 
humanitären Gründen, sondern weil diese Repression die mögliche Unterstützung 
Frankreichs und Großbritanniens für die republikanische Seite im Krieg bedrohte. 

Von einer Regierung mit solchen Referenzen, deren Mitglieder den Realsozialismus 
öffentlich verteidigen (wie Yolanda Díaz, die dritte stellvertretende Premierministerin, die 
argumentierte, dass Kommunismus Demokratie und Gleichheit bedeutet), kann nicht 
erwartet werden, dass sie von Kommunisten in Spanien oder einem anderen Land 
begangene Verbrechen verurteilen. Ganz zu schweigen von der staatlichen Unterstützung 
separatistischer Parteien wie der politischen Nachfolgerin der marxistisch-leninistischen 
Terrororganisation ETA , die für fast 1.000 Tote verantwortlich ist, mit dem letzten Mord im 
Jahr 2009, vor knapp 12 Jahren. 

Gegensätzliche Erinnerungskulturen 

Obwohl Kroatien und Spanien auf gegenüberliegenden Seiten des europäischen 
Kontinents liegen, erleben wir beide bis heute, fast ein Jahrhundert nach dem Krieg, 
einen blutigen Bürgerkrieg, gegensätzliche Erinnerungskulturen und polarisierte 
Gesellschaften. Wo ist der Ausgang? Sind die jüngeren Generationen in Spanien 
eher geneigt, mit dem Erbe des spanischen Bürgerkriegs zu brechen? 

Die einzige Lösung für diese Polarisierung besteht darin, die Geschichte zu akzeptieren, sie 
ohne politische Hindernisse zu analysieren und den Toten auf allen Seiten Tribut zu zollen. 
Dies ist äußerst schwierig, wenn es politische Parteien gibt, die diese Polarisierung nutzen 
und wie in Spanien versuchen, die Geschichte neu zu schreiben, um die Gegenwart zu 
rechtfertigen. 

Ein großes Problem der jüngeren Generationen ist die völlige Unkenntnis der eigenen 
Geschichte nach unzähligen gescheiterten Bildungsreformen. Der an Schulen gelehrte 
Geschichtsunterricht ist durchdrungen von linker Propaganda und Unsinn wie inklusiver 
Sprache. Als Ergebnis haben wir, dass die Vorstellung vom spanischen Bürgerkrieg immer 
noch dieselbe ist wie vor 80 Jahren, mit den üblichen Klischees über die gute Linke und 
die böse Rechte. 

https://www.politico.eu/article/spains-tackles-francos-ghost-again/
https://www.politico.eu/article/spains-tackles-francos-ghost-again/
https://www.abc.es/historia/abci-antidemocratico-lenin-espanol-pedro-sanchez-reivindica-como-figura-historica-202105201449_noticia.html
https://www.abc.es/historia/abci-antidemocratico-lenin-espanol-pedro-sanchez-reivindica-como-figura-historica-202105201449_noticia.html
https://www.abc.es/historia/abci-antidemocratico-lenin-espanol-pedro-sanchez-reivindica-como-figura-historica-202105201449_noticia.html
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Aber in Spanien haben wir auch ein sehr positives Phänomen der Verteidigung der 
Geschichte und des Kampfes gegen die Ăschwarze Legendeñ, eine Version unserer 
Geschichte, die von unseren Feinden während des spanischen Reiches erfunden wurde 
und die die Linke enthusiastisch umarmte. Viele junge Leute sind interessiert und wollen die 
spanische Geschichte kennenlernen, was notwendig ist, wenn wir als Nation eine Zukunft 
haben wollen. 

Ich werde jetzt eine Frage als Ăadvocatus diaboliñ stellen. Das Franco-Regime in 
Spanien ï obwohl es für weniger schwere Verbrechen verantwortlich war als die 
kommunistischen Regime in Mittel- und Osteuropa und obwohl es den spanischen 
Bürgern mehr politische und wirtschaftliche Freiheiten gewährte als die 
kommunistischen Regime seinen eigenen ï war dennoch ein autoritäres Regime und 
kostete sicherlich einigen seiner politischen Gegner das Leben. Meine Frage ist: Gab 
es in Spanien eine Lustration ehemaliger Francoisten, die für 
Menschenrechtsverletzungen verantwortlich sind, oder wurden sie nicht angerührt, 
wie es bei kommunistischen Kriminellen in Mittel- und Osteuropa der Fall ist? 
Verteidigt die postfrankoistische Rechte darüber hinaus das politische, soziale und 
wirtschaftliche Erbe des Franco-Regimes oder akzeptiert sie das Konzept des 
Umgangs mit der (frankoistischen) Vergangenheit? 

Während des Übergangs zur Demokratie wurde 1976 ein Amnestiegesetz verabschiedet, 
das auch alle Mitglieder terroristischer Organisationen wie der ETA aus dem Gefängnis 
entließ. Ein Jahr später wurde für alle politisch motivierten Handlungen und Verbrechen, die 
zwischen dem 18. Juli 1936, dem Beginn des Bürgerkriegs, und dem 15. Dezember 1976 
begangen wurden, eine Generalamnestie erklärt. Aber auch die spanische Linke 
befürwortete diese Amnestie. 

Während des Franco-Regimes war das Tal der Gefallenen das beste Beispiel für 
Versöhnung, wo zahlreiche Opfer auf beiden Seiten des Bürgerkriegs begraben wurden. 

Die spanische rechte Partei, die direkt aus dem Franco-Regime hervorgegangen ist, ist die 
Volkspartei (Partido Popular , PP), die als Volksallianz (Alianza Popular , AP) von Politikern 
gegründet wurde, die zuvor Francos Minister waren. Trotzdem unterstützte die Volkspartei 
das linke Gesetz zum historischen Gedächtnis und verurteilte das Franquismus. Kein 
Wunder, schließlich unterstützen sie am Ende immer die linke Politik. Auf der anderen Seite 
haben wir die VOX-Partei, die keine Position zum Franco-Regime hat, aber die linke 
Auferlegung einer sektiererischen Geschichte nicht akzeptiert . 

Europäische Wurzeln am stärksten in Mittel- und Osteuropa 

Schließlich verarbeiten Sie regelmäßig politische Geschichten aus Mittel- und 
Osteuropa. Warum? Was reizt Sie an unserer Region? 

Dort liegt jetzt das wahre Wesen Europas. Westeuropa hat sich dem Wettlauf um 
Selbstzerstörung angeschlossen und folgt blind der globalistischen Agenda: 
Masseneinwanderung, Abtreibung, Genderideologie, Klimahysterie usw. Gegen diesen 
Wahnsinn gibt es überall mehr oder weniger Widerstand, aber in Mittel- und Osteuropa In 
den europäischen Ländern ist der Widerstand am größten; es gibt diejenigen, die selbst an 
der Macht gegen diese Agenda sind. Die einzige Hoffnung für Europa besteht darin, zu 
seinen Wurzeln zurückzukehren, und das ist die Region, in der diese Wurzeln am stärksten 
sind, wo sie am tiefsten sind. 
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Ich habe viele Städte in Mittel- und Osteuropa besucht, es sind immer noch europäische 
Städte. Osijek (Esseg) zum Beispiel ist eine kroatische Stadt, Maribor (Marburg) ist eine 
slowenische Stadt, Budapest ist eine ungarische Stadt, Warschau ist eine polnische Stadt. 
In vielen westeuropäischen Städten fehlt es jedoch an Identität. Das alte Europa 
verschwand, um durch Multikulturalismus und politische Korrektheit ersetzt zu werden. 

Diejenigen, die Westeuropa an den Rand des Abgrunds gebracht haben, wollen dasselbe 
im Rest Europas tun, und deshalb ist es so wichtig, die politischen und kulturellen Kämpfe 
zu kennen, die in all diesen Ländern stattfinden. Es ist sehr wichtig, diese Realität den 
Menschen näher zu bringen, die von den Lügen der Mainstream-Medien bombardiert 
werden. Die illegale Einwanderung kann gestoppt werden, wie es die Visegrád-
Gruppe und Slowenien getan haben. Es ist möglich, die Geburtenrate erfolgreich zu 
fördern, wie dies in Ungarn der Fall ist. Leben kann geschützt werden, wie es in Polen der 
Fall ist. Es gibt Hoffnung und eine echte Alternative zu dem Modell, das uns als einziges 
und unvermeidliches vorgestellt wird. Wir Westeuropäer können viel von unseren Brüdern 
in Mittel- und Osteuropa lernen. 

 

Dieser Beitrag erschien zuerst auf dem kroatischen Blog VOKATIV, unserem Partner in der 
EUROPÄISCHEN MEDIENKOOPERATION 

Aus: UNSER MITTELEUROPA. MIT VEREINTEN KRÄFTEN FÜR EIN EUROPA DER 
VATERLÄNDER  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

https://vokativ.hr/alvaro-penas-moramo-prihvatiti-povijest-i-odati-pocast-mrtvima-na-svim-stranama/
https://unser-mitteleuropa.com/
https://unser-mitteleuropa.com/
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38) Herr Kommissar Timmermans, Sie haben keine Ahnung, wovon Sie reden! 

      Von Janez Remġkar 

13. 07. 2021  

 
Frans Timmermans · Foto: Twitter 

ĂDemokratie ist nicht nur Wahlen und Mehrheiten.ñ Ein Artikel mit dieser Überschrift, 
über einem Bild von Kommissar Frans Timmermans, Exekutiv-Vizepräsident der 
Europäischen Kommission, einem gestandenen Politiker der niederländischen 
Sozialdemokraten, wie er von dem Ăunabhªngigenñ Journalisten Peter Ģerjaviļ, von 
der noch Ăunabhªngigerenñ Zeitung Delo, geschrieben wurde, erschien auf der 
Titelseite von Delo am 10. Juli 2021. Timmermansó Meinung zu einem Foto von 
Mitgliedern der slowenischen Sozialdemokraten neben einem Richter zusammen mit 
dem Symbol des Kommunismus, dem roten Stern. Ich zitiere: ĂPersºnliche Angriffe 
und Diffamierung von Richtern und Mitgliedern des EU-Parlaments, indem man Fotos 
zeigt und andeutet, dass sie etwas Unangemessenes tun oder dass es bedeutet, dass 
man dem Justizsystem nicht trauen kann oder dass es korrupt ist, stellt meiner 
Meinung nach eine Missachtung der Rechtsstaatlichkeit und der Gewaltenteilung 
darñ (Ende des Zitats). Spªter f¿gte er noch dezidiert hinzu, dass dieser ĂVersuch der 
Diskreditierung ein Angriff auf die Rechtsstaatlichkeit istñ. 

Entschuldigen Sie, Herr Timmermans. Was soll das heißen? Ungeachtet der Tatsache, dass 
Sie von einem slowenischen Journalisten als erfahrener Politiker bezeichnet werden, kann 
ich Ihnen sagen, dass Sie offensichtlich keine Ahnung haben, was unter dem Symbol des 
roten Sterns alles für die Demokratie inakzeptabel, um nicht zu sagen grausam, gelaufen 
ist. 

 

https://i2.wp.com/unser-mitteleuropa.com/wp-content/uploads/2021/07/Frans-Timmermans-1024x679-1.png?fit=1024%2C679&ssl=1
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Die Richter Slavko Gazvoda und Matjaģ Ġtok aus Maribor (Marburg) beim Picknick der 
Sozialdemokraten · Foto: Twitter  

Hiesige Politiker und Richter haben unter diesem Symbol und mit diesem Symbol gehandelt. 
Sie wissen es vielleicht sogar, aber es ist Ihnen egal. Das möchte ich Ihnen auch gerne 
persönlich sagen. Ich bin ein Mann, der im früheren System Sloweniens in der Opposition 
war. Ich als Arzt (aber nicht nur ich) war schockiert von der Botschaft der Jugoslawischen 
Volksarmee (JVA) unter dem Symbol des roten Sterns in ihrer Unteroffiziersschule in 
Belgrad 1974, als es hieß, dass Allende in Chile 1973 einen Fehler gemacht hatte, indem 
er nicht alle politischen Gegner tötete. 

Ja, das ist genau das, was uns unter und im Namen des roten Sterns von den Hütern des 
Kommunismus ¿ber ĂDemokratieñ erzªhlt und damit gelehrt wurde. Ich hatte die 
Gelegenheit, die Erfahrungen eines Gefangenen auf der ĂNackten Inselñ zu hºren (eines 
ĂZweimotorigenñ ï das ist der Code für diejenigen, die zweimal auf dieser Gefängnisinsel 
waren), nämlich meines Lehrers in der Pathophysiologie der Atmung; dort wurde 
Umerziehung unter dem roten Stern praktiziert. Als Abgeordneter, Mitglied von Demos 
(Demokratische Opposition Slowenien) in der Staatsversammlung der Republik Slowenien 
1990ï1992, und mobilisiert im Krieg gegen die JVA-Soldaten, die den roten Stern trugen, 
wurde ich von eben diesen Soldaten mit dem Tod bedroht. Ich sage Ihnen, dass Sie keine 
Ahnung haben, wovon Sie reden, und Sie sollten sich schämen. Sie mögen gebildet sein, 
aber leider haben Sie in einem Land gelebt, das keine Erfahrungen mit dem Kommunismus 
gemacht hat. Es ist wahr, dass Ihre Vorfahren durch den Kolonialismus viel Elend verursacht 
haben. Das ist ein anderes Thema, und auch Sie können diese Befleckung nicht vermeiden. 

Genauso wenig wie die slowenischen Kommunisten mit dem roten Stern einer historischen 
Verurteilung für ihre Taten entgehen können. Und deshalb ist der rote Stern kein Symbol 
einer demokratischen Partei und kann es auch nicht sein. Ansonsten hat die slowenische 
Nation in der Geschichte nie über ihre eigenen Grenzen hinaus gegriffen, wir haben nie 
nach fremden Gütern gegriffen. Leider haben wir einen Bruderkrieg unter uns erlebt, 
angeführt von den Kommunisten, den Revolutionären mit dem roten Stern, die nach dem 
Vorbild der kommunistischen Revolution in der Sowjetunion ein diktatorisches Regime mit  
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massenhaften Liquidierungen politischer Gegner während und nach dem Zweiten Weltkrieg 
errichtet haben. Herr Timmermans, wissen Sie davon? Es ist mehr als offensichtlich, dass 
Sie sich entweder Ihres Fehlers nicht bewusst sind oder, wie viele Sozialdemokraten in 
diesem Land, die immer noch den Kommunismus verherrlichen, nur dem Namen nach ein 
Sozialdemokrat sind. Selbst Ihre Wünsche, auf eine gute Ratspräsidentschaft für Slowenien 
zu hoffen, und Ihre danach folgenden Aussagen überwiegen nicht Ihre Überlegungen und 
Ihre Aussagen, die einen völligen Mangel an Verständnis für die politische Situation in 
diesem Land zeigen. Natürlich ist es jedem, auch mir, klar, dass Richter Mitglieder von 
politischen Parteien sein können. Es ist auch klar, dass sie unterschiedliche 
Weltanschauungen haben können. Es muss ihnen und Ihnen aber klar sein, dass das 
Auftreten von Richtern und Parteimitgliedern unter oder mit den Symbolen eines totalitären 
Regimes inakzeptabel ist. Ich frage mich allerdings, wie Sie die Anhänger des 
Nationalsozialismus und Faschismus in Europa sehen, wenn sie mit bekannten Symbolen 
wie dem Hakenkreuz auf der Straße auftreten. Mich würde interessieren, was Sie im Lichte 
all dessen von der Resolution des EU-Parlaments halten, in der totalitäre Systeme verurteilt 
werden. Unser Parlament hat unter Mitwirkung unserer Kommunisten, jetzt 
Sozialdemokraten, die den roten Stern nicht ablehnen, diese Resolution abgelehnt. 
Verzeihen Sie, Herr Timmermans, aber Sie haben völligen Unsinn erzählt, der nichts mit 
Rechtsstaatlichkeit zu tun hat. Noch weniger ist es eine Verleumdung der Richter, denn sie 
haben getan, was sie getan haben, und damit deutlich gezeigt, wie sehr ihnen die 
Demokratie am Herzen liegt. Sie wollen und arbeiten dafür, dass der rote Stern in Slowenien 
wieder zur Macht kommt, und damit alles, was daran unglücklich und inakzeptabel ist. 

Richtig, Kommissar Timmermans: ĂDemokratie ist nicht nur Wahlen und Mehrheiten.ñ 
Demokratie sollte eine ehrliche, am Menschen orientierte Politik sein, eine Politik, die weiß, 
wie man redet, eine Politik, die heilige Werte hat, die von der europäischen Geschichte 
hervorgebracht wurden, und nicht bloß eine profitorientierte Politik, wie sie von ziemlich 
vielen Sozialdemokraten und ihren Anhängern betrieben wird, die gleichzeitig behaupten, 
Ămit ganzem Herzenñ f¿r die Rechte der Arbeitnehmer zu kªmpfen. Das haben wir schon im 
Kommunismus gesehen. Aber das wissen Sie eben nicht. Immer mehr Menschen in 
Slowenien sehen, trotz der überwiegend links dominierten Medien, dass in Slowenien die 
Worte der Sozialisten eine Sache sind, aber die Taten eine andere.Und das sollten Sie, 
wenn Sie ehrlich wªren, als Ăerfahrener sozialdemokratischer Politikerñ ebenfalls wissen und 
kritisch hinterfragen bzw. sich darüber informieren. Aber Sie glauben blind den Worten 
Ăunabhªngigerñ linksliberaler Journalisten, Journalisten, die schreiben, was immer ihnen in 
den Kopf kommt, auch wenn es Unwahrheiten sind. Solche Journalisten gibt es in Slowenien 
und in ganz Europa. Diese Leute vergessen aber in der Regel nicht zu sagen, dass sie sich 
unterdrückt, unfrei und sogar bedroht fühlen. 

Wem wollen Sie etwas vormachen, Herr Timmermans? Wir haben viele Politiker 
Ihresgleichen unter den hiesigen Nachfolgern der Kommunisten, die nur ihren Namen 
geändert haben, obwohl sie nach wie vor den Roten Stern verherrlichen. 

 

Janez Remġkar ist Arzt und Kolumnist. 
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Dieser Beitrag erschien zuerst bei 
DEMOKRACIJA, unserem Partner in der EUROPÄISCHEN MEDIENKOOPERATION. 

Aus: UNSER MITTELEUROPA. MIT VEREINTEN KRÄFTEN FÜR EIN EUROPA DER 
VATERLÄNDER  
 

39) Slowenien übernimmt zum zweiten Mal die EU-Ratspräsidentschaft 

04. 07. 2021  

Janez Janġa Ŀ Foto: KPV 

PM Janġa: ĂResilienz, Erholung, strategische Autonomie der EU sind Teil unserer 
Prioritªten f¿r die nªchsten sechs Monateñ 

Am 1. Juli 2021, übernahm Slowenien zum zweiten Mal seit seinem Beitritt zur 
Europäischen Union im Jahr 2004 die EU-Ratspräsidentschaft. Die Europäische 
Kommission und ihre Präsidentin, Ursula von der Leyen, besuchten Slowenien zu diesem 
Anlass und nahmen an einer Pressekonferenz teil, auf der Janez Janġa eine Rede hielt. 

ĂWir freuen uns besonders, dass der Beginn unserer Prªsidentschaft mit dem historischen 
Moment zusammenfällt, in dem Slowenien den 30. Jahrestag seiner Unabhängigkeit und 
Eigenstaatlichkeit feiert. Gerade in diesen Tagen, vor 30 Jahren, kämpften wir noch um 
unser Leben, unsere Freiheit, unsere Unabhängigkeit und auch um die europäische Zukunft 
Sloweniens, und es wurden Opfer gebracht. Es ist eine besondere Ironie oder ein Lächeln 
der Geschichte, dass wir genau 30 Jahre später, in diesen Tagen, über unsere gemeinsame 
Verantwortung für die Zukunft Europas und die Lösung konkreter offener Fragen sprechen  

https://demokracija.si/komentar/komisar-timmermans-koga-imate-vi-za-norca/
https://unser-mitteleuropa.com/
https://unser-mitteleuropa.com/
https://i0.wp.com/unser-mitteleuropa.com/wp-content/uploads/2021/07/Janez-Jansa_KPV-1068x709-1.jpg?fit=1068%2C709&ssl=1
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é Diejenigen von uns, die damals an den Wendepunkten in Slowenien beteiligt waren, 
wissen, dass wir uns nicht vorstellen konnten, dass Slowenien in 30 Jahren so weit 
gekommen sein würde, und dass der Unterschied trotz der Schwierigkeiten, die wir zu 
Hause und in Europa haben, enorm und beispiellos ist é Es ist also eine ganz andere Zeit, 
und wir beginnen deshalb auch mit großer Freude unsere Verantwortung, wenn es darum 
geht, zum zweiten Mal in unserer Geschichte den Rat der Europäischen Union zu führen éñ 

Wir veröffentlichen einige der Höhepunkte der Rede von Premierminister Janez Janġa: 

ĂWir freuen uns, dass die gesamte Europªische Kommission heute in Slowenien zu Gast 
ist, denn es ist ein optimistisches Zeichen, dass unser Kampf gegen die Epidemie 
erfolgreich ist, obwohl wir wegen der Möglichkeit einer vierten Welle sehr wachsam und 
aufmerksam sind. Dennoch gibt es eine Öffnung des öffentlichen Lebens und den Beginn 
von physischen Begegnungen in ganz Europa, auf die wir uns freuen,é 

Zu Beginn des letzten Jahres standen wir vor einem großen Test, und die Slowenen wissen, 
was ein Test ist. Kein Land der Welt war auf die Epidemie vorbereitet. Wir alle wissen, womit 
wir damals konfrontiert waren, und wir alle wissen heute, wenn wir einen Schlussstrich unter 
die Ereignisse der letzten 15 Monate ziehen, dass diese Ereignisse gezeigt haben, dass die 
EU in der Zwischenzeit Teil der Lösung gewesen ist und dass wir in der Zwischenzeit zwei 
große, wichtige Durchbrüche erzielt haben. Das erste ist eine Einigung darüber, wie wir uns 
gemeinsam von der Epidemie erholen werden, und dank der Europäischen Kommission, 
die rechtzeitig mit einem anderen Ansatz als bei der Finanz- und Wirtschaftskrise reagiert 
und es ermöglicht hat, die Rahmenbedingungen zu erweitern und die europäische 
Wirtschaft dem Sturm zu trotzen, konnten wir auf nationaler Ebene Maßnahmen ergreifen, 
die das Potenzial und die Gesundheit der Wirtschaft, der öffentlichen Dienste und der 
Menschen im Allgemeinen bewahrt hat, und dass wir in einer Situation, in der wir einen 
Rückgang des BIP gesehen haben, in der wir viel geopfert haben, aber in der wir nicht davon 
sprechen, dass wir niedergebrannt sind, von Erholung sprechen können é 

Es ist ein echtes Wunder, dass in so kurzer Zeit ein Impfstoff hergestellt werden konnte. 
Ohne die Anreize und die Finanzierung durch die Europäische Kommission wäre dies nicht 
möglich gewesen, dies wäre nicht erreicht worden. In diesen beiden Schritten sehen wir die 
Gründe, aus denen die EU gegründet wurde. Gemeinsam sind wir stärker bei der 
Bewªltigung dieser Herausforderungen é Widerstandsfªhigkeit, Erholung, strategische 
Autonomie für die EU sind Teil unserer Prioritäten für die nächsten sechs Monate. Während 
des portugiesischen und des deutschen Ratsvorsitzes wurde in dieser Hinsicht viel getan. 
Wir sind beiden Ländern auch dankbar, dass wir einige dieser Prioritäten in das Programm 
aufnehmen konnten, das bereits zu Beginn des letzten Jahres aufgestellt wurde. Vor 
wenigen Stunden habe ich auch eine Botschaft von Präsident Costa aus Portugal erhalten, 
der sich ebenfalls für die Zusammenarbeit bedankt und uns Glück für die nächsten 6 Monate 
wünscht, und auch wir danken Portugal, zumal wir in den letzten Tagen gemeinsam mit der 
Kommission einige Durchbrüche erzielt haben, zum Beispiel bei der gemeinsamen Agentur 
für Asyl, bei der gemeinsamen europäischen Agrarpolitik é 

Die Konferenz über die Zukunft Europas ist auch unsere gemeinsame Herausforderung, 
und Slowenien wird sein Möglichstes tun, um sicherzustellen, dass diese Debatte offen und 
inklusiv ist, nicht nur zwischen den europäischen Institutionen, den nationalen Regierungen, 
sondern auch unter Einbeziehung der Regionen, der lokalen Gemeinschaften, der zivilen 
Organisationen, der Europäer als solche é 

In den nächsten sechs Monaten wird die EU die Frage der Erweiterung als strategisches 
Abkommen über eine Reihe offener Fragen wieder aufgreifen. Ich teile nachdrücklich den  
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ersten Traum der Gründerväter: ein freies, unversehrtes Europa, das mit sich selbst und mit 
seiner Nachbarschaft in Frieden lebt. Für uns ist die EU-Erweiterung eine strategische 
Antwort auf eine Reihe von Herausforderungen, denn im letzten Jahrzehnt, als die EU-
Erweiterung wegen der erwähnten Krisen nicht im Vordergrund stand, sondern wir eine 
Schrumpfung, einen Brexit erlebt haben, haben wir gesehen, dass, wenn die EU nicht 
expandiert, es jemand anderes tut, und das ist kein Raum für die Ausweitung der Freiheit, 
für den Schutz der Menschenrechte und der Rechtsstaatlichkeit, zum größten Teil é 

Wir freuen uns, dass es in den nächsten sechs Monaten ein Gipfeltreffen der EU-Staats- 
und Regierungschefs mit den Staats- und Regierungschefs der westlichen Balkanstaaten 
und im Dezember mit denen der Östlichen Partnerschaft geben wird. Wir wollen, dass 
konkrete Dilemmata bis dahin gelöst werden, und daran werden wir arbeiten, aber wir wollen 
auch, dass die EU-Erweiterung als strategische Antwort auf strategische Dilemmata 
bestätigt wird und dass wir wieder einen Konsens darüber erreichen é 

Ich freue mich auch, dass die Validierung der nationalen Konjunktur- und Resilienzpläne gut 
vorankommt. Ich danke der Kommission für ihre zügige Arbeit, ich danke auch dafür, dass 
sie die Frage der Erholung nach der Epidemie mit der Frage der Reformen und des grünen 
und digitalen Übergangs verknüpft hat é 

Kein Land war darauf vorbereitet, und ich denke, wir hatten großes Glück, dass zu dieser 
Zeit Ursula von der Leyen, die von Haus aus Ärztin ist, an der Spitze der Europäischen 
Kommission stand und die Gefahr kannte, der wir ausgesetzt waren. Sie hatte auch die 
Erfahrung, Verteidigungsministerin zu sein, was ein Ressort ist, das wir in Regierungen 
haben, um in einer Krise reaktionsfähig zu sein. Meine Frau ist auch Ärztin, und ich wurde 
jeden Morgen direkt über die Geschehnisse im Gesundheitsbereich und die Vorschläge 
informiert, und ich war sehr froh, dass von der europäischen Ebene ein ähnlicher praktischer 
Ansatz zur Bekämpfung der Epidemie kam éñ 

Dieser Beitrag erschien zuerst bei 
DEMOKRACIJA, unserem Partner in der EUROPÄISCHEN MEDIENKOOPERATION. 

Aus: UNSER MITTELEUROPA. MIT VEREINTEN KRÄFTEN FÜR EIN EUROPA DER 
VATERLÄNDER  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

https://demokracija.si/fokus/slovenija-ze-drugic-prevzema-predsedovanje-svetu-eu-premier-jansa-odpornost-okrevanje-strateska-avtonomija-eu-so-del-nasih-prioritet-naslednjega-pol-leta/
https://unser-mitteleuropa.com/
https://unser-mitteleuropa.com/
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40) Der slowenische Ministerpräsident ist in Brüssel nicht willkommen 

04. 07. 2021  

Janez Janġa Ŀ Foto: Facebook 

Gemäß Artikel 16 Absatz 9 des Vertrags über die Europäische Union wechselt der Vorsitz 
im Rat der Europäischen Union alle sechs Monate zwischen den Mitgliedsstaaten. Diese 
Regel, die allen EU-Ländern einmal alle 13 Jahre ein Mitspracherecht in Brüssel einräumt, 
führt manchmal zu Kohabitationen, in denen sich die Protagonisten nicht viel (Nettes) zu 
sagen haben. 
Janez Janġa, ein Viktor Orb§n nahestehender Konservativer 

Das ist nun seit zwei Tagen der Fall, denn Slowenien hat soeben den Vorsitz der 
Europäischen Union für die zweite Jahreshälfte nach Deutschland und Portugal 
übernommen, bevor die Reihe an Frankreich und dann an die Tschechische Republik 
kommt. Der konservative slowenische Ministerprªsident Janez Janġa ï seit März 2020 
wieder an der Macht in Laibach (Ljubljana) ï steht allerdings nicht gerade im Ruch der 
Unantastbarkeit bei den aktuellen Führungsgremien der Europäischen Union, denn ihm wird 
u.a. ï abgesehen von dessen Nähe zu seinem ungarischen Amtskollegen Viktor Orbán ï 
vorgeworfen, ein ĂPopulistñ zu sein, Ădie Pressefreiheit einzuschrªnkenñ, Ădas Justizsystem 
durcheinander zu bringenñ usw., kurzum, alles, was den ungarischen und polnischen 
ĂLiberalisierungsverderbernñ bereits vorgeworfen wird. 

ĂWir sind der Europªischen Union nichts schuldigñ 

Man nimmet ihm auch übel, dass er sagt, was er von den Brüsseler Behörden hält, wie er 
es zum Beispiel im vergangenen Mai tat, als er auf Twitter erklärte: 

https://i0.wp.com/unser-mitteleuropa.com/wp-content/uploads/2021/07/194878748_10160891420178572_4169399563671068192_n.jpg?fit=1411%2C1003&ssl=1
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ĂWir sind der Europäischen Union nichts schuldig [é] Wir haben vor 30 Jahren für unsere 
Freiheit und für unsere Demokratie gekämpft.ñ 

Einige warnten deshalb vor der ĂGefahrñ, einen solchen Unruhestifter nach Brüssel kommen 
zu lassen. So prophezeite die Vizepräsidentin des Europaparlaments, Katarina Barley 
(SPD), die von der Welt zitiert wurde, eine Ăherausfordernde Zeitñ und forderte, dem 
slowenischen Regierungschef Ăkeine Bühne für seine demokratieverachtende Rhetorik und 
Politik zu bietenñ, wªhrend die Orfganisation Reporter ohne Grenzen bef¿rchtet, dass Janġa 
versuche, Ădie Bemühungen zur Stärkung der Medienfreiheit in Europa zu behindern.ñ In 
diesem Geisteszustand ist alles gut, um sich über die kleinsten Dinge aufzuregen. 

Das heikle Thema der ñkommunistischen Richterñ 

Dies war gestern beim Eröffnungstreffen der slowenischen Ratspräsidentschaft in Brdo 
(nordwestlich von Laibach) der Fall, wo Janez Janġa, der heftig angegriffen wurde, weil er 
es gewagt hatte, die Befangenheit bestimmter Richter aus der kommunistischen Ära zu 
kritisieren ï ein Problem, mit dem auch Polen konfrontiert ist ï, den Gipfelteilnehmern ein 
Foto zeigte, das slowenische Richter in Gesellschaft sozialdemokratischer Politiker zeigt. 
Herr Janġa sieht dies als Beweis f¿r politische Absprachen, die sich die europªischen F¿hrer 
nicht vorstellen wollen. Unter dem Vorwand dieser Meinungsverschiedenheit weigerte sich 
der sozialdemokratische Vizepräsident der Europäischen Kommission, der Niederländer 
Frans Timmermans, am Ende des ersten Gipfeltreffens der slowenischen 
Ratsprªsidentschaft einfach, sich auf das traditionelle ĂFamilienfotoñ zu stellen, und erklªrte 
der Presse: 

ĂIch konnte einfach nicht auf demselben Podium stehen wie Ministerprªsident Janġa nach 
seinem inakzeptablen Angriff und der Diffamierung von zwei Richtern und zwei 
Europaabgeordnetenñ 

von der S&D-Fraktion im Europaparlament. ĂEr stellte ihre Integrität in Frage, weil sie im 
selben Bild waren. Die richterliche Unabhängigkeit und die Achtung der Rolle der gewählten 
Abgeordneten sind die Eckpfeiler der Rechtsstaatlichkeit, ohne die die EU nicht 
funktionieren kann. Wir dürfen nie aufhören, diejenigen herauszufordern, die sie angreifen.ñ 

Slowenien verzögert Ernennung eines stellvertretenden Staatsanwalts bei der 
Europäischen Staatsanwaltschaft 

Kommissionspräsidentin Ursula Von der Leyen, die es sehr auffällig vermied, mit dem 
slowenischen Ministerpräsidenten zu sprechen, kritisierte ihrerseits sehr, dass Slowenien 
es bisher versäumt hat, einen stellvertretenden Staatsanwalt für die Europäische 
Staatsanwaltschaft zu ernennen: ĂDies ist ein entscheidendes Element, um das Geld der 
Steuerzahler zu schützen. Es ist eine wichtige Institution. Es ist sehr gut, dass Slowenien 
beigetreten ist, und jetzt muss Slowenien sein Versprechen einhalten und handeln, denn ich 
denke, es ist jetzt Zeit und richtig, dass es einen stellvertretenden Staatsanwalt 
ernenne [é]. 

Ich zähle auf den Premierminister, dass er dringend Namen vorlege.ñ 

Tatsªchlich findet Janez Janġa die Haltung der europªischen Staatsanwªltin Laura CodruἪa 
Kºvesi Ăzu politischñ und antwortete Ursula von der Leyen in diesem Punkt auf 
kryptische Weise: 

ĂSlowenien ist ein Mitglied der Europäischen Union und Sie sollten sich daran gewöhnen.ñ 

https://www.welt.de/politik/ausland/article231831429/Vergleich-mit-Orban-Beer-und-Barley-warnen-Europaeer-vor-EU-Vorsitz-Sloweniens.html
https://visegradpost.com/en/2021/02/03/the-european-commission-continues-its-offensive-against-polish-judicial-reforms/
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Bei einer solchen Stimmung gleich am ersten Tag und angesichts der Tatsache, dass viele 
Mitglieder der Europäischen Kommission es planen, in naher Zukunft einen ernsthaften 
Streit mit Ungarn und Polen zu führen, zeichnet sich bereits jetzt ab, dass die slowenische 
EU-Ratspräsidentschaft eine stürmische und wenig konsensfähige sein wird. 

 

Dieser Beitrag erschien zuerst bei der VISEGRÁD POST, unserem Partner in der 
EUROPÄISCHEN MEDIENKOOPERATION. 

Aus: UNSER MITTELEUROPA. MIT VEREINTEN KRÄFTEN FÜR EIN EUROPA DER 
VATERLÄNDER  
 
 

41) Sloweniens EU-Ratspräsidentschaft startete mit starkem Gegenwind 

      Von Judi Tamara (Brüssel) 

01. 07. 2021  

 

Wiederaufbau nach der Katastrophe, der westliche Balkan, die Konferenz zur Zukunft 
Europas ï die slowenische EU-Ratspräsidentschaft, die am 1. Juli beginnt, wird in den 
nächsten sechs Monaten viel zu tun haben. Die Bemühungen Sloweniens werden etwas 
von der Tatsache überschattet, dass die europäische Linke mit ihrer anhaltenden Kritik an 
der Rechtsstaatlichkeit sich nun auch um die Institution der EU-Präsidentschaft besorgt 
zeigt. 

https://visegradpost.com/de/2021/07/02/der-slowenische-ministerpraesident-ist-in-bruessel-nicht-willkommen/
https://unser-mitteleuropa.com/
https://unser-mitteleuropa.com/
https://i2.wp.com/unser-mitteleuropa.com/wp-content/uploads/2021/07/jansa.jpeg?fit=560%2C374&ssl=1
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Es ist keine Übertreibung zu sagen, dass die slowenische EU-Ratspräsidentschaft am 1. 
Juli mit noch mehr Aufmerksamkeit als sonst beginnt. Laibach ist seit 17 Jahren Mitglied der 
Europäischen Union und hat zum 30. Jahrestag der slowenischen Staatlichkeit zum zweiten 
Mal die Präsidentschaft des Rates der Europäischen Union inne. Wie bei den beiden 
vorangegangenen EU-Ratspräsidentschaften, der deutschen und der portugiesischen, 
werden die Slowenen in den nächsten sechs Monaten einen starken Fokus auf die Corona-
Epidemie legen. Die wirtschaftliche Erholung vom Virus, die Umsetzung des EU-
Rettungsfonds in Höhe von 750 Milliarden Euro, die Verabschiedung der nationalen 
Konjunkturprogramme und die Auszahlung der Vorfinanzierung werden unter ihrer Führung 
zu den Prioritäten gehören. Wie von der Präsidentschaft angekündigt, wird auch die Reihe 
der Konferenzen über die Zukunft Europas im Mittelpunkt stehen: Alle Stimmen müssen in 
der EU-weiten Konsultation gehört werden. ï ĂNationale Kulturen sind kein Hindernis f¿r die 
europäische Kultur. Wir sind Europªer, gerade weil wir Slowenen sind,ñ sagte 
Ministerprªsident Janez Janġa in einer Botschaft, die auf der offiziellen Website der 
Präsidentschaft veröffentlicht wurde, während er auch die eher kontroversen Themen des 
europäischen Lebensstils, der Rechtsstaatlichkeit und der Gleichberechtigung als eine dritte 
Priorität nannte. Es kann vorhergesagt werden, 

dass die Slowenen in Brüssel einen schweren Stand haben werden, da sie in der Regel 
neben Polen und Ungarn zu den am meisten kritisierten Ländern auf dem Gebiet der 
Rechtsstaatlichkeit gehören. 

Das Programm der Ratspräsidentschaft ist aber gelinde gesagt nicht kompromisslos: Die 
EU müsse alle Mitgliedsstaaten und Bürger gleich behandeln, sagt der rechte 
Regierungschef: ĂWir wollen eine Union, die auf der Menschenwürde und der Achtung der 
Menschenrechte basiert, und dazu gehört auch die Meinungsfreiheit, auch wenn sie 
zunehmend bedroht istñ, sagt Janġa. 

Viktor Orb§n und Janez Janġa Ŀ Bildquelle: Magyar Nemzet  
 

https://slovenian-presidency.consilium.europa.eu/en/introductory-address-by-the-slovenian-prime-minister-janez-jansa/
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Das gute Verhªltnis zwischen Viktor Orb§n und Janez Janġa ist ein Dauerthema in der 
europäischen Presse. Negative Artikel darüber erschienen schon lange vor dem Amtsantritt 
der slowenischen Präsidentschaft, praktisch seit Jahresbeginn, in der Brüsseler Presse. 

Zum Beispiel dar¿ber, wie Janġa bestimmte Journalisten behandle, oder dass die 
Präsidentschaft präventiv die Gemüter über ihr Programm beruhigt. In letzterem 
Zusammenhang räumt der Politico-Artikel auch Viktor Orbán eine prominente Rolle ein, der 
laut dem Blatt ein Freund des ungarischen Ministerpräsidenten ist und erklären muss, 
warum er während seiner Präsidentschaft die Agenda des Rates nicht im Sinne Budapests 
gestaltet. Der Autor der linken italienischen Tageszeitung Corriere della Sera zeigte sich am 
Mittwoch noch Ăbeunruhigtñ dar¿ber, dass mit dem slowenischen Ministerprªsidenten 
jemand die EU-Ratspräsidentschaft übernimmt, der auf dem recht hitzigen EU-Gipfel der 
vergangenen Woche das ungarische Gesetz gegen Pädophilie unterstützt hatte. 

Gestern wurde auch ein offener Brief veröffentlicht, in dem vier (!) Abgeordnete des 
Europäischen Parlaments eine Verschärfung des Rechtsstaatlichkeitsmechanismus gegen 
Slowenien forderten, gerade als es im Begriff ist, die EU-Präsidentschaft zu übernehmen. 
In dem Brief an die Europäische Kommission ï der auch vom Brüsseler Kritiker der 
ungarischen Regierung, Daniel Freund, zur Kenntnis genommen wurde ï argumentieren 
sie, dass Premierminister Janġa keinen Respekt vor der Presse oder der Justiz hat und 
bisher nicht einmal ein Mitglied der Europäischen Staatsanwaltschaft ernannt hat. 

Es sei aber auch daran erinnert, dass die slowenische Regierung die Kritik rechtzeitig 
vorweggenommen hat: Gleich zu Beginn des Fake-News-Krieges wurde ein Brief nach 
Brüssel geschickt, in dem die Eurokraten, die Slowenien kritisierten, zu einer 
Erkundungsmission eingeladen wurden. Der Einsatz wurde wegen mangelndem Interesse 
abgesagté 

Quelle: Magyar Nemzet 

Aus: UNSER MITTELEUROPA. MIT VEREINTEN KRÄFTEN FÜR EIN EUROPA DER 
VATERLÄNDER  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

https://www.politico.eu/article/european-commission-condemns-attacks-on-journalists-by-slovenian-prime-minister/
https://www.politico.eu/article/slovenia-eu-presidency-council-calm-nerves-anze-logar/
https://www.corriere.it/opinioni/21_giugno_29/ue-preoccupa-semestre-janez-jana-1122dfd0-d8fb-11eb-8266-a744dc7bc2d8.shtml
https://magyarnemzet.hu/kulfold/elrajtolt-a-szloven-eu-elnokseg-10013840/
https://unser-mitteleuropa.com/
https://unser-mitteleuropa.com/
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42) Linke Hysterie über die slowenische EU-Ratspräsidentschaft 
 

      Von Peter Truden 

 
30. 06. 2021  

Antifa-Anhänger greifen Polizisten vor dem slowenischen Parlament an · Foto: STA  

Die zweite EU-Ratsprªsidentschaft unter der F¿hrung der Regierung von Janez Janġa 
sorgt für wachsende Hysterie in der Linken. Waren im letzten Jahr die Angriffe auf die 
Mitte-Rechts-Regierung eher durchdacht und sehr gut vorbereitet, sogar orchestriert 
mit den Mainstream-Medien wie dem nationalen TV Slowenien, ist die Nervosität auf 
der Linken, nachdem klar wurde, dass Janġa doch die EU-Ratspräsidentschaft 
übernehmen würde, sehr groß. Die Linke greift zu immer gewalttätigeren Mitteln. 

Das Konstrukt der Masken und Atemschutzmasken, die Irref¿hrung ¿ber die ĂErhºhung der 
Beamtengehªlterñ, die breit angelegte Propagandakampagne, dass wir im Herbst und 
Winter die härtesten Maßnahmen zur Bekämpfung von COVID-19 in der Europäischen 
Union hatten, und die Liste geht weiter. Doch jede Woche, je näher wir dem 1. Juli kommen, 
wächst die Hysterie, während gleichzeitig die Überzeugungskraft der politischen Konstrukte 
mit ihr abnimmt. 

Die Opposition als der berüchtigte Informbiro 

Neulich haben Abgeordnete der Opposition den Kulturausschuss einberufen, um über die 
politisch einseitige Finanzierung der Medien in der Ausschreibung des Kulturministeriums 
für 2021 zu diskutieren. Was sie dort sagten, lässt das Blut eines jeden Menschen, dem das 
Recht auf Rede-, Meinungs- und Pressefreiheit heilig ist, kalt werden. Nach dem Vorbild des 
ehemals berüchtigten sowjetischen Informbüros lasen die Abgeordneten der Opposition 
Artikel von Medien, die ihnen nicht gefielen, und entschieden, welche davon eine 
Finanzierung verdienten und welche nicht. So etwas hat der slowenische Parlamentarismus  

https://i2.wp.com/unser-mitteleuropa.com/wp-content/uploads/2021/06/antifa-1068x712-1.jpg?fit=1068%2C712&ssl=1
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noch nie gesehen. Mitglieder der liberalen Parteien, die schon Monate zuvor über ihre 
Stellvertreter in den EU-Medien falsche Warnungen vor politischem Druck auf die 
slowenischen Medien verschickt hatten, übernahmen die Rolle der obersten Sowjets, die 
für die Medienpropaganda im Tempel der Demokratie verantwortlich sind, und begannen, 
die Medien nach ihrer Qualität, ihrem Inhalt und ihrer Glaubwürdigkeit zu bewerten. Die fünf 
promovierten Medienwissenschaftler, die die Projekte der Ausschreibung bewerteten, 
wurden als politisch voreingenommene SDS-Sympathisanten verunglimpft. Die 
konservativen Medien, die das Geld in der Ausschreibung 2021 bekamen, hatten es schon 
einmal bekommen ï nur mussten sie dann vor einem Verwaltungsgericht Recht bekommen, 
weil die vorherigen Kommissionen sie völlig willkürlich und politisch schlecht bewertet hatten 
und die Medienausschreibungen in den Vorjahren ideologisch homogen linkslastig gewesen 
waren. Und solche Ausschreibungen sind offenbar die einzigen, die in Slowenien erlaubt 
sind. Ausschreibungen, die Qualität belohnen und daher von Natur aus pluralistischer sind, 
werden sofort als politisch voreingenommen angegriffen. Um Ihnen eine Vorstellung von der 
korrekten Wahrnehmung zu geben, möchte ich hinzufügen, dass die der Linken 
unsympathischen Medien, die aus der Medienausschreibung Mittel erhielten (Domovina.je, 
Demokracija, Nova24TV, Ļasnik), geringe Beträge erhielten ï maximal 20.000 ú, wªhrend 
die Radiosender, die für den Tycoon Martin Odlazek von besonderem Interesse sind, jeweils 
100.000 ú erhielten, insgesamt fast eine halbe Million, und die Oppositionsabgeordneten 
stören sich nicht daran, weil sie wissen, was sie von Odlazek erwarten können. Wie weit die 
Hysterie geht, sieht man daran, dass die linke Europaabgeordnete Violeta Tomiĺ ganz 
kompromisslos gelogen hat und sagte, dass nur die Medien, Ădie auf die eine oder andere 
Weise mit dem SDS verbunden sindñ, die Mittel bekommen haben. Ein solches MaÇ an 
Verzweiflung hat die linke Politik noch nie gezeigt. Lügen wie die, dass die meisten 
Mitglieder der Expertenkommission ehemalige SDS-Mitglieder sind, werden zivil- und 
strafrechtlich verfolgt. 

Was sie der Regierung vorwerfen, haben sie selbst getan 

Das Dilemma ist zweigeteilt ï der ideologisch-ökonomische tiefe Staat will nicht zulassen, 
dass ihr Antichrist zweimal die slowenische EU-Ratspräsidentschaft innehat. Auf der 
anderen Seite stehen die liberalen Parteien, die wissen, dass der tiefe Staat sie bereits 
aufgegeben hat und intensiv nach ihren Nachfolgern sucht, und ihre einzige 
Überlebenschance darin besteht, so schnell wie möglich Neuwahlen zu erzwingen, bevor 
der nächste Liebling der Übergangslinken genug Pilger vor dem Magistrat versammelt, um 
eine Koalitionsmehrheit zu sichern. Das w¿rde nat¿rlich bedeuten, dass Marjan Ġarec im 
Jahr 2022 wieder Leute auf Dorffesten unterhªlt, Alenka Bratuġek zum Arbeitsamt geht, um 
finanzielle Unterstützung zu bekommen, und Igor Zorļiļ vielleicht einen Job als Praktikant 
im Büro seiner Frau annimmt. 

Indem er Unterschriften von den Präsidenten staatlicher Institutionen für eine Petition über 
angeblichen politischen Druck auf sie sammelte, ist Tomaģ Vesel wirklich in die Politik 
eingestiegen, obwohl er offiziell immer noch der Vorsitzende des höchsten Aufsichtsorgans 
des Landes ist ï was auf seine Art und Weise erschreckend für die Rechtsstaatlichkeit im 
Land ist, aber auch erklärt, warum er es so eilig hatte, den Bericht über den Kauf von 
Schutzausrüstung zu veröffentlichen, der den Ruf des Rechnungshofs gründlich beschädigt 
hat. Seine Petition sollte offiziell die ĂLeidenschaften besªnftigenñ, aber in Wirklichkeit ist sie 
ein klares politisches Pamphlet, das die platten Behauptungen der Opposition, ihrer Medien 
und der Akademiker, die sich um die ¦bergangslinke scharen, zusammenfasst. Tomaģ 
Vesel hat keinen besonders guten Sinn für Ironie. Er ist seit 2013 Präsident des 
Rechnungshofs. Was ist in der Zwischenzeit passiert? Der Angriff von Miro Cerar auf die 
Glaubwürdigkeit und das juristische Wissen des Obersten Gerichtshofs, als dieser ihn beim 
Referendum über die zweite Eisenbahnlinie brüskierte. Die unmissverständliche Botschaft  
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von Marjan Ġarc, dass die staatlichen Medien nicht in Medien werben sollten, die ihm nicht 
gefallen. Minister Bandelli drohte dem Bürgermeisterkandidaten von Komno, Erik Modic, 
dass der Staat der Gemeinde keine Gelder geben würde, wenn er nicht so handeln würde, 
wie er es sich w¿nscht. Ġarcôs Sekretªrin Brane Kralj rief die Vorsitzende des Aufsichtsrates 
von Uradni List an und teilte ihr unmissverständlich mit, dass der Staat die Ernennung von 
Igor Ġoltes zum Direktor erwarte, und verlangte sogar, dass ihm das Personalverfahren 
unter Umgehung des SDH persönlich gemeldet werde. Diskreditierung des 
Verfassungsgerichts durch die sozialistischen und liberalen Parteien, die sich weigerten, die 
Entscheidung über die Angleichung der Finanzierung des öffentlichen Programms der 
staatlichen und privaten Schulen umzusetzen. Ġarecôs kompromisslose Ersetzung von 
Direktoren durch inkompetente Mitarbeiter. Alenka Bratuġeks selbsternannte Euro-
Kommissarin beschimpfte daraufhin Ġtefanecs KPK, als diese die Affªre untersuchte. 
Ļrnļec schlug SOVI, und die Koalitionspartner verdªchtigten ihn sogar, sie zu stalken. Vesel 
hat das alles miterlebt. Aber nicht ein einziges Mal begann er mit der 
Unterschriftensammlung über unzulässige Eingriffe in staatliche Einrichtungen. Mit der 
aktuellen Petition hat er jedoch fröhlich in die Hundepfeife geblasen und seinen 
sozialistischen Herren gesagt: ĂIch gehºre euch, macht mit mir, was ihr wollt, lasst mir nur 
die 250.000 Euro, die ich von der FIFA bekomme.ñ Veselovs bescheidene Bereitschaft 
dürfte aber im Moment Alenka Bratuġek, Marjan Ġarc und die Abtr¿nnigen vom SMC am 
meisten beschäftigen. 

Währenddessen kämpft die Regierung immer noch mit dem internationalen Engagement 
slowenischer Aktivisten, das sich in den letzten Monaten in einer Reihe ausländischer Artikel 
voller alternativer Wahrheiten von heimischen Logos manifestiert hat, und nun ist es 
unseren Kreisen, die sich um eine Interessenvereinigung von Anti-Designern scharen, 
gelungen, auch internationale Institutionen zu mobilisieren. Schließlich der Europarat mit 
seiner Kommissarin f¿r Menschenrechte, Dunja Mijatoviĺ, die sich erst tagelang die 
detaillierten Erklärungen der Regierung zu ihren Bedenken über 
Menschenrechtsverletzungen in Slowenien anhörte, dann alle Erklärungen in einem PDF 
am Ende ihrer Botschaft vergrub und ein politisches Pamphlet schrieb, für das sich kein 
politischer Freitagsradler schämen würde. Unter anderem wirft sie der Regierung vor, die 
STA abzuschöpfen (obwohl Regierungsvertreter tagelang die komplexe Situation bezüglich 
der Agentur erklärten) und die Pandemie zu nutzen, um die Rechte auf Meinungsäußerung 
von Regierungsgegnern und politischer Opposition zu beschneiden. Und das, obwohl die 
Maßnahmen ähnlich oder milder waren als in anderen EU-Ländern und trotz der Tatsache, 
dass bei den illegalen Freitagsprotesten im Laufe eines Jahres niemand zu Schaden kam, 
ungeachtet der manchmal aggressiven Gewalt der Demonstranten. 

Die linke Elite will eine erfolgreiche Präsidentschaft verhindern 

Die Regierung wird die EU-Ratspräsidentschaft also so begrüßen, wie sie es bei der letzten 
getan hat ï mit heimischen Holzscheiten unter den Füßen. Mit Lügen über die politische 
Finanzierung der Medien und Anschuldigungen über Phantomdruck auf staatliche 
Institutionen ï aber ohne jeden empirischen Beweis, im Gegensatz zu früheren 
Regierungen, wo Druck durch konkrete Telefonanrufe und E-Mails nachgewiesen wurde. 
Aus der 571-Petition wurde die FIFA 4 ï die Unterstützung so vieler Institutionen konnte 
Vesel sichern. Slowenien ist ein Gefangener der Besitzstandswahrung einer Elite, genau 
wie 2008, und diese Elite wird alles tun, um eine erfolgreiche Präsidentschaft zu verhindern. 
An diesem Punkt ist es das Beste für die Regierung, sie zu überstimmen und mit der Arbeit 
fortzufahren. In die Geschichte geht nur harte Arbeit ein, und billiger Aktivismus wird 
vergessen ï die erste slowenische EU-Ratspräsidentschaft war ein Vorbild für alle anderen 
neuen Mitgliedsstaaten, und das Gesetz, das zur Unterzeichnung der Petition 571 führte, 
ist heute noch in Kraft. 
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Dieser Beitrag erschien zuerst bei DEMOKRACIJA, unserem Parter in der 
EUROPÄISCHEN MEDIENKOOPERATION. 

Aus: UNSER MITTELEUROPA. MIT VEREINTEN KRÄFTEN FÜR EIN EUROPA DER 
VATERLÄNDER  
 

43) ĂPrideñ ist auch in Kroatien nicht willkommen 
 
07. 07. 2021  

Bildquelle: Radio Szent Korona 

Am Wochenende hielten LGBTQP-Organisationen und Einzelpersonen ihren jährlichen 
Marsch in Zagreb ab. Die Veranstaltung läuft in der kroatischen Hauptstadt seit einem 
Jahrzehnt fast ununterbrochen, doch in diesem Jahr zeigten die Patrioten des Landes ihre 
Ablehnung der sorosistischen Unterwanderung der Gesellschaft und zeigten offen ihren 
Widerstand. Nach Presseberichten wurden mehrere ĂPrideñ-Marsch-Teilnehmer 
geschlagen und bespuckt, andere wurden beschimpft und eine Regenbogenfahne wurde 
angez¿ndet. Der Widerstand gegen ĂPrideñ ging auch nach dem Ende deren Marsches am 
Samstagabend weiter, wobei Patrioten den Homosexuellen klar machten, dass sie in 
Kroatien nicht willkommen sind. 

Die linksliberalen Medien waren schnell dabei, Sündenböcke in Form von zwei Politikern, 
Nikola Grmoja und Bozo Petrov, zu finden, die sich bei zahlreichen Gelegenheiten gegen 
die gewalttätige LGBTQP-Lobby ausgesprochen haben. Diese haben sich jedoch von den 
Aktionen der Patrioten distanziert und rufen ihrerseits zu rechtlichen Schritten auf. 

Quelle: Radio Szent Korona 

Aus: UNSER MITTELEUROPA. MIT VEREINTEN KRÄFTEN FÜR EIN EUROPA DER 
VATERLÄNDER  

https://demokracija.si/izpostavljeno/v-novi-reviji-demokracija-opozicijska-histerija-ob-priblizevanju-slovenskega-predsedovanja-svetu-eu/
https://unser-mitteleuropa.com/
https://unser-mitteleuropa.com/
https://szentkoronaradio.com/blog/2021/07/05/a-horvatoknal-sem-leanyalom-pride-ot-tartani-a-hazafiak-megelegeltek-a-deviancia-terjedeset/
https://unser-mitteleuropa.com/
https://unser-mitteleuropa.com/
https://i0.wp.com/unser-mitteleuropa.com/wp-content/uploads/2021/07/9d52ba99-cf92-4cd4-aa98-4c60ba564f74-678x381-1.jpg?fit=678%2C381&ssl=1
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44) Ungarn hat Interesse an Serbiens EU-Beitritt 

      Von Éva Harangozó 

30. 06. 2021  

 
Bildquelle: Magyar Nemzet 

- Ceterum censeo, Serbien muss aufgenommen werden, sagte Ministerpräsident Viktor 
Orb§n letzte Woche auf der Konferenz Ă30 Jahre Freiheitñ, als er ¿ber den Beitritt des 
Westbalkanlandes zur Europäischen Union sprach und fügte hinzu, dass die EU ein 
größeres Interesse an der Mitgliedschaft des Landes hat als die Serben selber. 

Die Experten sind sich einig, dass es für Ungarn aus mehreren Gründen wichtig wäre, wenn 
Serbien so bald wie möglich Mitglied der Europäischen Union wird. Auf eine Frage von 
Magyar Nemzet betonte Tibor Ördögh, außerordentlicher Professor an der Nationalen 
Universität für den öffentlichen Dienst, dass gutnachbarschaftliche Beziehungen und 
sicherheitspolitische Erwägungen Faktoren sind, die Ungarns Unterstützung für den Beitritt 
des Balkanstaates ausmachen. Der Balkan-Experte wies auch darauf hin, dass die Priorität 
der ungarischen Regierung darin besteht, die Situation der ungarischen Minderheiten auf 
dem Westbalkan zu verbessern. Der Forscher betonte auch, dass: 

wenn Serbien ein Mitgliedsstaat würde, könnten insbesondere die Probleme im 
Zusammenhang mit der Migrationssituation auf EU-Ebene stabilisiert werden. 

Das Problem ist nur, dass, wie Außenminister Péter Szijjártó kürzlich feststellte, viele 
westeuropäische Mitgliedsstaaten die EU-Integration des Westbalkans nur verbal 
befürworten. Allerdings wies der Außenminister bei einem Treffen der EU-Außenminister in 
Luxemburg auch darauf hin, dass die EU, wenn sie nicht rechtzeitig handelt, die Region 
verlieren könnte, genau wie Großbritannien. Er sagte auch, dass Serbien (und die anderen 
Westbalkanländer Bosnien und Herzegowina, Montenegro, Kosovo, Nordmazedonien und 
Albanien) wirtschaftlich viel vom EU-Beitritt zu gewinnen hätten. Nicht unerheblich ist auch, 
dass es mehrere Mächte gibt, die um die Region konkurrieren, darunter China und 
Russland. 

https://i1.wp.com/unser-mitteleuropa.com/wp-content/uploads/2021/06/orbanvucic.jpeg?fit=560%2C373&ssl=1
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In den letzten Jahren wurde Ministerpräsident Viktor Orbán mehrmals von Serbiens 
Prªsident Aleksandar Vuļiĺ empfangen. 

Im Mai dieses Jahres gab das Europäische Parlament (EP) einen Länderbericht über 
Serbien heraus, in dem es sagte, dass Belgrad, um seine Beitrittsambitionen zu 
verwirklichen, Reformen einleiten müsse, auch in den Bereichen Demokratie, 
Menschenrechte und Rechtsstaatlichkeit, da dies Kernwerte sind, die den Grundstein der 
EU bilden und im Mittelpunkt des Erweiterungs-, Stabilisierungs- und 
Assoziierungsprozesses stehen. Auch der Fidesz hat auf den Länderbericht reagiert und 
erklärt, das Dokument sei auffallend einseitig und kritisch gegenüber der 
rechtskonservativen Regierung Serbiens. Sie glauben, dass der Bericht des EP über 
Serbien nicht dazu dient, den Beitrittsprozess zu beschleunigen und die gegenseitige 
Achtung und Wertschätzung zwischen der EU und Serbien zu fördern. 

Serbien braucht keine ideologischen Berichte, sondern fachliche und finanzielle 
Unterstützung, um so schnell wie möglich den Anschluss an die Europäische Union zu 
finden. 

- erklärte die ungarische Regierungspartei. 

Die Studie 2019 des Instituts für Außenpolitik und Internationale Wirtschaft zum EU-Beitritt 
Serbiens unterstreicht, dass es einen vorrangigen Bereich des Prozesses gibt, und zwar die 
regionale Zusammenarbeit. Wie sie schrieben, versuchte der derzeitige serbische Präsident 
Aleksandar Vuļiĺ, bereits als Premierminister in den Jahren 2014ï2015, Serbien in den 
Mittelpunkt der regionalen Zusammenarbeit zu stellen. Péter Zakar, Präsident des 
Forschungszentrums der Südregion, betonte auf eine Frage von Magyar Nemzet: 

ĂIn Serbien haben sich Vuļiĺ und die Regierung in Belgrad kürzlich als europafreundlich 
umprogrammiertñ. 

Seit 2012 sei ein Prozess der Annäherung zwischen der ungarischen und der serbischen 
Regierung zu beobachten, sagte er und fügte hinzu, dass Budapest und Belgrad zum 
Beispiel gemeinsam der unschuldigen Menschen gedachten, die 1941 und 1944 im Zweiten 
Weltkrieg getötet wurden. 

Allerdings ziehen sich die Beitrittsverhandlungen nun schon so lange hin, dass die Aussicht 
auf einen EU-Beitritt für die Serben immer unattraktiver wird: Laut einer Umfrage im letzten 
Jahr unterstützen nur noch 35 Prozent der serbischen Bevölkerung eine EU-Mitgliedschaft 
Serbiens, verglichen mit 47 Prozent vor drei und 51 Prozent vor sechs Jahren. Laut der 
Studie war die Unterstützung für die EU zwischen 2000 und 2005 am höchsten, als eine 
Mehrheit der Einwohner glaubte, dass die EU-Mitgliedschaft den Lebensstandard 
verbessern und helfen würde, Korruption und organisiertes Verbrechen zu reduzieren. Die 
Umfrage fügt hinzu, dass das Vertrauen in die EU zunächst im Jahr 2006 sank, als sich 
Montenegro von Serbien trennte, und dann, als der Kosovo 2008 seine Unabhängigkeit 
erklärte, was von den EU-Ländern akzeptiert wurde. 

Quelle: Magyar Nemzet 

Aus: UNSER MITTELEUROPA. MIT VEREINTEN KRÄFTEN FÜR EIN EUROPA DER 
VATERLÄNDER  
 
 
 

https://magyarnemzet.hu/kulfold/magyarorszagnak-erdeke-szerbia-unios-csatlakozasa-10009808/
https://unser-mitteleuropa.com/
https://unser-mitteleuropa.com/
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45) Die Ăoffene Gesellschaftñ wird in Albanien durchgesetzt 
 

          Von Álvaro Peñas 
 

01. 07. 2021  

Sali Berisha & George Soros · Bildquelle: El Correo de España 

Wie der slowenische Sender Nova24t berichtet, haben die USA einem ihrer ehemaligen 

Verbündeten, Sali Berisha, die Einreise verboten. Berisha war von 1992 bis 1997 Präsident 
von Albanien und von 2005 bis 2013 Premierminister. Der Staatssekretär Antony Blinken 
rechtfertigte sich am 19. Mai in einem Tweet: ĂDie korrupten Handlungen des ehemaligen 
albanischen Präsidenten Sali Berisha haben die Demokratie in Albanien untergraben. Ich 
erkläre Berisha und seine engsten Familienangehörigen öffentlich als nicht 
einreiseberechtigt in die Vereinigten Staaten. Wir stehen gemeinsam mit unseren Partnern 
in Albanien gegen Korruption ein.ñ Mit anderen Worten: Der ehemalige Verb¿ndete der 
Vereinigten Staaten ist korrupt, und aus diesem Grund dürfen weder er, noch seine Frau, 
noch seine beiden Kinder einen Fuß auf amerikanischen Boden setzen. 

Nach dieser Nachricht bat der republikanische Kongressabgeordnete Lee Michael Zeldin 
das Außenministerium am 7. Juni um Erklärungen zu diesen Korruptionsvorwürfen. Blinken 
verteidigte seine Entscheidung vor dem Ausschuss für auswärtige Angelegenheiten des 
Kongresses, indem er sagte, Berisha habe sich der ĂVeruntreuung ºffentlicher Gelder 
schuldig gemacht, indem er sich in öffentliche Prozesse eingemischt hat, einschließlich der 
Nutzung seiner Macht zu seinem eigenen Vorteil und zur Bereicherung seiner politischen 
Verbündeten und Familienmitglieder auf Kosten des Vertrauens der albanischen 
¥ffentlichkeit in ihre Regierungsinstitutionen und Amtstrªger.ñ Er lieferte jedoch keine 
Beweise und stellte fest, dass er Ănichts Konkretes mit dem Komitee zu teilenñ habe, und 
lud den Republikaner ein, sich an das Büro für Rechtsangelegenheiten zu wenden, um mehr 
Informationen zu erhalten. Zeldin fragte Blinken speziell, ob er in Kontakt mit dem 
Philanthropen George Soros gestanden habe, was der Staatssekretär verneinte, obwohl er 
betonte, dass er nicht jeden in seinem Ressort ausschließen könne. 

Warum die Erwähnung des allgegenwärtigen Soros? Berisha sagte verschiedenen Medien, 
dass sein Veto in den USA auf eine Desinformationskampagne von Gruppen  

https://nova24tv.si/svet/trenja-med-nekdanjim-albanskim-zaveznikom-zda-in-georgeem-sorosem/
https://i2.wp.com/unser-mitteleuropa.com/wp-content/uploads/2021/07/44276_hdhdh-8.jpg?fit=624%2C351&ssl=1
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zurückzuführen sei, die von George Soros finanziert und unterstützt werden, und kündigte 
eine Klage gegen Blinken vor einem europäischen Gericht an. Dies ist nicht das erste Mal, 
dass Berisha mit dem Finger auf Soros zeigt, und ihre Beziehung reicht weit zurück. Als 
Antwort auf den deutschen Europaabgeordneten Knut Fleckenstein, der behauptete, die 
Vorwürfe gegen Soros seien ein Märchen, erklärte der ehemalige albanische Präsident 
2017: ĂMeine Behauptungen, dass George Soros und seine Mafia eine groÇe Bedrohung 
für die albanische Demokratie sind, basieren auf authentischen Dokumenten. Meine 
Aussagen im albanischen Parlament gegen die mafiösen Aktionen von Soros und seinem 
Netzwerk in Albanien basieren auf Fakten, die älter sind als die aktuellen Diskussionen in 
den USA ¿ber die Aktivitªten des f¿hrenden Spekulanten des Planetenñ. 

Sali Berisha · Bildquelle: El Correo de España  

Berisha kam aus den Reihen der Partei der Arbeit Albaniens (der kommunistischen Partei) 
und war nach dem Sturz des Regimes eine der treibenden Kräfte der Demokratischen 
Partei. 1992 wurde er Präsident des Landes, musste aber 1997 nach der durch die 
ĂPyramidenfondsñ verursachten Krise, die zum Ruin von Tausenden von Albanern führte, 
zur¿cktreten. Im Jahr 2005 wurde er Premierminister mit dem Versprechen, Ădie Korruption 
zu bekªmpfenñ, und es war wªhrend dieser neuen Amtszeit, dass er eine Beziehung zu 
George Soros aufnahm. Im Jahr 2008, während seines Besuchs des Davos-Forums, 
demselben Forum, das Pablo Casado zum Ăjungen Weltf¿hrerñ und zur ĂStimme einer neuen 
Generationñ gewªhlt hat, traf sich Berisha mit Soros, den er als ĂgroÇen Freund der Albaner 
und Albaniensñ bezeichnete. Laut der Pressestelle des damaligen Premierministers Ăsprach 
Premierminister Berisha während des Gesprächs mit Herrn Soros über den Fortschritt der 
Reformen in Albanien und präsentierte die Errungenschaften im Bereich Bildung, Kultur und 
Gesundheit.ñ 

 



Seite 220 zum AGOMWBW-Rundbrief Nr. 794 vom 22.07.2021 

In einem Schritt, der sich in vielen anderen Ländern wiederholt hat, unterhielt Soros jedoch 
nicht nur Beziehungen zur Regierung, sondern auch zur sozialistischen Opposition, die 
Berisha im Dezember 2013 besiegte. Angeführt von Edi Rama, einem Politiker, der seine 
Karriere ebenfalls in der albanischen Arbeiterpartei begann, bis er 1991 der sozialistischen 
Partei beitrat, gewannen die Sozialisten die absolute Mehrheit und der neue Premierminister 
zeigte viel offener seine Beziehung zu Soros und der Open Society. Auf einer 
Pressekonferenz im Januar 2017 erklªrte der Exekutivdirektor der ĂOpen Society 
Foundation Albaniañ, Andi Dobrushi, dass das Netzwerk stolz darauf sei, bei der Reform 
des Justizsystems geholfen zu haben: ĂEs gibt umfangreiche Dokumente, die unsere 
Beteiligung an der Reform des Justizsystems belegen, und wir sind stolz darauf, daran 
beteiligt gewesen zu sein. Dies ist eine reformistische Unterstützung von 96% der Albaner. 
Gemeinsam mit der US-Botschaft und der EU-Delegation in Tirana haben wir den gesamten 
Prozess finanziell unterst¿tztñ. Die sozialistische Regierung verfolgte eine Ăneoliberalereñ 
Politik als die Demokratische Partei, die den Anweisungen des Internationalen 
Währungsfonds folgte, und gewann 2017 erneut die Wahlen. Die Demokratische Partei 
prangerte die Kontrolle der Medien und der Justiz durch die Sozialisten an und erklärte, 
dass Soros eine zwielichtige, korrupte Clique finanziere, die die Kontrolle über die 
Regierungsinstitutionen übernommen habe und eine gefährliche Agenda für Albanien 
verfolge, so Berisha. Aus diesem Grund boykottierte er zusammen mit den anderen 
Oppositionsparteien die Kommunalwahlen im Juni 2019, die von Wahlbeobachtern der 
OSZE (Organisation für Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa) als nicht repräsentativ 
kritisiert wurden. Der albanische Präsident Ilir Meta, der 2017 mit Unterstützung der 
Sozialisten gewählt wurde, beschuldigte Premierminister Edi Rama, sich auf die Hilfe des 
organisierten Verbrechens zu verlassen, um die Kommunalwahlen zu gewinnen und sprach 
von einem Soros-Komplott, um das Land zu kontrollieren. Am 14. April dieses Jahres 
stimmten die albanischen Parlamentarier über eine Resolution gegen Präsident Ilir Meta 
wegen angeblicher Verletzung der Verfassung ab, ein Amtsenthebungsverfahren, das vom 
Obersten Gerichtshof bestätigt werden muss und seine Entlassung aus dem Amt bedeuten 
würde. Bei den Wahlen am 25. April siegten erneut die Sozialisten in einer Wahl, die der 
Vorsitzende der Demokratischen Partei, Lulzim Basha, als ĂMaskeradeñ bezeichnet hat. 
Inmitten all dieser politischen Umwälzungen ist Albanien weiterhin ein Land mit endemischer 
Korruption und laut EUROPOL eine der Hauptquellen des Drogenhandels in der EU. 
Nichtsdestotrotz plant es, den Prozess des EU-Beitritts bis zum Ende des Jahres 
voranzutreiben, und es wird nicht an Unterstützung fehlen. 

 
Edi Rama mit George und Alexander Soros ·  
Bildquelle: El Correo de España  
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Das albanische Modell ist ein perfektes Beispiel für das Modell der offenen Gesellschaft: 
eine Regierung und eine Opposition im Dienste derselben globalistischen Interessen 
(obwohl die albanische Opposition sich endlich entschlossen hat, die Karten neu zu 
mischen), absolute Kontrolle der Medien, Kontrolle der Justiz und die Beherrschung der 
Zivilgesellschaft durch alle möglichen NGOs, die bestimmen, ob eine Regierung 
Ădemokratischñ ist oder nicht. Ein sehr ªhnliches Modell wie das, auf auch auf Spanien 
zusteuert, denn schließlich scheinen der albanische Premierminister und Pedro Sánchez 
viele Gemeinsamkeiten zu haben. 

Dieser Beitrag erschien zuerst bei EL CORREO 
DE ESPAÑA, unserem Partner in der EUROPÄISCHEN MEDIENKOOPERATION. 

Aus: UNSER MITTELEUROPA. MIT VEREINTEN KRÄFTEN FÜR EIN EUROPA DER 
VATERLÄNDER  
 
 

46) Anti-Rassismus-Wahn im Fussball: EM-Sieger Italien Ăzu weiÇñ und  
      Ărechtsñ 
 
16. 07. 2021  

Presidenza della Repubblica/Wikimedia  

Der Anti-Rassismus-Wahn der Linken hat seit einiger Zeit auch den Spitzensport und hier 
besonders den Fussball fest im Griff. Denn ganz in kommunistischer Manier, muss auch der 
Sport vollkommen politisch gemacht werden. Nicht nur müssen nun Kampfbegriffe wie 
ĂDiversityñ und ĂRespectñ regelmªÇig zur Schau gestellt und erwªhnt werden, auch sexuelle 
Minderheiten werden durch die ĂRegenbogen-Propagandañ mittlerweile in den eigentlich  

https://elcorreodeespana.com/politica/783511306/La-sociedad-abierta-se-impone-en-Albania-Por-Alvaro-Penas.html
https://elcorreodeespana.com/politica/783511306/La-sociedad-abierta-se-impone-en-Albania-Por-Alvaro-Penas.html
https://unser-mitteleuropa.com/
https://unser-mitteleuropa.com/
https://i0.wp.com/unser-mitteleuropa.com/wp-content/uploads/2021/07/Sergio_Mattarella_meets_Italy_national_football_team_and_Matteo_Berrettini_12_July_2021_01.jpg?fit=2378%2C1598&ssl=1

